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Kurzfassung 

In der Dissertation wird das akteursbasierte Wohngebäude- und Haushalts-modell AWOHM zur Identifizierung und Konzipierung adäquater Bündel um-weltpolitischer Instrumente im Themenfeld Wärmenutzung mit Fokus auf der energetischen Modernisierung entwickelt und auf die Bundesrepublik Deutschland angewandt.  Um politische Entscheidungsträger bei der Identifizierung adäquater umwelt-politischer Instrumentenbündel zu unterstützen, werden auf nationaler Ebene Bottom-Up-Wohngebäudebestandsmodelle eingesetzt. Mit diesen werden Entwicklungspfade des Gebäudebestands simuliert und vorwiegend hinsicht-lich Treibhausgasemissionen, Energiebedarf, Investitionen und Energiekosten bewertet. Dabei werden häufig Sanierungspakete sowie zugehörige Umset-zungsraten exogen vorgegeben. Neuere Modelle zielen auf die Simulation der Sanierungsentscheidung und die Berücksichtigung von Sanierungshemmnis-sen ab, wobei Charakteristika und Dynamik der beteiligten Akteure bislang weitgehend unberücksichtigt bleiben. In dieser Arbeit wird durch die integrierte Modellierung der Akteure Eigentü-mer und Bewohner sowie der Wohngebäude einerseits die Abbildung von Sa-nierungshemmnissen verbessert. Andererseits werden die finanzielle Über-forderung von selbstnutzenden Eigentümern, Mietern und Vermietern sowie Mitnahmeeffekte quantifizierbar gemacht. Die Beurteilung der Adäquatheit von Instrumentenbündeln orientiert sich an der deutschen Nachhaltigkeits-strategie. Dabei werden insbesondere auch Luftschadstoffemissionen sowie deren räumliche Verteilung, Umverteilungswirkungen und finanzielle Überlas-tungen einkommensschwacher Haushalte in die Betrachtung einbezogen. Durch die Modellierung der Gebäude und Haushalte auf Mikroebene wird eine 



 

 

hemmnis- und potenzialgetriebene Neu-/Umgestaltung umweltpolitischer In-strumente sowie deren Anpassung an unterschiedliche Zielgruppen mittels auf der Clusteranalyse basierender Verfahren ermöglicht. Da die Modellierung auf Mikroebene zusätzliche Unsicherheiten bedingt, werden diese mit Monte-Carlo-Simulationen und Szenarien analysiert. Mittels AWOHM werden Entwicklungspfade des Wohngebäude- und Haus-haltsbestands in Deutschland bis 2030 simuliert und bewertet. Es werden technische, ökonomische und ausschöpfbare Emissionsreduktionspotenziale bestimmt sowie umweltpolitische Instrumentenbündel zusammengestellt, die an die Charakteristika der Gebäude, Eigentümer und Bewohner angepasst sind. Abschließend werden Möglichkeiten zur weiteren Anwendung und Er-weiterung von AWOHM aufgezeigt. 
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1 

1. Einleitung1 

1.1 Ausgangslage und Problemstellung Ausgangslage Wohngebäude dienen der Sicherung der elementaren Daseinsgrundfunktion Wohnen. Im Gegenzug bedingen sie einen beträchtlichen Teil des Ressourcen-verbrauchs, der Luftschadstoff- und Treibhausgasemissionen, der Flächenin-anspruchnahme sowie der Ausgaben der privaten Haushalte. Im deutschen Nachhaltigkeitsdiskurs nehmen sie unter anderem deshalb in ökologischer, ökonomischer und sozialer Hinsicht eine Schlüsselrolle ein. In der als Teil der Nachhaltigkeitspolitik interpretierbaren Energiepolitik gilt laut dem Energie-konzept der Bundesregierung aus dem Jahr 2010 (vgl. Bundeskabinett 2010) insbesondere die Verdopplung der energetischen Sanierungsrate2 des Gebäu-debestands auf 2% p. a. als zentraler Beitrag zu den energiepolitischen Kern-zielen Umweltschutz, Versorgungssicherheit und wirtschaftliche Vertretbar-keit. Daher soll eine Vielzahl von aufeinander abgestimmten umweltpoliti-schen Instrumenten die Dynamik des durch lange Sanierungszyklen geprägten Gebäudebestands erhöhen. Neben technischen Innovationen kommt dabei insbesondere dem breiten Einsatz bereits etablierter Techniken eine zentrale Bedeutung zu. In der Folge soll gemäß dem Energiekonzept der Bundesregie-rung der Wärmebedarf bis 2020 um 20% gesenkt sowie bis 2050 eine Primär-energiebedarfsreduktion um 80% und ein „nahezu klimaneutraler Gebäudebe-stand“ erreicht werden. Daneben existieren im Energiekonzept sowie über die Klimarahmenkonvention (vgl. UN 1992, 1998, 2012), das Genfer Luftrein-
1 Teile der vorliegenden Arbeit wurden von Hiete, Stengel u. a. (2011) und Stengel u. a. (2012) vorab publiziert (insbesondere Teile der Kapitel 2 und 3 sowie Ab-schnitte 5.3, 5.4, 6.1, 7.2.3, 7.3.3 und 7.4.3) sowie 2012 und 2013 als Skizzen für Forschungsvorhaben (Gesamtansatz) eingereicht. Ohne Zitat übernommene Teilin-halte dieser Quellen wurden dabei ausschließlich von dem Autor der vorliegenden Arbeit erarbeitet.  2 Die Begriffe energetische Modernisierung und energetische Sanierung werden in dieser Arbeit als Synonyme verwendet. 
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halteabkommen (vgl. UNECE 1979, 2012)3, die Strategie Europa 2020 (vgl. Eu-ropäischer Rat 2010) und die deutsche Nachhaltigkeitsstrategie (vgl. Bundes-regierung 2002) weitere Zielvorgaben hinsichtlich Treibhausgas- und Luft-schadstoffemissionen, Energieverbrauch4 und des Anteils erneuerbarer Ener-gien, die sich über den Gebäudebestand hinaus auf alle Emittenten bzw. Ver-braucher in Deutschland beziehen.   Problemstellung Zur Verdopplung der Sanierungsrate von 1% auf 2% p. a., wie im Energiekon-zept der Bundesregierung anvisiert (vgl. Bundeskabinett 2010), muss die der-zeitige Ausgestaltung des umweltpolitischen Instrumentenbündels im Bereich Wärmenutzung5 in Wohngebäuden angepasst werden. Neben der als Hilfsziel interpretierbaren Sanierungsrate sollten in die Eignungsbeurteilung potenziel-ler Instrumentenbündel aus Staatssicht6 die energiepolitischen Kernziele und die im Rahmen der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie aus dem Jahr 2002 ver-folgten Nachhaltigkeitsziele (vgl. Bundesregierung 2002) einbezogen werden. Somit ließen sich Zielkonflikte – wie bspw. zwischen Klimaschutz, Luftreinhal-tung und Wirtschaftlichkeit – frühzeitig identifizieren und ein Ausgleich zwi-schen diesen würde ggf. ermöglicht.  
3 UNECE steht für United Nations Economic Commission for Europe. 4 Im Rahmen des in dieser Arbeit entwickelten Ansatzes wird der (tatsächliche) Energieverbrauch über eine Energiebedarfsberechnungsprozedur geschätzt, wobei durch entsprechende Anpassung der nutzerverhaltensabhängigen Parameter eine möglichst präzise Abschätzung erreicht werden soll. Daher werden die Begriffe Energiebedarf und Energieverbrauch als Synonyme verwendet, sofern nicht gezielt auf Unterschiede zwischen diesen eingegangen wird. 5 Der Bereich Wärmenutzung bezeichnet in dieser Arbeit die Umwandlungskette von der Primärenergie bis zur Nutzenergie (inkl. ihrer Nutzung). Instrumente die-ses Bereichs betreffen u. a. Maßnahmen an Anlagentechnik und Gebäudehülle.  6 In dieser Arbeit wird die Sichtweise von Exekutive, Legislative und Förderer als Staatssicht bezeichnet. Es wird angenommen, dass diese die gesellschaftliche Sichtweise einnehmen. 
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Um politische Entscheidungsträger bei der Identifizierung adäquater umwelt-politischer Instrumentenbündel für einen vorgegebenen Betrachtungszeit-raum zu unterstützen, werden auf nationaler Ebene häufig Wohngebäudebe-standsmodelle eingesetzt. Mit diesen werden meist Entwicklungspfade7 des Gebäudebestands durch die Vorgabe von Sanierungspaketen aus Maßnahmen an Gebäudehülle und Anlagentechnik sowie zugehörigen Sanierungsraten si-muliert und anschließend die gesamtwirtschaftlichen und ökologischen Folgen analysiert (z. B. Markewitz & Stein 2003). Vereinzelt werden die Anteile der Sanierungspakete an der Gesamtsanierungsrate bspw. durch die Verwendung von Diffusionsmodellen (vgl. Kapitel 3) auch modellendogen simuliert. Ein zentrales Defizit der eingesetzten Modelle ist, dass die Eigentümer und Be-wohner der Gebäude weitgehend unberücksichtigt bleiben, obwohl diese – wie empirische Befunde zeigen (z. B. Stieß u. a. 2010; Testorf u. a. 2010) – einer-seits entscheidenden Einfluss auf die Sanierungsrate und die Sanierungspakete nehmen und andererseits für die wirtschaftliche und soziale Vertretbarkeit von Entwicklungspfaden des Gebäudebestands maßgeblich sind. Ohne Kennt-nisse über Eigentümer und Bewohner können weder ökonomische noch sons-tige etwaige Sanierungshemmnisse wie die alters- und lebensmodellabhängige Wohnperspektive, die Bereitschaft zur Kreditaufnahme, der Zugang zu Infor-mationen, das Vermieter-Mieter-Dilemma etc. adäquat berücksichtigt werden. Entsprechend sind Aussagen über die Eignung umweltpolitischer Instrumen-tenbündel diesbezüglich mit hohen Unsicherheiten behaftet. Weiterhin sind negative Auswirkungen, z. B. durch finanzielle Überforderung von Eigentü-mern, Mietern und Vermietern, sowie Mitnahmeeffekte nur unzureichend quantifizierbar und fließen bisher nicht adäquat in die Eignungsbeurteilung umweltpolitischer Instrumente im Bereich Wärmenutzung in Wohngebäuden ein. Insgesamt konzentriert sich die Bewertung von Entwicklungspfaden des Wohngebäudebestands meist auf die isolierte Betrachtung weniger Kenn-
7 Entwicklungspfade beschreiben die Veränderung eines Bestands (bspw. von Ge-bäuden und Haushalten) und seiner Charakteristika über die Zeit. 



1 Einleitung 

4 

größen – wie bspw. CO2-Emissionen, Primärenergiebedarf, Investitionen8 und Energiekosten – und lässt weitere Aspekte wie Luftschadstoffemissionen so-wie deren räumliche Verteilung9, finanzielle Umverteilungswirkungen sowie Überlastungen einkommensschwacher Haushalte außer Acht.  Neben den Defiziten bei den Teilschritten Simulation und Bewertung von Ent-wicklungspfaden des Wohngebäudebestands weist auch der Gesamtansatz, der Wohngebäudebestandsmodellen zugrundeliegt, Verbesserungsmöglichkeiten auf. Da dieser Ansatz die Vorgabe von Instrumentenbündeln als Modellein-gangsgröße erfordert, wird durch derartige Modelle bisher weder eine hemm-nis- und potenzialgetriebene Neu- bzw. Umgestaltung umweltpolitischer In-strumente noch eine Anpassung der Instrumentenbündel an unterschiedliche Zielgruppen unterstützt, obwohl beides zur effizienten Beseitigung von Sanie-rungshemmnissen beitragen kann. Zentrale Gründe hierfür umfassen neben der Nichtberücksichtigung der Eigentümer und Bewohner auch eine zu aggre-gierte Modellierung sowie methodische Lücken. 
1.2 Zielsetzung, Forschungsfragen und Lösungsweg Zielsetzung Ziel der vorliegenden Arbeit ist die Entwicklung und Anwendung einer Metho-dik zur Identifizierung und Konzipierung adäquater Bündel umweltpolitischer Instrumente im Themenfeld Wärmenutzung in Wohngebäuden mit Fokus auf der energetischen Modernisierung. Das betrachtete System umfasst alle Wohngebäude in Deutschland sowie die zugehörigen Eigentümer und Bewoh-ner. Der Betrachtungszeitraum reicht von 2006 bis 2030. Aus der oben be-schriebenen Problemstellung ergeben sich drei wesentliche Anforderungen an die zu entwickelnde Methodik: 
8 Der Begriff Investition wird in dieser Arbeit auch als Synonym zu der mit einer Investition verbundenen Anfangsauszahlung (bzw. -ausgabe) verwendet. 9 Die räumliche Verteilung ist relevant, da Luftschadstoffe überwiegend lokal bzw. regional wirken. 
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• Durch die integrierte Modellierung von Wohngebäuden sowie der Ak-teure Eigentümer und Bewohner10 soll einerseits die Abbildung von Sanierungshemmnissen verbessert und andererseits die finanzielle Überforderung von selbstnutzenden Eigentümern, Mietern und Ver-mietern sowie Mitnahmeeffekte quantifizierbar gemacht werden.   
• Die Beurteilung der Adäquatheit potenzieller Instrumentenbündel soll sich an der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie orientieren, um zu-künftig eine Entscheidungsunterstützung im Bereich der Nachhaltig-keits- und Energiepolitik zu ermöglichen. Dabei sollen insbesondere Luftschadstoffemissionen sowie deren räumliche Verteilung, Umver-teilungswirkungen und finanzielle Überlastungen einkommensschwa-cher Haushalte in die Betrachtung einbezogen werden.  
• Durch die Modellierung der Entwicklungspfade des Wohngebäude- und Haushaltsbestands auf Mikroebene – d. h. auf der Ebene einzelner Gebäude und Haushalte – soll eine hemmnis- und potenzialgetriebene Neu- bzw. Umgestaltung umweltpolitischer Instrumente sowie eine Anpassung von Instrumentenbündeln an unterschiedliche Zielgrup-pen mittels multivariater statistischer Verfahren ermöglicht werden.  Forschungsfragen  Folgende Hauptforschungsfrage soll in der Arbeit beantwortet werden:  „Welche Bündel umweltpolitischer Instrumente sind für den Bereich der Wärmenutzung in Wohngebäuden geeignet, um die Treibhausgas- und Luft-schadstoffemissionen sowie den Primärenergieverbrauch zu reduzieren? 

10 Nach Lützkendorf u. a. (2008) sind Eigentümer und Bewohner Rollen, die von unterschiedlichen Akteuren eingenommen werden können. Im Rahmen der vorlie-genden Arbeit werden unter den Akteuren Eigentümer und Bewohner dahingegen vereinfachend diejenigen Akteure im Sinne von Lützkendorf u. a. (2008) verstan-den, die die Rolle Eigentümer und Bewohner innehaben. Analoges gilt für Bezeich-nungen wie selbstnutzende Eigentümer, Mieter und Vermieter. Selbstnutzende Ei-gentümer treten bspw. in den Rollen Eigentümer und Bewohner auf und gehören damit zu beiden Akteursgruppen. 
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Diese Frage wird durch folgende Teilfragen präzisiert:  
• Wie groß sind die (a) technischen, (b) ökonomischen und (c) aus-schöpfbaren11 Reduktionspotenziale für Treibhausgas- und Luftschad-stoffemissionen sowie den Primärenergieverbrauch? 
• Hinsichtlich welcher Teilbereiche der Nachhaltigkeitsbewertung tre-ten Zielkonflikte auf? 
• Wie verteilen sich die techno-ökonomischen Potenziale auf sozio-demographische Cluster? 
• Welche Akteure tragen die Hauptlasten der Transformation des Ener-giesystems Wärmenutzung in Wohngebäuden, und führt dies zur übermäßigen Belastung einkommensschwacher Haushalte? 
• Wie können diese Hauptlasten verschoben werden, um die Transfor-mation für Wohngebäudeeigentümer und -bewohner möglichst „zu-mutbar“ zu gestalten? Lösungsweg Folgender Lösungsweg wird zur Umsetzung dieser Ziele eingeschlagen:  Kapitel 2 gibt einen Überblick über den aktuellen Stand und die Entwicklung des Bereichs der Wärmenutzung im Wohngebäudebestand in Deutschland. Dabei wird zuerst auf die wärmenutzungsbedingten Emissionen an Luftschad-stoffen und Treibhausgasen sowie den End- und Primärenergieverbrauch ein-gegangen, um die Relevanz des betrachteten Systems für den Umweltschutz zu verdeutlichen. Anschließend werden Gebäude- und Anlagentechniktypologien als zentrale Elemente zur Dekomposition der Gesamtemissionen und des Ge-samtverbrauchs sowie bisherige Sanierungsaktivitäten in Bezug auf Gebäude-

11 Das ausschöpfbare Potenzial sei definiert als der Teil des ökonomischen Potenzi-als, der in der Realität genutzt werden kann. Die Ausnutzung des ökonomischen Potenzials wird bspw. durch mangelnde Möglichkeiten zur Finanzierung, Informa-tionsdefizite und Sanierungsunwilligkeit behindert (vgl. Kapitel 4). Das ausschöpf-bare Potenzial ist daher neben den technischen und ökonomischen Randbedingun-gen des Gebäudes auch von umweltpolitischen Instrumenten sowie Charakteristika der Gebäudeeigentümer und -bewohner bzw. dem Entscheiderverhalten abhängig.  
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hülle und Anlagentechnik erläutert. Zum Abschluss des Kapitels wird eine Übersicht über die umweltpolitischen Instrumente im Bereich Wärmenutzung in Wohngebäuden sowie die umweltpolitischen Ziele und den internationalen Rahmen gegeben. Kapitel 3 fasst den Stand der Wissenschaft des durch Zielsetzung und For-schungsfragen aufgespannten Themenfelds zusammen. Dabei wird basierend auf der Diskussion existierender Modelle die in dieser Arbeit behandelte For-schungslücke verdeutlicht. Im Fokus stehen dabei Wohngebäudebestandsmo-delle sowie die Modellierung der Sanierungsentscheidung, als deren Weiter-entwicklung bzw. Integration das im Rahmen dieser Arbeit entwickelte Modell interpretiert werden kann. Abschließend werden unter Berücksichtigung der identifizierten Forschungslücken Anforderungen an ein integriertes Wohnge-bäude- und Haushaltsmodell abgeleitet.  In Kapitel 4 werden die Akteure Wohngebäudeeigentümer und -bewohner in Hinsicht auf die energetische Sanierung charakterisiert. Differenziert nach selbstnutzenden Eigentümern sowie privaten und institutionellen Vermietern werden allgemeine Ziele des Gebäudeerwerbs, Gebäude und Technik, Sanie-rungsanlässe und -motive sowie Sanierungshemmnisse erörtert. Für Selbst-nutzer wird zudem analysiert, ob ein Zusammenhang zwischen sozio-demographischen Merkmalen und der Sanierungsaktivität besteht. Außerdem wird auf die Mieter und ihre sozio-demographischen Merkmale eingegangen, da sie von den Auswirkungen energetischer Sanierungen betroffen sind und derartige Sanierungen zumindest indirekt beeinflussen. Eine Charakterisie-rung des Akteursumfelds in Bezug auf die Sanierung rundet die Akteursbetrachtung ab. Abschließend werden Schlussfolgerungen für die Ent-wicklung eines integrierten Wohngebäude- und Haushaltsmodells gezogen. In Kapitel 5 wird das akteursbasierte Wohngebäude- und Haushaltsmodell AWOHM entwickelt und formal beschrieben. Nach der Präzisierung der Mo-dellanforderungen und einer Übersicht über die Struktur dieses szenario-basierten Simulationsmodells wird die Modellierung und Ermittlung des Start-
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bestands der Simulation erläutert. Anschließend wird auf die Modellierung der Gebäude- und  Haushaltsbestandsveränderung eingegangen. Zuletzt werden die Struktur der Szenarien, die u. a. die Ausgestaltung des umweltpolitischen Instrumentenbündels umfassen, und der Umgang mit Unsicherheiten be-schrieben.  In Kapitel 6 werden der verwendete Bewertungsansatz und Verfahren zur Analyse des Modelloutputs formal dargestellt. Dabei wird zunächst auf das zur nachhaltigkeitsorientierten Bewertung der Gebäude- und Haushaltsbestands-entwicklungspfade eingesetzte Indikatorensystem eingegangen. Anschließend werden multivariate Analyseverfahren erweitert und angepasst, um die über die indikatorenbasierte Bewertung hinausgehenden Aspekte der Forschungs-fragen beantworten zu können.  In Kapitel 7 wird die entwickelte Methodik für Deutschland und den Betrach-tungszeitraum 2006 bis 2030 angewendet. Nach einer Plausibilisierung der Startbestandserstellung werden durch die szenariobasierte Simulation von Entwicklungspfaden des Gebäude- und Haushaltsbestands technische, ökono-mische und ausschöpfbare Reduktionspotenziale für Treibhausgas- und Luft-schadstoffemissionen sowie den Primärenergieverbrauch abgeschätzt. Eine Plausibilisierung der Bestandsveränderung und die Anwendung der multiva-riaten Analyseverfahren sind in diese übergeordnete Struktur eingebettet. Das Kapitel schließt mit der indikatorenbasierten Bewertung der simulierten Ent-wicklungspfade aus Staatssicht. In Kapitel 8 werden Schlussfolgerungen zum entwickelten Modell gezogen und dieses kritisch gewürdigt. Basierend auf der Modellanwendung in Kapitel 7 werden zudem explizit die Hauptforschungsfrage und die Teilfragen beant-wortet. Zuletzt wird ein Ausblick auf potenzielle zukünftige Forschungsarbei-ten gegeben.  Eine Zusammenfassung in Kapitel 9 schließt die Arbeit ab.  Abbildung 1 fasst die Struktur der vorliegenden Arbeit zusammen. 
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Abbildung 1: Struktur der vorliegenden Arbeit  
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2. Wärmenutzung im Wohngebäudebestand in 
Deutschland Im vorliegenden Kapitel wird zunächst auf den End- und Primärenergiever-brauch12 sowie die Luftschadstoff- und Treibhausgasemissionen eingegangen, welche durch die Wärmenutzung im Wohngebäudebestand bedingt werden. Anschließend werden Gebäude- und Anlagentechniktypologien vorgestellt, die zur differenzierten Analyse des Bereichs Wärmenutzung im Wohngebäudebe-stand benötigt werden. Abschließend wird eine Übersicht der umweltpoliti-schen Instrumente, die der Beeinflussung des Bereichs Wärmenutzung in Wohngebäuden dienen, der umweltpolitischen Ziele und des internationalen Rahmens gegeben. 

2.1 Energieverbrauch sowie Luftschadstoff- und  
Treibhausgasemissionen Die Wärmenutzung in Haushalten umfasst überwiegend die Anwendungsbe-reiche Raumwärme und Warmwasser. Der durch die Wärmenutzung bedingte Anteil der direkten Emissionen an den gesamten Emissionen der NECD13-Schadstoffe NMVOC, NOx und SO2, Feinstaub (PM10 und PM2.5) sowie der Treibhausgase CO2 und CH4 reichte für Deutschland im Jahr 2006 von 3% bis 18% (vgl. Abbildung 2). Im Falle von NOx und SO2 sind die indirekten Emissio-nen mit den direkten mengenmäßig vergleichbar. Die indirekten Emissionen gewinnen ihre Bedeutung dabei überwiegend durch die Vorketten der Ener-gieträger Heizöl und Elektrizität bei NOx sowie Gas, Heizöl und Elektrizität bei SO2. Bei den übrigen Emissionen sind die Vorketten von untergeordneter Be-deutung. Der Anteil des durch die Wärmenutzung in Haushalten bedingten Endenergieverbrauchs am nicht erneuerbaren Primärenergieverbrauch lag 

12 Primärenergie wird für die Bereitstellung von Endenergie und Endenergie für die Bereitstellung von Nutzenergie eingesetzt. Vgl. DIN 4701-10 (2003) bez. Definitio-nen von Nutzenergiebedarf, Endenergiebedarf und Primärenergiebedarf. 13 NECD steht für National Emissions Ceiling Directive. 
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2006 bei 18%, derjenige des nicht erneuerbaren Primärenergieverbrauchs bei 20%. Die Wärmenutzung in Haushalten ist daher für die Luftreinhaltung, den Klimaschutz sowie den nicht erneuerbaren (und damit auch den gesamten) Primärenergieverbrauch von Bedeutung.  

Abbildung 2: Durch die Wärmenutzung in Haushalten bedingter Anteil an ausgewählten Emissionen und dem nicht erneuerbaren Primärenergieverbrauch für Deutschland im Jahr 2006 (eigene Berechnung; Datengrundlage: Frondel u. a. 2011; Umweltbundesamt 2012a, 2012c; IINAS 2013)14 Die stärksten Emissionsreduktionen aus Feuerungsanlagen in Haushalten von 1990 bis 2011 traten mit 90% bei SO2 auf (vgl. Abbildung 3), gefolgt von NMVOC mit 57%, CO2 mit 52% und CH4 mit 41%. Die NOx-Emissionsreduktion fiel mit 35% moderat aus, und der Endenergieverbrauch der privaten Haushal-te sank lediglich um 8%. Bei den Feinstaubemissionen war von 1995 bis 2011 sogar ein Anstieg um 24% bzw. 25% zu verzeichnen.  
14 IINAS steht für International Institute for Sustainability Analysis and Strategy. 
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Abbildung 3: Entwicklung der Emissionen aus Feuerungsanlagen der Haushalte und des Endenergieverbrauchs von 1990 bis 2011 (Datengrundlage: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen e.V. 2012; Umweltbundesamt 2012b)  
2.2 Gebäude- und Wärmeerzeugertypologien zur Analyse von 

Energieverbrauch und Emissionen  Die adäquate Ausgestaltung umweltpolitischer Instrumente, die der Beeinflus-sung des Bereichs Wärmenutzung in Wohngebäuden dienen, erfordert eine detaillierte Analyse und Prognose von Zusammensetzung und Entwicklung der nationalen Werte für Energieverbrauch und Emissionen. Um derartige Analy-sen und Prognosen zu ermöglichen, werden Typen von Wohngebäuden und Wärmeerzeugern differenziert (z. B. IWU 2005; Struschka u. a. 2008)15. Neben dem Nutzerverhalten beeinflussen den wohnflächenspezifischen Nutzenergie-verbrauch an Wärme insbesondere das Hüllflächen-Wohnflächen-Verhältnis und die (im Urzustand häufig zumindest grob baualtersabhängige) energeti-sche Qualität der Gebäudehüllenkomponenten. Diesbezüglich ähnliche Gebäu-de werden für die Analyse des Energieverbrauchs zu Wohngebäudetypen zu-sammengefasst. Die Nutzenergie bereitstellenden Wärmeerzeuger weisen un-terschiedliche Jahresnutzungsgrade sowie Emissions- und Primärenergiefak-
15 IWU steht für Institut Wohnen und Umwelt. 
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toren auf und beeinflussen somit den mit der Wärmenutzung verbundenen Energieverbrauch und die Emissionen. Wärmeerzeuger mit ähnlichen Charak-teristika werden zu Wärmeerzeugertypen zusammengefasst. Für Deutschland ist insbesondere die im Mikrozensus16 2006 verwendete Gebäude- und Wär-meerzeugertypologie des Statistischen Bundesamtes relevant. Der Mikrozen-sus basiert auf einer umfangreichen Stichprobe von 1% der Haushalte in Deutschland und verbindet Informationen über Gebäude, Wärmeerzeuger und Bewohner in Datensätzen auf Haushaltsebene. Da die Erhebung zudem alle vier Jahre durchgeführt wird, eignet sich der Mikrozensus besonders für eine umfassende Analyse des Wohngebäudebestands und dessen Entwicklung. Al-lerdings werden für die Berechnung des Energiebedarfs und der Emissionen zusätzliche Informationen benötigt, die anderweitig bereitgestellt werden müssen. Für Deutschland werden über die Wohngebäudetypologie vom IWU (2005) Daten bereitgestellt17, die eine Berechnung des spezifischen Nutzener-giebedarfs ermöglichen. Basierend auf dem Nutzenergiebedarf können mittels Daten der Wärmeerzeugertypologie von Struschka u. a. (2008) End- und Pri-märenergiebedarf sowie Emissionen ermittelt werden. Diese drei zentralen Typologien, die bei einigen identischen oder ähnlichen Merkmalen unter-schiedliche Ausprägungen aufweisen, müssen hierfür geeignet kombiniert werden und werden daher im Folgenden beschrieben.  
2.2.1 Gebäude- und Wärmeerzeugertypologie im Mikrozensus Die Gebäude- und Wärmeerzeugertypologie im Mikrozensus (vgl. Statistisches Bundesamt 2008c) unterscheidet Wohngebäude, Wohnheime, sonstige Ge-
16 Nach Angaben der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder (2014) ist der Mikrozensus eine jährliche Haushaltsbefragung mit einer Stichprobe von 1% der Haushalte in Deutschland. Alle vier Jahre werden, wie im Jahr 2006, zusätzliche Fragen zur Wohnsituation gestellt. 17 Bereits erfolgte energetische Modernisierungen bleiben dabei aber weitgehend unberücksichtigt. 

bäude mit Wohnraum und ständig bewohnte Unterkünfte (Merkmal EF48918). 
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Im Rahmen dieser Arbeit werden lediglich die Wohngebäude betrachtet, da die Wohneinheiten (WE), die sich nicht in Wohngebäuden befinden, im Vergleich zu den in Wohngebäuden befindlichen Wohneinheiten mit ca. 1% Anteil am Gesamtbestand vernachlässigbar sind. Zentrale Differenzierungsmerkmale der Wohngebäudetypologie sind das Baujahr des Gebäudes bzw. der Wohnung (EF493) mit den Ausprägungen <1919, 1919-1948, 1949-1978, 1979-1990, 1991-1995, 1996-2000, 2001-2004 und 2005-2006 sowie die Anzahl der sich in dem Gebäude befindenden Wohneinheiten (EF490, EF635) mit den Ausprä-gungen 1 WE, 2 WE, 3-6 WE, 7-12 WE, 13-20 WE und >20 WE. Die Größe der Wohnungen wird als Fläche der gesamten Wohnung (EF492, einschl. Küche, Bad, Toilette, Flur, Mansarde, anrechenbarer Balkonfläche oder untervermie-teter sowie gewerblich genutzter Räume) in m² angegeben. Als Eigentümer-strukturen (EF491) werden die Ausprägungen Eigentümer(in) des Gebäudes, Eigentümer(in) der Wohnung, Hauptmieter(in) und Untermieter(in) unter-schieden. Hinsichtlich der Wärmeversorgung werden die überwiegend für die Raumwärmebereitstellung und die Warmwasserbereitstellung verwendeten Energieträger sowie Angaben zur Zentralität der Wärmeversorgung ausgewie-sen. Zudem stehen Merkmale zur räumlichen Differenzierung sowie sozio-demographische Merkmale der Bewohner zur Verfügung, auf die in Abschnitt 5.3 detailliert eingegangen wird. Abbildung 4 zeigt für Deutschland im Jahr 2006 differenziert nach Baualters-klassen die Anzahl der Wohneinheiten bezogen auf die Länge der Baualters-klassen. Gebäude der Baualtersklasse 1949-1978 sind im Wohngebäudebe-stand im Vergleich überproportional vertreten, was auf eine erhöhte Bautätig-keit nach dem 2. Weltkrieg zurückgeführt werden kann. Auch der hohe Anteil an Gebäuden mit mindestens drei Wohneinheiten kann durch nachkriegsbe-dingte Bautätigkeit in Städten und zügige Wohnraumversorgung erklärt wer-
18 EF (Eingabefeld) und die jeweilige Nummerierung beziehen sich auf das Schlüs-selverzeichnis des Mikrozensus 2006 (vgl. Statistisches Bundesamt 2008c). 
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den. Da die Gebäude dieser Baualtersklasse fast ausschließlich vor der 1. Wärmeschutzverordnung – inkraftgetreten am 1.11.1977 – erbaut wurden, verfügten Sie im Urzustand über einen im Vergleich zu aktuellen Anforderun-gen an Neubau und Sanierung (vgl. Abschnitt 2.3) niedrigen baulichen Wärme-schutz. Unterstellt man Sanierungszyklen von 20 und 40 Jahren für Teil- und Vollsanierungen, so durchlaufen diese Gebäude noch bis zum Jahr 2018 ihren ersten Vollsanierungszyklus und ab dem Jahr 2009 ihren zweiten Teilsanie-rungszyklus. Damit bietet diese Gruppe im Zeitraum von 2006-2030 ein Po-tenzial zur energetischen Modernisierung. Auch die Baualtersklasse 1979-1990, die ihren ersten Vollsanierungszyklus ab 2019 durchläuft, ist überpro-portional im Gebäudebestand vertreten und weist entsprechende Modernisie-rungspotenziale auf, obwohl die Gebäude nach dem Inkrafttreten der 1. bzw. 2. Wärmeschutzverordnung in den Jahren 1977 bzw. 1982 gebaut wurden.  

Abbildung 4: Anzahl der Wohneinheiten bezogen auf die Länge der Baualtersklassen im Jahr 2006 für Deutschland (Datengrundlage: Statistisches Bundesamt 2008a) Die Eigentumsstruktur der im Jahr 2006 39,3 Mio. Wohneinheiten in Deutsch-land variiert stark mit der Anzahl der Wohneinheiten im Gebäude. Der Anteil 
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an vom Eigentümer bewohnten Wohneinheiten sinkt von 83% für Gebäude mit 1 Wohneinheit über 41% bei 2 Wohneinheiten und 19% bei 3 bis 6 Wohn-einheiten bis auf 11% für Gebäude mit mindestens 7 Wohneinheiten. Diese Variation der Eigentumsstruktur sollte bei der Ausgestaltung von Bündeln umweltpolitischer Instrumente in Betracht gezogen werden.  Die Zentralität der Raumwärmebereitstellung variiert stark mit der Baualters-klasse. Während die Raumwärmebereitstellung mittels Block-, Zentral- und Etagenheizung prinzipiell dominiert, sinkt der Anteil von Einzel- und Mehr-raumöfen von 15% und 11% bei den Baualtersklassen bis 1918 und 1919-1948 über 7% und 5% bei den Baualtersklassen 1949-1978 und 1979-1990 bis auf 2-3% in den übrigen Baualtersklassen. Der Anteil an Fernheizungen ist in den Baualtersklassen 1979-1990 und 1949-1978 mit 20% bzw. 16% am höchsten. Unter den mit Block-, Zentral-, Etagen- und Fernheizung versorgten Wohneinheiten wurden Gas (51%), Heizöl (32%) und Fernwärme (14%) am häufigsten als überwiegend für die Raumwärmebereitstellung verwendeter Energieträger  angegeben. Im Falle von Einzel- und Mehrraumöfen dominiert Elektrizität (Strom) mit 46%, gefolgt von Holz oder sonstigen erneuerbaren Energien (16%), Gas (15%), Heizöl (13%) und Briketts bzw. Braunkohle (8%). Für die Warmwasserbereitung werden Gas (41%), Heizöl (25%) und Elektrizität (20%) am häufigsten als überwiegend verwendeter Energieträger eingesetzt.  
2.2.2 Wohngebäudetypologie vom Institut

 Wohnen und  Umwelt Die Wohngebäudetypologie „Deutsche Gebäudetypologie – Systematik und Da-tensätze“ vom IWU (2005), die auf für Deutschland grundlegenden Vorarbei-ten basiert (vgl. Ebel u. a. 1990, 1995, 1996; Eicke-Hennig u. a. 1994), kann für die energetische Analyse des Wohngebäudebestands in Deutschland herange-zogen werden. Die Gebäude werden anhand der Merkmale Gebäudetyp und Baualtersklasse differenziert. Bez. des Merkmals Gebäudetyp werden die acht Ausprägungen Reihenhaus (RH), Einfamilienhaus (EFH), Mehrfamilienhaus 
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(MFH), Mehrfamilienhaus in den neuen Bundesländern (MFH_NBL), Großes Mehrfamilienhaus (GMH), Großes Mehrfamilienhaus in den neuen Bundeslän-dern (GMH_NBL), Hochhaus (HH) und Hochhaus in den neuen Bundesländern (HH_NBL) unterschieden. Abgesehen von den Sonderbauten19 in den neuen Bundesländern werden in Abhängigkeit vom Gebäudetyp für das Merkmal Baualtersklasse maximal die zehn Ausprägungen <1919 (Fachwerk), <1919 (Massivbau), 1919-1948, 1949-1957, 1958-1968, 1969-1978, 1979-1983, 1984-1994, 1995-2001 und 2002-2006 differenziert. Für die Sonderbauten in den neuen Bundesländern werden die Baualtersklassen 1946-1960 und 1961-1969 für MFH_NBL, 1970-1980, 1981-1985 und 1986-1990 für GMH_NBL so-wie 1970-1980 und 1981-1985 für HH_NBL unterschieden. Die Baualtersklas-sen werden mittels Buchstaben von A (<1919, Fachwerk) bis J (2002-2006) kodiert.20 EFH_A bezeichnet bspw. Fachwerkeinfamilienhäuser mit Baujahr bis (einschließlich) 1918. Zu jeder Kombination aus Gebäudeklasse und Baual-tersklasse werden für einen realen (weitgehend nicht energetisch moderni-sierten) Repräsentanten u. a. die beheizte Wohnfläche [m²], das beheizte Ge-bäudevolumen [m³], die Bauteilflächen [m²] und Wärmedurchgangskoeffizien-ten21 [W/(K*m²)] vom oberen Gebäudeabschluss, den Außenwänden und dem unteren Gebäudeabschluss im Ist-Zustand angegeben. Zu den Fenstern im Ist-Zustand werden neben den Fensterflächen [m²] und den Wärmedurchgangs-koeffizienten [W/(K*m²)] zudem g-Werte22 (Gesamtenergiedurchlassgrade) und die Orientierungen (Süd-Fensterflächen, West-/Ost-Fensterflächen, Nord-fensterflächen) angegeben. Die Daten dieser Typologie ermöglichen die Be-
19 Dies sind Mehrfamilienhäuser, große Mehrfamilienhäuser und Hochhäuser in-dustrieller Bauweise („Plattenbauten“). 20 Die Sonderbauten werden von D (1946-1960) bis H (1986-1990) kodiert. 21 Der Wärmedurchgangskoeffizient (U-Wert) „gibt an, welche Wärmemenge durch 1 m² eines Bauteils strömt, wenn die Temperaturdifferenz zwischen der inneren und der äußeren Oberfläche des Bauteils 1 Kelvin beträgt“ (Lünser 2005). 22 Der Gesamtenergiedurchlassgrad (g-Wert) „gibt an, welcher Anteil der auf ein Fenster einstrahlenden Sonnenenergie die Scheiben passieren kann“ (Lünser 2005). 
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rechnung des Nutzenergiebedarfs bzw. die Schätzung des Nutzenergiever-brauchs nach dem von Loga & Imkeller-Benjes (1997) beschriebenen Ansatz, sofern bereits erfolgte energetische Modernisierungen entsprechend berück-sichtigt23 werden.  Abbildung 5 zeigt den derart geschätzten mittleren wohnflächenspezifischen Nutzenergieverbrauch für die Raumheizung im Jahr 200624 für Deutschland differenziert nach Gebäudetypen und Baualtersklassen ohne Sonderbauten in den neuen Bundesländern. Energetische Modernisierungen, die bis zum Jahr 2006 erfolgten, sind dabei bereits berücksichtigt (vgl. Stengel u. a. 2012). Die berechnete Schwankungsbreite des Nutzenergieverbrauchs – bspw. für EFH von 85 bis 261 kWh/(m² a) – kann als Indiz für die Größe der Potenziale zur Nutzenergieverbrauchsreduktion durch energetische Modernisierungen der Gebäudehülle herangezogen werden. Die tatsächlichen Potenziale hängen al-lerdings von weiteren, teils zwischen den (Repräsentanten der) Baualtersklas-sen unterschiedlichen Parametern, wie z. B. dem Anteil der verglasten Fläche und der Anbausituation, ab. Im Zeithorizont 2006-2030 erreichen die Gebäude mit den Baujahren 1966-1990 und 1926-1950 ihren ersten bzw. zweiten Voll-sanierungszyklus. Auch Gebäude mit Baujahr vor 1918 können einen Vollsa-nierungszyklus erreichen. Demnach steht bei Gebäuden aus allen Baualters-klassen mit einem Nutzenergieverbrauch für die Raumheizung von über 200 kWh/(m² a) eine Sanierung der Gebäudehülle an. Für eine detaillierte Erläute-rung der dargestellten Werten sei auf Stengel u. a. (2012) verwiesen.  

23 Vgl. Stengel u. a. (2012) bez. des in Vorarbeiten für die vorliegende Arbeit ver-wendeten und Abschnitt 5.3 bez. des in dieser Arbeit weiterentwickelten Ansatzes für die Berücksichtigung bereits erfolgter energetischer Modernisierungen. 24 Wohngebäude mit Baujahr ab 2006 werden in Kapitel 5 berücksichtigt. 
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Abbildung 5: Mittlerer wohnflächenspezifischer Nutzenergieverbrauch für die Raum-heizung im Jahr 2006 für Deutschland differenziert nach Gebäudetyp (ohne Sonder-bauten in den neuen Bundesländern) und Baualtersklasse (Datengrundlage: Stengel u. a. 2012) 
2.2.3 Wärmeerzeugertypologie von Struschka u. a. Ausgehend vom Nutzenergieverbrauch für Raumheizung und Warmwasser können End- und Primärenergieverbrauch sowie Treibhausgas- und Luft-schadstoffemissionen mittels Jahresnutzungsgraden sowie Primärenergie- und Emissionsfaktoren bestimmt werden. Die Wärmeerzeugertypologie von Struschka u. a. (2008) differenziert für Haushalte Feuerungstechniken sowie zugehörige Brennstoffe, Leistungsklassen und Altersklassen. Ein derartiges 
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Quadrupel definiert einen Wärmeerzeugertyp, zu dem ebenfalls Emissionsfak-toren für Treibhausgase und Luftschadstoffe, der Wärmeerzeugerbestand in Deutschland sowie weitere Daten angegeben werden. Jahresnutzungsgrade und Primärenergiefaktoren können bspw. von Pistohl (2000) und aus DIN EN 15603 (2008) übernommen werden. Für die Wärmebereitstellung im Wohn-gebäudebestand in Deutschland sind neben den auf Feuerungstechniken ba-sierenden Wärmeerzeugertypen zudem Wärmeerzeuger (bzw. Wärmebereits-teller), die Elektrizität, Solarthermie, Fernwärme oder Umgebungs- bzw. Erd-wärme nutzen, relevant. Bei den Feuerungstechniken werden die vier Leistungsklassen 0-15 kW, 4-25 kW, 25-50 kW und >50 kW und bez. des Einbaujahrs die drei Altersklassen bis 1989, 1990-2006 und 2005-2006 unterschieden. Als Feuerungstechniken werden für den Energieträger Erdgas Gasbrenner mit und ohne Gebläse, Brennwertgeräte, Raumheizer, Durchlaufwasserheizer, Kombiwasserheizer und Vorratswasserheizer differenziert. Die Feuerungstechniken mit Energie-träger Heizöl werden in Heizkessel mit Ölgebläsebrenner, Brennwertgeräte und Ölöfen mit Verdampfungsbrenner unterteilt. Für den Energieträger Holz bzw. Holzpellets werden handbeschickte Heizkessel, Heizkessel für Pellets, Dauerbrandöfen, Kachelöfen, Kamine, Kaminöfen und Pelletöfen betrachtet. Für Steinkohle bzw. Steinkohlekoks werden Dauerbrandöfen, Kachelöfen und Heizkessel unterschieden, für Braunkohlebriketts zudem noch Kamine.  Abbildung 6 zeigt den Wärmeerzeugerbestand privater Haushalte für Deutsch-land im Jahr 2006 und über alle Feuerungstechniken je Energieträger gemittel-te direkte CO2-, NOx-, SO2-, VOC-, CH4- und PM-Emissionsfaktoren, basierend auf Daten von  Struschka u. a. (2008). Die am weitesten verbreiteten Feuerun-gen verwenden Erdgas, gefolgt von Holz bzw. Holzpellets und Heizöl. Steinkoh-le, Steinkohlekoks und Braunkohlebriketts nutzende Feuerungsanlagen sind zusammen mit 2,3 Mio. Anlagen vertreten. Die hohe Anzahl an Feuerungen mit festen Brennstoffen kann zumindest teilweise durch deren häufige Nutzung als Nebenfeuerstätte erklärt werden. Wärmeerzeuger mit Erdgas und Heizöl wei-
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sen in Bezug auf VOC-, CH4- und PM-Emissionen klare Vorteile im Vergleich zu den Festbrennstoffe nutzenden Feuerungen auf. Die niedrigsten SO2-Emissionen weisen Erdgas, Holz und Holzpellets nutzende Feuerungen auf. Hinsichtlich NOx- und CO2-Emissionen sind die Unterschiede zwischen den (mittleren) Emissionsfaktoren geringer als bei den anderen Emissionsarten. Bei den CO2-Emissionen werden hierbei allerdings nicht nur die CO2-Emissionen aus fossilen Brennstoffen berücksichtigt. Die Gaskessel weisen durchweg eine günstige Emissionscharakteristik auf. Die Emissionsfaktoren einzelner Feuerungstechniken können aber bedeutend von den dargestellten Mittelwerten abweichen. Die NOx-Emissionsfaktoren von gasbefeuerten Wär-meerzeugern schwanken bspw. zwischen 5 und 54 kg/TJ. Somit kann eine rei-ne Differenzierung nach Energieträgern nur eine erste Übersicht geben und keine detaillierte Betrachtung ersetzen.  

Abbildung 6: Wärmeerzeugerbestand privater Haushalte für Deutschland im Jahr 2006 und über alle Feuerungstechniken je Energieträger gemittelte direkte CO2-, NOx-, SO2-, VOC-, CH4- und PM-Emissionsfaktoren (eigene Berechnung; Datengrundlage: Struschka u. a. 2008); WB: Wärmeerzeugerbestand 
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2.2.4 Bisherige Modernisierungsaktivitäten Durch die bisherigen Modernisierungsaktivitäten wurden (ca. seit den 1980er-Jahren (vgl. Cypra 2010)) bis 2009/2010 gemäß Abbildung 7 im Wohngebäu-debestand 37% der Flächen von Dächern (bzw. obersten Gebäudeabschlüs-sen), 16% der Außenwandflächen sowie 8% der Flächen von Fußböden (bzw. Kellerdecken) nachträglich gedämmt. Bereits im Urzustand gedämmt wurden zwischen 20% und 34% der Bauteile. Dass im Jahr 2009/2010 29% der Dach-flächen, 64% der Außenwandflächen und 66% der Fußböden noch unge-dämmt waren, verdeutlicht, dass ein großer Teil des Energieeffizienzpotenzi-als durch Dämmung im Wohngebäudebestand noch nicht ausgeschöpft wurde. Eine Einschränkung der Betrachtung auf Wohngebäude mit Baujahr bis 1978 zeigt, dass der höhere Anteil nachträglich gedämmter Bauteilflächen den nied-rigeren Anteil der Bauteilflächen mit Dämmung im Urzustand bis zum Jahr 2009/2010 noch nicht kompensieren konnte. Daher resultieren höhere Anteile ungedämmter Bauteilflächen von 38% für Dachflächen, 72% für Außenwand-flächen und 80% für Fußböden. Prinzipiell bieten zudem auch bereits ge-dämmte Bauteilflächen Energieeffizienzpotenziale, sofern Modernisierungsva-rianten mit niedrigeren Wärmedurchgangskoeffizienten existieren. Im Jahr 2009/2010 waren nach Diefenbach u. a. (2010) 28% der Fenster des Wohngebäudebestands älter als 25 Jahre, 56% älter als 15 Jahre und 75% älter als 10 Jahre. Insbesondere bei den älteren Fenstern bieten sich somit Energie-effizienzpotenziale durch den Einbau von Zwei- oder Drei-Scheiben-Wärmeschutzverglasung. Informationen zu Wärmeerzeugern mit Feuerung wurden bereits in Abschnitt 2.2.3 gegeben. Der Anteil von Wohngebäuden mit solarthermischer Anlage wird von Diefenbach u. a. (2010) mit 9% angegeben. Der Anteil von Wohngebäuden mit (überwiegend elektrischen) Wärmepum-pen wird mit 1% für Altbauten bis 1978, 2% für Baujahre von 1979-2004 und 21% für den Neubau beziffert. Für den Gebäudebestand sind Wärmepumpen demnach bisher von untergeordneter Bedeutung.  
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Abbildung 7: Anteile ungedämmter, nachträglich gedämmter und im Urzustand gedämmter Bauteilflächen im Wohngebäudebestand in Deutschland im Jahr 2009/2010 (Datengrundlage: Diefenbach u. a. 2010) 
Mit einem Anteil von 20% am hessischen Gebäudebestand für den „Wärme-schutz nach Altbauanforderungen nach EnEV für die gesamte Gebäudehülle“25 nennen Diefenbach & Enseling (2007) einen aggregierten Wert für die Gebäu-dehüllensanierung. Kretschmer (2006) gibt für den Anteil energetisch moder-nisierter Sonderbauten in den neuen Bundesländern 40% an. Diese Sonder-bauten wurden aufgrund von Baumängeln teilweise vorzeitig saniert.  Sanierungs- bzw. Modernisierungsraten können zur Charakterisierung der Modernisierungsaktivitäten herangezogen verwendet, wobei die Definitionen dieser Raten teilweise voneinander abweichen. Bei der Annahme von Sanie-rungszyklen von 40 Jahren für die Gebäudehülle und 20 Jahren für die Wärme-erzeuger resultierten bei einer Gleichverteilung der Baujahre und ohne den 
25 EnEV steht für Energieeinsparverordnung. 
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Abbruch26 von Gebäuden theoretische jährliche Sanierungsraten von 2,5% für die Gebäudehülle und 5% für die Wärmeerzeuger. Zur Charakterisierung des tatsächlichen Modernisierungsgeschehens nennen Kleemann & Hansen (2005) eine jährliche energetische Sanierungsrate von 1,3% für den deutschen und Diefenbach & Enseling (2007) eine Vollsanierungsrate von 0,75% für den hes-sischen Gebäudebestand. Diese unterschreiten die theoretische Sanierungsrate von 2,5% p. a. für die Gebäudehülle und die im Rahmen der Energiewende an-visierte Gebäudesanierungsrate von 2% p. a. (Bundeskabinett 2010). Diefen-bach u. a. (2010) differenzieren zwischen jährlichen Modernisierungsraten für die Wärmedämmung von Außenwand (0,76% für 2000-2004; 0,65% für 2005-2008), Dach / oberste Geschossdecke (1,68% für 2000-2004; 1,20% für 2005-2008), Fußboden / Kellerdecke (0,27% für 2000-2004; 0,25% für 2005-2008) sowie für Fenster (1,34% für 2005-2009) und Wärmeerzeuger (2,8% für 2005-2009). Dabei ist einerseits ein Absinken der Modernisierungs-aktivität von 2000-2004 zu 2005-2009 zu beobachten. Zudem liegen auch all diese Modernisierungsraten unter den entsprechenden theoretischen bzw. an-visierten Raten.  
2.3 Rechtliche Rahmenbedingungen 

2.3.1 Umweltpolitische Instrumente In Deutschland existiert eine Vielzahl umweltpolitischer Instrumente mit den Zielen Luftreinhaltung und Klimaschutz, welche den Bereich Wärmenutzung in Wohngebäuden beeinflussen. Prinzipiell können dabei bspw. nach Wietschel u. a. (2002) Instrumente der Privatwirtschaft (Unternehmensinitiativen, Selbst-verpflichtungen) und des Staates (hoheitliche Instrumente) unterschieden werden. Letztere, aus Sicht von Exekutive, Legislative und Förderer zentralen 
26 Im Rahmen dieser Arbeit wird der Abgang von Gebäuden aus dem Bestand ver-einfachend als Abriss oder Abbruch bezeichnet. Für Ausführungen zum konventio-nellen Abbruch, zum selektiven Gebäuderückbau bzw. zur Demontage sowie zu de-ren Abgrenzung sei auf Rentz u. a. (1997, 1998) sowie Schultmann (1998) verwie-sen. 
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Instrumente, können bspw. nach Michaelis (1996) in ordnungsrechtliche, öko-nomische und suasorische Instrumente unterteilt werden. Tabelle 1 fasst ohne Anspruch auf Vollständigkeit für Deutschland die aus Staatssicht zentralen, für den Bereich Wärmenutzung in Wohngebäuden im Jahr 2013 eingesetzten und potenziellen zukünftigen umweltpolitischen Instrumente zusammen. Bez. ei-ner Darstellung der Vielzahl an Instrumenten mit untergeordneter Bedeutung sei auf  Matthes u. a. (2013) verwiesen. Auch die zahlreichen umweltpoliti-schen Instrumente auf Ebene der Bundesländer sowie auf regionaler und loka-ler Ebene werden nicht betrachtet. Tabelle 1: Zentrale umweltpolitische Instrumente für den Bereich Wärmenutzung in Wohngebäuden in Deutschland im Jahr 2013 auf nationaler Ebene (auf Basis von: Matt-hes u. a. 2013) Kategorie Aktuell Zukünftig (zusätzlich)Ordnungsrechtlich Energieeinsparverordnung; 1. BImSchV(erste Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes); Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz
Vereinfachungen von Sanierungen im Mietwoh-nungsmarkt; Mindesteffizienzstandards für Hei-zungssysteme (EU-Verordnung) Ökonomisch Marktanreizprogramm „Erneuerbare Energien“; KfW-Programm „Energieeffizi-ent Sanieren“; Energiesteuer Steuerliche Förderung von energetischen Sanie-rungsmaßnahmenSuasorisch Suasorisches Instrumentenbündel (u. a. Energieberatung und Energieausweise) 

2.3.1.1 Ordnungsrechtliche Instrumente  Durch die auf dem Energieeinspargesetz basierende Energieeinsparverord-nung 2009 werden im weiteren Sinne Anforderungen an Wärmeschutz und Anlagentechnik von Gebäuden sowie die zugehörige Transparenz gestellt (vgl. EnEG 2009; EnEV 2009).27 Für zu errichtende Wohngebäude sind u. a. der nicht erneuerbare Jahres-Primärenergiebedarf für Heizung, Warmwasserbe-reitung, Lüftung und Kühlung sowie der Transmissionswärmeverlust begrenzt. Bei wesentlichen Änderungen von Bauteilen werden maximale Wärmedurch-gangskoeffizienten für Außenbauteile angegeben bzw. auch der nicht erneuer-bare Jahres-Primärenergiebedarf begrenzt. Bei der Inbetriebnahme von Wär-meerzeugersystemen werden Erzeugeraufwandszahl und Primärenergiefaktor beschränkt. Für bestehende Wohngebäude existieren zudem Nachrüstver-
27 EnEG steht für Energieeinsparungsgesetz. 
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pflichtungen für Heizkessel, Wärmeverteilungs- und Warmwasserleitungen, die oberste Geschossdecke bzw. das Dach sowie elektrische Speicherheizsys-teme (nur bis 2013). Zudem existieren Pflichten in Bezug auf die Ausstellung von Energieausweisen sowie deren Übergabe an Dritte. Im Falle „unbilliger Härte“ können Wohngebäudeeigentümer von allen Anforderungen befreit werden. Dies ist bspw. der Fall, wenn eintretende Einsparungen nicht inner-halb „angemessener Frist“ erwirtschaftet werden können. Die der Energieein-sparverordnung 2009 folgende Novelle der Energieeinsparverordnung, die EnEV 2014, sieht unter anderem Verschärfungen hinsichtlich der erwähnten Anforderungen für zu errichtende Wohngebäude vor (vgl. EnEV - Kabinettbe-schluss der Bundesregierung 2013). Änderungen der Begrenzung der Wärme-durchgangskoeffizienten für Außenbauteile bei wesentlichen Änderungen von Bauteilen sind nicht vorgesehen. Vorgänger bzw. Vorläufer der Energieein-sparverordnung 2009 waren die Energieeinsparverordnungen von 2007 und 2002 bzw. die Wärmeschutz- und Heizungsanlagenverordnungen (Cypra 2010). Durch  die  auf  dem  Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)  basierende erste Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes  (1. BImSchV) werden für kleine und mittlere Feuerungsanlagen u. a. zulässige Brennstoffe aufgelistet sowie Grenzwerte für Staub-, CO- und NOX-Emissionen sowie Abgasverluste und maximal zulässige Rußzahlen angegeben (vgl. 1. BImSchV 2010; BImSchG 2012). Zudem werden Pflichten zur Ausstattung von Festbrennstofffeuerungen mit nachgeschalteten Einrichtungen zur Staubmin-derung formuliert, und es wird insgesamt die Überwachung und Messung durch Schornsteinfeger geregelt. Die ursprüngliche Fassung der 1. BImSchV trat 1974 in Kraft und wurde mehrfach geändert.  Das 2009 in Kraft getretene Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz verpflichtet u. a. Eigentümer von Wohngebäuden, die neu errichtet werden, zu einer antei-ligen Deckung des Wärme- und Kälteenergiebedarfs mit erneuerbaren Ener-gien oder, alternativ, zur Durchführung von Ersatzmaßnahmen (vgl. 
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EEWärmeG 2008). Die Ersatzmaßnahmen umfassen dabei Maßnahmen zur Energieeinsparung sowie zur Nutzung von Abwärme, Kraft-Wärme-Kopplung oder Fernwärme und -kälte. Als erneuerbare Energien zählen solare Strah-lungsenergie, gasförmige, flüssige sowie feste Biomasse und Geothermie bzw. Umweltwärme. Auch die prinzipielle Förderbarkeit von solarthermischen An-lagen, Anlagen zur Nutzung von Biomasse, Geothermie und Umweltwärme so-wie Wärmenetzen wird erwähnt. Gemeinden werden zudem ermächtigt, den auf Landesebene geregelten Anschluss- und Benutzungszwang für Fernwärme und -kälte auch zum Zwecke des Klima- und Ressourcenschutzes einzusetzen. Eine etwaige Verpflichtung zur Nutzung erneuerbarer Energien in bereits er-richteten Wohngebäuden wird explizit den Bundesländern überlassen. Bspw. in Baden-Württemberg wird eine derartige Verpflichtung im bereits 2008 in Kraft getretenen Erneuerbare-Wärme-Gesetz formuliert (vgl. EWärmeG 2007). Insgesamt überschneiden sich die aus EnEV und EEWärmeG resultierenden Verpflichtungen. Eine Zusammenlegung dieser Instrumente wäre daher ggf. sinnvoll bzw. wurde vom Bundesrat (2013) gefordert. Durch die Nutzung er-neuerbarer Energien bei Neubauten gemäß EEWärmeG kann bspw. der nicht erneuerbare Jahres-Primärenergiebedarf reduziert werden, der durch die EnEV begrenzt wird.  Neben Variationen bereits im Einsatz befindlicher Instrumente schreiben Matthes u. a. (2013) der Vereinfachung von Sanierungen im Mietwohnungs-markt sowie einer auf der Ökodesignrichtlinie (vgl. Europäisches Parlament 2009) basierenden EU-Verordnung die größten Potenziale hinsichtlich der CO2-Emissionsreduktion bis 2030 zu. Letztere betrifft die Kennzeichnung von Effizienzstandards und Mindesteffizienzstandards für Heizungssysteme in Wohngebäuden. Als Vereinfachungen im Mietwohnungsmarkt schlagen sie die Abschaffung der Duldungspflicht der Mieter sowie Mietminderungs- und Heiz-kostenkürzungsrechte bei Nichterfüllung der Energieeinsparverordnung, die Stärkung der Rolle der energetischen Beschaffenheit bei der Erstellung von Mietspiegeln sowie die Möglichkeit eines „Pauschalzuschlags zur energeti-
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schen Verbesserung“ für den Vermieter vor. Letztere soll die Planungssicher-heit erhöhen und den Nachweisaufwand von Modernisierungsumlagen redu-zieren. 
2.3.1.2 Ökonomische Instrumente  Die zentralen finanziellen Förderprogramme auf Bundesebene sind das KfW28-Programm „Energieeffizient Sanieren“ und das Marktanreizprogramm „Erneu-erbare Energien“. Diese umfassen bspw. Kredite mit günstigen Konditionen oder Investitionszuschüsse. Über das KfW-Programm „Energieeffizient Sanie-ren“, den Nachfolger des am 31.03.2009 geschlossenen CO2-Gebäude-sanierungsprogramms, fördert die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) z. Zt. Maßnahmen, die einer über den EnEV-Anforderungen liegenden Verbesserung des energetischen Standards dienen (vgl. Kreditanstalt für Wiederaufbau 2013a, 2013b). Dabei sind Gesamtmaßnahmen (KfW-Effizienzhäuser) für Neubau und Bestand sowie Einzelmaßnahmen für den Bestand förderfähig. Bei der Förderung über Kredite mit niedrigen Zinsen reichten die zusätzlich ge-währten Tilgungszuschüsse je nach erreichtem energetischen Niveau im Juli 2013 von 2,5% bis 17,5%, Investitionszuschüsse reichten von 10% bis 25%. Im Rahmen des Marktanreizprogramms „Erneuerbare Energien“ konzentriert das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) seine Förderan-gebote auf ausgewählte Technologien zur Nutzung erneuerbarer Energien. Diese sind insbesondere Biomasseanlagen, solarthermische Anlagen und Wärmepumpen (vgl. BAFA 2012a, 2012b, 2012c). Die Förderung erfolgt meist als Investitionszuschuss, der sich aus einer Basisförderung und etwaigen Boni zusammensetzt. Die Basisförderung betrug im Juli 2013 1.400 bis 2.900 € für Biomasseanlagen, 1.500 bis 3.600 € für thermische Solarkollektoranlagen bis 40m² Bruttokollektorfläche, 1.300 bis 2.100 € für Luft-Wasser-Wärmepumpen und 2.800 bis 12.300 € für Sole-Wasser- und Wasser-Wasser-Wärmepumpen. 
28 KfW steht für Kreditanstalt für Wiederaufbau. 
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Neben den Förderprogrammen beeinflusst auch die Energiesteuer durch die Erhöhung der Endkundenpreise die Wirtschaftlichkeit energetischer Moderni-sierungen im Wohngebäudebereich (vgl. EnergieStG 2012; EnergieStV 2012).29 Je höher die Steuer ist, desto größer wird der monetäre Anreiz zur Reduktion des Energieverbrauchs bzw. zur Substitution von Energieträgern durch niedri-ger besteuerte.  Der Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Förderung von energetischen Sa-nierungsmaßnahmen an Wohngebäuden sah für Wohngebäudeeigentümer über Änderungen des Einkommensteuergesetzes die steuerliche Absetzbarkeit von energetischen Modernisierungsinvestitionen über 10 Jahre zu jeweils 10% vor (vgl. CDU/CSU & FDP 2011). Hierfür sollten maximaler nicht erneuerbarer Jahres-Primärenergiebedarf und Transmissionswärmeverlust nach der Ener-gieeinsparverordnung um mindestens 15% unterschritten bzw. nicht über-schritten werden. Eine derartige steuerliche Absetzbarkeit veränderte insbe-sondere für selbstnutzende Eigentümer, aber auch für Vermieter die Wirt-schaftlichkeit ambitionierter energetischer Modernisierungen. Die Beschluss-empfehlung des Ausschusses zur Vermittlung zwischen Bundestag und Bun-desrat enthielt die entsprechenden Gesetzesteile allerdings nicht mehr (vgl. Vermittlungsausschuss Bundestag/Bundesrat 2012). Die hessische Landesre-gierung versuchte jedoch, im Juni 2013 einen nahezu identischen Gesetzes-entwurf über den Bundesrat in den Bundestag einzubringen (vgl. Land Hessen 2013). 
2.3.1.3 Suasorische Instrumente  Es existiert eine Vielzahl an suasorischen Instrumenten wie Energieberatung vor Ort, Information und Motivation, Weiterbildungs- und Qualitätsoffensiven sowie Energieausweise (vgl. Matthes u. a. 2013). Diese werden in ihrer Ge-samtheit als suasorisches Instrumentenbündel bezeichnet, das die Gebäudeei-
29 EnergieStG steht für Energiesteuergesetz und EnergieStV für Energiesteuer-Durchführungsverordnung. 
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gentümer, -mieter sowie die Dienstleister durch die Bereitstellung von Infor-mationen beeinflusst. In der Folge werden auch die Modernisierungsentschei-dungen der Gebäudeeigentümer durch das suasorische Instrumentenbündel beeinflusst.  
2.3.2 Umweltpolitische Ziele und internationaler Rahmen Konkrete umweltpolitische Ziele bzw. Verpflichtungen für die Bundesrepublik Deutschland mit Bezug zur Wärmenutzung in Wohngebäuden sind u. a.: 

• Klimaschutz: Reduktion der deutschen Treibhausgasemissionen (von allen Sektoren im Ganzen) gegenüber 1990 um 40% bis 2020 und 80% bis 2050 (Bundeskabinett 2010) 
• Luftreinhaltung: Reduktion der Emissionen (von allen Sektoren im Ganzen) an SO2, NOx, VOC und PM bis 2020 gegenüber 2005 um 21%, 39%, 13% und 26% (UNECE 2012) Im Energiekonzept der Bundesregierung (vgl. Bundeskabinett 2010) wird eine nachhaltige Energieversorgung angestrebt, die über die umweltpolitischen Zie-le hinaus auch die wirtschaftspolitischen Ziele Versorgungssicherheit und wirt-schaftliche Vertretbarkeit der Energieversorgung beinhaltet. Den umwelt- und wirtschaftspolitischen Zielen als untergeordnet interpretierbare Hilfsziele sind u. a.:   
• Erhöhung des Anteils der erneuerbaren Energien an der Strom- bzw. Wärmeerzeugung auf mindestens 30% bzw. 14% im Jahr 2020 (Bun-desregierung 2007) 
• Erhöhung des Anteils der erneuerbaren Energien am Bruttoendener-gie- bzw. -stromverbrauch auf 18% bzw. 35% bis 2020 und 60% bzw. 80% bis 2050  (Bundeskabinett 2010) 
• Reduktion des Primärenergiebedarfs bis 2020 um 20% und 2050 um 50% (Bundeskabinett 2010) 
• Erhöhung der Energieeffizienz bis 2020 um 20% (Europäischer Rat 2010) 
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Die bisher genannten Ziele beziehen sich auf alle Sektoren im Ganzen. Im Energiekonzept der Bundesregierung wird allerdings explizit die Sanierung des Gebäudebestands als zentraler Schlüssel für das Erreichen der Klima-schutzziele und eine moderne Energieversorgung erwähnt. Spezifische Hilfs-ziele für den Gebäudesektor sind (vgl. Bundeskabinett 2010): 
• Verdopplung der energetischen Sanierungsrate von 1% auf 2% 
• Reduzierung des Wärmebedarfs30 um 20% bis 2020 
• Reduzierung des Primärenergiebedarfs um 80% bis 2050 
• Nahezu klimaneutraler Gebäudebestand31 bis 2050 Die Reduzierung des Wärmebedarfs lässt sich dabei primär im Bereich der Energieeffizienz verorten und bewirkt eine Reduzierung des Primärenergie-bedarfs sowie der Treibhausgasemissionen. Die Ergänzung der Energieeffizi-enzmaßnahmen durch die Nutzung erneuerbarer Energien ermöglicht zusätz-liche Reduzierungen des nicht erneubaren Primärenergiebedarfs und der Treibhausgasemissionen.  Mit der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie Perspektiven für Deutschland wurden im Jahr 2002 Handlungsfelder, zugehörige Nachhaltigkeitsindikatoren und teilweise auch grobe Ziele definiert (vgl. Bundesregierung 2002). Im Fort-schrittsbericht 2012 zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie werden Entwick-lungen und Empfehlungen zusammengefasst (vgl. Bundestag – Parlamentari-scher Beirat für Nachhaltige Entwicklung 2013). Die Handlungsfelder umfas-sen Generationengerechtigkeit, Lebensqualität, sozialen Zusammenhalt und internationale Verantwortung. Die die Wärmenutzung in Wohngebäuden di-rekt oder indirekt betreffenden umweltpolitischen und wirtschaftspolitischen Ziele können den Handlungsfeldern zugeordnet und somit als Teilbereich der 

30 Es ist davon auszugehen, dass es sich um den Nutzenergiebedarf für Raumwärme und Warmwasser handelt.  31 Klimaneutralität ist im Energiekonzept der Bundesregierung mit (großem) Interpretationsspielraum definiert: „Klimaneutral heißt, dass die Gebäude nur noch einen sehr geringen Energiebedarf aufweisen und der verbleibende Energiebedarf überwiegend durch erneuerbare Energien gedeckt wird“ (Bundeskabinett 2010). 



2.3 Rechtliche Rahmenbedingungen 

33 

Nachhaltigkeit interpretiert werden. Als Meilensteine auf dem Weg zur natio-nalen Nachhaltigkeitsstrategie zählen auf weltweiter Ebene die UNO-Umweltkonferenzen (insbesondere 1992 in Rio de Janeiro) und der Brundlandt-Bericht (vgl. UN 1987), auf europäischer Ebene die Lissabon-Strategie (vgl. Europäischer Rat 2000) und der „Göteborg-Gipfel“ 2001 sowie auf nationaler Ebene das Umweltgutachten 1994 (vgl. Sachverständigenrat für Umweltfragen 1994), die Enquete-Kommissionen des deutschen Bundestages sowie der 2001 berufene Rat für nachhaltige Entwicklung  (Spindler o. J.). Die deutsche Nachhaltigkeitsstrategie besitzt zahlreiche inhaltliche Überschnei-dungen und Abhängigkeiten mit weltweiten, europäischen und nationalen Entwicklungen. In den Bereichen Klimaschutz, Luftreinhaltung und Energie-verbrauchsreduktion nehmen dabei auf weltweiter Ebene die Klimarahmen-konvention (vgl. UN 1992) mit dem zugehörigen Kyoto-Protokoll (vgl. UN 1998) bzw. dessen Erweiterung (vgl. UN 2012), auf europäischer Ebene das 1. und 2. Europäische Klimaschutzprogramm, die EU-Gebäuderichtlinie (vgl. Eu-ropäisches Parlament 2010), das Genfer Luftreinhalteabkommen (vgl. UNECE 1979) mit den zugehörigen Protokollen (z. B. UNECE 2012) und die Europa-2020-Ziele (vgl. Europäischer Rat 2010) sowie auf nationaler Ebene das inte-grierte Energie- und Klimaschutzprogramm (vgl. Bundesregierung 2007) so-wie das Energiekonzept (vgl. Bundeskabinett 2010) Schlüsselrollen ein. 
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3. Wohngebäudebestands- und  
Sanierungsentscheidungsmodelle Ziel dieses Kapitels ist die Darstellung des Stands der Wissenschaft in Bezug auf die gestellte Hauptforschungsfrage: „Welche Bündel umweltpolitischer In-strumente sind für den Bereich der Wärmenutzung in Wohngebäuden geeig-net, um die Treibhausgas- und Luftschadstoffemissionen sowie den Primär-energieverbrauch zu reduzieren?“ Dabei sollen ein geeigneter Modelltyp aus-gewählt, Schwächen existierender Ansätze identifiziert und daraus Anforde-rungen an ein ggf.  neu zu entwickelndes Modell abgeleitet werden. Die nicht modellgestützte Beantwortung der Forschungsfrage wird nicht weiter verfolgt, da sich durch die Heterogenität des Wohngebäudebestands in Bezug auf den Bereich Wärmenutzung sowie Wechselwirkungen zwischen den Instrumenten eine hohe Komplexität ergibt. Zur modellgestützten Beantwortung der For-schungsfrage können diverse Modelltypen zum Einsatz kommen, die sich unter dem Begriff Wohngebäudebestandsmodelle zusammenfassen lassen.  Abschnitt 3.1 gibt einen Überblick über die unterschiedlichen Typen von Wohngebäudebestandsmodellen. Dabei wird sukzessive die Eignung des Mo-delltyps des simulierenden, akteurs- bzw. agentenbasierten, auf der Gebäude-physik basierenden Bottom-Up-Wohngebäudebestandsmodells für die Beant-wortung der Forschungsfrage herausgearbeitet. Anschließend werden existie-rende Modelle für Deutschland und andere Länder vorgestellt und daraus For-schungslücken abgeleitet.  In Abschnitt 3.2 wird vertiefend auf die Modellierung der Sanierungsentschei-dung der Gebäudeeigentümer eingegangen, da diese den Kern des ausgewähl-ten Modelltyps bildet. Dabei wird diese zunächst als Teilgebiet der Diffusions-modelle verortet, bevor auf Daten und Analysen zur Sanierungsentscheidung für Deutschland eingegangen wird. Anschließend werden Sanierungsentschei-dungsmodelle, d. h. Modelle zur Simulation der Sanierungsentscheidung, vor-gestellt. Abschließend wird auf Sanierungsentscheidungsmodelle eingegangen, 
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die bereits in Wohngebäudebestandsmodelle integriert wurden, und darauf aufbauend die zugehörige Forschungslücke aus Abschnitt 3.1 konkretisiert. In Abschnitt 3.3 wird auf weitere Grundlagen und Abgrenzungen eingegangen, die sich mit dem betrachteten Themenbereich thematisch überschneiden. Dies betrifft insbesondere die Datenlage zum energetischen Zustand von Wohnge-bäuden sowie das Forschungsfeld der begrenzt rationalen Energienutzung.  In Abschnitt 3.4 werden als Schlussfolgerung aus der Literaturrecherche An-forderungen an ein Modell zur Beantwortung der Forschungsfrage, das auch einen Beitrag zur Schließung der aufgezeigten Forschungslücken leistet, spezi-fiziert. Abschließend wird begründet, warum eine Neuentwicklung  der Anpas-sung existierender Modelle vorgezogen wird. 
3.1 Wohngebäudebestandsmodelle  

3.1.1 Überblick über Wohngebäudebestandsmodelle Wohngebäudebestandsmodelle werden für die Politikberatung herangezogen, um bspw. Energiebedarf und Emissionen sowie entsprechende Minderungspo-tenziale durch energetische Modernisierung quantifizieren zu können. Grund-legende Arbeiten zum Heizwärmebedarf inklusive Einsparpotenzialen bis 2050 und deren Wirtschaftlichkeit in Deutschland wurden auf Basis einer Wohngebäudetypologie durch das IWU in Darmstadt geleistet (vgl. Ebel u. a. 1990, 1995, 1996; Eicke-Hennig u. a. 1994), wobei die Anlagentechnik nur am Rande berücksichtigt wurde. Die Gebäudetypologie wurde vereinfacht, fortge-schrieben und wie Daten zur Häufigkeitsverteilung der Gebäudetypen veröf-fentlicht (vgl. IWU 2005, 2007). Kavgic u. a. (2010) und Swan & Ugursal (2009) klassifizieren die zugrundeliegenden Gebäudebestandmodelle in Top-Down- und Bottom-Up-Ansätze. Während bei Top-Down-Modellen ökonomet-rische und technologische Modelle unterschieden werden, können Bottom-Up-Modelle in statistische und auf der Bauphysik basierende Modelle eingeteilt werden.   
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Top-Down-Modelle Top-Down-Modelle verwenden nach Kavgic u. a. (2010) und Swan & Ugursal (2009) aggregierte Daten des gesamten Gebäude-/Haushaltsbestands wie bspw. makroökonomische Indikatoren, Anzahl von Wohnungen inklusive Neu-bau- und Abrissraten, klimatische Bedingungen und Diffusionsgrade von Haushaltsgeräten. Somit ist die Kombination von guter Datenverfügbarkeit und der Annahme der Fortschreibbarkeit historischer Daten zugleich Stärke aber auch Schwäche der Top-Down-Modelle, da differenziertere Analysen des Wohngebäudebestands den Einsatz von Bottom-Up-Modellen erfordern.  Bottom-Up-Modelle Bottom-Up-Modelle grenzen sich nach Swan & Ugursal (2009) durch eine hö-here Granularität, d. h. die Verwendung und Verarbeitung von Informationen, die sich nicht auf den Gebäude-/Haushaltsbestand im Ganzen, sondern auf Teilmengen dieses Bestands beziehen, von den Top-Down-Modellen ab. Der Großteil der Bottom-Up-Modelle zielt auf technische Potenzialabschätzungen für Energieeffizienzmaßnahmen und den Einsatz erneuerbarer Energien ab (z. B. Kleemann u. a. 2000; Kost 2006; Lowe 2007; Siller u. a. 2007; Sartori u. a. 2008; Heeren u. a. 2009; Wallbaum u. a. 2010), wobei einige Modelle auch In-vestitionen (z. B. Kirchner & Matthes 2009) und techno-ökonomische Potenzi-ale (z. B. Markewitz & Stein 2003; Amstalden u. a. 2007; Wischermann & Wag-ner 2011) berücksichtigen. In einigen Arbeiten werden neben den Gebäuden auch Siedlungstypen betrachtet, um insbesondere für Fern- und Nahwärme sowie Wärmeintegration belastbarere Aussagen zu erlangen (z. B. Pfaffenber-ger u. a. 2001a, 2001b, 2001c, 2004a, 2004b, 2004c). Typische Daten von Bottom-Up-Modellen umfassen Wohnungseigenschaften, Klimadaten, Innen-temperaturen und Nutzungsprofile (Swan & Ugursal 2009). Bottom-Up-Modelle erfordern das Treffen zahlreicher Annahmen, um Datenlücken zu fül-len und kleine Stichproben zu verallgemeinern.   
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Auswahl eines Modelltyps Aufgrund der Heterogenität des Wohngebäudebestands (vgl. Kapitel 2) und des schwach ausgeprägten Technikbezuges sind Top-Down-Modelle nicht für die Beantwortung der Forschungsfrage geeignet. Wegen der Unterschiede hin-sichtlich Anlagentechnik und der Energieeffizienz der Gebäudehülle variieren Potenziale zur Minderung von Treibhausgas- und Luftschadstoffemissionen sowie des Primärenergieverbrauchs und deren Wirtschaftlichkeit stark inner-halb des Gebäudebestands und damit auch über die Zeit. Dies führt bei aggre-gierter Betrachtungsweise zur Nichtfortschreibbarkeit historischer Trends von Emissionen und Energieverbrauch. Auch die Analyse der Wirkung umweltpoli-tischer Instrumentenbündel, die sich von denen der Vergangenheit unter-scheiden, erfordert eine differenziertere Betrachtung des Wohngebäudebe-stands, als es Top-Down-Modelle ermöglichen. Daher wird für die Beantwor-tung der Forschungsfrage als Modelltyp ein Bottom-Up-Modell gewählt. Auf diesen beschränken sich daher auch die folgenden Ausführungen. 
3.1.2 Bottom-Up-Wohngebäudebestandsmodelle Statistische Bottom-Up-Modelle Nach Swan & Ugursal (2009) führen statistische Bottom-Up-Modelle den Energieverbrauch auf Haushalts- und Wohngebäudeeigenschaften zurück. Da-bei kommen Methoden wie Regression, Conditional Demand Analysis und Neuronale Netze (vgl. Aydinalp-Koksal & Ugursal 2008) zum Einsatz. Eine Stärke dieser Modelle ist die Verwendung von Energieverbrauchsdaten (im Gegensatz zu Bedarfsdaten), sodass das Nutzerverhalten implizit berücksich-tigt wird. Allerdings erfordert der Ansatz eine entsprechende Datengrundlage, die weder für den heterogenen Wohngebäudebestand noch für die Vielfalt po-tenzieller Sanierungspakete existiert.  Auf der Gebäudephysik basierende Bottom-Up-Modelle Auf der Gebäudephysik basierende Bottom-Up-Modelle schätzen den Energie-verbrauch basierend auf physikalischen Zusammenhängen über den berechne-
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ten Energiebedarf. So wird z. B. der Wärmefluss basierend auf Innenraum- und Außentemperaturen sowie den Wärmedurchgangskoeffizienten der Gebäude-hülle berechnet. Somit werden Energieverbrauchsdaten nicht unbedingt benö-tigt. Der Energieverbrauch kann daher bei diesem Modelltyp prinzipiell für sämtliche potenziellen Maßnahmenpakete geschätzt werden. Bez. des Nutzer-verhaltens müssen jedoch Annahmen – bspw. für die Innenraumtemperatur – getroffen werden. Liegen allerdings  entsprechende Daten für das Nutzerver-halten vor, bspw. Innenraumtemperaturen in Abhängigkeit von den Haus-haltseigenschaften, so können diese als Parameter in die entsprechenden Glei-chungen integriert werden (vgl. Swan & Ugursal 2009).  Auswahl eines Modelltyps Bei auf der Gebäudephysik basierenden Modellen harmonieren die Datenan-forderungen besser mit der Datenlage. Zudem sind physikalische Zusammen-hänge bei der „Extrapolation“ auf potenzielle Maßnahmenpakete im Vergleich zu statistischen Modellen belastbarer. Daher wird für die Beantwortung der Forschungsfrage als Modelltyp ein auf der Gebäudephysik basierendes Bottom-Up-Modell ausgewählt. Mundaca u. a. (2010) unterteilen Bottom-Up-Modelle zur Bewertung von Energieeffizienzpolitik zudem in optimierende, simulierende und Accounting-Modelle.  Optimierende Modelle Nach Mundaca u. a. (2010) werden bei optimierenden Modellen technische Maßnahmenpakete, d. h. Wärmeerzeuger sowie Maßnahmen an der Gebäude-hülle, identifiziert, mit denen die als Zielfunktion formulierten Gesamtausga-ben aus Systemsicht minimal sind. Hierbei müssen mehrere Nebenbedingun-gen erfüllt werden. Diese werden derart formuliert, dass die Wärmeversor-gung der Gebäude gewährleistet ist, und bspw. exogen vorgegebene Obergren-zen für Treibhausgas- und Luftschadstoffemissionen sowie den Primärener-gieverbrauch eingehalten werden. Prinzipiell können bspw. auch Treibhaus-



3 Wohngebäudebestands- und Sanierungsentscheidungsmodelle  

40 

gasemissionen als Zielfunktion gewählt und minimiert werden bzw. es können sowohl ökologische als auch ökonomische Kenngrößen in die Zielfunktion ein-fließen. Nach Genoese (2010) wird als Methode häufig die – ggf. gemischt-ganzzahlige – lineare Programmierung verwendet, da hierzu effiziente Lö-sungsalgorithmen existieren. Nichtlinearitäten in Zielfunktion und Nebenbe-dingungen müssen allerdings vernachlässigt oder durch stückweise lineare Funktionen approximiert werden. Die Anwendung von Methoden der nichtli-nearen und stochastischen Optimierung bleibt tendenziell auf kleinere Prob-leme beschränkt.  Simulierende Modelle Simulierende Modelle zielen nach Mundaca u. a. (2010) auf die Simulation von Entwicklungspfaden des Wohngebäudebestands in Abhängigkeit von vorge-gebenen Szenarien, die auch die Spezifikation des umweltpolitischen Instru-mentenbündels umfassen, ab. Dabei soll das mikroökonomische Entschei-dungsverhalten der Gebäudeeigentümer abgebildet werden. Dieses basiert entweder auf Annahmen oder ist empirisch begründet.  Accounting-Modelle Bei Accounting-Modellen werden nach Mundaca u. a. (2010) im Gegensatz zu simulierenden Modellen die Implementierungsraten für Technologien vom Modellierer exogen vorgegeben. Die Modelle können einerseits zur Analyse der Auswirkungen des Einsatzes bestimmter Technologien bzw. Technologie-kombinationen herangezogen werden. Andererseits können die Auswirkungen umweltpolitischer Instrumentenbündel vom Modellierer in Implementie-rungsraten transformiert werden, um die Auswirkung von umweltpolitischen Instrumentenbündeln abzuschätzen und ggf. zu bewerten.  Auswahl eines Modelltyps Bei der den optimierenden Modellen inhärenten Entscheidung aus Systemsicht werden individuelle ökonomische oder sonstige Entscheidungskriterien meist nicht berücksichtigt. Mit welchen umweltpolitischen Instrumenten die Umset-
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zung der identifizierten Maßnahmenpakete erreicht werden kann, wird bei optimierenden Modellen daher typischerweise nicht direkt beantwortet. Dies könnte zwar ggf. durch die Einbeziehung der Ausgestaltungsparameter um-weltpolitischer Instrumente als Entscheidungsvariablen des Optimierungs-problems und die Integration von individuellen Nutzenfunktionen als Neben-bedingungen angegangen werden. Dadurch stiege die Komplexität des Prob-lems allerdings an, sodass die Lösbarkeit kritisch wäre. Zudem können Ände-rungen an der Struktur der umweltpolitischen Instrumente den Zielfunkti-onswert verbessern, sodass auch die Funktionsform der Zielfunktion a priori nicht definitiv bekannt ist. Simulierende und Accounting-Modelle können da-hingegen typischerweise zur Analyse und Bewertung der Auswirkungen vor-gegebener umweltpolitischer Instrumente eingesetzt werden. Ein „optimales“ Instrumentenbündel kann mit diesen aber nicht identifiziert werden.  Indivi-duelle ökonomische und sonstige Entscheidungskriterien können prinzipiell bei beiden Modelltypen berücksichtigt werden. Bei Accounting-Modellen kön-nen diese aber nur durch die Annahme entsprechender Implementierungsra-ten implizit berücksichtigt werden. Die durch umweltpolitische Instrumente initiierte Wirkungskette ist dabei also nicht in das Modell integriert. Bei simu-lierenden Modellen kann das Entscheiderverhalten und damit die Wirkungs-kette (einiger) umweltpolitischer Instrumente explizit in die Modellierung einbezogen werden. Daher wird für die Beantwortung der Forschungsfrage als Modelltyp ein simulierendes, auf der Gebäudephysik basierendes Bottom-Up-Wohngebäudebestandsmodell ausgewählt. Allerdings ist die Modellierung des Entscheiderverhaltens, ob empirisch begründet oder rein annahmenbasiert, mit großen Unsicherheiten behaftet. Da Accounting-Modelle aber weiter ver-breitet sind und ihre Abgrenzung aufgrund hybrider Ansätze häufig schwierig ist, werden bei der Diskussion existierender Modelle, insbesondere in den Ab-schnitten 3.1.4, 3.1.5 und 3.1.6, sowohl simulierende als auch Accounting-Modelle aufgeführt. 
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3.1.3 Simulierende Modelle Bei simulierenden Modellen können auf Entscheidungsregeln basierende agentenbasierte und auf Differenzen- oder Differentialgleichungssystemen ba-sierende systemdynamische Modelle unterschieden werden (Genoese 2010).  Systemdynamische Modelle Systemdynamische Modelle gehen auf Forrester (1961) zurück und zielen primär auf die Analyse von Wirkungszusammenhängen innerhalb eines realen Systems unter besonderer Berücksichtigung der Zeit ab (Möst & Fichtner 2009). Die Differenzen- oder Differentialgleichungssysteme werden dabei häu-fig aus Causal-Loop-Diagrammen abgeleitet, die Bestände und Bestandsverän-derungen als Grundelemente dynamischer Systeme (und Differentialgleichun-gen) zueinander in Beziehung setzen. Nach Ilsen (2012) liegt eine Stärke des Ansatzes in der Abbildbarkeit sich verstärkender oder abschwächender Rück-kopplungsschleifen und der sich daraus ergebenden Dynamik. Problematisch sind dahingegen das Aufstellen und die Parametrisierung der Gleichungssys-teme. Akteursentscheidungen können ebenfalls integriert werden. Im Ver-gleich zu agentenbasierten Modellen ist der Detaillierungsgrad tendenziell ge-ringer bzw. der Modellierungsaufwand bei gleichem Detaillierungsgrad höher. Es existieren vereinzelt systemdynamische Arbeiten zum Gebäudebestand, die hinsichtlich des Detaillierungsgrades eher den Top-Down-Modellen zuzuord-nen sind. Groesser & Ulli-Beer (2007) versuchen, mit einem systemdynami-schen Ansatz die Diffusion von Energieeffizienzinnovationen im Wohngebäu-desektor in der Schweiz zu erklären und daraus Politikempfehlungen abzulei-ten. Groesser & Bruppacher (2007) analysieren den Entscheidungsprozess der Gebäudeeigentümer von Neubauten hinsichtlich Energieeffizienz mittels eines systemdynamischen Modells. Elias (2008) erstellt ein Causal-Loop-Diagramm für Energieeffizienz im neuseeländischen Haushaltssektor. Maalla & Kunsch (2008) simulieren die Diffusion von Mikro-KWK32-Anlagen in Wohngebäuden 
32 KWK steht für Kraft-Wärme-Kopplung. 
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mittels eines systemdynamischen Modells. Müller (2012) integriert für den Schweizer Gebäudebestand Gebäudeeigentümer, Mieter und Architekten als Akteure in ein systemdynamisches Modell.  Agentenbasierte Modelle Nach Genoese (2010) steht bei der agentenbasierten Simulation die Integrati-on der Akteursperspektive im Fokus der Modellierung. Akteure werden durch einen oder mehrere Agenten abgebildet, die ggf. (1) lernen, (2) interagieren und (3) sich in ihren Zielsetzungen unterscheiden. Prinzipiell reicht die Defini-tion des Begriffs Agent von passiven Objekten ohne kognitive Fähigkeiten bis zu lernenden Objekten mit komplexen Verhaltensmethoden. Eine hohe Granu-larität kann in agentenbasierten Modellen einfach umgesetzt werden bzw. ist teilweise sogar eine Voraussetzung. Die agentenbasierte Simulation wird in mehreren Gebäude- und Anlagentechnikbestandsmodellen eingesetzt (z. B. Wittmann & Bruckner 2007; Wittmann 2008; Bruckner & Wittmann 2009; Sopha 2011; Zhao 2012; Lee & Yao 2013). Simulierende Wohngebäudebe-standsmodelle konzentrieren sich allerdings häufig ausschließlich auf die Ge-bäudeeigentümer als Akteure – wenn auch in stark aggregierter Form. Von dem Begriff der agentenbasierten Modellierung wird für diese Arbeit in diesem Falle zugunsten des Begriffs der akteursbasierten Modellierung Abstand ge-nommen, da aufgrund langer Sanierungszyklen im Wärmebereich nicht von einem Lernprozess ausgegangen wird und zudem die Interaktion zwischen Akteuren bei der Fokussierung auf Eigentümer und Mieter häufig nur von un-tergeordneter Bedeutung ist33 bzw. eine Modellierung mit großen Unsicherhei-ten behaftet wäre. Auswahl eines Modelltyps Aufgrund der Heterogenität des Wohngebäudebestands ist eine hohe Granula-rität erforderlich, um die Luftschadstoff- und Treibhausgasemissionen, den 
33 Bei einer detaillierten Analyse des Sonderfalls selbstnutzender Eigentümerge-meinschaften wäre die Interaktion zwischen Eigentümern allerdings relevant. 
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Primärenergieverbrauch sowie deren Entwicklungen quantifizieren zu kön-nen. Daher wird bei der Beantwortung der Forschungsfrage der primäre Fokus auf eine möglichst hohe Granularität gesetzt. Deshalb wird die agenten- bzw. akteursbasierte Simulation  der systemdynamischen Modellierung (im Sinne von Forrester 1961) vorgezogen. Bei starker Differenzierung von Gebäude, Anlagentechnik, Eigentümer und Bewohner werden die Bestände ohnehin zu Individuen und die Bestandsveränderung zu einer individuellen Entscheidung. Dieser Grenzfall kann derart interpretiert werden, dass die systemdynamische Modellierung in ein agenten- bzw. akteursbasiertes Modell übergeht.  
3.1.4 Bottom-Up-Modelle für Deutschland In diesem Abschnitt werden existierende simulierende und Accounting-Bottom-Up-Wohngebäudebestandsmodelle für die Bundesrepublik Deutsch-land vorgestellt. Sonstige Modelltypen werden nur vereinzelt erwähnt.    IKARUS-Raumwärmemodell  Mit dem IKARUS-Raumwärmemodell (vgl. Markewitz & Stein 2003) werden von Kleemann & Hansen (2005) die Beiträge unterschiedlicher umweltpoliti-scher Instrumente zu der Entwicklung der CO2-Emissionen des Wohngebäu-debestands in Deutschland analysiert. Dabei werden pauschale Implementie-rungsraten vordefinierter Pakete von Energieeffizienzmaßnahmen und auf er-neuerbaren Energien basierender Anlagentechnik angesetzt, um das Gesamt-einsparpotenzial abzuschätzen. Die Wirkungen einzelner umweltpolitischer Instrumente werden auf Basis von in anderen Studien erhobenen Größen (z. B. Langniß u. a. 2010) wie CO2-Einsparung pro Fördermittel an variierende För-dermittelbudgets angepasst und dadurch abgeschätzt (z. B. Kleemann & Han-sen 2005). Dieser Ansatz und das zugrundeliegende IKARUS-Raumwärmemodell wurden für zahlreiche Studien mit Fokus auf der Bundes-republik Deutschland verwendet (z. B. Cook u. a. 2008; Hansen 2009b, 2010; Matthes u. a. 2009, 2013; Stüber 2009) und bspw. hinsichtlich eines wahr-
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scheinlichkeitstheoretischen Ansatzes für Alterungsprozesse erweitert und auf Europa übertragen (vgl. Hansen 2009a).  Invert/EE-Lab  Invert/EE-Lab ist ein Bottom-Up-Gebäudebestandsmodell, das sukzessive me-thodisch weiterentwickelt wurde. Nach Kranzl u. a. (2013) sowie Müller & Biermayr (2011) ist der Kern von Invert/EE-Lab ein Entscheidungsalgorith-mus, der die Marktanteile von Wärmeversorgungstechnologien basierend auf den Wärmegestehungskosten bestimmt, wobei eine „Trägheit“ sowie die Vor-gabe von mittels eines Diffusionsmodells bestimmten Ober- und Untergrenzen für Marktanteile das sofortige Ausscheiden von Technologien mit höheren Wärmegestehungskosten verhindert. Grundlegend hierfür war eine Weiter-entwicklung des Modells durch Müller u. a. (2010). Darüber hinaus werden von Kranzl u. a. (2013) bestimmte Wärmeversorgungssystemwechsel ausge-schlossen und durch die Ressourcenverfügbarkeit Grenzen vorgegeben. Für die energetische Sanierung der Gebäudehülle werden von Müller u. a. (2010) und Kranzl u. a. (2013) nur pauschale Sanierungsraten angesetzt. Aktuelle Forschung beschäftigt sich mit der Einbeziehung von Akteursspezifika in den Entscheidungsalgorithmus von Invert/EE-Lab (z. B. Kranzl u. a. 2012; Stein-bach 2013). Basis-2 Das dynamische Stoffstrommodell Basis-2, eine Weiterentwicklung von Ba-sis-1, beinhaltet nach Buchert u. a. (2003) ein Wohngebäudebestandsmodell, das bez. der Veränderung der Energieeffizienz der Gebäudehülle auf Sanie-rungsraten und bez. der Beheizungsstruktur auf Energieträgeranteile zurück-greift, die über den gesamten Simulationszeitraum exogen vorgegeben wer-den. In die Bewertung der Entwicklungspfade werden aus ökologischer Sicht neben CO2-Emissionen und Nutzwärmebedarf auch die Flächeninanspruch-nahme, die Inanspruchnahme mineralischer Rohstoffe, der Holzbedarf und der 
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Bauschuttanfall einbezogen. Wirtschaftliche Gesichtspunkte werden dahinge-gen vernachlässigt (vgl. Buchert u. a. 2003).  otello  Im vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) geförderten Forschungsprojekt otello34 wurde unter Federführung des Instituts für Indust-riebetriebslehre und Industrielle Produktion (IIP) ein nationales Integrated-Assessment-Modell für Deutschland entwickelt, um politischen Entscheidungs-trägern ein Werkzeug zur Bewertung umweltpolitischer Instrumente hinsicht-lich ökologischer und gesamtwirtschaftlicher Auswirkungen zur Verfügung zu stellen (vgl. Breun u. a. 2012). Betrachtungsgegenstand sind die Emissionen an SO2, NOx, PM und CO2 in den Bereichen Industrie, Energieversorgung, Verkehr und Wohngebäude. Hierbei wurden vom Autor der vorliegenden Arbeit im Wohngebäudebereich die Investitionsentscheidungen über die Sanierung der Wohngebäude akteursbasiert abgebildet, wobei mehrere Entscheidertypen unterschieden werden (vgl. Hiete u. a. 2011; Stengel u. a. 2012). Die sanie-rungsbedingten Änderungen fließen in ein Wohngebäudebestandsmodell, das Teilmodell Wohngebäude, ein, auf dessen Basis u. a. Energiebedarf, Emissionen und ökonomische Auswirkungen berechnet werden. Das fast ausschließlich vom Autor der vorliegenden Arbeit im Projekt otello entwickelte Teilmodell Wohngebäude wurde im Rahmen dieser Arbeit kontinuierlich weiterentwi-ckelt, modifiziert, hinsichtlich der Datenbasis aktualisiert und auf weitere Fra-gestellungen angewendet. Dieses Teilmodell entspricht somit einem Zwischen-stand der vorliegenden Arbeit, weshalb im Rahmen der vorliegenden Arbeit wesentliche, bereits publizierte Teile abermals aufgeführt werden (vgl. Hiete u. a. 2011; Stengel u. a. 2012).   
34 otello steht für Entwicklung eines integrierten, optimierenden Bewertungs- und Allokationsmodells für ein nationales Emissionsmanagement (BMBF-Förder-kennzeichen 01UN0603). 
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Weitere Bottom-Up-Modelle für Deutschland Eine nationale Betrachtung des Wohngebäudebestands in Deutschland mit ei-ner Auflösung bis zur Gemeindeebene wird von Corradini u. a. (2012) vorge-nommen. Der Fokus liegt auf dem Raumwärme- und Warmwasserbedarf sowie der Dachflächennutzung durch Solarthermie- und Photovoltaik-Anlagen. Es wird lediglich ein Zeitpunkt betrachtet, und der Zustand der Gebäudehülle so-wie weitere  Anlagentechnik bleibt unberücksichtigt. McKenna u. a. (2013) analysieren mit einem aggregierten Accounting-Wohngebäudebestandsmodell, ob die energiepolitischen Ziele der Bundesre-gierung für den Wärmebereich bis 2050 erreicht werden können. Das Modell basiert auf exogen vorgegebenen Sanierungsraten bzw. Implementierungsra-ten für Maßnahmen und beschränkt sich auf den Endenergiebedarf und die Modernisierung der Gebäudehülle. Bettgenhäuser (2011) prognostiziert mit dem Accounting-Gebäudebestands-modell Ecofys Built Environment Analysis Model (BEAM²) bis zum Jahr 2020 End-

energiebedarf, CO2-Emissionen, Investitionen und Energiekosten für die Energie-

nutzung in Wohn- und Nichtwohngebäuden. Die Implementierungsraten für Maß-

nahmen werden dabei exogen vorgegeben und in Szenarien variiert.  

3.1.5 Bottom-Up-Modelle für andere Länder In diesem Abschnitt werden existierende, simulierende und Accounting-Bottom-Up-Wohngebäudebestandsmodelle für die nationale Ebene vorgestellt, die sich nicht auf die Bundesrepublik Deutschland beziehen. Sonstige Modell-typen werden nur vereinzelt erwähnt. Frankreich (FR) Charlier & Risch (2012) betrachten die Entwicklung des Wohnungs- und Haushaltsbestands von Frankreich bis zum Jahr 2050 in Abhängigkeit von umweltpolitischen Instrumenten. Die Haushaltsstruktur- und -entwicklung wird nach fünf Haushaltstypen differenziert, exogen vorgegeben und jeweils zu bestimmten Anteilen einem Wohnungstyp zugeordnet. Für den Wohnungs-



3 Wohngebäudebestands- und Sanierungsentscheidungsmodelle  

48 

bestand werden insgesamt zwölf Wohnungstypen mit zugehörigem durch-schnittlichen Alter, Energiebedarf und CO2-Emissionen unterschieden. Diese Durchschnittswerte werden durch Sanierungsentscheidungen, die durch Ge-bäude- und Haushaltscharakteristika wie Einkommen und Verschuldungsrate beeinflusst werden, in Jahresschritten verändert. Ziel der Haushaltsbetrach-tung ist die Berücksichtigung finanzieller Hemmnisse bei der Sanierung. Die Entscheidungslogik basiert jedoch ausschließlich auf Annahmen. Allgemein weist das Modell einen niedrigen Differenzierungsgrad auf, wobei die Beurtei-lung durch eine oberflächliche Beschreibung erschwert wird.  Schweiz (CH)  Kost (2006) sowie Siller u. a. (2007) betrachten in einem Wohngebäudebe-standsmodell die Entwicklung von Energiebedarf, CO2-Emissionen, Investitio-nen und Energiekosten des Wohngebäudebestands in der Schweiz bis 2050. Dabei werden unterschiedliche Szenarien betrachtet, in denen die Sanierungs-raten sowie der Sanierungsstandard der Gebäudehülle exogen vorgegeben werden. Beim Heizsystem werden zudem Substitutionsmatrizen vorgegeben, die den Anteil der Nachfolgeheizsysteme in Abhängigkeit vom Vorgängersys-tem spezifizieren. Die Bevölkerungsentwicklung wird in dem Modell lediglich herangezogen, um die Nachfrage nach Wohnraum und damit Neubau und Leerstand endogen zu bestimmen. Heeren u. a. (2009) betrachten ebenfalls die Entwicklung des Wohngebäudebestands in der Schweiz bis 2050 unter Vorga-be von bauteilspezifischen Sanierungsraten. Die Entwicklung der Beheizungs-struktur wird exogen vorgegeben. Gebäudehülle und Anlagentechnik werden weitgehend unabhängig voneinander betrachtet.  Großbritannien (UK)  Lee & Yao (2013) identifizierten als Schwäche von Gebäudebestandsmodellen für Großbritannien zur Politikberatung, dass sie die individuelle Investitions-entscheidung nicht adäquat berücksichtigen. Nach einer Diskussion von Markovketten, neuronalen Netzen und agentenbasierter Modellierung als po-
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tenziellen Lösungsansätzen wird gefolgert, dass Letzterer am vielverspre-chendsten ist. Die Notwendigkeit einer starken Differenzierung in Bezug auf Gebäude und Haushalte wird explizit hervorgehoben. In einem einfachen Testmodell wird die prinzipielle Eignung des Ansatzes bestätigt.  In einem aggregierten Modell für Großbritannien zwischen 2000 und 2050 hebt Lowe (2007) die Kohlenstoffintensität der Elektrizitätsversorgung als Determinante für das Treibhausgasminderungspotenzial elektrisch betriebe-ner Wärmepumpen und KWK hervor. Er schlussfolgert zudem, dass beachtli-che CO2-Emissionsreduktionen ohne erhöhte Abrissraten erreicht werden können.  Johnston (2003) untersucht für Großbritannien. das technische Reduktionpo-tenzial für CO2-Emissionen bis zum Jahr 2050 mittels eines auf der Gebäude-physik basierenden Accounting-Wohngebäudebestandsmodells. In drei Szena-rien werden dabei jeweils Implementierungsraten von Modernisierungsmaß-nahmen exogen vorgegeben.  Firth u. a. (2010) analysieren die Auswirkungen von Unsicherheiten in Modell-eingangsdaten auf die mittels des Wohngebäudebestandsmodells Community Domestic Energy Model (CDEM) geschätzten CO2-Emissionen über Sensitivi-tätsanalysen. Sie beziehen sich dabei auf den englischen Wohngebäudebestand und heben hervor, dass die Unsicherheiten in den Ergebnissen beträchtlich sein können.  Norwegen (NO) Sartori u. a. (2008) führen eine dynamische Materialflussanalyse des norwegi-schen Gebäudebestands von 1900 bis 2100 durch, um die langfristige Entwick-lung von Abriss-, Neubau-, und Renovierungsaktivitäten zu analysieren. Diese Methode lässt sich auf die Analyse von Energieflüssen übertragen.  Sopha (2011; Sopha u. a. 2011) simuliert die Diffusion von Heizungssystemen im norwegischen Wohngebäudebestand mittels eines agentenbasierten Mo-
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dells. Die Simulation der Adoptionsentscheidung der Haushalte wurde basie-rend auf einer Haushaltsbefragung plausibilisiert. Kanada (CA) Aydinalp u. a. (2002, 2004) nutzen neuronale Netze, um den Energieverbrauch für Haushaltsgeräte, Beleuchtung und Raumkühlung (vgl. Aydinalp u. a. 2002) sowie Raumwärme und Warmwasserbereitung (vgl. Aydinalp u. a. 2004) in Wohngebäuden zu prognostizieren. Sadler (2003) integriert die Erkenntnisse von empirisch fundierten Sanie-rungsentscheidungsmodellen, die er durch Befragungen kanadischer Haushal-te gewonnen hat, in ein aggregiertes Wohngebäudebestandsmodell für Kana-da. Dabei werden allerdings nur Einfamilienhäuser berücksichtigt.  Weitere Bottom-Up-Modelle  Yücel & Pruyt (2011) betrachten in einem aggregierten Wohngebäudebe-standsmodell für die Niederlande die Trägheit des Energiebedarfs des Gebäu-debestands gegenüber Veränderungen. Dabei werden die Auswirkungen von Änderungen in Neubau-, Abbruch- und Sanierungsraten sowie von Änderun-gen im Nutzerverhalten auf den Energiebedarf analysiert.  Für die Vereinigten Staaten von Amerika werden im Teilmodul Wohngebäude des National Energy Modeling System (NEMS) die Marktanteile von Wärmeer-zeugungstechnologien basierend auf Investition, Energiekosten oder Lebens-zykluskosten mittels einer log-linearen Funktion geschätzt (vgl. U.S. Energy Information Administration 2010). Charakteristika von Gebäudebewohnern und -eigentümern werden in dem Modell nicht berücksichtigt. 
3.1.6 Forschungslücken bei Bottom-Up-Modellen Um, basierend auf den in den vorhergehenden Abschnitten diskutierten simu-lierenden und Accounting-Bottom-Up-Wohngebäudebestandsmodellen für die nationale Ebene, Forschungslücken zu verdeutlichen, werden zentrale Arbei-ten in Tabelle 2 zusammenfassend gegenübergestellt.   
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Tabelle 2: Simulierende und Accounting-Bottom-Up-Wohngebäude- bzw. Anlagentech-nikbestandsmodelle im Wärmebereich; AT: Österreich; DE: Deutschland; LT: Litauen 
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Räumliche Systemgrenze DE DE UK, AT, LT AT DE DE CA NO DE FR CH CHBottom-Up-Modell Gebäudehülle X X X X X X X - - B X XAnlagentechnik X X X X X X X X X - X XEigentümer/Bewohner  X - - - - - - X X B - -Modellierung auf Mikroebene  - - - - - - - - X - - -Sanie-rungs-entschei-dung 
Simulation der Entscheidung X X X X - - X X X X - -Kombientscheidung Hülle & Anlagentechnik X - - - - - - - - X - -Differenzierte Eigentums-struktur X X - - - - - - - X - -Bewer-tung Treibhausgase/ Energieverbrauch  X X X X X X X - X X X XInvestition/Energiekosten  X X - X X - X - X - X -Luftschadstoffe  X - - - - - - - - - - -Verteilung finanzieller Lasten  - - - - - - - - - - - -Multivariate Ergebnisanalyse zur Defizit-behebung von Instrumenten - - - - - - - - - - - -Bei den betrachteten Modellen erfolgt – mit Ausnahme der Vorarbeiten des Autors dieser Arbeit – keine integrierte Bottom-Up-Modellierung von Gebäu-dehülle, Anlagentechnik sowie Eigentümern und Bewohnern (inkl. sozio-demographischer Charakteristika) auf nationaler Ebene. Daher können Eigen-tümer und Bewohner weder hinsichtlich der Sanierungsentscheidung und -hemmnisse noch hinsichtlich der Bewertung von Sanierungen hinreichend berücksichtigt werden. Sopha (2011; Sopha u. a. 2011) betrachtet zwar das 

Modellcharakteristika Auf der Gebäudephysik basierende Bottom-Up-Modelle X: Trifft auf dieses Modell zu B: Trifft auf dieses Modell bedingt zu *:  Diffusionsmodell für wenige Techno- logien, also kein Bestandsmodell **: Sämtliche Informationen über den Entscheider werden aus einer Verteilung gezogen, sodass auf Mikroebene keine Informationen über den Entscheider vorliegen ***: Stark aggregiertes Modell mit Durch-schnittsbetrachtungen

otello Invert/EE-Lab IKA-RUS Sonstige Modelle 
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reale Investitionsverhalten von Gebäudeeigentümern auf nationaler Ebene im Rahmen eines agentenbasierten Modells. Die Arbeit ist jedoch auf die Anlagen-technik beschränkt. Sadler (2003) koppelt ein hochaggregiertes Einfamilienhausbestandsmodell für Kanada mit den Erkenntnissen von empi-risch fundierten Sanierungsentscheidungsmodellen, wobei aber die Verbin-dung Gebäude-Anlagentechnik-Bewohner/Eigentümer bei der Simulation des Bestands unberücksichtigt bleibt. Wittmann (Wittmann & Bruckner 2007; Wittmann 2008; Bruckner & Wittmann 2009) analysiert die Investitionsent-scheidung der Gebäudeeigentümer in Bezug auf die Dämmung der Gebäude-hülle und den Ersatz der Anlagentechnik ebenfalls in einem agentenbasierten Modell. Das Modell findet aber nur in einer prototypischen Stadt Anwendung. Somit können in nationalen Wohngebäudebestandsmodellen bisher einkom-mens-, alters- und lebensphasenbedingte Hemmnisse nicht berücksichtigt werden. Zudem sind finanzielle Überforderungen von selbstnutzenden Eigen-tümern, Mietern und Vermietern sowie Mitnahmeeffekte nur unzureichend quantifizierbar. Weiterhin können technische und ökonomische Potenziale zur Emissions- und Primärenergieverbrauchsreduktion nicht den Eigentümern und Bewohnern zugeordnet werden, was eine Anpassung umweltpolitischer Instrumente an vielversprechende Zielgruppen ermöglichen würde. In einer Vielzahl von Modellen basiert die Sanierungsentscheidung in Bezug auf Energieeffizienzverbesserungen und Anlagentechnikwechsel auf exogen vorgegebenen Implementierungsraten. Insbesondere für die Bundesrepublik Deutschland existieren nur zwei Wohngebäudebestandsmodelle mit nationa-lem Fokus, die ein Modell zur Simulation der Sanierungsentscheidungen ver-wenden, nämlich Vorarbeiten des Autors zu dem im Rahmen dieser Arbeit entwickelten Modell und Invert/EE-Lab. Zudem ist bspw. trotz Relevanz für die Praxis eine gleichzeitige Entscheidung hinsichtlich Gebäudehülle und Anla-gentechnik bei Invert/EE-Lab bspw. nicht möglich. Eine differenzierte Eigen-tümerstruktur in Kombination mit Sanierungsentscheidungsmodellen findet 
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sich in Ansätzen erst in aktuellen Arbeiten (z. B. Hiete u. a. 2011; Stengel u. a. 2012; Kranzl u. a. 2012; Charlier & Risch 2012; Steinbach 2013). Die Ergebnisse der betrachteten Modelle konzentrieren sich auf Treibhausgas-emissionen, Energiebedarf, Investitionen und Energiekosten. Luftschadstoff-emissionen sowie die Verteilung finanzieller Lasten werden trotz ihrer Bedeu-tung für die Beurteilung umweltpolitischer Instrumente aus Nachhaltigkeits-gesichtspunkten mit Ausnahme von (Ansätzen in) Vorarbeiten des Autors nicht berücksichtigt. Räumlich differenzierte Aussagen wurden diesbezüglich ebenfalls noch nicht getroffen.  Bei keinem der betrachteten Modelle mit nationalem Fokus erfolgte die Model-lierung auf Mikroebene, d. h. auf der Ebene individueller Gebäude und Haus-halte. Stattdessen wurden diese zu möglichst homogenen Klassen zusammen-gefasst. Dadurch wurden sich durch die Simulation ggf. verstärkende Effekte zuvor eliminiert. Eine multivariate Analyse des Modelloutputs, d. h. von Daten-sätzen auf Mikroebene, mit dem Ziel einer erweiterten Analyse der simulierten Entwicklungspfade erfolgte demnach nicht. Auch eine hemmnis- und potenzi-algetriebene Neu- bzw. Umgestaltung umweltpolitischer Instrumente sowie eine Anpassung von Instrumentenbündeln an unterschiedliche Zielgruppen mittels multivariater statistischer Verfahren wurde bisher nicht auf Basis von Wohngebäudebestandsmodellergebnissen durchgeführt.  Gemäß Mundaca u. a. (2010) sollte im Bereich der simulierenden Bottom-Up-Modelle insbesondere die Einbeziehung nicht-ökonomischer Kriterien in die Modellierung der Entscheidungsfindung der Haushalte, bspw. durch die Integ-ration empirischer Erkenntnisse aus anderen Arbeiten, verbessert werden. Dafür werden auch Ansätze zur Berücksichtigung qualitativer Informationen benötigt. Allerdings gilt es zu berücksichtigen, dass sich das Verhalten der Haushalte mit der Zeit ändert, sodass die Nutzbarkeit empirischer Studien kri-tisch zu hinterfragen ist. Neben diesen Verbesserungen der Entscheidungslo-gik werden Methoden zur gezielten und effizienten Ausgestaltung umweltpoli-tischer Instrumente für den Haushaltsbereich benötigt. Um die Wirkungen 
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umweltpolitischer Instrumente in ihrer Gesamtheit bewerten und Zielkonflikte berücksichtigen zu können, bietet sich eine Umorientierung von der reinen Kosten-Zielgrößen-Orientierung (bspw. CO2-Vermeidungskosten) zu einem multikriteriellen Bewertungsrahmen an. Dabei wird insbesondere auch die Einbeziehung der Luftqualität und der finanziellen Überlastung bzw. -entlastung einkommensschwacher Haushalte erwähnt. Als weiteres For-schungsfeld werden verstärkte Unsicherheitsbetrachtungen in Bezug auf Da-ten und Ergebnisse hervorgehoben. Zudem wird die häufige Intransparenz in Veröffentlichungen zu existierenden Modellen bemängelt.35 Zusammenfassend werden für nationale Simulations-/Accounting-Wohngebäudebestandsmodelle im Allgemeinen und für Deutschland im Spezi-ellen basierend auf den betrachteten Modellen und Mundaca u. a. (2010) fol-gende Kernschlussfolgerungen abgeleitet:36 
• Eigentümer und Bewohner können systemgrenzenbedingt weder hin-sichtlich der Sanierungsentscheidung/-hemmnisse noch hinsichtlich der Bewertung (finanzielle Überforderung von selbstnutzenden Eigen-tümern, Mietern und Vermietern sowie Mitnahmeeffekte) hinreichend berücksichtigt werden. 
• Die Beurteilung der Adäquatheit potenzieller Instrumentenbündel konzentriert sich auf Klimaschutz und Wirtschaftlichkeit aus System-sicht und lässt dabei insbesondere Luftschadstoffemissionen sowie deren räumliche Verteilung, Umverteilungswirkungen und finanzielle Überlastungen einkommensschwacher Haushalte außer Acht.  

35 Mundaca u. a. (2010) erwähnen noch weitere Forschungslücken, auf die in dieser Arbeit nicht näher eingegangen wird. 36 Alle hier identifizierten Forschungslücken werden im Abschnitt 3.4 bzw. in den Kapiteln 4 oder 5 aufgegriffen und als Modellanforderungen formuliert. Letztere dienen als Ausgangspunkt bei der Entwicklung des akteursbasierten Wohngebäu-de- und Haushaltsmodells AWOHM in Kapitel 5 sowie der Bewertung und Analyse aus Staatssicht in Kapitel 6. 
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• Die hemmnis- und potenzialgetriebene Neu- bzw. Umgestaltung um-weltpolitischer Instrumente sowie eine Anpassung von Instrumenten-bündeln an unterschiedliche Zielgruppen mittels multivariater statis-tischer Verfahren erfolgt nicht.  Darüber hinaus werden Unsicherheiten in den Daten kaum berücksichtigt, und die Modellbeschreibung ist häufig intransparent. 
3.2 Modellierung der Sanierungsentscheidung  Bei simulierenden, auf der Gebäudephysik basierenden Bottom-Up-Wohngebäudebestandsmodellen muss der Gebäudeeigentümer aus einer Menge potenzieller Sanierungspakete wählen. Die Simulation dieser Wahlent-scheidung erfolgt mittels eines Sanierungsentscheidungsmodells37, das somit den Kern dieses Typs von Wohngebäudebestandsmodellen bildet. Dabei kön-nen prinzipiell empirische und annahmenbasierte Ansätze unterschieden werden. Sanierungsentscheidungsmodelle stellen u. a. ein Teilgebiet der Diffu-sionsmodelle dar. Bei der energetischen Sanierung von Wohngebäuden wer-den unterschiedliche, teils innovative Technologien eingesetzt. Die Entschei-dung der Gebäudeeigentümer für eine solche Technologie kann als Adoption und die Ausbreitung im Markt als Diffusion betrachtet werden. Insofern kön-nen simulierende Wohngebäudebestandsmodelle auch als Diffusionsmodell interpretiert werden. Daher wird in Abschnitt 3.2.1 zunächst ein Überblick über Diffusionsmodelle gegeben. Anschließend wird in Abschnitt 3.2.2 auf Da-ten und Analysen zu Sanierungsentscheidungen in Deutschland eingegangen. In Abschnitt 3.2.3 werden Sanierungsentscheidungsmodelle aus der Literatur diskutiert. In Abschnitt 3.2.4 wird speziell auf Sanierungsentscheidungsmodel-le eingegangen, die bereits in Wohngebäudebestandsmodelle integriert wur-den. Dabei wird abschließend die entsprechende Forschungslücke aus Ab-schnitt 3.1.6 konkretisiert. 
37 In Anlehnung an technology choice decision approach (vgl. Mundaca u. a. 2010). 
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3.2.1 Überblick über Diffusionsmodelle In der Literatur existieren mehrere Klassifizierungen von Diffusionsmodellen (vgl. Meade 1984; Mahajan & Peterson 1985; Mahajan u. a. 1990, 1993, 2000; Geroski 1999; Meade & Islam 2001, 2006; Usha Rao & Kishore 2010). Usha Rao & Kishore (2010) beschreiben bspw. die Klassifizierungen von Diffusi-onsmodellen in fundamentale Diffusionsmodelle, flexible Diffusionsmodelle sowie Verfeinerungen und Erweiterungen nach Mahajan & Peterson (1985) sowie in kumulierende Adoptionsmodelle und nicht-lineare Autoregressions-modelle nach Meade & Islam (2006). Geroski (1999) trägt vier alternative Er-klärungen für den S-Kurvenverlauf bei der Diffusion neuer Technologien zu-sammen. Als häufigste Vertreter stellt er das mit Informationsmangel begrün-dete epidemische Modell und das Probit-Modell dar. Als dritte Klasse werden auf Legitimierung und Wettbewerb sowie als vierte auf Informationskaskaden basierende Modelle unterschieden. Darauf aufbauend unterscheidet Sopha (2011) epidemische, Discrete-Choice- und evolutionäre Modelle. Während ein epidemisches Modell typischerweise durch eine einfache Differenzialgleichung beschrieben werden kann, wird die Wahrscheinlichkeit der Technologiediffu-sion bei Discrete-Choice-Modellen auf Basis der Adoptionsentscheidung der Individuen erklärt. Dabei werden typischerweise Logit- oder Probit-Modelle38 eingesetzt. Grundgedanke der evolutionären Modelle ist die Heterogenität der Individuen und unvollständige Information. In dieser jüngeren Klasse findet häufig eine akteurs- bzw. agentenbasierte Modellierung statt (Sopha 2011). Empirisch fundierte Sanierungsentscheidungsmodelle können tendenziell als Teilmenge der Discrete-Choice-Modelle und annahmenbasierte als Teilmenge der evolutionären Modelle interpretiert werden, wobei eine scharfe Abgren-zung nicht möglich ist. Als Anwendungsfälle für Diffusionsmodelle nennen 
38 Mittels Logit-Modellen bzw. logistischen Regressionsmodellen kann die Wahr-scheinlichkeit der Adoption einer Technologie (abhängige Variable) basierend auf mindestens einer unabhängigen Variablen (Backhaus u. a. 2003) bestimmt werden. Gleiches gilt für Probit-Modelle, wobei sich die dem Modell zugrundeliegenden Ver-teilungsannahmen unterscheiden (Launov 2009). 
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Usha Rao & Kishore (2010) die Untersuchung der allgemeinen Verbreitung neuer Technologien oder Innovationen und der Preise als Diffusionsvariable sowie die Prognose (bspw. der Nachfrage). Während für die Kostendegression für erneuerbare Energien nutzende Technologien Erfahrungs- und Lernkur-venansätze eingesetzt werden, wird deren Verbreitung mittels Diffusionstheo-rie und -modellen in Abhängigkeit von Politikeinflüssen sowie sozialen und technischen Faktoren untersucht (Usha Rao & Kishore 2010). 
3.2.2 Daten und Analysen zu Sanierungsentscheidungen Bez. des Investitionsverhaltens von Wohngebäudeeigentümern in Deutschland im Bereich bzw. mit Überlappungen zur Wärmenutzung existieren mehrere Forschungsarbeiten mit Primärdatenerhebungen (z. B. Schätzl u. a. 2007; Jahnke & Brüggemann 2010; Klupp u. a. 2010; Stieß u. a. 2010; Testorf u. a. 2010).  Jahnke & Brüggemann (2010) befragten je 500 Gebäudeeigentümer in Baden-Württemberg und Sachsen zum Thema nachhaltige Wärmeenergienutzung. Dadurch sollten Unterschiede zwischen den Eigentümern in Baden-Württemberg und Sachsen, Einstellungen, Hemmnisse und Anreize in Bezug auf eine nachhaltige Wärmeenergienutzung eruiert werden. Zudem sollten In-formationen über den alltäglichen Umgang mit Wärmeenergie gesammelt so-wie Lebensstiltypen herausgearbeitet und in Bezug auf ihr Wärmenutzungs-verhalten charakterisiert werden.   Von Testorf u. a. (2010) wurden 20.000 Privatpersonen und 1.000 Unterneh-men befragt, die von 2006 bis 2009 an einem KfW-Förderprogramm zur ener-getischen Gebäudesanierung teilgenommen hatten. Dabei sollten Strukturda-ten der energetischen Sanierer erhoben werden sowie Hintergründe und Mo-tive zur energetischen Sanierung des Gebäudebestands identifiziert werden.  Bei der energetischen Modernisierung von Eigenheimen ist das Projekt ENEF-HAUS hervorzuheben, in dem das politische Instrumentarium für die energeti-sche Modernisierung von Eigenheimen in Bezug auf Potenziale, Hemmnisse 
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und Zielgruppen analysiert wurde und Möglichkeiten zur Weiterentwicklung vorgeschlagen wurden (vgl. Weiß & Vogelpohl 2010). Weiterhin wurden Wege zur Verbesserung von Bekanntheit und Transparenz von Energieeffizienz-maßnahmen (vgl. Dunkelberg & Stieß 2011) sowie zur zielgerichteten Motiva-tion von Eigenheimbesitzern (vgl. Albrecht u. a. 2010) aufgezeigt. Auf Basis einer qualitativen Vorstudie (n=44) zu Motiven und Barrieren von Eigen-heimbesitzern für eine energieeffiziente Sanierung (vgl. Stieß u. a. 2009) be-fragten Stieß u. a. (2010) in einer standardisierten Befragung Eigenheimsanie-rer (n=1.008) über Handlungsmotive und -hemmnisse für eine energetische Gebäudesanierung. Zudem wurde eine weniger detaillierte Bus-Befragung von Eigenheimbesitzern (n=3.000) hinsichtlich des Sanierungsverhaltens als Er-gänzung der standardisierten Befragung durchgeführt. Auf Basis der Erhebun-gen wurde auch analysiert, wie Eigenheimbesitzer energetische Sanierungs-maßnahmen ökonomisch beurteilen (vgl. Albrecht & Zundel 2010) und welche Rolle das Geschlecht im Sanierungsprozess spielt (vgl. van der Land 2010). Neben dem energetischen Ist-Zustand von Ein- und Zweifamilienhäusern, ak-tuellen Sanierungsraten sowie technischen Einsparpotenzialen wurde auch die Erschließbarkeit der Potenziale betrachtet (vgl. Weiß & Dunkelberg 2010). Es wurden bauliche Hemmnisse, die Wirtschaftlichkeit von Sanierungsmaßnah-men sowie Hemmnisse nach Zielgruppen analysiert. Schätzl u. a. (2007) untersuchten die Investitionsprozesse im Wohnungsbe-stand mit Fokus auf den privaten Vermietern. Die energetische Sanierung stellt dabei nur einen Teilbereich dar. Es wurden sowohl Primärdaten erhoben als auch eine intensive Sekundärdatenanalyse durchgeführt.  Klupp u. a. (2010) untersuchten Investitionsprozesse im Wohnungsbestand der 70er und 80er Jahre. Dabei wurde mittels einer Sekundärdatenanalyse und einer Primärdatenerhebung unter Eigentümern und Bewohnern das Investiti-onsverhalten charakterisiert und auch die Bewohnersicht berücksichtigt. Ba-sierend auf der empirischen Arbeit wurden Bestandsstrategietypen abgeleitet, 
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die das Investitionsgeschehen differenziert nach Region, Markttyp, Bestands-typ und Eigentümergruppe spezifizieren.  Zudem existieren unterschiedliche Arbeiten mit einem Schwerpunkt auf Akteursanalysen in Hinsicht auf den Wohngebäudesektor. Nach einer Analyse der gesetzlichen Vorgaben und Förderinstrumente im Wärmebereich (vgl. Jahnke 2009b) beschreibt Jahnke (2009a) Rollenverhalten und Beziehungsge-flecht der als „Mesoakteure“ bezeichneten Akteure institutionelle Energiebera-tung, Bauplaner/Architekten/Ingenieure, Handwerk sowie Wohnungsbauge-sellschaften. Zudem wurden die Gebäudeeigentümer und Mieter, mit denen diese Akteure interagieren, charakterisiert sowie deren Anreize und Barrieren aus Sicht der Mesoakteure analysiert. Kröncke u. a. (2011) analysieren die Fi-nanzierungsstrategien wohnungswirtschaftlicher Akteure sowie deren Beein-flussung durch die Finanzkrise.   
3.2.3 Sanierungsentscheidungsmodelle Die Investitionsentscheidung hinsichtlich einer energetischen Verbesserung der Gebäudehülle und/oder eines Austauschs der Anlagentechnik kann mit einem Sanierungsentscheidungsmodell simuliert werden. Bei der Entschei-dung muss eine Alternative aus einer endlichen Menge sich gegenseitig aus-schließender Alternativen ausgewählt werden. Prinzipiell können empirische und – häufiger in Wohngebäudebestandsmodellen zum Einsatz kommende – annahmenbasierte Ansätze unterschieden werden.  Empirische Ansätze Bei empirischen Ansätzen werden basierend auf tatsächlichen (z. B. Grösche & Vance 2009; Grösche u. a. 2009; Henkel 2011) oder – häufiger – im Rahmen von Experimenten simulierten, fiktiven Investitionsentscheidungen (z. B. Sadler 2003; Banfi u. a. 2008; Kwak u. a. 2010; Achtnicht 2011; Michelsen & Madlener 2012) die Parameter einer aus einem deterministischen und nicht deterministischen Teil bestehenden Nutzenfunktion geschätzt. Meist kommen dabei Logit-Modelle bzw. deren Variationen zum Einsatz (Michelsen & 
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Madlener 2012). Anhand dieser Modelle wird bspw. versucht, Einflussparame-ter zu identifizieren, die Zahlungsbereitschaft für energetische Sanierungsop-tionen abzuschätzen (z. B. Kwak u. a. 2010) oder Mitnahmeeffekte von För-derprogrammen zu quantifizieren (z. B. Grösche & Vance 2009; Grösche u. a. 2009). Tabelle 3 gibt eine Übersicht über ausgewählte Logit-Modelle zur Mo-dellierung der Sanierungsentscheidung. Die in die Nutzenfunktion einfließenden Variablen umfassen dabei meist binä-re Variablen, die die ausgewählte Alternative spezifizieren. Darüber hinaus können technische Charakteristika von Gebäude und Anlagentechnik, sozio-demographische Informationen des Eigentümers, regionale Informationen, ökonomische und ökologische Kenngrößen sowie Bedeutungszumessungen für derartige Kenngrößen als Variablen in die Nutzenfunktion eingehen. Von den acht betrachteten Arbeiten gehen nur bei fünf Arbeiten Informationen über Eigentümer oder Bewohner als Variable in die Zielfunktion ein (vgl. Grösche & Vance 2009; Grösche u. a. 2009; Achtnicht 2011; Henkel 2011; Mi-chelsen & Madlener 2012). Von diesen beschränken sich zwei Arbeiten auf den Austausch der Anlagentechnik (vgl. Henkel 2011; Michelsen & Madlener 2012). Die verbleibenden Arbeiten, die sich nur auf selbstnutzende Eigentü-mer beziehen, ermöglichen prinzipiell die Simulation von Sanierungsentschei-dungen unter Berücksichtigung von Informationen über die Gebäudeeigentü-mer. Allerdings beschränken sich diese Informationen bei Grösche & Vance (2009) sowie Grösche u. a. (2009) auf das Einkommen. Achtnicht (2011) be-rücksichtigt darüber hinaus auch Alter und Schulabschluss als Modellein-gangsgrößen, allerdings werden Maßnahmen an der Gebäudehülle nicht diffe-renziert und Kombimaßnahmen an Gebäudehülle und Anlagentechnik nicht berücksichtigt. Insgesamt beschränken sich die betrachteten Ansätze auf selbstnutzende Ei-gentümer. Zudem decken sie nur einen Teil der potenziellen Maßnahmenpake-te ab. Mit Ausnahme der Arbeit von Sadler (2003) wurden diese Ansätze nicht in Wohngebäudebestandsmodellen eingesetzt.  
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Tabelle 3: Logit-Modelle zur Simulation der Investitionsentscheidung von Selbstnutzern; *: metrische Variable; **: 5-Punkt-Likert-Skala; SP: Stated preference data; RP: Revealed preference data 
Quelle Erhebungsart(Fallzahl) Wahlmöglichkeiten In die Nutzenfunktion eingehende unabhängige Variablen, ggf. mit Überkategorien (Variablen sind binär, andernfalls gekennzeichnet)Sadler (2003) SP  (n=698 x 4) 5 Anlagentechnikva-rianten Investition*, Betriebskosten*, Ansprechzeiten*, Zuschüsse*, Anla-gentechnikvariante 1, … 5 (vgl. links)SP  (n=698 x 2) Hüllenvarianten mit und ohne Energieef-fizienzverbesserung Investition*, Betriebskosten*, Komfortlevel, Zuschüsse*, Hüllenva-riante 1, Hüllenvariante 2 (vgl. links)Banfi u. a. (2008) SP  (n=3.613) Status Quo und 1 Paket 4 x Fenstervariante, 4 x Fassadenvariante, 2 x Lüftungsart, Preis*Grösche & Vance (2009) RP (n=2.530) 16 Alternativen: Keine energetischeSanierung, Dach (D), Fenster (F), Wand (W), Anlagentechnik (A), DF, DW, DA, FW, FA, WA, DFW, DFA, DWA, FWA, DFWA

Einkommen*, Energieeinsparung*, Energieverbrauch*, Ostdeutsch-land, Informationszugriff*, Investition*, Alternative 1, …  16 (vgl. links)   Grösche u. a. (2009) RP  (n=2.128) 
Kwak u. a. (2010) SP  (n=509) Status-Quo und 2 Pakete 3 x Fenstervariante, 3 x Fassadenvariante, 2 x Lüftungsart, Preis*Achtnicht (2011) SP  (n=379 x 12) Wahl zwischen Anlagentechnik-wechsel und Gebäu-dehüllenmaßnahme, danach Wahl zwi-schen präferierter Alternative und aktueller Situation

Amortisationszeit*, Anlagentechnikeinbau nach 2000, CO2-Einsparung*, Empfehlung von Energieberater, Energieeinsparpo-tenzial*, Energiepreisanstiegserwartung, Förderung, Garantiejah-re*, hat Pelletkessel, hoher Bildungsabschluss, Ostdeutschland, Anlagentechnikwechsel, Dämmung, Investition abzüglich Zu-schuss*, Isolierung schon ok, Eigentümer jünger als 46 Jahre 
Henkel (2011) RP und berech-nete Daten (n=233) 8 Anlagentechnikva-rianten: Gas,  Gas/Solarthermie, Öl, Öl/Solarthermie, Wärmepumpe, Wärmepumpe/solar, Pelletkessel, Pelletkessel/solar 

Anlagentechnikeigenschaften*: Investition, Betriebskosten, Annui-tät, Investition pro Haushaltseinkommen  Gebäude/Technik: Neubau, Wandheizung, Öl vorher, Gas vorher, Sonstiges vorher, Kesselbaujahr vorher*, Gebäudebaujahr*, Dop-pelhaushälfte/Reihenhaus, Einfamilienhaus, Mehrfamilienhaus, Haushaltsgröße*, Kinder im Haushalt*, <5.000 Einwohner, 5.000-20.000 Einwohner, 20.000-100.000 Einwohner, 100.000-500.000 Einwohner  Bedeutung: Investition**, Betriebskosten**, Umweltfreundlich-keit**, erneuerbare Energie**, Platzbedarf**, Technikreife**, Instandhaltungsaufwand**, Vorreiter sein**, Förderung**, Unab-hängigkeit**, Energietechnikinteresse (3-Punkt-Skala), Förderin-strumente (4-Punkt-Skala)Alternative: Anlagentechnikvariante 1, … 8 (vgl. links) Michel-sen & Madlener (2012) 
SP und RP (n=2.240) 4 Anlagentechnikva-rianten: Gas/Solarthermie, Öl/Solarthermie, Wärmepumpe, Pelletkessel 

Soziodemographisch: 5 x Einkommen, Alter*, Universitätsabschluss, weiblichGebäude/Technik: 5 x Größe, Alter*, Einfamilienhaus, Energieträ-gereinschränkung, Beratung, Gas vorher, Öl vorher, Sonstiges vor-her, saniert, Niedrigenergie Räumlich: Ländlich, Ostdeutschland, Süddeutschland  Bedeutung: Förderung** Berücksichtigung: Investition, Instandhaltungskosten, Energiekos-ten, Gesamtkosten  Präferenzen: Energieeinsparung**, Unabhängigkeit**, Umwelt-schutz**, Komfort**, Image**Alternative: Anlagentechnikvariante 1, … 4 (vgl. links)   
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Annahmenbasierte Ansätze Die annahmenbasierten Ansätze greifen teilweise auf definierte Entscheider-typen und -strategien zurück (z. B. Bruckner & Wittmann 2009; Hiete u. a. 2011; Sopha u. a. 2011; Stengel u. a. 2012; Zhao 2012). Dabei wird versucht, als typisch angenommenes Investitionsverhalten nachzubilden und basierend auf diesen Annahmen bspw. die Beeinflussung des Investitionsverhaltens durch umweltpolitische Instrumente zu identifizieren. Aufgrund der fehlenden empirischen Basis kommt bei diesem Ansatz der Analyse von Sensitivitäten eine besondere Bedeutung zu. Der Fokus liegt bei den annahmenbasierten An-sätzen häufig auf Gebäude- und Anlagentechnikbeständen, für die empirische Ansätze aufgrund der Datenlage nicht angewendet werden können.  Zhao (2012) unterscheidet in Bezug auf Gewerbe-, Handels- und Dienstleis-tungsgebäude die sieben Entscheiderstrategien (1) keine Sanierung, (2) Zu-fallsauswahl, (3) Wahl einer vordefinierten Maßnahmenkombination, (4) Durchführung aller Maßnahmen, (5) Auswahl der Maßnahmenkombination gemäß Wirtschaftlichkeit, (6) mit  höchster Energieeinsparung sowie (7) Kompromiss zwischen Wirtschaftlichkeit und Energieeinsparung. Hiete u. a. (2011) sowie Stengel u. a. (2012) unterscheiden für den Wohngebäudebe-stand in Deutschland bei selbstnutzenden Eigentümern die fünf Entscheider-typen (1) Ausbesserer, (2) Mindestmaßsanierer, (3) Ökonom mit hohem Zins-satz, (4) Ökonom mit niedrigem Zinssatz und (5) Ökomodernisierer. Bei den Vermietern werden die Bewirtschaftungsstrategien (1) Abbruchstrategie, (2) Substanzerhaltungsstrategie, (3) Wertvermehrungsstrategie mit hohem und (4) niedrigem Kalkulationszinssatz sowie (5) Ökomodernisierungsstrategie differenziert. Bruckner & Wittmann (2009) unterscheiden bei selbstnutzenden Eigentümern von Wohngebäuden die Entscheidertypen (1) Traditionelle mit geringer Rationalität, (2) Traditionelle mit mittlerer Rationalität, (3) Techno-logieführer mit mittlerer Rationalität, (4) Technologieführer mit hoher Ratio-nalität und (5) Etablierte mit mittlerer Rationalität. Bei Vermietern unter-scheiden sie (1) private Vermieter sowie (2) institutionelle Vermieter. Sopha 



3.2 Modellierung der Sanierungsentscheidung 

63 

u. a. (2011) unterscheiden für die Erneuerung von Heizsystemen in Norwegen die vier Entscheiderstrategien (1) gleiches Heizsystem wie zuvor, (2) effizien-testes Heizsystem, (3) Heizsystem mit höchstem Anteil unter relevanten Kon-takten und (4) Effizienteres der Heizsysteme nach Strategie (1) und (3). Stieß u. a. (2010) unterscheiden – basierend auf empirischen Untersuchungen – die fünf Zielgruppen für die energetische Eigenheimmodernisierung (1) überzeug-te Energiesparer, (2) aufgeschlossene Skeptiker, (3) unreflektierte Instandhal-ter, (4) desinteressiert Unwillige und (5) engagierte Wohnwertoptimierer. Diese Erkenntnisse werden jedoch nicht in ein Wohngebäudebestandsmodell integriert. Zhang u. a. (2012) definieren acht Archetypen für private Energie-verbraucher – nicht in Bezug auf das Investitionsverhalten – im Haushaltsbe-reich, die sich hinsichtlich der Energieeffizienz des Gebäudes bzw. der Geräte, der Umweltfreundlichkeit ihrer Einstellung und der Aufenthaltszeiten im Ge-bäude unterscheiden. Ziel ist hierbei die Unterstützung beim Entwurf lokaler Politikschemata. Lützkendorf (2012) unterscheidet Entscheidungsmuster in Bezug auf die energetische Modernisierung vor dem Hintergrund der Lebens-zyklusphase der Eigentümer. Beim Erwerb eines Gebäudes durch einen neuen selbstnutzenden Eigentümer kann eine energetische Modernisierung an eine ggf. ohnehin durchzuführende Instandsetzung oder einen Umbau gekoppelt sein („Jetzt oder nie“). Auch ein Ersatzneubau ist als Sonderfall der Moderni-sierung denkbar („Jetzt aber richtig“). Während der Gebäudenutzungsphase können vom selben Eigentümer energetische Modernisierungen im Zusam-menhang mit der laufenden Instandsetzung als Stufenplan „Schritt für Schritt“ gemäß einem Langzeitkonzept mit abgestimmten Maßnahmen umgesetzt werden. Zudem kann „Jahr für Jahr“ das Nutzerverhalten durch Auswertungen des Energieverbrauchs verbessert und die Anlagentechnik mit geringinvesti-ven Maßnahmen optimiert werden. Des Weiteren existieren konzeptionelle annahmenbasierte Ansätze, die das Beziehungsgeflecht zwischen Akteuren sowie Anlässe und Situationen als Aus-
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gangspunkt für Entscheidungen der Akteure in den Mittelpunkt der Betrach-tung stellen (z. B. Lützkendorf u. a. 2008; Fath & Stengel 2012).  Schlussfolgerungen Empirische und annahmenbasierte Sanierungsentscheidungsmodelle müssen – sofern sie nicht neu entwickelt werden – an den jeweiligen Analyseschwer-punkt angepasst werden, was bei den annahmenbasierten Ansätzen leichter möglich ist. Prinzipielle Aussagen zu den Vor- und Nachteilen einzelner Ansät-ze weisen daher allerdings hohe Unsicherheiten auf. Für die Integration der annahmenbasierten und der empirischen Ansätze in ein Gebäudebestandsmo-dell (vgl. Abschnitt 3.2.4) muss dieses die notwendigen Informationen bereit-stellen. Ein Vorteil der empirischen Ansätze ist die Fundierung mittels realer Daten. Existierende Arbeiten beschränken sich allerdings fast ausschließlich auf den Bereich selbstnutzender Eigentümer bzw. der Eigenheimbesitzer, so-dass diese in einem Wohngebäudebestandsmodell für Deutschland um an-nahmenbasierte Ansätze für vermietete Gebäude bzw. Mehrfamilienhäuser erweitert werden müssten. Die annahmenbasierten Ansätze sind dahingegen für den gesamten Wohngebäudebestand einsetzbar und flexibler als die empi-rischen Ansätze. 
3.2.4 In Gebäudebestandsmodelle integrierte  

Sanierungsentscheidungsmodelle Es existieren mehrere Arbeiten, bei denen Sanierungsentscheidungsmodelle in Gebäude- oder Anlagentechnikbestandsmodelle integriert wurden (z. B. Sadler 2003; Wittmann & Bruckner 2007; Wittmann 2008; Bruckner & Wittmann 2009; Henkel 2011; Hiete u. a. 2011; Müller & Biermayr 2011; Sopha 2011; Sopha u. a. 2011; Charlier & Risch 2012; Kranzl u. a. 2012; Stengel u. a. 2012; Zhao 2012; Kranzl u. a. 2013; Steinbach 2013). Empirische Ansätze Empirisch fundierte Sanierungsentscheidungsmodelle werden dabei überwie-gend für den Anlagentechnikbestand eingesetzt (z. B. Henkel 2011; Sopha 
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2011; Sopha u. a. 2011). Der Einsatz empirischer Ansätze in Gebäudebe-standsmodellen beschränkt sich auf die Arbeit von Sadler (2003). Dieser kop-pelt die auf ca. 700 ausgefüllten Fragebögen basierenden Ergebnisse zweier Logit-Modelle mit einem groben Gebäudebestandsmodell für Einfamilienhäu-ser in Kanada, um politische Entscheidungsträger hinsichtlich des adäquaten Einsatzes umweltpolitischer Instrumente zu unterstützen. Die Abbildung der technischen Charakteristika des Bestands ist allerdings äußerst grob – sie um-fasst zwei Baualtersklassen und zwei Sanierungszustände. Die Investitionsent-scheidung hinsichtlich Anlagentechnik und Gebäudehülle wird nicht integriert betrachtet. Zudem bleibt der Zusammenhang zwischen Gebäudehülle, Anla-gentechnik und Eigentümer bei der Sanierungsentscheidung unberücksichtigt, sodass weder Eigentümercharakteristika noch die Anlagentechnik vor der Sa-nierung die Sanierungsentscheidung beeinflussen können.  Annahmenbasierte Ansätze Annahmenbasierte Ansätze werden häufiger in Gebäudebestandsmodellen eingesetzt. Zhao (2012) setzt diese für Gewerbe-, Handels- und Dienstleis-tungsgebäude in einem agentenbasierten Modell ein. Wittmann & Bruckner (2007), Wittmann (2008) sowie Bruckner & Wittmann (2009) simulieren die Entwicklung des Gebäudebestands einer prototypischen deutschen Stadt mit-tels agentenbasierter Simulation. Charlier & Risch (2012) betrachten die Ent-wicklung des Wohngebäudebestand in Frankreich und setzen dafür ein Sanie-rungsentscheidungsmodell unter besonderer Berücksichtigung finanzieller Hemmnisse ein. Für den Wohngebäudebestand in Deutschland werden das Modell INVERT/EE-Lab (vgl. Abschnitt 3.1.4; Müller u. a. 2010; Müller & Biermayr 2011; Kranzl u. a. 2012; Kranzl u. a. 2013; Steinbach 2013) sowie das im Rahmen der vorliegenden Arbeit entwickelte Modell (vgl. Abschnitt 3.1.4; Hiete u. a. 2011; Stengel u. a. 2012) eingesetzt. Eine Differenzierung der Eigen-tümerstruktur erfolgte dabei nur bei vier dieser Arbeiten (vgl. Hiete u. a. 2011; Kranzl u. a. 2012; Stengel u. a. 2012; Steinbach 2013). Sozio-demographische Informationen über Eigentümer und Mieter, als Indikator für finanzielle und 
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altersbedingte Hemmnisse, aber auch als Voraussetzung für die Bewertung der Entwicklung, wurden bisher nur von Hiete u. a. (2011) sowie Stengel u. a. (2012) in die Wohngebäudebestandsmodellierung in Deutschland einbezogen. Forschungslücke  Forschungslücken bestehen demnach in der Integration empirischer Ansätze bzw. Befunde in die techno-ökonomisch orientierten Gebäudebestandsmodel-le, um die Potenzialerschließung über einzelne Instrumente besser abschätzen zu können. Um der gesamten Variantenvielfalt eines techno-ökonomischen Gebäudebestandsmodells unter gleichzeitiger Berücksichtigung der Entschei-dercharakteristika gerecht zu werden, wäre allerdings eine nicht vertretbare Fallzahl bei den Befragungen vonnöten. Da selbst eine hohe Fallzahl zu nicht belastbaren Ergebnissen führen kann, wäre ggf. ein kombinierter empirischer und annahmenbasierter Ansatz vielversprechend. Weitere Forschungslücken beziehen sich auf die Einbeziehung sozio-demographischer Informationen in die Gebäudebestandsmodellierung, sodass diese in annahmenbasierten Sanie-rungsentscheidungsmodellen  als Indikator für Sanierungshemmnisse, aber auch für die Bewertung von Entwicklungen, herangezogen werden können.  Alle hier und in Abschnitt 3.1.6 identifizierten Forschungslücken werden im Abschnitt 3.4 bzw. in den Kapiteln 4 oder 5 aufgegriffen und als Modellanfor-derungen formuliert. Letztere dienen als Ausgangspunkt bei der Entwicklung des akteursbasierten Wohngebäude- und Haushaltsmodells AWOHM in Kapitel 5 sowie der Bewertung und Analyse aus Staatssicht in Kapitel 6. 
3.3 Sonstige Grundlagen und Abgrenzungen 

3.3.1 Datenlage zur Energienutzung in Wohngebäuden Swan & Ugursal (2009) erklären die schlechte Datenverfügbarkeit für den Wohngebäudesektor im Vergleich zu anderen Sektoren mit der Einzigartigkeit der Gebäude, datenschutzrechtlichen Gründen, dem starken Einfluss des Nut-zerverhaltens und den relativ hohen Kosten detaillierter Messungen. Typische Datenquellen umfassen Befragungen, individuelle Rechnungsdaten (bzw. be-
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reits anonymisierte Daten der Energieabrechnungsdienste), detaillierte Mes-sungen und Energiebedarfsschätzungen des gesamten Sektors. Daten zu einer Wohngebäudetypologie in Bezug auf die Wärmenutzung in Deutschland sowie Daten zur Häufigkeitsverteilung der Gebäudetypen wurden veröffentlicht und fortgeschrieben (vgl. IWU 2005, 2007). Diefenbach u. a. (2007) analysierten die Datenlage in Bezug auf den energetischen Zustand von Wohngebäuden in Deutschland. Die aufgezeigten Datenlücken wurden teilweise von Diefenbach u. a. (2010) durch eine Umfrage (n=ca. 7.500) zu aktuellem Zustand und Mo-dernisierungstrends im Bereich Wärmschutz, Heizung und Gebäudetechnik geschlossen. Walberg u. a. (2011) untersuchten den technischen Zustand und die Modernisierungsfähigkeit von Wohngebäuden mit 1 bis 12 Wohneinheiten und ermittelten die Anzahl an Gebäuden, die kaum modernisierbar sind. Daten zu Kombinationen von Eigentümern bzw. Bewohnern, Gebäude und Anlagen-technik lassen sich aus dem Scientific-Use-File (SUF) des Mikrozensus39 (n=ca. 227.000 Haushalte in Wohngebäuden) (vgl. Statistisches Bundesamt 2008c) ableiten. Der Datensatz ermöglicht differenzierte Analysen des Wohn-gebäudebestands, der Haushalte, der Wohnsituation der Haushalte und der Wärmeversorgung, differenziert nach Baualtersklassen. Diese Datenquelle könnte somit als Basis für eine akteursbasierte Modellierung von Kombinatio-nen von Eigentümern bzw. Bewohnern, Gebäude und Anlagentechnik herange-zogen werden. Daneben existieren zahlreiche weitere Datenquellen, die für eine akteursbasierte Modellierung des Wohngebäudebestands genutzt werden können (z. B. Heinze GmbH 2005; Bundesinstitut für Bau-, Stadt und Raumfor-schung 2006; Staatliche Vermögens- und Hochbauverwaltung Baden-Württemberg 2006; Statistisches Bundesamt 2008b; Struschka u. a. 2008; BKI 2010; co2online gGmbH 2010)40. 
39 Bei dem SUF des Mikrozensus handelt es sich um eine Substichprobe von 70% des Mikrozensus. Das SUF repräsentiert damit 0,7% der Haushalte in Deutschland. 40 BKI steht für Baukosteninformationszentrum Deutscher Architektenkammern GmbH. 
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3.3.2 Abgrenzung zur begrenzt rationalen Energienutzung Lopes u. a. (2012) unterscheiden in einem Review-Paper zu Modellen der Energienutzung in Wohngebäuden drei grobe Ansatzrichtungen: (1) Energy behaviour frameworks, (2) Energiemodelle und (3) Energy behaviours model-ling. Energy behaviour frameworks werden von Wilson & Dowlatabadi (2007) weiter differenziert in (A) nutzenbasierte Entscheidungsmodelle und Verhal-tensökonomik, (B) Technologieadoption und einstellungsbasierte Entschei-dungsmodelle, (C) Entscheidungsmodelle in der Sozial- und Umweltpsycholo-gie sowie (D) social construction of decision making. (A), (B) und (C) gehen im Gegensatz zu dem soziologischen Ansatz (D) von individuellen Entscheidun-gen aus. Energiemodelle umfassen überwiegend technische und ökonomische Ansätze zur Abbildung der Energienutzung und deren Entwicklung. Hierunter fallen insbesondere auch optimierende und Accounting-Gebäudebestands-modelle (vgl. Abschnitt 3.1). (3) Energy behaviours modelling entspricht hyb-riden Modellen mit Eigenschaften von (1) und (2). In diesem interdisziplinä-ren Bereich wird von Lopes u. a. (2012) weiterer Forschungsbedarf identifi-ziert. Simulierende Bottom-Up-Wohngebäudebestandsmodelle können diesem Bereich zugeordnet werden.   
3.4 Schlussfolgerungen Primärer Betrachtungsgegenstand dieser Arbeit ist der Bereich der Wärme-nutzung im Wohngebäudebestand in Deutschland. Zur Beantwortung der Hauptforschungsfrage „Welche Bündel umweltpolitischer Instrumente sind für den Bereich der Wärmenutzung in Wohngebäuden geeignet, um die Treib-hausgas- und Luftschadstoffemissionen sowie den Primärenergieverbrauch zu reduzieren?“ wurde in Abschnitt 3.1 argumentativ als Modelltyp ein simulie-rendes, auf der Gebäudephysik basierendes Bottom-Up-Wohngebäude-bestandsmodell ausgewählt. Für diesen Modelltyp und die auch als deren Teilmenge interpretierbaren Accounting-Modelle wurden in Abschnitt 3.1.6 folgende zentrale Forschungslücken identifiziert: 
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• Eigentümer und Bewohner können systemgrenzenbedingt weder hin-sichtlich der Sanierungsentscheidung/-hemmnisse noch hinsichtlich der Bewertung (finanzielle Überforderung von selbstnutzenden Eigen-tümern, Mietern und Vermietern sowie Mitnahmeeffekte) hinreichend berücksichtigt werden. 
• Die Beurteilung der Adäquatheit potenzieller Instrumentenbündel konzentriert sich auf Klimaschutz und Wirtschaftlichkeit aus System-sicht und lässt dabei insbesondere Luftschadstoffemissionen sowie deren räumliche Verteilung, Umverteilungswirkungen und finanzielle Überlastungen einkommensschwacher Haushalte außer Acht.  
• Die hemmnis- und potenzialgetriebene Neu- bzw. Umgestaltung um-weltpolitischer Instrumente sowie eine Anpassung von Instrumenten-bündeln an unterschiedliche Zielgruppen mittels multivariater statis-tischer Verfahren erfolgt nicht. Darüber hinaus werden Unsicherheiten in den Daten kaum berücksichtigt, und die Modellbeschreibung ist häufig intransparent. In Abschnitt 3.2 wurde aufgezeigt, dass empirische Arbeiten und statistische Daten zu Sanierungsentscheidungen und -hemmnissen existieren, deren Er-kenntnisse bisher zumeist nicht direkt in Wohngebäudebestandsmodelle ein-fließen. Abschnitt 3.3 verdeutlicht, dass trotz zahlreicher Datenlücken für den Wohngebäudebestand mit dem Scientific-Use-File des Mikrozensus 2006 (Sta-tistisches Bundesamt 2008c) auf Mikroebene (d. h. auf der Ebene konkreter Haushalte und Gebäude) Daten existieren, die eine verstärkte Berücksichti-gung des Zusammenhangs von Eigentümer, Bewohner, Gebäude und Anlagen-technik in Wohngebäudebestandsmodellen für Deutschland ermöglichen.   Zur Schließung der aufgezeigten Forschungslücken werden unter Berücksich-tigung der Datenlage folgende Kernanforderungen an ein simulierendes, auf 
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der Gebäudephysik basierendes Bottom-Up-Wohngebäudebestandsmodell zur Beantwortung der Hauptforschungsfrage41 gestellt: 
• Durch die integrierte Modellierung von Wohngebäuden (Gebäudehülle und Anlagentechnik) sowie der Akteure Eigentümer und Bewohner soll einerseits die Abbildung von Sanierungshemmnissen verbessert und andererseits die finanzielle Überforderung von selbstnutzenden Eigentümern, Mietern und Vermietern sowie Mitnahmeeffekte quanti-fizierbar gemacht werden.  
• Die Beurteilung der Adäquatheit potenzieller Instrumentenbündel soll sich an der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie orientieren, um zu-künftig eine Entscheidungsunterstützung im Bereich der Nachhaltig-keits- und Energiepolitik zu ermöglichen. Dabei sollen insbesondere Luftschadstoffemissionen sowie deren räumliche Verteilung, Umver-teilungswirkungen und finanzielle Überlastungen einkommensschwa-cher Haushalte in die Betrachtung einbezogen werden.  
• Durch die Modellierung der Entwicklungspfade des Wohngebäude- und Haushaltsbestands auf Mikroebene – d. h. auf der Ebene einzelner Gebäude und Haushalte – soll eine hemmnis- und potenzialgetriebene Neu- bzw. Umgestaltung umweltpolitischer Instrumente sowie eine Anpassung von Instrumentenbündeln an unterschiedliche Zielgrup-pen mittels multivariater statistischer Verfahren ermöglicht werden.  Als weitere Anforderungen sollen Unsicherheiten in den Daten explizit berück-sichtigt werden und die Modellbeschreibung möglichst transparent sein. Die Modellierung der die Sanierungsentscheidung treffenden Eigentümer soll akteursbasiert42 erfolgen, und die Wirkung umweltpolitischer Instrumente 

41 In Kapitel 1 wurden zur Konkretisierung der Hauptforschungsfrage in Anbe-tracht der Forschungslücken und der Modellanforderungen Teilfragen formuliert. 42 Von dem Begriff der agentenbasierten Modellierung wird für diese Arbeit zu-gunsten des Begriffs der akteursbasierten Modellierung Abstand genommen (vgl. Abschnitt 3.1.3). 
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flexibel abbildbar sein. Als Betrachtungshorizont wird das Jahr 2030 gewählt. Dies entspricht einem Kompromiss aus der Forderung nach Dynamik in dem durch lange Sanierungszyklen geprägten Wohngebäudebestand auf der einen und dem Anstieg der Unsicherheiten mit der Länge des Betrachtungszeitraums auf der anderen Seite. Als zeitliche Auflösung wird mindestens eine jährliche angestrebt.  Auf die Anpassung existierender Modelle soll verzichtet werden. Einerseits, da der Quellcode für die meisten Modelle nicht zugänglich ist und die Beschrei-bungen meist keine vollständige Nachvollziehbarkeit ermöglichen. Anderer-seits, da die Modellanforderungen – insbesondere die integrierte Modellierung von Wohngebäuden, Eigentümern und Bewohnern sowie die Modellierung auf Mikroebene – strukturelle Änderungen erforderten.  
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4. Charakterisierung von Gebäudeeigentümern und 
Bewohnern in Hinsicht auf die energetische  
Sanierung Eine Kernanforderung an das zu entwickelnde simulierende, akteursbasierte, auf der Gebäudephysik basierende Bottom-Up-Wohngebäudebestandsmodell ist die integrierte Modellierung von Wohngebäuden sowie der Akteure43 Ei-gentümer und Bewohner (vgl. Kapitel 3). Dadurch soll einerseits die Abbildung von Sanierungshemmnissen verbessert und andererseits die finanzielle Über-forderung von selbstnutzenden Eigentümern, Mietern und Vermietern sowie Mitnahmeeffekte quantifizierbar gemacht werden. Nachdem der Wohngebäu-debestand in Deutschland bereits in Kapitel 2 charakterisiert wurde, geht die-ses Kapitel auf die Wohngebäudeeigentümer und -bewohner in Hinsicht auf die energetische Sanierung ein. Der Fokus liegt dabei auf den Eigentümern, da diese letztlich über energetische Sanierungen entscheiden. Da sich die Auswir-kungen energetischer Sanierungen jedoch auf Eigentümer und Bewohner er-strecken, werden in diesem Kapitel auch die Mieter charakterisiert.  In Abschnitt 4.1 wird für Wohngebäudeeigentümer differenziert nach selbst-nutzenden Eigentümern, privaten Vermietern und institutionellen Vermietern auf Bestimmungsfaktoren der energetischen Sanierungsentscheidung einge-gangen. Bei den selbstnutzenden Eigentümern wird dabei u. a. analysiert, ob Zusammenhänge zwischen sozio-demographischen Merkmalen und der Sanie-rungsaktivität existieren. Zudem wird erläutert, welche Bestimmungsfaktoren der energetischen Sanierungsentscheidung durch existierende empirisch fun-dierte Sanierungsentscheidungsmodelle berücksichtigt werden. In Abschnitt 4.2 wird auf den Bezug der Wohngebäudebewohner zur energeti-schen Sanierung eingegangen. Der Abschnitt konzentriert sich auf die Mieter, da selbstnutzende Eigentümer bereits in Abschnitt 4.1 charakterisiert werden. 

43 Vgl. Fußnote 10 bez. der Verwendung des Begriffs Akteur in der vorliegenden Arbeit. 
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Mit einer Charakterisierung des Akteursumfelds in Bezug auf die Sanierung in Abschnitt 4.3 wird die Akteursbetrachtung abgerundet. Abschließend werden in Abschnitt 4.4 basierend auf den vorherigen Abschnitten Schlussfolgerungen für die Entwicklung eines akteursbasierten Wohngebäude- und Haushaltsmo-dells in Kapitel 5 gezogen.  
4.1 Wohngebäudeeigentümer Entscheidungen hinsichtlich der energetischen Modernisierung von Wohnge-bäuden werden letztlich vom Gebäudeeigentümer (oder Bevollmächtigten in Vertretung des Eigentümers) getroffen (Ott u. a. 2005). Die bewohnten Woh-nungen in Deutschland verteilen sich nach Schätzl u. a. (2007) zu 43% auf selbstnutzende Eigentümer und zu 57% auf Vermieter. Die 57% umfassen Wohnungen privater Vermieter in Mehrfamilienhäusern (24%), Wohnungen institutioneller Vermieter in Mehrfamilienhäusern (21%) und Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern (12%). Insofern sind selbstnutzende Eigentü-mer, private Vermieter und institutionelle Vermieter in Hinsicht auf die ener-getische Modernisierung wegen ihrer beträchtlichen Eigentumsanteile am Wohngebäudebestand relevant.  Nach Schätzl u. a. (2007) übersteigen die Bestandsinvestitionen in volkswirt-schaftlicher Hinsicht seit 2000 die Neubauinvestitionen, im Jahr 2004 mit 73 Mrd. € zu 56 Mrd. €. Im Jahr 2003/2004 stellten Investitionen mit Energieein-sparungen 60% der KfW-Kredite dar. Die Bestandsinvestitionsprozesse im Wohnungsbestand werden durch Strategien und Motive der jeweiligen Eigen-tumssegmente beeinflusst. Ein zentrales Investitionshemmnis für Bestandsin-vestitionen ist eine im Durchschnitt leicht negative Wertänderungsrendite. In längerfristiger Sicht ist zudem aufgrund der demographischen Entwicklung mit einem verschlechterten  Investitionsklima zu rechnen (Schätzl u. a. 2007). Stieß u. a. (2010) nennen als Bestimmungsfaktoren der energetischen Moder-nisierungsentscheidung bei selbstnutzenden Eigentümern Gebäude und Tech-nik, Sanierungsanlässe, Ressourcen, Rahmenbedingungen, Einstellungen zur 
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Sanierung, die sozio-demographische Situation oder Lebensphase, die Einstel-lungen zum Bauen und Wohnen sowie Lebensstilorientierungen. In Anlehnung daran werden selbstnutzende Eigentümer, private Vermieter und institutionel-le Vermieter in den folgenden Abschnitten anhand folgender Struktur charak-terisiert, um Schlussfolgerungen für die akteursbasierte Modellierung der Sa-nierungsentscheidung ziehen zu können:  
• Allgemeine Ziele für den Gebäudeerwerb und Investitionen in Gebäude 
• Gebäude und Technik 
• Sanierungsanlässe und -motive 
• Hemmnisse für energetische Modernisierungen Bei selbstnutzenden Eigentümern wird zudem noch auf Zusammenhänge zwi-schen der Sanierungsaktivität und sozio-demographischen Merkmalen sowie auf Bestimmungsfaktoren energetischer Modernisierungen in empirisch fun-dierten Sanierungsentscheidungsmodellen eingegangen. Die Abschnitte zu Ge-bäude und Technik dienen dabei, in Ergänzung zu Kapitel 2, speziell der Cha-rakterisierung der Wohngebäude der jeweiligen Eigentumssegmente.  

4.1.1 Selbstnutzende Eigentümer Selbstnutzer bzw. selbstnutzende Eigentümer sind sowohl Anbieter als auch Nachfrager von Wohnraum. Sie können weiter in selbstnutzende Eigentümer von Ein- und Zweifamilienhäusern sowie selbstnutzende Eigentümergemein-schaften (von Mehrfamilienhäusern) differenziert werden.  
4.1.1.1 Allgemeine Ziele für den Gebäudeerwerb 

und Investitionen in Gebäude Die wichtigsten Motive für den Erwerb von Gebäuden und Bauinvestitionen sind die Alterssicherung, die Einsparung von Mietzahlungen, die Realkapital-bildung, persönliche Präferenzen, die Erhöhung des Wohnkomforts und mit Erbschaften in Zusammenhang stehende Motive (Schätzl u. a. 2007). Letztere umfassen bspw. die Anlage von Erbschaften oder den Erhalt geerbter Gebäude. 
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4.1.1.2 Gebäude und Technik Gemäß Daten des Statistischen Bundesamts (2008a) wohnten im Jahr 2006 selbstnutzende Eigentümer zu 61% in Wohngebäuden mit einer Wohneinheit, zu 19% in Wohngebäuden mit zwei Wohneinheiten und zu 20% in Wohnge-bäuden mit mindestens drei Wohneinheiten. Damit dominieren die als Eigen-heime bezeichneten Ein- und Zweifamilienhäuser im Vergleich zu den Wohn-gebäuden selbstnutzender Eigentümergemeinschaften. Wohngebäude mit selbstgenutzten Wohneinheiten wurden zu 27% vor 1949, zu 57% von 1949 bis 1990 und zu 16% nach 1990 errichtet. Bei Bezug auf die Periodenlängen zeigt sich, dass insbesondere die Baualtersklasse von 1949 bis 1990 überpro-portional und diejenige ab 1990 unterproportional vertreten ist. Die durch-schnittliche Fläche bewohnter Eigentümerwohneinheiten übersteigt mit 118 m² diejenige von vermieteten Wohneinheiten mit 73 m² um 63%. Die Wohn-fläche je Person übersteigt dahingegen diejenige der vermieteten Wohneinhei-ten mit 49 m² zu 38 m² nur um 29%. Die Abschwächung ist darauf zurückzu-führen, dass die durchschnittliche Personenzahl je Wohneinheit bei den Selbstnutzern größer ist.  Die gemäß Daten vom Statistischen Bundesamt (2008a) am häufigsten über-wiegend für die Raumwärmebereitstellung in Eigentumswohneinheiten ver-wendeten Energieträger waren 2006 Gas (47%), Heizöl (38%), Elektrizität (5%), Holz oder sonstige erneuerbare Energien (5%) und Fernwärme (4%). Bei vermieteten Wohneinheiten sind dahingegen Gas (50%) und Fernwärme (20%) häufiger und Öl (24%) sowie Holz oder sonstige erneuerbare Energien (2%) seltener anzutreffen. Dies kann teilweise durch den mit 77% bei den Mietwohneinheiten größeren Anteil von Gebäuden mit mindestens drei Wohneinheiten sowie die bessere Energieträgerverfügbarkeit von Gas und Fernwärme in Gebieten mit Mehrfamilienhäusern erklärt werden. Der Anteil von Gebäuden mit solarthermischen Anlagen bzw. Wärmepumpen ist bei Ein- und Zweifamilienhäusern mit 10% bzw. 2,1% höher als bei Mehrfamilienhäu-sern mit 2% bzw. 0,4% (Diefenbach u. a. 2010). 
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Nach Abbildung 8 bzw. gemäß Daten von Diefenbach u. a. (2010) wurden die überwiegend von selbstnutzenden Eigentümern bewohnten Ein- und Zweifa-milienhäuser häufiger im Urzustand gedämmt und seltener nachträglich ge-dämmt als die überwiegend von Mietern bewohnten Mehrfamilienhäuser. Auf-grund dieser sich teilweise kompensierenden Effekte ist der Anteil der ungedämmten Bauteile bei beiden Gebäudetypen ähnlich. Dass bei Ein- und Zweifamilienhäusern bzw. Mehrfamilienhäusern im Jahr 2009/2010 64% bzw. 66% der Außenwandflächen, 28% bzw. 33% der Dachflächen und 64% bzw. 75% der Fußböden noch ungedämmt waren, verdeutlicht, dass ein großer Teil des Energieeffizienzpotenzials durch Dämmung im Wohngebäudebestand und damit sowohl bei selbstnutzenden Eigentümern als auch bei Vermietern noch nicht ausgeschöpft wurde. Nach Stieß u. a. (2010) schränken allerdings bauli-che und technische Restriktionen die zur Verfügung stehenden Maßnahmen-pakete ein. 

Abbildung 8: Anteile undgedämmter, nachträglich gedämmter und im Urzustand gedämmter Bauteilflächen im Wohngebäudebestand in Deutschland im Jahr 2009/2010 differenziert nach Ein-/Zweifamilienhäusern (EFH/ZFH) und Mehrfamilienhäusern (MFH) (Datengrundlage: Diefenbach u. a. 2010) 
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Die Häufigkeiten der von Standard-Sanierern und energetischen Sanierern gemäß einer Selbstnutzer-Befragung (vgl. Stieß u. a. 2010) umgesetzten Maß-nahmen sind in Tabelle 4 angegeben. Standard-Sanierer werden dadurch von den energetischen Sanierern abgegrenzt, dass sie keine anspruchsvollen ener-getisch wirksamen Maßnahmen durchführen. Fenster und Heizsysteme kön-nen von diesen zwar auch ersetzt werden, allerdings wird in diesem Falle die ineffizientere Technik, bspw. 2-Scheibenverglasung und Niedertemperatur-kessel, eingesetzt. Tabelle 4: Häufigkeiten der von Standard-Sanierern und energetischen Sanierern gemäß einer Selbstnutzer-Befragung umgesetzten Maßnahmen (Datengrundlage: Stieß u. a. 2010) Maßnahme Häufigkeit [% der Sanierer] Streichen und Ausbessern der Fassade 40Erweiterung der Wohnfläche 7Einbau neuer Türen 24Dämmung Am Haus 30Fassade/Außenwände 13Dach 18Oberste Geschossdecke 9Kellerdecke 3Einbau mehrerer neuer Fenster Summe 232-Scheibenverglasung 143-Scheibenverglasung 33 Scheiben mit hochdämmendem Rahmen 5Einbau einer Heizung Summe 32Niedertemperaturheizung Gas/Öl 6Brennwertheizung Gas/Öl 11Einzelöfen 5Holzpelletheizung 4Elektro-Wärmepumpe 2Andere Art von Heizung 5Einbau von Solarkollektoren 7Einbau einer Solarstromanlage  3Isolierung der Heizungs- und Warmwasserrohre 8Häufigste Maßnahme aller Sanierer ist das in 40% aller Sanierungen durchge-führte Streichen und Ausbessern der Fassade. Der Vergleich zur Dämmung der Außenwände bzw. Fassade zeigt, dass diese Maßnahme häufig ohne gleichzei-tige Dämmung des Bauteils durchgeführt wird. Am häufigsten wurde das Dach bzw. die oberste Geschossdecke, gefolgt von der Fassade bzw. den Außenwän-den und der Kellerdecke gedämmt. Damit wird die Erhebung von Diefenbach u. a. (2010) bestätigt. Bei den Fenstern wurde am häufigsten (14%) die im Vergleich zur 3-Scheibenverglasung mit bzw. ohne hochdämmendem Rahmen 
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(5% bzw. 3%) ineffizientere 2-Scheibenverglasung eingebaut. Im Gegensatz dazu dominieren bei den Gas- bzw. Ölkesseln die effizienteren Brennwertkes-sel die Niedertemperaturkessel. Insgesamt zeigen die Vielfalt der Maßnahmen sowie deren abweichende Häufigkeiten, dass kaum von „typischen“ Maßnah-menpaketen ausgegangen werden kann.  
4.1.1.3 Sanierungsanlässe und -motive Als Sanierungsanlässe für Selbstnutzer nennen Stieß u. a. (2010) den Erwerb, die Erweiterung bzw. den Umbau sowie die Pflege (im Folgenden Instandhal-tung) der Gebäude. Diese Sanierungsanlässe determinieren häufig den Sanie-rungszeitpunkt. Die Zeitpunkte von Erweiterung bzw. Umbau und Instandhal-tung von Gebäuden lassen sich grob auf Basis von Lebensdauern oder Sanie-rungszyklen und dem Alter von Gebäuden und Bauteilen abschätzen (Kost 2006). Da die Sanierungsanlässe aber nicht nur vom Lebenszyklus der Gebäu-de und Bauteile sondern auch vom Lebenszyklus der Eigentümer (bzw. der Bewohner) abhängen, kann die zusätzliche Einbeziehung von Informationen zum Eigentümer ggf. realistischere Schätzungen für die Sanierungszeitpunkte ermöglichen. Der Erwerbszeitpunkt wird bspw. stark durch die sozio-demographische Situation bzw. die Lebensphase von Verkäufer und Käufer beeinflusst. Gemäß einer Befragung von Selbstnutzern, die eine KfW-Förderung in An-spruch genommen haben, sind die fünf wichtigsten Motive (in der Reihenfolge abnehmender Bedeutung) für eine energetische Sanierung nach Testorf u. a. (2010): 1. Lohnende Investitionen für geringere Energiekosten  2. Unabhängigkeit von Energiepreisen  3. Beitrag zum Umweltschutz  4. Substanzerhaltung der Objekte  5. Steigerung der Wohnqualität  
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Die Motive sind damit primär ökonomisch geprägt, was dadurch bedingt wird, dass Selbstnutzer von der Reduktion des Energieverbrauchs unmittelbar profi-tieren. Auch ökologische Motive nehmen bei den Befragten einen hohen Stel-lenwert ein. Die Substanzerhaltung der Objekte kann als Sicherung der Da-seinsgrundfunktion Wohnen im weiteren Sinne interpretiert werden. Eine Steigerung der Wohnqualität kann bspw. durch höheren thermischen Komfort oder erhöhten Bedienkomfort der Heizungsanlage erreicht werden.  
4.1.1.4 Sanierungsaktivität und sozio-demographische Merkmale Im Folgenden soll beurteilt werden, ob sozio-demographische Merkmale auch als Bestimmungsfaktor für energetische Sanierungstätigkeit herangezogen werden können. Daher wird analysiert, ob bei Selbstnutzern ein Zusammen-hang zwischen energetischer Modernisierungstätigkeit und den Merkmalen Alter, Haushaltsnettoeinkommen, Haushaltsgröße und Bildungsgrad existiert. Dafür werden die Häufigkeitsverteilungen dieser Merkmale für alle Selbstnut-zer sowie für selbstnutzende Sanierer, Nicht-Sanierer und energetische Sanie-rer basierend auf Befragungen von Stieß u. a. (2010), Testorf u. a. (2010) und dem Mikrozensus 2006 (vgl. Statistisches Bundesamt 2008c) gegenüberge-stellt. Abschließend wird analysiert, ob etwaige Abhängigkeiten zwischen den Merkmalen und der energetischen Sanierungstätigkeit durch Korrelationen zwischen diesen Merkmalen erklärt werden können.  Das Vorgehen weist mehrere Unsicherheiten auf. Einerseits werden bei dem Vorgehen teilweise die Verteilungen mehrerer Stichproben aus unterschiedli-chen Erhebungsjahren miteinander verglichen. Andererseits beziehen sich die Befragungen von Stieß u. a. (2010) nur auf Ein- und Zweifamilienhäuser, die Befragungen von Testorf u. a. (2010) auf alle KfW-Wohngebäude-Förderungen für Selbstnutzer und private Vermieter (17% der Stichprobe) sowie der Mik-rozensus 2006 (vgl. Statistisches Bundesamt 2008c) auf alle Selbstnutzer inkl. 20% Wohnungen in Mehrfamilienhäusern. Somit weisen auch die Schlussfol-gerungen entsprechende Unsicherheiten bzw. Verzerrungen auf. Trotz dieser vermittelt das Vorgehen einen Einblick in die sozio-demographische Struktur 
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selbstnutzender Eigentümer und selbstnutzender energetischer Sanierer und gibt zumindest Hinweise auf etwaige Zusammenhänge zwischen sozio-demographischen Merkmalen und der energetischen Modernisierungstätig-keit. Nebenbei wird die Verteilung der selbstnutzenden Haushaltskohorten auf die Gebäudekohorten charakterisiert. Alter Im Folgenden wird die These diskutiert, dass der Anteil der über 60-jährigen Selbstnutzer bei den Teilmengen der energetischen Sanierer unterrepräsen-tiert ist. In Tabelle 5 wird dafür die Altersverteilung von Teilmengen selbst-nutzender Eigentümer bzw. Haushaltsvorstände (im Mikrozensus 2006 Haupteinkommensbezieher) gegenübergestellt. Gemäß dem Mikrozensus 2006 liegt der Anteil der über 60-jährigen Selbstnutzer an allen Selbstnutzern bei 42% (Statistisches Bundesamt 2008c). Bei den Rückläufern einer ersten Befragung von Stieß u. a. (2010) sind diese mit 47% überrepräsentiert. Der Anteil unter den Sanierern ist dabei mit 44% kleiner als unter den Nicht-Sanierern mit 49%, was die These stützt, obwohl der Anteil 42% übersteigt. Tabelle 5: Altersverteilung von Selbstnutzern sowie selbstnutzenden Sanierern, Nicht-Sanierern und energetischen Sanierern im Vergleich 
Datengrundlage Anteil der Altersklasse der Haushaltsvorstände an Altersklasse der Haushaltsvorstände [Jahre] <30 30-40 40-50 50-60 60-70 >70 ≥60 BeliebigErste Befragung (Stieß u. a. 2010) Sanierer und Nicht-Sanierer 1% 13% 21% 18% 22% 25% 47% 100%Nicht-Sanierer 2% 14% 21% 15% 20% 29% 49% 100%Sanierer 1% 12% 20% 23% 26% 18% 44% 100%Zweite Befragung (Stieß u. a. 2010) Standard-Sanierer 3% 22% 34 31% 10% 3% 13% 100%Energetische Sanierer 2% 23% 33% 32% 11% 2% 13% 100%KfW-Wohngebäude-saniererbefragung (Testorf u. a. 2010) 

Energetische Sanierer (inkl. 17% private Vermie-ter) 0% (ca.) 10% (ca.) 28% (ca.) 29% (ca.) 24% (ca.) 12% (ca.) 36% (ca.) 103% (ca.)Mikrozensus 2006  - Alle Selbstnutzer (Statistisches Bun-desamt 2008c) 
<1919 (Baujahr) 2% 11% 21% 19% 21% 25% 46% 100%1919-48 2% 11% 21% 18% 22% 26% 48% 100%1949-78 2% 9% 15% 18% 28% 28% 56% 100%1979-90 2% 7% 27% 34% 21% 9% 30% 100%1991-1995 1% 16% 48% 21% 10% 3% 13% 100%1996-2000 2% 31% 42% 16% 7% 2% 9% 100%2001-2004 6% 45% 33% 10% 5% 1% 6% 100%2005-2006 12% 53% 24% 7% 4% 1% 5% 100%≤1990 2% 9% 19% 21% 24% 24% 48% 100%Alle Altersklassen 2% 13% 23% 20% 22% 20% 42% 100%
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Das Überschreiten der 42% kann damit erklärt werden, dass dies kein adäqua-ter Vergleichswert ist. Gebäude, die bis zum Jahr 2010 zur Sanierung anstan-den, sollten bei Sanierungszyklen von mindestens 20 Jahren (Kombination von VDI44 2067 (2000) und Kost (2006)) verstärkt Baualter vor 1990 aufweisen. Ein passenderer Vergleichswert wäre demnach der Anteil der über 60-Jährigen an allen Selbstnutzern in Gebäuden mit Baujahr bis 1990, der bei 48% liegt (Statistisches Bundesamt 2008c). Bei (weiterer) Erhöhung der Mindest-sanierungszyklen steigt allgemein der Anteil der über 60-Jährigen aufgrund der Verteilung der Haushaltskohorten auf die Gebäudekohorten. Die häufigste Selbstnutzeraltersklasse, der Modalwert, steigt mit zunehmendem Gebäudeal-ter kontinuierlich von den 30-40-Jährigen bei Baujahren ab 2001 bis zu den über 70-Jährigen bei Baujahren bis 1948 (in Tabelle 5 grau hervorgehoben). Die 48% überschreiten den Anteil der über 60-Jährigen an den Sanierern nach Stieß u. a. (2010) um 4 %, was die These wiederum stützt. Bei längeren Min-destsanierungszyklen verstärkt sich der beobachtete Effekt.  Bei einer von Stieß u. a. (2010) durchgeführten zweiten, ausführlicheren Be-fragung von Standard-Sanierern und energetischen Sanierern, bei der eine Quote von je 50% energetischen und Standard-Sanierern vorgegeben wurde, ist die betrachtete Altersklasse mit 13% im Vergleich zu 48% klar unterreprä-sentiert. Die Aussage gilt auch für die von Testorf u. a. (2010) durchgeführte Befragung von Wohngebäudesanierern, die eine KfW-Förderung in Anspruch genommen haben. Der Anteil der betrachteten Altersklasse beträgt dabei 36%. Die beobachteten Tendenzen verstärken sich bei der Altersklasse der über 70-Jährigen. Der Anteil dieser Altersklasse an den Sanierern (18%), den Standard-Sanierern (3%) sowie den energetischen Sanierern (2% bzw. 12%) ist im Ver-gleich zu dem Anteil an allen Selbstnutzern mit einem Gebäudebaualter ≤1990 (24%) klar unterrepräsentiert.  
44 VDI steht für Verein Deutscher Ingenieure. 
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Insgesamt ist die These, dass über 60-jährige und in einem verstärkten Maße über 70-jährige Selbstnutzer seltener energetisch modernisieren als jüngere Altersklassen, zumindest plausibel. Dies gewinnt dadurch aus Staatssicht an zusätzlicher Bedeutung, dass die über 60-Jährigen gerade an den zur Sanie-rung anstehenden selbstgenutzten Wohnungen bzw. Gebäuden große Anteile halten.  Haushaltsnettoeinkommen Tabelle 6 zeigt die Haushaltsnettoeinkommensverteilung von Selbstnutzern sowie selbstnutzenden Sanierern, Nicht-Sanierern und energetischen Sanie-rern. Im Vergleich zur Einkommensverteilung in Gebäuden mit Baujahr bis 1990 sind unter den KfW-geförderten Haushalten die einkommensschwachen unter- und die einkommensstarken überrepräsentiert. Die Daten von Stieß u. a. (2010) lassen diesen Schluss nicht zu. Auffallend ist allerdings, dass beide Befragungen eine Unterrepräsentation der einkommensschwachen Haushalte aufweisen, was zumindest im ersten Falle ggf. mit dem hohen Anteil von Haus-halten ohne Angabe des Haushaltsnettoeinkommens erklärt werden kann. Hinsichtlich der Haushaltsnettoeinkommen ist auffallend, dass die einkom-mensschwachen Haushalte verstärkt in den Gebäuden bis 1990 vertreten sind. In Gebäuden mit Baujahr bis 1978 entspricht die Einkommensklasse bis 1.500 €/Monat sogar dem Modalwert. Bei Baualtersklassen ab 1949 entspricht da-gegen die Einkommensklasse ab 4.000 €/Monat dem Modalwert (bimodale Verteilung bei der Altersklasse von 1949-1978). Die tendenziell niedrigeren Haushaltsnettoeinkommen bei älteren Gebäuden hängen ggf. mit dem Renten-eintritt der in diesen wohnenden Selbstnutzer zusammen (vgl. Tabelle 5). Insgesamt ist es zumindest plausibel, dass Haushalte mit höherem Haushalts-nettoeinkommen in stärkerem Maße KfW-Förderungen in Anspruch nehmen als Haushalte mit niedrigerem Haushaltsnettoeinkommen. Selbstnutzerhaus-halte mit niedrigerem Einkommen gewinnen zudem insbesondere dadurch an Bedeutung, dass sie häufig gerade in den zur Sanierung anstehenden Gebäuden wohnen.  



4 Charakterisierung von Gebäudeeigentümern und Bewohnern 

84 

Tabelle 6: Haushaltsnettoeinkommensverteilung von Selbstnutzern sowie selbstnutzen-den Sanierern, Nicht-Sanierern und energetischen Sanierern im Vergleich Datengrundlage Anteil der Haus-haltsnettoeinkommensklasse an Haushaltsnettoeinkommensklasse [k€/Monat]

<1,5 1,5-2 2-2,5 2,5-3 3-3,5 3,5-4 >4 Keine A
n-

gabe Beliebi
g 

Erste Befragung (Stieß u. a. 2010) Sanierer und Nicht-Sanierer 7% 5% 9% 10% 18% 9% 17% 26% 100%Nicht-Sanierer 6% 3% 7% 10% 16% 9% 22% 26% 100%Sanierer 9% 9% 12% 9% 21% 9% 6% 24% 100%Zweite Befra-gung (Stieß u. a. 2010) Standard-Sanierer 9% 8% 18% 18% 13% 13% 19% 3% 100%Energetische Sanierer 8% 6% 16% 16% 13% 13% 21% 7% 100%KfW-Wohnge-bäudesanierer-befragung (Testorf u. a. 2010) 
Energetische Sanierer (inkl. 17% private Vermieter) 8% (ca.) 14%(ca.) 15%(ca.) 15%(ca.) 11%(ca.) 9%(ca.) 28% (ca.) 0% (ca.) 100%(ca.) 

Mikrozensus 2006  - Alle Selbstnutzer (Statistisches Bundesamt 2008c) 
<1919 (Baujahr) 32% 17% 13% 9% 6% 4% 19% 0% 100%1919-48 28% 17% 15% 10% 7% 5% 17% 0% 100%1949-78 22% 16% 14% 11% 9% 6% 22% 0% 100%1979-90 11% 10% 13% 13% 11% 9% 33% 0% 100%1991-1995 7% 8% 14% 14% 13% 11% 33% 0% 100%1996-2000 6% 9% 15% 16% 14% 11% 29% 0% 100%2001-2004 6% 9% 17% 17% 14% 10% 27% 0% 100%2005-2006 6% 9% 15% 15% 16% 12% 26% 0% 100%≤1990 23% 15% 14% 11% 8% 6% 23% 0% 100%Alle Altersklas-sen 20% 14% 14% 12% 9% 7% 24% 0% 100%

Haushaltsgröße Tabelle 7 zeigt die Haushaltsgrößenverteilung von Selbstnutzern sowie selbst-nutzenden Sanierern, Nicht-Sanierern und energetischen Sanierern. Kleinere Haushalte sanieren nach der ersten Befragung von Stieß u. a. (2010) häufiger als größere Haushalte. Nach der zweiten Befragung sanieren sie allerdings sel-tener energetisch als nicht energetisch. Da bei der zweiten Befragung jedoch kleinere Haushalte im Vergleich zu den Sanierern der ersten Befragung unter-repräsentiert sind, können keine Quervergleiche durchgeführt werden. Kleine-re Haushalte sind zudem in der ersten Befragung von Stieß u. a. (2010) im Vergleich zu allen Selbstnutzerhaushalten unterrepräsentiert, sodass auch hier keine Quervergleiche durchgeführt werden können. Dies kann ggf. dadurch erklärt werden, dass die Verteilung gemäß dem Mikrozensus 2006 auch Woh-nungen in Mehrfamilienhäusern umfasst. 
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Tabelle 7: Haushaltsgrößenverteilung von Selbstnutzern sowie selbstnutzenden Sanie-rern, Nicht-Sanierern und energetischen Sanierern im Vergleich Datengrundlage Anteil der Haushaltsgrößen-klasse an Haushaltsgrößenklasse [Personen] 1 2 3 >3 BeliebigErste Befragung (Stieß u. a. 2010) Sanierer und Nicht-Sanierer 11% 36% 20% 33% 100%Nicht-Sanierer 5% 27% 14% 55% 100%Sanierer 16% 43% 25% 16% 100%Zweite Befragung (Stieß u. a. 2010) Standard-Sanierer 9% 24% 28% 39% 100%Energetische Sanierer 6% 27% 26% 41% 100%KfW-Wohngebäudesanierer-befragung (Testorf u. a. 2010) Energetische Sanierer (inkl. 17% private Vermieter) 5% 37% 20% 28% 100%Mikrozensus 2006  - Alle Selbstnutzer (Statistisches Bundesamt 2008c) <1919 (Baujahr) 26% 40% 16% 18% 100%1919-48 25% 42% 16% 17% 100%1949-78 23% 47% 15% 16% 100%1979-90 12% 40% 22% 27% 100%1991-1995 8% 28% 23% 42% 100%1996-2000 7% 24% 23% 46% 100%2001-2004 7% 23% 26% 44% 100%2005-2006 7% 26% 27% 39% 100%≤1990 22% 44% 16% 18% 100%Alle Altersklassen 19% 40% 18% 23% 100%
Vergleicht man die zweite Befragung von Stieß u. a. (2010) oder die KfW-Wohngebäudesaniererbefragung mit der Verteilung in allen Selbstnutzerge-bäuden mit Baujahr bis 1990, so sind in Letzterer die Haushaltsgrößen bis zu 2 Personen deutlich stärker vertreten. Dies spricht zwar prinzipiell dafür, dass kleinere Haushalte seltener energetisch sanieren und seltener KfW-Förderungen in Anspruch nehmen als größere Haushalte. Da  die Verteilung gemäß dem Mikrozensus 2006 im Gegensatz zur Befragung von Stieß u. a. (2010) auch zu 20% Wohnungen in Mehrfamilienhäusern umfasst, die tenden-ziell von kleineren Haushalten bewohnt werden, ist jedoch zumindest die erste Aussage mit hoher Unsicherheit belastet.  Hinsichtlich der Haushaltsgrößenverteilung ist auffallend, dass die kleineren Haushalte verstärkt in den Gebäuden bis 1990 vertreten sind. Die Haushalts-größe von 2 Personen entspricht bei diesen sogar dem Modalwert (in Tabelle 7 grau hinterlegt). Bei Baualtersklassen ab 1991 entspricht dagegen die Haushaltsgröße von mindestens 3 Personen dem Modalwert. Der Übergang hängt ggf. mit dem bereits erfolgten Auszug der Kinder bei den in älteren Bau-altersklassen wohnenden Haushalten mit älteren Haushaltsvorständen zu-sammen.  
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Insgesamt ist es zumindest plausibel, dass Selbstnutzer mit größeren Haushal-ten in einem stärkeren Maße energetisch modernisieren und KfW-Förderungen erhalten als Selbstnutzer mit kleineren Haushalten. Kleinere Selbstnutzerhaushalte gewinnen zudem insbesondere dadurch an Bedeutung, dass sie häufig gerade in den zur Sanierung anstehenden Gebäuden wohnen. Bildungsgrad Tabelle 8 zeigt die Bildungsgradverteilung von Selbstnutzern sowie selbstnut-zenden Sanierern, Nicht-Sanierern und energetischen Sanierern. Auffällig ist der hohe Anteil der energetischen Sanierer mit abgeschlossenem Studium so-wie Abitur/Hochschulreife an den von der KfW geförderten Sanierern. Obwohl diese beiden Gruppen zusammen nur 21% an den Gebäuden mit Baujahr vor 1990 darstellen, haben Sie einen Anteil von 59% an den KfW-Förderungen. Entsprechend sind die niedrigeren Bildungsgrade bei den KfW-Förderungen unterrepräsentiert. Eine ähnliche Tendenz zeigt sich bei den Sanierern in bei-den Befragungen von Stieß u. a. (2010).  Tabelle 8: Bildungsgradverteilung von Selbstnutzern sowie selbstnutzenden Sanierern, Nicht-Sanierern und energetischen Sanierern im Vergleich Datengrundlage Anteil der Bildungsgradklas-se an  Bildungsgrad
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Erste Befragung (Stieß u. a. 2010) Sanierer und Nicht-Sanierer 12% 7% 32% 44% 6% 100%Nicht-Sanierer 9% 7% 28% 48% 7% 100%Sanierer 18% 6% 38% 35% 3% 100%Zweite Befragung (Stieß u. a. 2010) Standard-Sanierer 12% 14% 40% 27% 7% 100%Energetische Sanierer 15% 15% 38% 24% 7% 100%KfW-Wohngebäudesanierer-befragung (Testorf u. a. 2010) Energetische Sanierer (inkl. 17% private Vermieter) 42% 17% 20% 20% 100%Mikrozensus 2006  - Alle Selbstnutzer (Statistisches Bundesamt 2008c) <1919 (Baujahr) 11% 4% 19% 65% 1% 100%1919-48 14% 4% 16% 65% 1% 100%1949-78 17% 5% 16% 62% 1% 100%1979-90 23% 6% 8% 63% 0% 100%1991-1995 26% 7% 6% 61% 0% 100%1996-2000 26% 8% 5% 61% 0% 100%2001-2004 25% 9% 7% 59% 1% 100%2005-2006 27% 9% 6% 57% 1% 100%≤1990 16% 5% 15% 63% 1% 100%Alle Altersklassen 18% 5% 13% 63% 1% 100%
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Hinsichtlich der Bildungsgradverteilung ist auffallend, dass der Haupt-/ Volksschulabschluss mit abgeschlossener Lehre in allen Baualtersklassen mit ca. 57-65% Anteil den Modalwert darstellt. Die Anteile von Haushaltsvorstän-den  mit abgeschlossenem Studium sowie Abitur oder Hochschulreife nehmen mit zunehmendem Gebäudealter ab. Insgesamt ist es zumindest plausibel, dass Selbstnutzer mit höherem Bil-dungsabschluss in stärkerem Maße sanieren, energetisch sanieren und KfW-Förderungen erhalten als Selbstnutzer mit niedrigerem Bildungsabschluss. Von Bedeutung sind allerdings gerade die selbstnutzenden Haushalte mit niedrigerem Bildungsabschluss, da gerade diese überwiegend in den zur Sa-nierung anstehenden Gebäuden wohnen. Abhängigkeiten zwischen Alter, Haushaltsnettoeinkommen, Haushaltsgröße und Bildungsgrad Gemäß den vorhergehenden Erläuterungen sind bei Selbstnutzern positive Korrelationen zwischen energetischer Modernisierungsaktivität sowie Bil-dungsgrad des Haushaltsvorstands, Haushaltsgröße und (bedingt) Haushalts-nettoeinkommen sowie eine negative Korrelation zwischen energetischer Mo-dernisierungsaktivität und Alter des Haushaltsvorstands zumindest plausibel. Im Folgenden wird analysiert, ob diese Korrelationen ggf. teilweise auf Korre-lationen zwischen diesen sozio-demographischen Merkmalen zurückgeführt werden können. Daher sind für Selbstnutzer in Tabelle 9 die Spearman-Rangkorrelationskoeffizienten der klassierten, ordinalen Variablen Alter, Bil-dungsgrad, Haushaltsgröße und Haushaltsnettoeinkommen dargestellt. Die Rangkorrelationskoeffizienten zwischen Bildungsgrad, Haushaltsgröße und Haushaltsnettoeinkommen sind positiv, die Rangkorrelationskoeffizienten zwischen Alter und jeweils Bildungsgrad, Haushaltsgröße und Haushaltsnetto-einkommen sind negativ. Die jeweiligen Beträge liegen jedoch nur zwischen 0,225 und 0,562. Die Rangkorrelationskoeffizienten zeigen, dass die Zusam-menhänge zwischen sozio-demographischen Merkmalen und energetischer Sanierungsaktivität sich (zumindest schwach) gegenseitig bedingen können. 
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Einerseits sind die Merkmale, die bei steigenden Ausprägungen mit steigender Sanierungsaktivität einhergehen, untereinander positiv korreliert. Anderer-seits ist das Merkmal, das  bei steigenden Ausprägungen mit sinkender Sanie-rungsaktivität verbunden ist, mit den anderen Merkmalen negativ korreliert. Insofern ist es zumindest plausibel, dass Korrelationen zwischen der energeti-schen Sanierungstätigkeit und den betrachteten sozio-demographischen Merkmalen teilweise auf Korrelationen zwischen diesen Merkmalen zurückge-führt werden können.   Tabelle 9: Spearman-Rangkorrelationskoeffizienten45 der klassierten, ordinalen Variab-len Alter, Bildungsgrad, Haushaltsgröße und Haushaltsnettoeinkommen bei Selbstnut-zern basierend auf dem SUF (Scientific-Use-File) des Mikrozensus 2006 (eigene Berech-nung; Datengrundlage: Statistisches Bundesamt 2008c) n=77.642 Alter Bildungsgrad Haushaltsgröße HaushaltsnettoeinkommenAlter 1,000 -0,225 -0,562 -0,317 Bildungsgrad  - 1,000 0,219 0,393 Haushaltsgröße  - - 1,000 0,492 Haushaltsnettoeinkommen - - - 1,000 
4.1.1.5 Hemmnisse für energetische Modernisierungen Stieß u. a. (2010) nennen zahlreiche Hemmnisse für energetische Modernisie-rungen selbstnutzender Eigentümer (in der Reihenfolge absteigender Bedeu-tung): 1. Mangelnde Bereitschaft zur Kreditaufnahme 2. Einstellung, dass das Haus in einem energetisch guten Zustand ist 3. Kein Interesse an über das Notwendige Hinausgehendem 4. Unklarheit über Wirtschaftlichkeit energetischer Modernisierungen 5. Keine Zeit, sich damit zu beschäftigen 6. Zu viel Dreck und Stress 7. Fehlen finanzieller Möglichkeiten 8. Kreditrahmen für Haus ist ausgeschöpft 9. Planung und Durchführung zu schwierig 10. Wirtschaftliche Zukunft ist ungewiss 
45 Vgl. Janssen & Laatz 2007 bez. des Spearman-Rangkorrelationskoeffizienten. 
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11. Angst vor unseriösen Anbietern/Handwerkern 12. Technologien noch nicht ausgereift 13. Aus baulichen oder technischen Gründen nicht möglich 14. Angst vor Bauschäden (Schimmel) 15. Langfristige Investitionen rechnen sich bei dem eigenen Alter nicht mehr 16. Einschränkungen durch Denkmalschutz Diese können grob unterteilt werden in Hemmnisse mit ökonomischem (1, 4, 7, 8, 10, 15) und technischem Bezug (12, 13, 14) sowie in einstellungsbedingte (2, 3, 6, 11) und sonstige Hemmnisse (5, 9, 16). Hemmnisse mit ökonomi-schem Bezug umfassen dabei die größte Teilmenge. Diese Hemmnisse ergeben sich bspw. durch lange Amortisationszeiten bzw. die Unwirtschaftlichkeit eini-ger energetischer Modernisierungsvarianten. Das Alter bzw. die Lebensphase kann auch zum Sanierungshemmnis werden (Amelung u. a. 2012), bspw. wenn ein baldiger Umzug bzw. eine niedrige Restlebenserwartung eine Investition unvorteilhaft erscheinen lässt. Energetische Modernisierungen sind zudem mit höheren Investitionen verbunden als Instandsetzungen, sodass die Verfügbar-keit finanzieller Mittel von Bedeutung ist.  Die erwähnten Hemmnisse stehen demnach teilweise in Zusammenhang mit sozio-demographischen Merkmalen wie dem Haushaltsnettoeinkommen und dem Alter der Selbstnutzer. Gemäß dem vorigen Abschnitt besteht auch ein Zusammenhang zwischen Bildungsgrad bzw. Haushaltsgröße und energeti-scher Modernisierungsaktivität, wobei dies keine Ursache-Wirkungs-Beziehung darstellen muss. Einige Hemmnisse sind auch durch die Einstellun-gen der Selbstnutzer bedingt. Prinzipiell kann jeder Bestimmungsfaktor ener-getischer Sanierungen zum Hemmnis werden. Nach Stieß u. a. (2010) zählen bspw. Ressourcen, wie Wissen, soziale Netzwerke, Geld und Do-it-yourself-Fähigkeiten, sowie behördliche und gesetzliche Rahmenbedingungen zu den Bestimmungsfaktoren der energetischen Sanierung. Deren Nichtexistenz bzw. Inadäquanz kann somit ebenfalls zum Hemmnis werden. Amelung u. a. (2012) 
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nennen zudem Informationskosten und die Nichteinpreisung externer Effek-te46 als Sanierungshemmnis.  
4.1.1.6 Bestimmungsfaktoren energetischer Modernisierungen in  

empirisch fundierten Sanierungsentscheidungsmodellen Die Eingangsvariablen empirisch fundierter Sanierungsentscheidungsmodelle wurden in Kapitel 3 erläutert. Diese stellen ebenfalls Bestimmungsfaktoren energetischer Modernisierungen dar, die wiederum in Zusammenhang mit Sa-nierungshemmnissen stehen. Allerdings besteht bei den Bestimmungsfaktoren dieser Modelle nicht notwendigerweise eine Ursache-Wirkungs-Beziehung. Prinzipiell werden von den betrachteten Modellen Bestimmungsfaktoren aus den oben diskutierten Bereichen  
• Gebäude und Technik, 
• Sanierungsanlässe und -motive, 
• Sanierungsaktivität und sozio-demographische Merkmale sowie 
• Hemmnisse für energetische Modernisierungen berücksichtigt. Allerdings kann keines dieser Modelle der Heterogenität des selbstgenutzten Wohngebäudebestands, der Selbstnutzer sowie der Bestim-mungsfaktoren vollständig gerecht werden. Die Modelle ermöglichen jeweils in Teilbereichen eine hohe Differenzierung, wobei andere Bereiche dafür nur aggregiert oder nicht betrachtet werden. Eine gleichzeitige starke Differenzie-rung in den beiden Bereichen Gebäude und Technik sowie sozio-demographische Merkmale der Eigentümer wird bspw. von keinem der Model-le geleistet. Daher eignen sich diese Modelle insbesondere, um Teilaspekte der energetischen Modernisierung des Wohngebäudebestands zu analysieren.  

46 Bei der Nichteinpreisung externer Effekte tragen z. B. die Gebäudeeigentümer und -bewohner nicht alle von ihnen verursachten Kosten. Dies ist bspw. der Fall, wenn die Energiepreise nicht die durch Treibhausgas- und Luftschadstoff-emissionen bedingten Kosten umfassen (vgl. Schwermer 2007). 
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4.1.2 Private Vermieter Private Vermieter sind Anbieter von Wohnraum. Nach Schätzl u. a. (2007) können sie weiter in „Amateurvermieter“47 und professionelle Vermieter un-terteilt werden. Im Jahr 2004 waren private Vermieter durchschnittlich 56 Jahre alt. Das monatliche Haushaltsnettoeinkommen betrug bei Amateurver-mietern zu 52% weniger als 4.000 €, bei den professionellen Vermietern nur zu 10%. Die Einkommensklasse von 4.000 bis 8.000 € lag bei 39% bzw. 41%. Mindestens 8.000 € verdienten bei den Amateurvermietern nur 9%, bei den professionellen Vermietern dahingegen 49%. Amateurvermieter sind am häu-figsten Rentner oder Pensionäre, professionelle Vermieter dahingegen Selbst-ständige (Schätzl u. a. 2007).  Bei Wohngebäuden, die sich im Eigentum von privaten Vermietern befinden, werden nach Ott u. a. (2005) Entscheidungen hinsichtlich einer energetischen Modernisierung von den Gebäudeeigentümern getroffen.  
4.1.2.1 Allgemeine Ziele für den Gebäudeerwerb 

und Investitionen in Gebäude Nach Schätzl u. a. (2007) sind bei Amateurvermietern Hauptmotive für den Gebäudeerwerb oder Bauinvestitionen Steuerersparnis, Realkapitalbildung, Alterssicherung, mit Erbschaften in Zusammenhang stehende Motive, wie bspw. die Anlage von Erbschaften oder der Erhalt geerbter Gebäude, und per-sönliche Gründe, wie bspw. familiäre Tradition. Bei professionellen Vermietern sind dies Steuerersparnis, Markterfordernisse sowie die Kombination von Rendite und Sicherheit. Insgesamt sind die Anlagemotive der beiden Gruppen also relativ ähnlich.    
47 Bei „Amateurvermietern“ wird im Folgenden auf Anführungszeichen verzichtet. 
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4.1.2.2 Gebäude und Technik Im Eigentum privater Vermieter befinden sich ca. 14 Mio. von 39 Mio. Woh-nungen in Deutschland (GdW 2007)48. Im Jahr 2006 befanden sich vermietete Wohnungen zu 6% in Wohngebäuden mit einer Wohneinheit, zu 17% in Wohngebäuden mit zwei Wohneinheiten und zu 77% in Wohngebäuden mit mindestens drei Wohneinheiten (Statistisches Bundesamt 2008a). Schätzl u. a. (2007) führten eine schriftliche Befragung privater Vermieter in sechs deutschen Städten durch, um die Informationsdefizite hinsichtlich des Wohngebäudebestands in deren Eigentum sowie der entsprechenden Be-standsinvestitionen zu verringern. Grundgesamtheit war der  Mietwohnbe-stand in Mehrfamilienhäusern mit Baujahr bis 1990 im Eigentum privater Vermieter in Deutschland am 31.12.2004. Es wurde jeweils eine Stadt je Woh-nungsmarkttyp ausgewählt, und die Ergebnisse wurden auf Deutschland hoch-skaliert.  Die privaten Vermieter sind nach Schätzl u. a. (2007) hinsichtlich sozio-demographischer Eigenschaften sowie des Wohnungsbestands in ihrem Eigen-tum sehr heterogen. Professionelle Vermieter besitzen durchschnittlich 46 Wohneinheiten und Amateurvermieter sechs. Die Baualtersklassen des Woh-nungsbestands privater Vermieter in Mehrfamilienhäusern sind zu 56% bis 1948, zu 35% 1949-1978 und zu 8% 1979-1990. Ca. 9% der Gebäude sind ein-getragene Baudenkmäler. Im Vergleich zu den institutionellen Vermietern, bei denen die Baualtersklasse bis 1948 nur 16% und ab 1981 20% des gesamten Bestands umfasst (GdW 2007), sind insbesondere die älteren Gebäude über-proportional vertreten. Die durchschnittliche Wohnungsgröße beträgt 70 m² und liegt damit nur knapp unter dem Durchschnitt von 73 m² aller vermiete-ten Wohneinheiten in Deutschland im Jahr 2006 (Statistisches Bundesamt 2008a). 
48 GdW steht für  Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunterneh-men e.V. 
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53% der Gebäude waren 2004 in gutem bis sehr gutem Zustand, 44% teilweise renovierungsbedürftig und 4% vollständig renovierungsbedürftig. Gebäude der professionellen Vermieter waren dabei häufiger in gutem Zustand. Der Ausstattungsgrad war bei 69% der Gebäude für alle Wohnungen in zeitgemä-ßem Zustand, bei 29% für mindestens eine Wohnung und bei 3 % für keine Wohnung.  Die Beheizung erfolgt zu 52% über eine Block-/Zentralheizung, zu 42% über eine Etagenheizung, zu 6% über Einzel- und Mehrraumöfen, zu 4% über Fern-heizung, zu 0,3% erneuerbare Energien und zu 4% über Sonstiges wie bspw. über Nachtspeicherheizungen. Der Fernwärmeanteil ist dabei im Vergleich zum Durchschnitt von 20% bei allen vermieteten Wohnungen (Statistisches Bundesamt 2008a) geringer. Dies kann allerdings auch durch die Stichproben-auswahl sowie die Art der Hochrechnung bedingt sein.  In Bezug auf die Energieeffizienz gaben die befragten privaten Vermieter an, dass 75% der Gebäude keine gedämmte Kellerdecke, 72% keine wärmege-dämmte Fassade, 46% kein wärmegedämmtes Dach und 11% keine moderne Heizungsanlage haben. Im Vergleich zu allen Mehrfamilienhäusern (vgl. Abbil-dung 8) sind die ungedämmten Anteile demnach höher. Dies kann insbesonde-re durch den großen Anteil älterer Gebäude erklärt werden.  Die Bestandsinvestitionen privater Vermieter verteilen sich nach Schätzl u. a. (2007) zu 33% auf Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizi-enz, zu 30% auf Wohnungsmaßnahmen wie bspw. Sanitäranlagen- oder Fuß-bodenerneuerungen, zu 30% auf nicht energetisch wirkende Gebäudemaß-nahmen wie Dach- oder Fassadenerneuerungen sowie zu 7% auf die Woh-nungsgröße verändernde Baumaßnahmen. Das Verhältnis von Modernisie-rungs- zu Instandsetzungsinvestitionen beträgt zwei zu eins.  Gemäß Daten von Heinze GmbH (2005) liegt der Anteil der Vermieter, die im Jahr 2004 mindestens eine Wärmedämmmaßnahme durchgeführt haben, bei Ein- und Zweifamilienhäusern mit 5,2% höher als bei Mehrfamilienhäusern mit 2,8%. Teilweise führten auch Mieter mit 1,4% bzw. 0,2% Wärmedämm-
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maßnahmen durch. Für selbstnutzende Eigentümer liegen diese Werte bei 3% und 1,2%. Die eigentumsunabhängige Gesamtsanierungsrate war in Mehrfami-lienhäusern mit 0,7% kleiner als in Ein- und Zweifamilienhäusern mit 2,9%. 
4.1.2.3 Sanierungsanlässe und -motive Wie für Selbstnutzer können auch für private Vermieter der Erwerb, die Er-weiterung bzw. der Umbau sowie die Instandhaltung der Gebäude, aber auch der Leerstand von Gebäuden oder die Unzufriedenheit der Mieter, Sanierungs-anlässe darstellen. Gemäß einer Befragung von privaten von der KfW geförder-ten Vermietern sind die fünf wichtigsten Motive (in der Reihenfolge abneh-mender Bedeutung) für eine energetische Sanierung nach Testorf u. a. (2010):  1. Substanzerhaltung der Objekte  2. Steigerung der Wohnqualität  3. Beitrag zum Umweltschutz  4. Lohnende Investitionen für geringere Energiekosten  5. Steigerung der Mieten  Im Gegensatz zu den Selbstnutzern profitieren die Vermieter aufgrund des Vermieter-Mieter-Dilemmas nicht unmittelbar durch einen niedrigeren Ener-gieverbrauch. Dadurch kann plausibilisiert werden, dass das wichtigste Motiv die Substanzerhaltung darstellt. Die vier wichtigsten Motive für von 2002 bis 2004 durchgeführte (nicht nur energetische) Bestandsinvestitionen durch pri-vate Vermieter sind nach Schätzl u. a. (2007):  1. Schlechter allgemeiner Gebäude- und Wohnungszustand  2. Schlechte Vermietbarkeit durch hohe Energiekosten  3. Höhere Rendite-/Mieteinnahmeerwartung  4. Schrittweise Durchführung von Sanierungsmaßnahmen Mit Ausnahme des Beitrags zum Umweltschutz werden somit die Motive nach Testorf u. a. (2010) bestätigt. Als die fünf wichtigsten Planungen für die nächsten Jahre gaben von Schätzl u. a. (2007) befragte private Vermieter an: 



4.1 Wohngebäudeeigentümer 

95 

1. Kontinuierliche Instandsetzung und Modernisierung, wenn notwendig 2. Ausschließlich nur laufende Instandhaltung 3. Anpassungen der Planungen an Bedürfnisse der Mieter 4. Von der Marktlage abhängende Investitionsentscheidungen  5. Keine Planungen, da finanzielle Situation dies nicht zulässt 
4.1.2.4 Sanierungshemmnisse Die wichtigsten Investitionshemmnisse sind zu niedrige Mietniveaus und feh-lendes Eigenkapital (Schätzl u. a. 2007). Das Investor-Nutzer-Dilemma steht im Zusammenhang mit den niedrigen Mietniveaus (Difu 2011)49. Der Investor hat keinen Anreiz, zu investieren, da die Einsparung durch sinkende Energie-kosten beim Mieter liegt. Dies gilt allerdings nur dann, wenn die Mieterhöhung nicht durchsetzbar ist. Die Nichtdurchsetzbarkeit liegt auch darin begründet, dass die Kosten der Wärmeversorgung von Mietern relativ selten als Entschei-dungsfaktor bei der Wohnungswahl herangezogen werden. In der Folge sind selbst warmmietenneutrale Mieterhöhungen häufig nicht durchsetzbar. Zudem kann bei steigenden Energiepreisen die Warmmietenneutralität insbesondere in den ersten Jahren der Sanierung nicht gewährleistet sein. Außerdem kann der Vermieter gezwungen sein, Mietminderungen während der energetischen Modernisierungsarbeiten zu akzeptieren, allerdings nach der letzten Miet-rechtsänderung nur, sofern die Dauer der Arbeiten drei Monate überschreitet   (BGB 2013, §536). Insgesamt haben Vermieter häufig keinen Grund, etwas zu ändern, da sie eigentlich ohne energetische Sanierungen gut zurechtkommen. Der nach der EnEV verpflichtende Energiepass soll die Problematik durch die Erhöhung der Transparenz teilweise beheben (Difu 2011). Basierend auf einer Befragung nennen Banfi u. a. (2012) die folgenden Gründe für das Nichtdurchführen energetischer Sanierungen in Mehrfamilienhäusern in der Schweiz (in der Reihenfolge abnehmender Bedeutung):  
49 Difu steht für Deutsches Institut für Urbanistik. 
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1. Kein Handlungsdruck 2. Bereits isolierte Bauteile 3. Konstruktionsbedingte Gründe 4. Fehlende finanzielle Mittel 5. Architektonische Gründe 6. Denkmalschutz 7. Spätere Durchführung von Energieeffizienzmaßnahmen 8. Nichtdurchsetzbarkeit von Mieterhöhungen auf dem Markt Die fünf wichtigsten Gründe für das Ausbleiben von Bestandsinvestitionen sind nach einer Befragung durch Schätzl u. a. (2007) in der Reihenfolge ab-nehmender Bedeutung: 1. Guter Zustand der Gebäude 2. Keine Hemmnisse (!) 3. Keine Möglichkeit zur Refinanzierung wegen zu niedrigem Mietniveau 4. Fehlendes Eigenkapital 5. Haltung der Mieter zu größeren Baumaßnahmen Auch nach Klupp u. a. (2010) existieren zwar zahlreiche Gründe, nicht zu mo-dernisieren. Zentrales Investitionshemmnis ist jedoch das geringe Mieterhö-hungspotenzial. Auch die Anforderungen der Energieeinsparverordnung 2009 werden als Investitionshemmnis hervorgehoben, das zur Unterlassung von Bestandsinvestitionen führt. 
4.1.3 Institutionelle Vermieter Die institutionellen Vermieter werden differenziert in privatwirtschaftliche Wohnungsunternehmen, kommunale bzw. öffentliche Wohnungsunternehmen sowie Wohnungsgenossenschaften (Schätzl u. a. 2007). Bei Kapitalgesellschaf-ten kann die Bewirtschaftung inkl. energetischer Modernisierung delegiert werden (Ott u. a. 2005).   
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4.1.3.1 Allgemeine Ziele für den Gebäudeerwerb 
und Investitionen in Gebäude Die Ziele der institutionellen Vermieter hängen nach Schätzl u. a. (2007) von der betrachteten Untergruppe ab. Die Renditemaximierung im Interesse der Gesellschafter ist wesentliches Ziel der privatwirtschaftlichen Wohnungsun-ternehmen. Kernelemente dafür sind ein adäquates Bestandsportfolio, Effizi-enz in der Bestandsverwaltung, eine maximale Ausreizung der Miethöhen so-wie der Kauf und Verkauf von Bestandswohnungen. Wesentliches Ziel der kommunalen bzw. öffentlichen Wohnungsunternehmen ist die Umsetzung wohnungspolitischer Aufgaben der Kommunen. Dahingegen zielen Woh-nungsgenossenschaften auf die dauerhafte Versorgung der Mitglieder mit günstigem Wohnraum ab.  

4.1.3.2 Gebäude und Technik Gemäß GdW (2007) sind in Deutschland ca. 10 Mio. von 39 Mio. Wohnungen im Eigentum institutioneller Vermieter. Im GdW sind ca. zwei Drittel der insti-tutionellen Vermieter organisiert. Der Anteil der Modernisierungen an den Be-standsinvestitionen betrug für die im GdW organisierten Unternehmen im Jahr 2005 39% für privatwirtschaftliche Unternehmen, 41% für kommunale und öffentliche Unternehmen sowie 42% für Wohnungsgenossenschaften. Die Wohnungen der im GdW organisierten Unternehmen werden im Folgenden als GdW-Wohnungen bezeichnet.  Gemäß einer Befragung unter den GdW-Unternehmen mit Rücklauf von 51% erfolgte im Jahr 2002 die Wärmeversorgung der GdW-Wohnungen durch Fern-/Nahwärme (45%), Gaskessel zentral bzw. Gastherme (36%), Ofenhei-zung bzw. Einzelofen (9%), Ölkessel zentral im Gebäude (4%), Elektroheizung (2%), Blockheizkraftwerke (2%) und Wärmepumpensysteme (1%) (GdW 2007).  Bei allen vermieteten Wohneinheiten kommen dahingegen Fernwärme (20%) seltener sowie Gas (50%) und Öl (24%) häufiger vor (Statistisches Bundesamt 
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2008a). Der hohe Anteil an mit  Fernwärme versorgten Wohneinheiten resul-tiert aus dem großen Anteil entsprechender Wohnungen in den neuen Bundes-ländern an allen GdW-Wohnungen.  Gemäß GdW (2007) entsprechen die Baujahre der GdW-Wohnungen zu 16% bis 1948, zu 20% 1949-1959, zu 26% 1960-1970, zu 18% 1971-1980 und zu 20% 1981 und später. Im Jahr 2005 unterteilten sich die Investitionen in GdW-Wohnungen zu 23% auf den Neubau, zu 46% auf die Instandhaltung/-setzung sowie zu 31% auf die Modernisierung. Der Anteil der Modernisierungsinvesti-tionen war bei Wohnungsgenossenschaften mit einem Anteil von 34% am höchsten, gefolgt von den kommunalen und öffentlichen Wohnungsunterneh-men (32%) und den Immobilienunternehmen der Privatwirtschaft (26%). Der Anteil der unsanierten bzw. modernisierungsbedürftigen Wohnungen liegt bei den Wohnungsgenossenschaften bei 11%, bei Kapitalgesellschaften bei 17% und bei Unternehmen anderer Rechtsformen bei 29%. Die Unterschiede kön-nen sowohl durch die Bestandsstruktur sowie durch die Ziele der Unterneh-men bedingt sein.  
4.1.3.3 Sanierungsanlässe und -motive Analog zu den privaten Vermietern können auch für institutionelle Vermieter der Erwerb, die Erweiterung bzw. der Umbau sowie die Instandhaltung der Gebäude Sanierungsanlässe darstellen. Gemäß einer Befragung von KfW-geförderten institutionellen Vermietern sind die fünf wichtigsten Motive (in der Reihenfolge abnehmender Bedeutung) für eine energetische Sanierung nach Testorf u. a. (2010):  1. Substanzerhaltung der Objekte 2. Steigerung der Wohnqualität 3. Beitrag zum Umweltschutz 4. Lohnende Investitionen für geringere Energiekosten 5. Nutzung staatlicher Förderung 
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Mit Ausnahme der Nutzung staatlicher Förderung im Gegensatz zur Steigerung der Mieten ist die Reihenfolge identisch mit derjenigen der privaten Vermieter.  
4.1.3.4 Sanierungshemmnisse Es ist davon auszugehen, dass die Sanierungshemmnisse weitgehend denjeni-gen der privaten Vermieter entsprechen. 
4.2 Mieter Wohngebäudebewohner sind Nachfrager von Wohnraum und unterteilen sich in selbstnutzende Eigentümer und Mieter. Letztere wohnen in Wohnungen, die Eigentum der privaten oder institutionellen Vermieter sind. Selbstnutzende Eigentümer und Vermieter wurden bereits in Abschnitt 4.1 charakterisiert. In diesem Abschnitt wird daher auf den Bezug der Mieter zur energetischen Sa-nierung sowie auf die in diesem Zusammenhang relevanten sozio-demographischen Merkmale von Mietern eingegangen.  
4.2.1 Bezug der Mieter zur energetischen Sanierung Die Entscheidung für oder wider energetische Sanierungen von Gebäudehülle und Anlagentechnik wird meist von den Wohngebäudeeigentümern getroffen und nicht von den Mietern. Energetische Sanierungen können allerdings einer-seits den Energieverbrauch und die von den Mietern zu tragenden Energiekos-ten für die Wärmenutzung reduzieren, andererseits induzieren sie Moderni-sierungsumlagen, die zu einer Erhöhung  der Kaltmiete führen. In der Folge ist eine Nichterhöhung der Warmmiete zwar möglich, aber nicht gewährleistet. Somit können teils drastische Erhöhungen der Warmmieten resultieren, insbe-sondere wenn energetische mit nicht energetischen Modernisierungen kombi-niert werden. Vor diesem Hintergrund haben die sozio-demographischen Merkmale Haushaltsnettoeinkommen, Haushaltsgröße und Alter des Haupt-einkommensbeziehers sowie die Mietbelastungsquote (Warmmiete pro Haus-haltsnettoeinkommen) zumindest einen mittelbaren Bezug zur energetischen Sanierung.  
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Die Mieter nehmen indirekt Einfluss auf die Sanierungsentscheidung von Ver-mietern, da aus energetischen Modernisierungen ggf. gewünschte oder unge-wünschte Mieterwechsel resultieren können. Der Vermieter muss dabei anti-zipieren, welche Miete bei den aktuellen bzw. alternativen Mietern durchsetz-bar und aus seiner Sicht vertretbar ist. Dies ist insbesondere im Falle von Warmmietenerhöhungen relevant, die zur finanziellen Schlechterstellung der Mieter führen. Da die Energieeffizienz häufig nicht als Entscheidungskriterium bei der Wohnungsauswahl herangezogen wird (Difu 2011), können selbst warmmietenneutrale Sanierungen nicht durchsetzbar sein. Haushaltsnettoein-kommen, Mietbelastungsquote und Haushaltsgröße geben Hinweise auf den finanziellen Spielraum, der Haushalten verbleibt, um bspw. Warmmietenerhö-hungen zu tragen. Das Alter des Haushaltsvorstands beeinflusst über die er-wartete (Rest-)Lebensdauer die Warmmietenneutralität energetischer Mo-dernisierungen bei steigenden Energiepreisen und kann ggf. als Indiz für die „Umzugsfreudigkeit“ von Mietern herangezogen werden. Die Haushaltsgröße hat, wie das Verhalten der Mieter, einen Einfluss auf den Energieverbrauch und damit auf die erzielbare Energieeinsparung im Falle von Sanierungen. Haushaltsgröße, Alter, Haushaltsnettoeinkommen und Mietbelastungsquote bedingen zudem Anforderungen an die Wohnungsgröße und die Miete. Die be-trachteten sozio-demographischen Variablen sind dynamisch und bilden die Basis für eine detaillierte Betrachtung der Entwicklung des Haushaltsbestands. Diese Entwicklung bestimmt die Mieteinnahmen der Vermieter mit und nimmt demnach indirekt auch Einfluss auf die Sanierungsentscheidung. Die sozio-demographischen Eigenschaften haben zudem Einfluss auf die Aus-wirkungen energetischer Modernisierungen und sind damit für die Bewertung von Entwicklungspfaden des Gebäudebestands aus Staatssicht relevant. Darin spiegeln sich teilweise die Auswirkungen wider, die der Vermieter ggf. antizi-piert. 
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4.2.2 Sozio-demographische Merkmale von Mietern Im Folgenden wird auf die in Bezug auf die energetische Sanierung sowie de-ren Auswirkungen bzw. Bewertung relevanten Merkmale Haushaltsnettoein-kommen, Mietbelastungsquote, Alter und Haushaltsgröße detailliert eingegan-gen. Dadurch wird einerseits der Mieterbestand in Deutschland charakterisiert und von den Selbstnutzern abgegrenzt. Andererseits wird die Bedeutung aus-gewählter Aspekte quantitativ begründet. Haushaltsnettoeinkommen Das Haushaltsnettoeinkommen hat u. a. einen Einfluss darauf, inwieweit ggf. warmmietenerhöhende energetische Modernisierungen aus sozialer Perspek-tive ins Gewicht fallen bzw. inwieweit Haushalte in der Lage sind, Mieterhö-hungen zu tragen. Die Haushaltsnettoeinkommensverteilung von Hauptmie-tern, die in Tabelle 10 dargestellt ist, zeigt, dass Mieter im Vergleich zu Selbst-nutzern eine zu niedrigeren Einkommen verschobene Verteilung aufweisen.  Tabelle 10: Haushaltsnettoeinkommensverteilung von Hauptmietern differenziert nach Baualtersklassen (eigene Berechnung; Datengrundlage: Statistisches Bundesamt 2008c) Anteil der Haushaltsnettoeinkom-mensklasse an der Baualtersklasse Haushaltsnettoeinkommensklasse [k€/Monat]

<1,5 1,5-2 2-2,5 2,5-3 3-3,5 3,5-4 >4 Beliebi
g 

Hauptmieter <1919 54% 17% 13% 4% 6% 2% 5% 100%1919-48 55% 18% 13% 4% 5% 1% 3% 100%1949-78 52% 20% 14% 4% 6% 2% 3% 100%1979-90 50% 18% 14% 5% 7% 2% 4% 100%1991-1995 40% 19% 17% 6% 9% 2% 7% 100%1996-2000 38% 19% 17% 6% 9% 3% 8% 100%2001-2004 34% 18% 18% 6% 10% 3% 11% 100%2005-2006 35% 19% 13% 7% 11% 2% 12% 100%≤1990 53% 19% 14% 4% 6% 2% 4% 100%Alle Altersklassen 51% 19% 14% 4% 6% 2% 4% 100%Selbstnutzer ≤1990 23% 15% 14% 11% 8% 6% 23% 100%Alle Altersklassen 20% 14% 14% 12% 9% 7% 24% 100%Die Haushaltseinkommensklasse bis 1.500 €/Monat hat bei den Hauptmietern einen Anteil von 51%, bei den Selbstnutzern dahingegen nur von 23%. Diese niedrigste Einkommensklasse entspricht bei den Mietern auch bei Differenzie-rung nach Gebäudebaualtersklassen jeweils dem Modalwert der klassierten Haushaltsnettoeinkommensverteilung (in Tabelle 10 grau hinterlegt). Die Be-
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deutung der niedrigsten Einkommensklasse wird dadurch verstärkt, dass sie Anteile von 50% bis 55% in den verstärkt zur Sanierung anstehenden Gebäu-den mit Baujahr bis 1990 aufweist. Im Vergleich zu den Anteilen von 35% bis 40% an den Baualtersklassen ab 1991 sind diese höher. Somit wohnen ein-kommensschwache Mieter verstärkt in den zur Sanierung anstehenden Wohn-gebäuden und sind somit insbesondere für die Bewertung von Entwicklungs-pfaden des Gebäudebestands relevant. Mietbelastungsquote Die Mietbelastungsquote (Warmmiete pro Haushaltsnettoeinkommen) gibt Hinweise auf die finanzielle Belastung von Haushalten durch das Wohnen und zeigt den verbleibenden finanziellen Spielraum von Haushalten für das Tragen warmmietenerhöhender Modernisierungsumlagen. Die Mietbelastungsquo-tenverteilung von Hauptmietern, die in Tabelle 11 dargestellt ist, zeigt, dass Mieter mit niedrigeren Haushaltsnettoeinkommensklassen höhere Mietbelas-tungsquoten aufweisen. 
Tabelle 11: Mietbelastungsquotenverteilung (Warmmiete pro Haushaltsnettoeinkom-men) von Hauptmietern differenziert nach Haushaltsnettoeinkommensklassen (eigene Berechnung; Datengrundlage: Statistisches Bundesamt 2008c) Anteil der Mietbelastungsquo-tenklasse an Haushaltsnettoein-kommensklasse [k€/Monat] Mietbelastungsquotenklasse (Warmmiete pro Haushaltsnettoeinkommen) <10% 10-20% 20-30% 30-40% 40-50% 50-60% 60-70% >70% <1,5 0% 3% 19% 32% 25% 11% 5% 5% 1,5-2 1% 14% 47% 29% 8% 1% 0% 0% 2-2,5 1% 28% 49% 18% 3% 0% 0% 0% 2,5-3 2% 41% 45% 11% 1% 0% 0% 0% 3-3,5 3% 48% 40% 7% 1% 0% 0% 0% 3,5-4 5% 55% 34% 5% 1% 0% 0% 0% >4 17% 59% 21% 2% 0% 0% 0% 0% Beliebig 2% 17% 32% 25% 14% 6% 2% 2% Die in Tabelle 11 grau hervorgehobenen Modalwerte zeigen, dass die niedrigs-te Einkommensklasse am häufigsten Mietbelastungsquoten von 30% bis 40% aufweist, gefolgt von der Mietbelastungsquote von 40% bis 50%. Dies verdeut-licht, dass bei einkommensschwachen Haushalten im Sinne der Mietbelas-tungsquote keine vollständige Kompensation durch Wahl einer Wohnung mit niedrigerer Miete erfolgt. Somit weisen einkommensschwache Mieter bereits 



4.2 Mieter 

103 

im Jahr 2006 verstärkt hohe Mietbelastungsquoten auf, sodass sie bei etwaigen Erhöhungen von Warmmieten zusätzlich belastet bzw. ggf. zum Umzug ge-zwungen würden. Alter Das Alter des Haushaltsvorstands (im Mikrozensus 2006 Haupteinkommens-bezieher) kann Hinweise darauf geben, inwieweit Mieter bei zunächst warm-mietenerhöhenden Modernisierungsumlagen im Falle steigender Energieprei-se an folgenden Warmmietenreduktionen partizipieren können. Dies wird um-so unwahrscheinlicher, je kürzer die erwartete Restlebensdauer des Mieters ist. Hohes Alter kann zudem einen Hinweis auf mangelnde „Umzugsfreudig-keit“ bzw. „-fähigkeit“ bzw. auf eine Belastung älterer Menschen durch einen modernisierungsbedingten Umzug geben. Die Altersverteilung von Hauptmie-tern, die in Tabelle 12 dargestellt ist, zeigt zwar, dass Mieter im Vergleich zu Selbstnutzern eine zu niedrigerem Alter verschobene Verteilung aufweisen. Jedoch sind immerhin 30% aller Haushaltsvorstände von Hauptmietern min-destens 60 Jahre alt. Eine Differenzierung nach Baualtersklassen zeigt zudem, dass in der Baualtersklasse 1949 bis 1978 die Klasse der über 70-Jährigen mit 20% Anteil sogar dem Modalwert entspricht. 
Tabelle 12: Altersverteilung von Hauptmietern differenziert nach Baualtersklassen (ei-gene Berechnung; Datengrundlage: Statistisches Bundesamt 2008c) Anteil der Altersklasse der Haushaltsvor-stände an den Baualtersklassen Altersklasse der Haushaltsvorstände [Jahre] <30 30-40 40-50 50-60 60-70 >70 ≥60 BeliebigHauptmieter <1919 18% 22% 20% 14% 11% 15% 26% 100%1919-48 16% 19% 20% 14% 13% 18% 31% 100%1949-78 15% 18% 19% 14% 15% 20% 34% 100%1979-90 18% 19% 21% 16% 12% 15% 27% 100%1991-1995 18% 25% 24% 13% 8% 11% 19% 100%1996-2000 17% 27% 21% 12% 10% 13% 23% 100%2001-2004 20% 31% 19% 10% 9% 11% 21% 100%2005-2006 27% 31% 20% 7% 8% 6% 15% 100%≤1990 16% 19% 19% 14% 14% 18% 32% 100%Alle Altersklassen 16% 20% 20% 14% 13% 17% 30% 100%Selbstnutzer ≤1990 2% 9% 19% 21% 24% 24% 48% 100%Alle Altersklassen 2% 13% 23% 20% 22% 20% 42% 100%Die betrachtete Altersverteilung bezieht sich jedoch nur auf das Jahr 2006. Bei dem in dieser Arbeit betrachteten Zeithorizont von 2006 bis 2030, d. h. von 24 
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Jahren, ist insbesondere das Alter in relevantem Ausmaß dynamisch. Daher sollte die Altersdynamik explizit berücksichtigt werden. Haushaltsgröße Die Haushaltsgröße unterstützt bei der Interpretation des Haushaltsnettoein-kommens in Bezug auf die finanzielle Belastung von Haushalten. Zudem sind Warmwasser- und Strombedarf von der Haushaltsgröße abhängig. Die Haus-haltsgrößenverteilung von Hauptmietern, die in Tabelle 13 dargestellt ist, zeigt, dass Mieterhaushalte im Vergleich zu Selbstnutzerhaushalten häufiger Einpersonen- und seltener Mehrpersonenhaushalten entsprechen. Mieter ha-ben damit ceteris paribus einen geringeren Warmwasser- und Elektrizitätsbe-darf als Selbstnutzerhaushalte. Damit fallen auch die entsprechenden (absolu-ten) Einsparpotenziale geringer aus. Das Haushaltsnettoeinkommen muss da-hingegen auf weniger Köpfe verteilt werden. Die Differenzierung der Haus-haltsgrößenverteilung nach Baualtersklassen zeigt, dass bei Mietern der grau hervorgehobene Modalwert durchgängig dem Einpersonenhaushalt ent-spricht. Der Anteil der Einpersonenhaushalte steigt jedoch mit zunehmender Baualtersklasse der Gebäude von 39% (2005-2006) auf 51% (<1919). 
Tabelle 13: Haushaltsgrößenverteilung von Hauptmietern differenziert nach Baualters-klassen (eigene Berechnung; Datengrundlage: Statistisches Bundesamt 2008c) Anteil der Haushaltsgrößenklasse an den Baualters-klassen Haushaltsgrößenklasse [Personen]1 2 3 >3 Beliebig Hauptmieter <1919 51% 28% 11% 10% 100% 1919-48 50% 30% 11% 9% 100% 1949-78 49% 32% 11% 9% 100% 1979-90 48% 30% 13% 10% 100% 1991-1995 46% 30% 13% 11% 100% 1996-2000 41% 33% 13% 12% 100% 2001-2004 40% 33% 14% 13% 100% 2005-2006 39% 36% 13% 11% 100% ≤1990 49% 31% 11% 9% 100% Alle Altersklassen 49% 31% 11% 9% 100% Selbstnutzer ≤1990 22% 44% 16% 18% 100% Alle Altersklassen 19% 40% 18% 23% 100%   
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4.3 Akteursumfeld Sanierungsentscheidungen im Bereich Wärmenutzung in Wohngebäuden wer-den zumeist von den in Abschnitt 4.1 beschriebenen Wohngebäudeeigentü-mern getroffen. Allerdings beeinflussen zahlreiche Akteure50 diese Entschei-dungen. Daher wird im Folgenden ein kurzer Überblick über die entsprechen-den Akteure gegeben. Insgesamt wurden die Akteure des Themenfelds Ener-gieeffizienz und erneuerbare Energie in Gebäuden von Seitz u. a. (2013) in die folgenden fünf Gruppen unterteilt:  
• Entscheider der (Energie-)Nachfrageseite 
• Rahmensetzende Akteure 
• Entscheider der (Energie-)Angebotsseite 
• Dienstleister und Produkthersteller 
• Sonstige Akteure Entscheider der (Energie-)Nachfrageseite Bei Sanierungen im Bereich der Wärmenutzung umfassen die Entscheider der Nachfrageseite die in Abschnitt 4.1 charakterisierten Vermieter sowie die Selbstnutzer. Sie entscheiden letztlich über die Sanierung, d. h. über die umzu-setzenden Maßnahmenpakete an Gebäudehülle und Anlagentechnik, und neh-men damit eine Schlüsselrolle für die Beantwortung der Hauptforschungsfrage ein. Beim Neubau zählen zudem Wohnungsbaugesellschaften zu den Entschei-dern der Nachfrageseite (vgl. Fath & Stengel 2012). Diese sind jedoch aufgrund der Fokussierung auf die Sanierung nur von untergeordneter Bedeutung.51   

50 Vgl. Fußnote 10 bez. der Verwendung des Begriffs Akteur in der vorliegenden Arbeit. 51 Der Neubau wird im Rahmen der vorliegenden Arbeit auch berücksichtigt (vgl. Abschnitt 5.4.6). Der Detaillierungsgrad ist dabei allerdings niedriger als bei der Sanierung. Der für die Sanierung verwendete detaillierte Ansatz lässt sich aber prinzipiell auf den Neubau übertragen. 
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Rahmensetzende Akteure  Die rahmensetzenden Akteure umfassen den Staat in seiner Rolle als Gesetz-geber, Förderer und Bereitsteller von Informationen. Der Staat setzt umwelt-politische Instrumente mit Auswirkungen auf Wohngebäudesanierung und -neubau ein. Die auf nationaler Ebene wichtigsten ordnungsrechtlichen, öko-nomischen und suasorischen Instrumente wurden in Abschnitt 2.3.1 beschrie-ben. Auf regionaler und lokaler Ebene beeinflusst die öffentliche Hand bzw. die Kommune zudem als Raum- und Infrastrukturplaner sowie Umweltbehörde sowohl die Sanierung als auch den Neubau von Wohngebäuden (vgl. Fath & Stengel 2012). In einem Praxisleitfaden vom Difu (2011) für den Klimaschutz in Kommunen werden die Handlungsoptionen von Kommunen detailliert be-schrieben.  Entscheider der (Energie-)Angebotsseite Zu den Entscheidern der Angebotsseite zählen private und öffentliche Ener-gieversorger sowie weitere Energiedienstleister (vgl. Seitz u. a. 2013). Diese sind u. a. im Bereich der Wärmenutzung in Bezug auf die Verfügbarkeit und Wirtschaftlichkeit der Energieträger Fern- bzw. Nahwärme und Gas relevant. Die Erreichbarkeit sowie die Wirtschaftlichkeit entsprechender technischer Lösungen aus Sicht der Entscheider der Nachfrageseite werden daher durch diese Akteure beeinflusst. Dienstleister und Produkthersteller Die Dienstleister und Produkthersteller umfassen ein weites Spektrum an Ak-teuren. Dieses reicht von den Banken und Bausparkassen über Architekten und Schornsteinfeger, Energieberater und Umweltingenieure, Energieagentu-ren, Produkthersteller und -händler, Handwerk und Baugewerbe sowie Ver-walter bis zu sonstigen Dienstleistern wie Zertifizierungsstellen und Maklern (vgl. Fath & Stengel 2012). Wegen ihrer relativ großen Einflussmöglichkeiten in Bezug auf die Wärmenutzung in Gebäuden wurden institutionelle Energie-berater (mit dem Sonderfall der Stadtwerke), Architekten und Ingenieure, An-
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lagenmechaniker für Sanitär-, Heizungs- und Klimatechnik sowie Schornstein-feger von Jahnke (2009a) detailliert charakterisiert.  Sonstige Akteure Zu den sonstigen Akteuren zählen einerseits die in Abschnitt 4.2 charakteri-sierten Mieter, die insbesondere für die Bewertung von Entwicklungspfaden des Gebäudebestands von Interesse sind. Andererseits können auch Wissen-schaftler, Presse und Medien sowie die allgemeine Öffentlichkeit dazugezählt werden (vgl. Seitz u. a. 2013). 
4.4 Schlussfolgerungen Basierend auf den vorherigen Abschnitten werden im Folgenden Schlussfolge-rungen für die Entwicklung eines integrierten Wohngebäude- und Haushalts-modells in Kapitel 5 gezogen.  Differenzierte Eigentumsstruktur Aufgrund der Heterogenität der Wohngebäudeeigentümer (vgl. Abschnitt 4.1) sollten diese nach Eigentumsstrukturen differenziert werden. Auch bei ent-sprechender Differenzierung nach selbstnutzenden Eigentümern sowie priva-ten und institutionellen Vermietern sind die Gruppen hinsichtlich der Motive für eine energetische Sanierung sowie Einstellungen zum Bauen und Wohnen bzw. allgemeinen Zielen und damit auch in Bezug auf die von ihnen getroffe-nen Sanierungsentscheidungen noch heterogen. Daher ist prinzipiell eine mög-lichst hohe Granularität der Eigentumsstruktur und der sich daraus ergeben-den Akteursgruppen anzustreben. Allerdings ist dabei auch die Datenverfüg-barkeit zu berücksichtigen.  Bedeutung sozio-demographischer Variablen Gemäß Abschnitt 4.1.1 ist es zumindest plausibel, dass bei Selbstnutzern posi-tive Korrelationen zwischen energetischer Modernisierungsaktivität sowie Bildungsgrad des Haushaltsvorstands, Haushaltsgröße und (bedingt) Haus-haltsnettoeinkommen sowie eine negative Korrelation zwischen energetischer 
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Modernisierungsaktivität und Alter des Haushaltsvorstands existieren. Daher sollten die sozio-demographischen Variablen Alter, Haushaltsnettoeinkom-men, Haushaltsgröße und Bildungsgrad in ein integriertes Wohngebäude- und Haushaltsmodell einbezogen werden. Diese Variablen sind allerdings nicht un-abhängig. Eine quantitative Berücksichtigung des Zusammenhangs dieser Va-riablen und der Sanierungsentscheidung gestaltet sich jedoch bei der aktuellen Datenlage als schwierig. Eine Zuordnung von Minderungspotenzialen für Emissionen und Energieverbrauch zu Haushalten mit entsprechender sozio-demographischer Charakterisierung kann allerdings unabhängig davon durch-geführt werden und ermöglicht eine qualitative Interpretation. Gemäß Ab-schnitt 4.2 haben bei Mietern die sozio-demographischen Merkmale Haus-haltsnettoeinkommen, Mietbelastungsquote, Haushaltsgröße und Alter des Haushaltsvorstands zumindest einen indirekten Einfluss auf die energetische Sanierungsaktivität der Vermieter. In einem integrierten Wohngebäude- und Haushaltsmodell werden sozio-demographische Merkmale zudem als Basis für die Modellierung der Haushaltsbestandsentwicklung benötigt. Die sich verän-dernden Haushaltscharakteristika geben dabei Hinweise darauf, welche Woh-nungscharakteristika zu den Haushalten passen und in welche Gebäude die Haushalte ggf. umziehen. Zudem sind sie für die Bewertung energetischer Mo-dernisierungen und der sich ergebenden Wohngebäudeentwicklungspfade aus Staatssicht relevant. Darüber hinaus ist der Warmwasserbedarf (sowie der Elektrizitätsbedarf) von der Haushaltsgröße abhängig, was auch für eine In-tegration sozio-demographischer Merkmale in ein derartiges Modell spricht.  Flexibler, szenariobasierter Ansatz Aufgrund der Heterogenität der Wohngebäudeeigentümer und  der Datenlage (vgl. Abschnitt 4.1) sowie aufgrund der jeweiligen Vorteile von empirischen und annahmenbasierten Ansätzen (vgl. Abschnitt 3.2), sollte für die Modellie-rung der Sanierungsentscheidung ein flexibler Ansatz gewählt werden. Dieser sollte differenziert nach der Eigentumsstruktur im Rahmen von Szenarien so-wohl den Einsatz von empirischen als auch annahmenbasierten 
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(Teil-)Ansätzen ermöglichen. Empirische Sanierungsentscheidungsmodelle sind wegen der Datenlage  (vgl. Abschnitt 3.2) nur für selbstnutzende Eigen-tümer anwendbar und berücksichtigen keine Änderungen über die Zeit, er-möglichen allerdings empirisch fundierte Ergebnisse für selbstgenutzte Ge-bäude. Für vermietete Gebäude sind annahmenbasierte Ansätze notwendig, die auf Entscheidertypen bzw. -strategien beruhen. Für selbstgenutzte Gebäu-de sind diese ebenfalls notwendig, falls technische oder ökonomische Redukti-onspotenziale bestimmt werden sollen oder ein konsistenter Ansatz angewen-det werden soll. Die Zuordnung konkreter Gebäudeeigentümer zu diesen Ent-scheidertypen und -strategien kann wiederum empirisch begründet sein oder auf Annahmen basieren. Ein Sonderfall ist die Zuordnung aller Entscheider zu einem Typ bzw. einer Strategie.  Vielfalt der Einflussfaktoren  Prinzipiell sollten sich Entscheidertypen und -strategien an den Motiven und Hemmnissen energetischer Sanierungen orientieren. Daher sollten in die ent-sprechenden Sanierungsentscheidungsmodelle Kennwerte eingehen, die die vielfältigen Motive und Hemmnisse der Wohngebäudeeigentümer widerspie-geln können. Diese Kennwerte, in dieser Arbeit auch Indikatoren genannt, soll-ten daher zumindest die Bereiche Wirtschaftlichkeit, Umwelt und Hemmnisse abdecken.  Wirkung sozio-demographischer Variablen auf die Sanierungsentscheidung Der (plausibilisierte) Zusammenhang zwischen sozio-demographischen Vari-ablen und dem Sanierungsgeschehen kann berücksichtigt werden, indem ent-sprechende Variablen ebenfalls Eingangsgröße eines (empirischen oder an-nahmenbasierten) Sanierungsentscheidungsmodells sind oder die Zuordnung konkreter Entscheider zu einem Entscheidertyp bzw. einer -strategie beein-flussen. Die Beeinflussung der Zuordnung kann wiederum empirisch oder annahmenbasiert sein.  
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Akteursumfeld Der Staat – bzw. die rahmensetzenden Akteure – bestimmt die einzusetzenden  (hoheitlichen) umweltpolitischen Instrumente und beeinflusst dadurch die Sanierungsentscheidung, die letztlich von den Wohngebäudeeigentümern, den Entscheidern der Nachfrageseite, getroffen wird. Daher ist eine explizite Be-rücksichtigung der Entscheider der Nachfrageseite sowie der rahmensetzen-den Akteure für die Beantwortung der Hauptforschungsfrage notwendig. Um die sich durch föderale Struktur und kommunale Selbstverwaltung ergebende Komplexität möglichst gering zu halten, sollte sich die Betrachtung der rah-mensetzenden Akteure auf die nationale Ebene konzentrieren. Mieter sollten wegen ihrer Bedeutung für die Bewertung von Entwicklungspfaden des Ge-bäudebestands detailliert betrachtet werden. Entscheider der Angebotsseite, Dienstleister und Produkthersteller sowie sonstige Akteure mit Ausnahme der Mieter sind dahingegen insbesondere wegen ihrer Vielfalt nicht explizit abzu-bilden. Sie sollten allerdings bspw. durch die Einschränkung der technisch zu-lässigen Maßnahmenpakete teilweise am Rande berücksichtigt werden.  
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5. Entwicklung des akteursbasierten Wohngebäude- 
und Haushaltsmodells AWOHM In diesem Kapitel wird das Modell AWOHM (Akteursbasiertes Wohngebäude- und Haushaltsmodell) gemäß den in den vorhergehenden Kapiteln spezifizier-ten Anforderungen entwickelt. Dabei werden die in Kapitel 3 aufgezeigten zentralen Forschungslücken als Modellanforderungen aufgegriffen und mit einem eigenständigen Lösungsansatz weitgehend geschlossen. In diesem wird der Modelltyp der Wohngebäudebestandsmodelle zu einem integrierten Wohngebäude- und Haushaltsmodell für den Bereich Wärmenutzung erwei-tert, das Simulation und Nachhaltigkeitsbewertung plausibler und konsisten-ter Entwicklungspfade des Gebäude- und Haushaltsbestands in Abhängigkeit von Bündeln umweltpolitischer Instrumente unter Berücksichtigung von Unsi-cherheiten ermöglicht. Darüber hinaus werden auf der Clusteranalyse basie-rende Ansätze zur Um- und Ausgestaltung umweltpolitischer Instrumente entwickelt, die den auf Mikroebene simulierten Modellinput und -output nut-zen. Dadurch lassen sich in Bezug auf die Ausgestaltung umweltpolitischer In-strumentenbündel im Bereich Wärmenutzung in Wohngebäuden neue Er-kenntnisse generieren und somit nicht nur in methodischer sondern auch in anwendungsorientierter Hinsicht originäre Beiträge leisten. In Abschnitt 5.1 werden zunächst die Modellanforderungen zusammenfassend dargestellt. In Abschnitt 5.2 werden im Rahmen eines Überblicks über AWOHM kurz die einzelnen Modellelemente beschrieben. In Abschnitt 5.3 wird auf die integrierte Abbildung von Wohngebäude- und Haushaltsbestand (in Abgrenzung zur Bestandsveränderung) sowie die Ermittlung des Startbe-stands eingegangen. Die akteursbasierte Modellierung der Bestandsentwick-lung wird für Gebäude in Abschnitt 5.4 und für Haushalte in Abschnitt 5.5 be-schrieben. Szenarien und Unsicherheiten werden in Abschnitt 5.6 diskutiert. Die Beschreibung von Szenariobewertung und multivariater Analyse der Mo-dellergebnisse erfolgt in Kapitel 6.  
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In AWOHM werden die Akteure52 Wohngebäudeeigentümer, Mieter und Staat berücksichtigt. Die Gebäudebestandsentwicklung basiert auf Simulationen der Entscheidungen der akteursbasiert abgebildeten Gebäude- bzw. -wohnungseigentümer, die in AWOHM in selbstnutzende Eigentümer53 und Vermieter54 unterteilt werden. Die Haushaltsbestandsentwicklung umfasst die Dynamik der selbstnutzenden Eigentümer und der Mieter. Die Dynamik der Vermieter wird zwar, sofern diese Haushalte sind, von der Haushaltsbestands-entwicklung implizit abgedeckt. In AWOHM hat diese jedoch datenlagenbe-dingt55 nahezu56 keine Auswirkung auf die Gebäudebestandsentwicklung. Der Staat wird derart berücksichtigt, dass AWOHM auf seine Unterstützung abzielt, indem seine Handlungsoptionen in Szenarien integriert werden und die Szenariobewertung aus seiner Sicht erfolgt.   Da die Vermieter in AWOHM quasi statisch und die Bewohner, d. h. die selbst-nutzenden Eigentümer und die Mieter, dynamisch auf Haushaltsebene  model-liert werden, bezieht sich der Modellname AWOHM auf die Bewohner bzw. die Haushalte.  
5.1 Modellanforderungen Übergeordnetes Ziel des AWOHM ist die Beantwortung der Hauptforschungs-frage „Welche Bündel umweltpolitischer Instrumente sind für den Bereich der Wärmenutzung in Wohngebäuden geeignet, um die Treibhausgas- und Luft-schadstoffemissionen sowie den Primärenergieverbrauch zu reduzieren?“. 
52 Vgl. Fußnote 10 bez. der Verwendung des Begriffs Akteur in der vorliegenden Arbeit. 53 Diese werden in AWOHM weiter in (1) rein selbstnutzende Eigentümer und (2) selbstnutzende Eigentümergemeinschaften unterteilt. 54 Diese werden in AWOHM weiter in (3) Amateurvermieter mit teils selbstgenutz-tem Gebäude, (4) Amateurvermieter mit vollständig vermietetem Gebäude und (5) professionelle oder institutionelle Vermieter unterteilt. 55 Bei einem vollständig vermieteten Gebäude enthält das SUF keine Informationen darüber, Eigentum welches konkreten Akteurs dieses ist. 56 Eine Ausnahme sind die Amateurvermieter mit teils selbstgenutztem Gebäude. 
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Gemäß den in Kapitel 3 und 4 abgeleiteten Anforderungen an das Modell (und dessen Anwendung) sollen dabei 
• bei einem Betrachtungshorizont bis 2030 mit mindestens jährlicher Auflösung  
• die Wirkung umweltpolitischer Instrumente flexibel abgebildet, 
• Wohngebäude, Anlagentechnik, Eigentümer und Bewohner integriert und bottom-up modelliert, 
• sozio-demographische Variablen für Selbstnutzer und Mieter berück-sichtigt, 
• die Sanierungsentscheidung mittels eines flexiblen, szenariobasierten Ansatzes akteursbasiert über empirische oder annahmenbasierte Sa-nierungsentscheidungsmodelle abgebildet,  
• die Bewertung an der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie ausgerichtet,  
• Entwicklungspfade auf Mikroebene, d. h. auf der Ebene einzelner Ge-bäude und Haushalte, modelliert,  
• Luftschadstoffemissionen sowie deren räumliche Verteilung, Umver-teilungswirkungen und finanzielle Überlastungen einkommensschwa-cher Haushalte in die Bewertung aus Staatssicht einbezogen, 
• mittels multivariater Analyseverfahren umweltpolitische Instrumente neu- bzw. umgestaltet und Instrumentenbündel an unterschiedliche Zielgruppen angepasst, 
• Unsicherheiten in den Daten explizit berücksichtigt und 
• das Modell transparent beschrieben werden. 

5.2 Überblick über AWOHM AWOHM wurde gemäß den im vorigen Abschnitt spezifizierten Anforderungen entwickelt und in MATLAB R2011b implementiert. Eingeordnet in den Stand der Wissenschaft entspricht dieses Modell einer Weiterentwicklung des Mo-delltyps der simulierenden, auf der Gebäudephysik basierenden Bottom-Up-Wohngebäudebestandsmodelle (vgl. Kapitel 3). 
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Abbildung 9 bettet AWOHM in den Analyseprozess zur Beantwortung der Hauptforschungsfrage der vorliegenden Arbeit ein. Für unterschiedliche (1) Szenarien (und damit umweltpolitische Instrumentenbündel) werden mithilfe von (2) AWOHM Gebäude- und Haushaltsentwicklungspfade von 2006 bis 2030 simuliert. Darauf aufbauend werden einerseits eine (4) Bewertung aus Staatssicht mittels Indikatoren und andererseits (5) multivariate Analysen der (direkten) Modellergebnisse durchgeführt. Eine (3) Unsicherheitsanalyse des Modells bzw. des Modelloutputs erfolgt durch die Variation unsicherer Para-meter in Szenarien, bspw. im Rahmen einer Monte-Carlo-Simulation57, sowie durch den Abgleich der Modellergebnisse mit exogenen Daten. Unsicherheits-analyse, Szenariobewertung und multivariate Analyse liefern Input für (6) Er-kenntnisse, die die Beantwortung der Hauptforschungsfrage ermöglichen und primär für den Staat bzw. für Exekutive, Legislative und Förderer von Interes-se sein können.  

 Abbildung 9: Einbettung von AWOHM in den Analyseprozess zur Beantwortung der Hauptforschungsfrage  
Mithilfe von AWOHM können Ergebnisse mit einer räumlichen Auflösung bis zur Gemeindeebene und einer zeitlichen Auflösung bis zu Monaten erzeugt werden. Eine kartengestützte Visualisierung der Ergebnisse wird auf Kreis-ebene unterstützt. Nach einer Kurzbeschreibung der jeweiligen Modellelemen-
57 Monte-Carlo-Methoden umfassen nach Theis & Kernbichler (2002) numerische Methoden, bei denen Zufallszahlen u. a. zur Simulation von Prozessen eingesetzt werden. Dieser Anwendungsfall wird im Folgenden als Monte-Carlo-Simulation be-zeichnet.  



5.2 Überblick über AWOHM 

115 

te  werden  diese  ab  Abschnitt 5.3  detailliert  erläutert.  Es wurde auf eine äußerst transparente Darstellung geachtet. (1) Szenario58 Ein Szenario spezifiziert in AWOHM neben einem umweltpolitischen Instru-mentenbündel auch Entscheidungsansätze, aktivierte Module, Realisationen von Zufallsvariablen und sonstige unsichere Parameter.  Die modellierten umweltpolitischen Instrumente umfassen ordnungsrechtli-che Instrumente, Steuervorschriften, finanzielle Förderprogramme und Infor-mationskampagnen. Ordnungsrechtliche Instrumente stellen bspw. Mindest-anforderungen an die energetische Qualität der Gebäudehülle sowie die Quali-tät der Anlagentechnik bei Neubau bzw. Sanierung. Finanzielle Förderungen, wie bspw. Kredite mit günstigen Konditionen, werden als finanzielle Zuschüsse für Verbesserungen der Anlagentechnik und der Gebäudehülle modelliert. Steuervorschriften umfassen Energiesteuern sowie die Möglichkeit zur Einfüh-rung der steuerlichen Absetzbarkeit energetischer Modernisierungen bei selbstnutzenden Eigentümern. Die Wirkung von Informationskampagnen kann indirekt durch strukturelle Änderungen im simulierten Entscheidungsverhal-ten (vgl. Entscheidungsansätze im nächsten Absatz) berücksichtigt werden. Die Instrumente verfügen über unterschiedliche Intensitätsstufen. Die Intensi-tät kann für jede Simulationsperiode, d. h. jedes Jahr59, separat gesetzt werden, um die schrittweise Verschärfung umweltpolitischer Instrumente abbilden zu können. Die Gesamtheit aller Instrumente mit ihren jeweiligen Ausprägungen für jede Simulationsperiode wird als Bündel umweltpolitischer Instrumente bzw. umweltpolitisches Instrumentenbündel bezeichnet.  
58 Eine ausführliche Beschreibung findet sich in Abschnitt 5.6.1. 59 Die primäre zeitliche Modellauflösung ist jährlich. Anhand der monatlichen Heiz-gradtagverteilung können Energieverbrauchs- und Emissionsverläufe in monatli-cher Auflösung berechnet werden. 
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Bei der Simulation der Auswirkungen konkreter Bündel umweltpolitischer In-strumente nimmt menschliches Verhalten in Form von Sanierungsentschei-dungen eine zentrale Rolle ein. Da dieses nur mit großer Unsicherheit abgebil-det werden kann, werden für die jeweiligen Eigentümerstrukturen der Gebäu-de unterschiedliche, teils annahmenbasierte, teils empirisch fundierte Ent-scheidungsansätze gegenübergestellt (vgl. Kapitel 3). Welche Entscheidungs-ansätze bei einem Modelllauf verwendet werden, wird in dem jeweiligen Sze-nario festgelegt. AWOHM unterteilt sich in hierarchisch angeordnete Module60. Welche Module bei einem Modelllauf aktiviert bzw. deaktiviert sind, wird in dem jeweiligen Szenario spezifiziert. Für die Modellierung der Wohngebäude- und Haushalts-entwicklung werden teilweise Zufallsvariablen verwendet. Deren Realisatio-nen in einem Modelllauf sind ebenfalls Bestandteil eines Szenarios. Das Modell umfasst zudem mehrere sonstige unsichere Parameter wie bspw. Raumsoll-temperaturen, die Länge von Sanierungszyklen und Energieträgerpreise. Diese werden ebenfalls in  einem Szenario festgelegt.  (2) AWOHM 61 Eine Übersicht über AWOHM zeigt Abbildung 10. Basis des Modells bilden Ko-horten62 der Wohngebäude und der Haushalte, die jeweils nach Baualter bzw. 
60 Diese umfassen die Gebäudedynamik mit den Teilmodulen Sanierung, Neubau und Abbruch sowie die Haushaltsdynamik (im weiteren Sinne) mit den Teilmodu-len Haushaltsveränderung im engeren Sinne, Wohnungsmarktwechsel und Woh-nungssuche. Die Haushaltsveränderung im engeren Sinne umfasst die Teilmodule Altern, Sterben, Einkommensveränderung, Geburten, Kinderauszug, Zusammenle-gen und Teilen (von Haushalten). Abbildung 10 abstrahiert von diesen Modulen zugunsten einer analogen Darstellung für Gebäude- und Haushaltsbestand.  61 Eine ausführliche Beschreibung findet sich in den Abschnitten 5.3 (integrierte Abbildung von Wohngebäude- und Haushaltsbestand), 5.4 (Gebäudebestandsver-änderung) und 5.5 (Haushaltsdynamik). 62 Eine Kohorte ist eine "Personengruppe mit gemeinsamen zeit- bzw. jahrgangs-spezifischen demografischen Merkmalen (Geburtskohorte, Heiratskohorte)" (Mosena & Winter 2014). Der Begriff kann auf Gebäude übertragen werden. 
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Geburtsjahr/Haushaltsalter und sonstigen Gebäude- bzw. Haushaltscharakte-ristika differenziert werden. Der Wohngebäudebestand wird durch Neubau, Abbruch63 sowie Sanierung verändert, der Haushaltsbestand durch neue Haushalte sowie die Elimination und die Veränderung von Haushalten. Die Modellierung der Entwicklungspfade von Wohngebäuden (inkl. Anlagentech-nik) und Haushalten erfolgt auf Mikroebene, d. h. auf der Ebene einzelner Ge-bäude und Haushalte, mit entsprechenden Faktoren zur Hochrechnung auf Deutschland. Grundlage hierfür ist das Scientific-Use-File des Mikrozensus 2006, eine 0,7%-Stichprobe des Wohnungs- und Haushaltsbestands in Deutschland mit Daten zu ca. 227.000 Haushalten in Wohngebäuden. Durch die breite Datenbasis kann einerseits der Heterogenität des betrachteten Sys-tems im Vergleich zu rein typologiebasierten Ansätzen Rechnung getragen werden (vgl. Abschnitt 5.3). Andererseits werden hierdurch multivariate Ana-lysen der Modellergebnisse ermöglicht.  

 Abbildung 10: Übersicht über AWOHM 
63 Vgl. Fußnote 26 bez. des Begriffs Abbruch. 
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Neubau und Sanierung werden durch umweltpolitische Instrumente beein-flusst. Steht ein Gebäude zur Sanierung an, erfolgt die Auswahl einer Sanie-rungsvariante aus einer endlichen Menge an Alternativen durch die als Akteu-re abgebildeten Gebäude- und Wohnungseigentümer, d. h. den Haushaltsbe-stand oder den Vermieterbestand. Je nach Szenario werden hierbei empirisch begründete oder annahmenbasierte Sanierungsentscheidungsmodelle ver-wendet (vgl. Kapitel 3). Die Akteure werden dabei jeweils gemäß einer in den Entscheidungsansätzen definierten Logik vorgegebenen parametrisierten Sa-nierungsentscheidungsmodellen zugeordnet. Die Eigentumsstruktur sowie Eigenschaften der Bewohner, ihrer Wohnsituation und der Eigentümer beein-flussen dabei diese Zuordnung oder gehen als Variablen in die Sanierungsent-scheidungsmodelle ein.  Haushalte können durch die Aufteilung von Haushalten oder den Zuzug aus dem Ausland neu entstehen, verändern ihr Alter, ihr Einkommen sowie ihre Zusammensetzung und können durch den Wegzug ins Ausland oder das Ver-sterben des letzten Haushaltsmitglieds eliminiert werden. Zudem können die Haushalte innerhalb von Deutschland entweder im selben oder in einen ande-ren Wohnungsmarkt (definiert durch Bundesland und Gemeindegrößenklas-se) umziehen. Der Umzug wird durch die Haushaltseigenschaften, die leerste-henden Wohnungen und somit auch durch die um leerstehende Wohnungen konkurrierenden Haushalte beeinflusst. Die Vermieter beeinflussen die Umzü-ge indirekt durch das Festsetzen von Mieten und die Sanierung von Gebäuden. (3) Szenariobewertung64 Die Bewertung von Szenarien bzw. das Aufzeigen der Auswirkungen von Bün-deln umweltpolitischer Instrumente erfolgt über einen Satz von Indikatoren, der auf die Sichtweise des Staates bzw. von Exekutive, Legislative und Förde-rer ausgerichtet ist. Dabei werden die ökonomische, ökologische und soziale Dimension der Nachhaltigkeit bzw. konkret die Dimensionen Generationenge-
64 Eine ausführliche Beschreibung findet sich in Abschnitt 6.1. 
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rechtigkeit, Lebensqualität und sozialer Zusammenhalt berücksichtigt65. In Abgrenzung zu häufig auf Treibhausgase, Primärenergie, Investitionen und Energiekosten abzielenden Wohngebäudebestandsmodellen (vgl. Kapitel 3) werden insbesondere auch Luftschadstoffemissionen (NOx, SO2, VOC, NMVOC und PM) sowie deren räumliche Verteilung, Umverteilungswirkungen und fi-nanzielle Überlastungen einkommensschwacher Haushalte in die Bewertung aus Staatssicht einbezogen. Der Indikatorensatz ist an die zur deutschen Nach-haltigkeitsstrategie (vgl. Bundesregierung 2002) gehörenden Nachhaltigkeits-indikatoren (vgl. Statistisches Bundesamt 2010) angelehnt. Er ist in inhaltli-cher Hinsicht hierarchisch untergliedert, sodass sich fünf Ebenen im Indikato-rensystem ergeben. Mehrere Indikatoren der Ebene n können jeweils zu einem Indikator der Ebene n-1 aggregiert werden. Somit können die Informationen nach entsprechender Normierung sukzessive von Ebene 4 (Basisebene) auf eine einzige Kennzahl auf Ebene 0 (Gesamtindikator) verdichtet werden. Da aber eine einzige Kennzahl der Vielfältigkeit der untersuchten Problemstellung nicht gerecht wird, werden auch untergeordnete Ebenen bzw. Teilbewertun-gen in der Bewertung explizit analysiert. Wird auf die Normierung verzichtet, so ist auf Basisebene auch ein Abgleich mit exogenen Referenzwerten möglich. In die Berechnung der Indikatoren auf Ebene 4, die sich zeitlich auf den gesam-ten Betrachtungszeitraum (2006 bis 2030) und räumlich auf ganz Deutschland (Bund) beziehen, gehen Modellzwischenergebnisse in unterschiedlichen räumlichen sowie zeitlichen Auflösungen ein. Entsprechende räumliche und zeitliche Aggregationen werden durchgeführt. Diesbezüglich werden drei räumlich-zeitliche Typen der Indikatoren auf Ebene 4 unterschieden. Durch dieses Vorgehen kann bei der Bewertung berücksichtigt werden, dass bspw. Luftschadstoffemissionen, die lokal wirken, in bestimmten Regionen oder Ge-meinden weit über dem räumlichen Mittelwert für Deutschland liegen. Außer-
65 Die Nachhaltigkeitsbewertung wird durch den Betrachtungsgegenstand von AWOHM, d. h. den Gebäude- und Haushaltsbestand, und die mit AWOHM bereitstellbaren Informationen eingeschränkt, sodass jeweils nur Teilaspekte der Nachhaltigkeit bzw. ihrer Dimensionen und Kriterien abgedeckt werden (können). 
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dem können bspw. auch zeitliche Maxima oder Quantile von Emissionen in die Bewertung einfließen.  (4) Multivariate Analyse66 Die Bewertung von Bündeln umweltpolitischer Instrumente anhand eines de-finierten Satzes von Indikatoren kann durch multivariate Analysen der auf Mikroebene vorliegenden Modellergebnisse ergänzt werden. Dabei können durch Clusteranalysen67 homogene Gruppen von Haushalten oder Gebäuden mit vielversprechenden Minderungspotenzialen oder finanzieller Überforde-rung identifiziert werden. Speziell für derartige Gruppen können dann um-weltpolitische Instrumente entwickelt oder bestehende angepasst werden. Diese Form der Auswertung orientiert sich im Gegensatz zu den vorgegebenen Indikatoren stark an den Modellergebnissen und ihren quantitativen Zusam-menhängen. Neben der datengetriebenen Identifizierung zusätzlicher Bewer-tungsaspekte zielt sie insbesondere auf eine potenzial- und hemmnis-getriebene Umgestaltung der umweltpolitischen Instrumentenbündel ab. (5) Unsicherheitsanalyse68 Die Ergebnisse des entwickelten Modells weisen Unsicherheiten auf, die im Rahmen einer Unsicherheitsanalyse bei der Ergebnisinterpretation berück-sichtigt werden. In AWOHM wird durch die Kombination existierender Daten-sätze gezielt die Datenbasis verbreitert. Dies ist notwendig, um die Modellie-rung auf Mikroebene und mit einer hohen räumlichen Auflösung zu ermögli-chen. Das entwickelte Modell AWOHM ist somit ein Kompromiss zwischen vollständiger Anpassung an die Datenlage und einer Modellstruktur, welche die Berechnung möglichst interpretierbarer Ergebnisse ermöglicht, die häufig mehr Daten erfordern als zur Verfügung stehen. Um die Datenkombination 
66 Eine ausführliche Beschreibung findet sich in Abschnitt 6.2. 67 Der Begriff der Clusteranalyse repräsentiert diverse Verfahren zur Bündelung von Objekten (Backhaus u. a. 2003). 68 Eine ausführliche Beschreibung findet sich in Abschnitt 5.6.2. 
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umzusetzen bzw. die durch diese in das Modell eingebrachte Unsicherheit be-rücksichtigen zu können, werden neben deterministischen („ohne Zufallsvari-ablen“) auch nicht-deterministische („mit Zufallsvariablen“) Berechnungsvor-schriften verwendet. Letztere werden eingesetzt, wenn bspw. ein plausibler Modelldatensatz (auf Mikroebene) erstellt werden muss, obwohl nur Informa-tionen über die Verteilung bestimmter Eigenschaftsausprägungen in einer Menge vorliegen. Ein plausibler Modelldatensatz kann dann durch Zufallszie-hung aus der entsprechenden Verteilung erstellt werden, was überwiegend bei der Zuordnung von Gebäudetypen, Anlagentechnik und der Qualität der Ge-bäudehüllenelemente zu konkreten Haushalten oder Gebäuden Anwendung findet. Die dadurch verursachte Streuung der Modellergebnisse wird durch die Variation unsicherer Parameter in Szenarien mittels Monte-Carlo-Simulation analysiert (vgl. Realisationen von Zufallsvariablen im bereits erläuterten Ab-schnitt (1) Szenario). Zudem erfolgt ein Abgleich der Modellergebnisse und Zwischenergebnisse mit exogenen Daten auf unterschiedlichen räumlichen Ebenen, um die Gesamtunsicherheit bzw. Modellgüte abschätzen zu können. Bei der Unsicherheitsanalyse wird gezielt ein Schwerpunkt auf die Erstellung des Startbestands des Jahres 2006 gesetzt, da dieser Voraussetzung für eine Unsicherheitsanalyse der Dynamik des betrachteten Systems in den Jahren 2007 bis 2030 ist. Dabei stehen insbesondere die durch die Kombination der Datensätze ins Modell eingebrachten Unsicherheiten im Vordergrund, die zur Modellierung auf Mikroebene und auf unterschiedlichen räumlichen Ebenen erforderlich war. Nicht-deterministische Berechnungsvorschriften kommen allerdings auch bei der Simulation der Dynamik des Haushalts- und Gebäude-bestands zum Einsatz, bspw. in Form von Sterbe- und Umzugswahrscheinlich-keiten und bei der Zuordnung von Entscheidertypen oder -strategien zu kon-kreten Gebäuden oder Haushalten.69  
69 Prinzipiell zeigte die Anwendung von AWOHM, dass aggregierte Modellergebnis-se trotz nicht-deterministischer Modellelemente konsistent reproduzierbar sind. 
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(6) Erkenntnisse70 Die Erkenntnisse der Anwendung von AWOHM richten sich primär an Exeku-tive, Legislative und Förderer im Bereich der energetischen Modernisierung von Wohngebäuden. Sie können allerdings auch für weitere Akteure wie Un-ternehmen der Wohnungswirtschaft und Produkthersteller von Interesse sein. Die Erkenntnisse beziehen sich auf die Auswirkungen sowie die adäquate Bündelung und Ausgestaltung umweltpolitischer Instrumente wie der Ener-gieeinsparverordnung, von Förderprogrammen und von Informationskam-pagnen. Bei der direkten Übertragung der Ergebnisse in die Praxis müssen je-doch Annahmen und Daten des jeweiligen Teilbereichs verifiziert werden.  
5.3 Integrierte Abbildung von Wohngebäude- und  

Haushaltsbestand sowie Ermittlung des Startbestands In diesem Abschnitt wird auf die integrierte Abbildung von Wohngebäude- und Haushaltsbestand (in Abgrenzung zur Bestandsentwicklung) sowie die Ermittlung des Startbestands im Jahr 2006 eingegangen. Die akteursbasierte Modellierung der Bestandsentwicklung wird für Gebäude in Abschnitten 5.4 und für Haushalte in Abschnitt 5.5 beschrieben.  Grundgedanke des Modellaufbaus ist die integrierte Abbildung von Gebäude-hülle, Anlagentechnik und Bewohner bzw. Eigentümer in einem Bestandsmo-dell. Hierfür kann entweder ein typologiebasierter71 oder ein individual-ebenenbasierter72 Ansatz verfolgt werden (Swan & Ugursal 2009)73. Bei einem individualebenenbasierten Ansatz werden Gebäude, Wohnung, Anlagentech-nik und Bewohner bzw. Eigentümer samt ihrer Beziehungen und Charakteris-
70 Die Anwendung von AWOHM und entsprechende Schlussfolgerungen finden sich in den Kapiteln 7 und 8. 71 Vgl. Archetypen (Archetypes) bei Swan & Ugursal (2009). 72 Vgl. Stichproben (Sample) bei Swan & Ugursal (2009). 73 Swan & Ugursal (2009) betrachten allerdings nur Gebäude und keine Bewohner bzw. Eigentümer. 
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tika auf Mikroebene, d. h. auf individueller Ebene, modelliert. Bei einem typologiebasierten Ansatz werden „fiktive“ Gebäude- und Haushaltstypen bspw. anhand von Größe und Alter definiert, über Mittelwerte oder als typisch angenommene Werte charakterisiert und die Häufigkeit jedes Typs angegeben. Sofern keine Vollerhebung durchgeführt wurde, sind Angaben über Häufigkei-ten bzw. Hochrechnungsfaktoren zwar auch bei individualebenenbasierten Ansätzen notwendig. Der Differenzierungsgrad ist allerdings bei individual-ebenenbasierten  Ansätzen  tendenziell  höher  als  bei typologiebasierten An-sätzen.  Die Verwendung von Typologien reduziert einerseits die Datenanforderungen sowie die Rechenzeit von Simulationen oder Optimierungen. Andererseits werden Abhängigkeiten zwischen Daten eliminiert, bevor die Modellergebnis-se und damit die Auswirkungen der Abhängigkeiten auf die Modellergebnisse analysiert wurden. Aufgrund der durch die Heterogenität des Gebäude- und Haushaltsbestands (vgl. Kapitel 2 und 4) bedingten Vielzahl möglicher Kombi-nationen zur Spezifikation von Gebäuden und Haushalten würde eine für die Beantwortung der Haupt- und Teilforschungsfragen geeignete, kombinierte Haushalts- und Gebäudetypologie eine Vielzahl an Typen erfordern. Dadurch schwände allerdings der Vorteil eines typologiebasierten Ansatzes. Bei hinrei-chender Datenverfügbarkeit und vertretbarer Rechenzeit für nachfolgende Schritte dominiert ein Ansatz auf Mikroebene mit etwaiger Typenbildung nach den Modellläufen einen typologiebasierten Ansatz mit Typenbildung vor den Simulationsläufen.  In Anbetracht der Datenverfügbarkeit und der Modellanforderungen (vgl. Ab-schnitt 5.1) wird im Folgenden als Kompromiss ein um Typologieelemente er-gänzter Ansatz auf Mikroebene verfolgt. Als zentrale Datenquelle dient dabei das Scientific-Use-File (SUF) des Mikrozensus 2006 (vgl. Statistisches Bundes-amt 2008c), das multivariate Datensätze für 0,7% der Haushalte in Deutsch-land umfasst. Dadurch stehen Stammdaten zum Gebäude (Baualter, Woh-nungsanzahl), zu den Wohnungen (Wohnfläche, Mieten, Nebenkosten, Eigen-
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tumsverhältnisse), zu Anlagentechnik und Verrohrung (Energieträger, Zentra-lität), zu Bewohnern bzw. teilweise Eigentümern (Alter, Haushaltsgröße, Ein-kommen, Bildungsgrad etc.) sowie eine räumliche Differenzierung nach Bun-desland und Gemeindegrößenklasse auf Mikroebene zur Verfügung. Zur Hoch-rechnung der Stichprobe auf Deutschland können an Eckwerte des Wohnge-bäude- und Bevölkerungsbestands angepasste Hochrechnungsfaktoren des SUF 2006 herangezogen werden. Die auf Mikroebene, d. h. für konkrete Haus-halte, Wohnungen und Gebäude vorliegenden Daten des SUF 2006 müssen je-doch mit weiteren, teilweise auf Typologien basierenden Daten verknüpft werden, damit bspw. Aussagen hinsichtlich Energiebedarf/-verbrauch, ener-giebedingten Emissionen und der Wirtschaftlichkeit energetischer Moderni-sierungen getroffen werden können. Diese wiederum benötigt man, um die Wirkung umweltpolitischer Instrumente flexibel abbilden sowie ökonomische, ökologische und soziale Auswirkungen für eine nachhaltigkeitsorientierte Be-wertung quantifizieren zu können (vgl. Modellanforderungen in Abschnitt 5.1).   In Abschnitt 5.3.1 wird auf die Modelldatenstruktur zur integrierten Abbildung von Gebäuden, Anlagentechnik, Bewohnern bzw. Eigentümern und die ver-wendeten Datenquellen eingegangen. Anschließend werden in den Abschnit-ten 5.3.2 bis 5.3.12 die einzelnen Elemente der Datenstruktur sowie die Er-mittlung des Startbestands für das Jahr 2006 im Detail erläutert, bevor in Ab-schnitt 5.3.13 auf die Hauptdatenquelle, den Mikrozensus, eingegangen wird. 
5.3.1 Modelldatenstruktur und Datenquellen Der Zusammenhang zwischen der Mikrozensusdatensatzstruktur (vgl. Ab-schnitt 2.2.1) sowie weiteren Hauptdatenquellen und der Modelldatenstruktur ist vereinfacht in Abbildung 11 dargestellt. Essenziell ist, dass der Mikrozensus auf Haushaltsebene Daten zu Gebäuden und Technik in Verbindung mit Daten zu Bewohnern bzw. Eigentümern enthält. Diese werden, angereichert mit In-formationen aus weiteren Hauptdatenquellen, in die Modelldatenstruktur übernommen. Somit können Gebäude, Anlagentechnik und Bewohner inte-
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griert betrachtet werden. Zudem können Modellergebnisse, die während der Modellläufe  berechnet  werden,  diesen  Haushaltsdatensätzen  zugeordnet werden. 

 Abbildung 11: Zusammenhang zwischen Mikrozensusdatensatz, Modelldatenstruktur und weiteren Hauptdatenquellen; GGK: Gemeindegrößenklasse Im Mikrozensus stehen prinzipiell zu jedem Gebäude sozio-demographische Daten der Bewohner zur Verfügung. Hinsichtlich der Eigentümer hängt die Da-tenlage jedoch von der Eigentümerstruktur ab (vgl. Tabelle 14). Bei selbstnut-zenden Eigentümern und privaten Vermietern mit teils selbstgenutzten Ge-bäuden stehen zu jedem Gebäude sozio-demographische Merkmale zu den Ei-gentümern zur Verfügung. Dahingegen liegen bei privaten Vermietern mit vollständig vermieteten Gebäuden zwar sozio-demographische Daten über die Eigentümer vor. Diese können jedoch nicht direkt den Gebäuden zugeordnet werden. Zu institutionellen Vermietern gibt es im Mikrozensus keinerlei Anga-ben, sodass auf andere Datenquellen zurückgegriffen werden muss (vgl. Kapi-tel 4). Insgesamt haben die Daten des Mikrozensus in den Erhebungsjahren 2006 und 2010 eine ähnliche Struktur (vgl. Statistisches Bundesamt 2008c; Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2010). Die Daten des umfang-
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reicheren Zensus 2011 bieten hinsichtlich der (institutionellen) Vermieter ei-ne bessere Datenlage (vgl. Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2011). Das Scientific-Use-File des Mikrozensus 2010 sowie der Zensus 2011 waren erst kurz vor Abschluss dieser Arbeit verfügbar und wurden daher in dieser Arbeit nicht detailliert berücksichtigt.  Tabelle 14: Datenlage in Mikrozensus und Zensus differenziert nach Eigentümerstruktu-ren (auf Basis von: Statistisches Bundesamt 2008c; Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2010; 2011) X  abgedeckt (X)  abgedeckt, aber ohne Verbindung zum Gebäude „-“  nicht abgedeckt      
EigentümerstrukturRein selbstnut-zender Eigen-tümer  Selbstnutzende Eigentümerge-meinschaft Privater Ver-mieter mit teils selbstgenutztem Gebäude

Privater Ver-mieter mit voll-ständig vermie-teten Gebäuden 
Institutioneller Vermieter 

Mikroz
ensus 

2006 u
nd 201

0 Sozio-demographi-sche Merkmale der Bewohner  X X X X X 
Sozio-demographi-sche Merkmale der Eigentümer X X X (X) - 

Zensus
 

2011 

Merkmale zu Gebäu-de und Eigentümer-struktur X X X X X 
Die zur Abbildung des Bestands in einem Jahr t entwickelte Modelldatenstruk-tur entspricht einem relationalen Datenmodell. Dieses ist auszugsweise in Ab-bildung 12 dargestellt und umfasst Klassen mit jeweils mehreren Attributen sowie Beziehungen zwischen den Klassen. Die Modelldatenstruktur bildet die Grundlage für die Modellierung der Dynamik von Gebäude- und Haushaltsbe-stand sowie die Berechnung von Kennwerten wie bspw. Energiebedarf sowie Treibhausgas- und Luftschadstoffemissionen.  Auf Mikroebene werden Bewohner (Haushalte) modelliert. Diese bewohnen Wohnungen, die zu (Einzel-)Gebäuden gehören. Ein Einzelgebäude besitzt ein Hüllenpaket und ein Wärmeversorgungspaket, das aus einem oder mehreren Wärmeerzeugern, Energieträgerverfügbarkeiten sowie Verrohrungen/Spei-chern besteht und die Wärmeversorgung gewährleistet. Deutschland besteht aus mehreren Bundesländern, die mehrere Einzelgebäude und Kreise, die sich wiederum aus Gemeinden zusammensetzen, umfassen. Die bisher erwähnten 
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Klassen werden auf Mikroebene modelliert. Instanzen dieser Klassen verwei-sen (per Fremdschlüssel) auf Typen, d. h. Bestandteile von Typologien. Ein Einzelgebäude verweist auf energetische Stammdaten, wie Wand- und Dach-flächen, die zu einer energiebezogenen Gebäudetypologie (der IWU-Gebäude-typologie, vgl. Kapitel 2) gehören. Ein Hüllenpaket verweist auf Typen von oberen Gebäudeabschlüssen, Fenstern, Außenwänden und unteren Gebäude-abschlüssen. Neben wirtschaftlichen Kennwerten sind bei diesen Bauteilen überwiegend Wärmedurchgangskoeffizienten hinterlegt. Diese Typenverweise können sich in AWOHM, im Gegensatz zu den energetischen Stammdaten, bei einer energetischen Modernisierung verändern. Ein Wärmeerzeuger verweist auf Stammdaten Wärmeerzeuger, d. h. einen Wärmeerzeugertyp, der wiede-rum auf den Typ eines Energieträgers verweist. Analoges gilt für Energie-trägerverfügbarkeiten sowie Verrohrungen/Speicher.  

 Abbildung 12: Modelldatenstruktur zur integrierten Abbildung von Gebäudehülle, Anlagentechnik und Bewohner Die im Folgenden verwendeten Bezeichnungen für die erwähnten Klassen bzw. deren Instanzen seien:  ∈   Bewohner (Haushalte)  ∈   Wohnung  ∈   Einzelgebäude  ∈   Energetische Stammdaten  ℎ ∈   Hüllenpaket 
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 ℎ ∈   Oberer Gebäudeabschluss  ℎ  ∈   Fenster  ℎ ∈   Außenwände  ℎ ∈   Unterer Gebäudeabschluss  ∈   Wärmeversorgungspaket  ∈   Wärmeerzeuger  ∈   Stammdaten Wärmeerzeuger  ∈   Energieträgerverfügbarkeit  ∈   Stammdaten Energieträgerverfügbarkeit  ∈   Verrohrung und Speicher  ∈   Stammdaten Verrohrung und Speicher  ∈   Energieträger  ∈   Bundesland  ∈   Kreis  ∈   Gemeinde Als Ausgangszustand für die Simulation der Wohngebäude- und Haushaltsbe-standsveränderung wurde der Bestand im Jahr 2006 gewählt, da dieses dem Erhebungsjahr des verwendeten Mikrozensus 2006 entspricht. In den folgen-den Abschnitten wird erläutert, wie der Startbestand der Simulation im Jahr 2006 auf Basis des Scientific-Use-File des Mikrozensus 2006 und weiterer Da-tenquellen abgeleitet wird. Dabei wird einerseits auf die Datenherkunft und -verwendung sowie andererseits auf die zur Harmonisierung der unterschied-lichen Datenformate angewendeten Methoden eingegangen. Tabelle 15 gibt einen Überblick über Datenherkunft und -verwendung bei der Ermittlung des Startbestands im Jahr 2006. Dabei wird zwischen Haupt- und den wichtigsten Nebendatenquellen (in der Übersicht sind nicht alle Nebendatenquellen aufge-führt) unterschieden. Zudem wird angegeben, welche Instanzen im Rahmen der Simulation verändert werden. Das konkrete Vorgehen für die Ermittlung der einzelnen Instanzen wird im Folgenden beschrieben, bevor auf die Model-
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lierung der Veränderung des Startbestands von Wohngebäuden und Haushal-ten eingegangen wird. 
Tabelle 15: Übersicht über Datenherkunft und -verwendung bei der Ermittlung des Startbestands im Jahr 2006; H: Hauptdatenquelle; N: Nebendatenquelle; WSchV: Wär-meschutzverordnung (nicht alle Nebendatenquellen sind aufgeführt) 
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Bewohner H - - - - - - - - HWohnung H - - - - - - - - HEinzelgebäude H N N N - - - - - HEnergetische Stammdaten - H - - - - - - - -Hüllenpaket H H H - - - - - - HOberer Gebäudeabschluss - H - - - H H - - -Fenster - H - - - H H - - -Außenwände - H - - - H H - - -Unterer Gebäudeabschluss - H - - - H H - - -Wärmeversorgungspaket - - - - - - - - HWärmeerzeuger H - - H - - - - HStammdaten Wärmeerzeuger N - - H - - - H H -Energieträgerverfügbarkeit H - - - - - - - - HStammdaten Energieträger-verfügbarkeit N - - - - - - - H -Verrohrung und Speicher H - - - - - - HStammdaten Verrohrung und Speicher N - - - - - - - H -Bundesland - - - - H - - - - -Kreis - - - - H - - - - -Gemeinde - - - - H - - - - -
5.3.2 Bewohner Die Instanzen der Klasse Bewohner (Haushalte) werden wie diejenigen der zugehörigen Wohnung auf Basis des SUF 2006 erzeugt. Es wird jeweils nur der Haupteinkommensbezieher des ersten Haushalts einer Wohnung im Modell abgebildet. Damit ergeben sich 226.829 Datensätze. Attribute, Kürzel, Werte-

Datenverwendung Datenherkunft
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bereiche und Quellen je Bewohner sind in Tabelle 16 angegeben. Die ID (Iden-tifier) kann beliebig gewählt werden, sofern sie eindeutig ist. Zu jedem Be-wohner (Haushalt) wird eine zugehörige Wohnung erzeugt. Somit ist der Fremdschlüssel, d. h. die ID der zugehörigen Wohnung bzw. der Verweis auf diese bei der Erzeugung des Modelldatensatzes bekannt. Tabelle 16: Attribute, Kürzel, Wertebereiche und Quellen je Bewohner b Attribut Kürzel Wertebereich Quelle ID   Long Beliebig, wenn ein-deutig Fremdschlüssel Wohnung - Long Zugehörige Wohnung w Hochrechnungsfaktor   Double SUF 2006 – EF960 Anteil des Leerstands am Hochrechnungsfaktor   Double Fachserie 5 - Statisti-sches Bundesamt (2006-2010); vgl. Tabelle 38 Haushaltsgröße   Integer [Personen] SUF 2006 – EF2074Alter des Haupteinkommens-bezieher   Integer [a] SUF 2006 – EF732 Bildungsgrad des Hauptein-kommensbeziehers   1 (Ohne allgemeinen oder beruflichen Abschluss), 2 (Haupt-/Realschulabschluss), 3 (Hoch-/Fachhochschulreife),  4 (Lehrausbildung; berufsqualifizierender Ab-schluss an einer Berufsfachschule/Kollegschule; 1-jährige Schule des Gesundheitswesens),  5 (Hoch-/Fachhochschulreife und Lehrausbildung;),  6 (Meister-/Techniker- oder gleichwertiger Fach-schulabschluss),  7 (Fachhochschule, Hochschule), 8 (Promotion)

SUF 2006 – EF745 

Haushaltsnettoeinkommen   Double [€/Monat] SUF 2006 – EF707 Eigentumsverhältnisse bez. Wohnung - 1 (Eigentümer des Gebäudes), 2 (Eigentümer der Wohnung), 3 (Hauptmieter), 4 (Untermieter)
SUF 2006 – EF491 

Geschlecht des Haupteinkom-mensbeziehers   Männlich, weiblich SUF 2006 – EF731 Die Auswahl der Attribute orientiert sich an der Datenverfügbarkeit und ihrem Beitrag zur Erfüllung der Modellanforderungen. IDs und Fremdschlüssel sind notwendig, um die Struktur zwischen den Objekten, wie bspw. die Zusammen-hänge von Gebäude, Anlagentechnik und Bewohner bzw. Eigentümer, darstel-len zu können. Da es sich beim Mikrozensus um eine Stichprobe handelt, wer-den Hochrechnungsfaktoren benötigt, um die Modellergebnisse auf die Ge-samtbevölkerung und den gesamten Gebäudebestand in Deutschland hoch-
74 EF (Eingabefeld) und die jeweilige Nummerierung beziehen sich auf das Schlüs-selverzeichnis des Mikrozensus 2006 (Statistisches Bundesamt 2008c). 
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rechnen zu können. Die über Hochrechnungsfaktoren bestimmten Bestände beinhalten teilweise leerstehende Wohnungen. Der Anteil des Leerstands am Hochrechnungsfaktor wird daher ebenfalls vorgehalten. Die Thematik wird im Detail in Abschnitt 5.3.13 behandelt.  Die Haushaltsgröße hat einen Einfluss auf den Warmwasserbedarf und den Elektrizitätsbedarf der Haushalte. Haushaltsgröße, Alter und Bildungsgrad des Haupteinkommensbeziehers sowie das Haushaltsnettoeinkommen stehen bei Selbstnutzern zudem im Zusammenhang mit der energetischen Sanierungsak-tivität, die zudem auch maßgeblich von den Eigentumsverhältnissen beein-flusst wird (vgl. Kapitel 4). Insbesondere das Haushaltsnettoeinkommen ist zur Quantifizierung ökonomischer und sozialer Konsequenzen der energeti-schen Modernisierung bei Selbstnutzern und Mietern von Bedeutung. Es er-möglicht zudem eine detaillierte Abbildung des Instruments der steuerlichen Abzugsfähigkeit energetischer Modernisierungen bei Selbstnutzern. Bei einem Betrachtungszeitraum bis 2030 verändern sich neben den Wohnungs- und Ge-bäudeeigenschaften auch die Haushaltseigenschaften bzw. der Haushaltsbe-stand. Um die Dynamik der Haushalte, die wiederum die energetische Moder-nisierungsaktivität sowie die ökonomischen und sozialen Konsequenzen be-einflusst, abbilden zu können, sind die sozio-demographischen Merkmale ebenfalls relevant. Alter, Haushaltsgröße und Geschlecht bedingen bspw. Ge-burtswahrscheinlichkeiten, Umzugswahrscheinlichkeiten und Sterbewahr-scheinlichkeiten (vgl. Abschnitt 5.5). Auch für die Identifizierung und Charak-terisierung von Clustern bzw. Zielgruppen mit großen technischen und öko-nomischen Potenzialen sowie für die Anpassung umweltpolitischer Instrumen-te an diese Zielgruppen (vgl. Modellanforderungen in Abschnitt 5.1) sind all-gemeine sozio-demographische Merkmale von Interesse.  
5.3.3 Wohnung Die Instanzen der Klasse Wohnung werden auf Basis des SUF 2006 erzeugt. Für jeden Bewohner (Haushalt) wird dabei eine Wohnung erzeugt. Attribute, Kürzel, Wertebereiche und Quellen je Wohnung sind in Tabelle 17 angegeben. 
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Da die zugehörigen Einzelgebäude ebenfalls auf Basis des SUF 2006 erzeugt werden und bekannt ist, falls mehrere Wohnungen zum selben Gebäude gehö-ren, ist der Fremdschlüssel zum zugehörigen Einzelgebäude bei der Erzeugung des Datensatzes bekannt. Die Fläche der gesamten Wohnung (einschl. Küche, Bad, Toilette, Flur, Mansarde, anrechenbarer Balkonfläche oder untervermie-teter sowie gewerblich genutzter Räume)75 wird für die Energiebedarfsbe-rechnung auf Wohnungs- bzw. Haushaltsebene benötigt. Zudem geht die Summe der Flächen je Wohnung in die Energiebedarfsberechnung auf Gebäu-deebene ein. Bei Mietwohnungen werden Kaltmiete und kalte Nebenkosten verwendet, um auf Haushaltsebene Miete und Nebenkosten mit dem Haus-haltsnettoeinkommen vergleichen zu können. Hiermit lässt sich die soziale Dimension der Nachhaltigkeit bspw. durch die finanzielle Belastung einkom-mensschwacher Haushalte abbilden. Die Kaltmiete wird bei der Modellierung der Dynamik des Wohngebäudebestands durch die Modernisierungsumlage verändert. Die warmen Nebenkosten werden zwar modellendogen berechnet. Jedoch wird der im Rahmen des Mikrozensus von Mietern angegebene und im Modell vorgehaltene Betrag („Umlagen für den Betrieb einer Zentralheizung und Warmwasserversorgung, Strom, Gas, flüssige und feste Brennstoffe, Fern-wärme“) zur Plausibilisierung bzw. zur Abschätzung der Unsicherheit der be-rechneten Größen verwendet. Dieses Vorgehen ist aufgrund der Datenlage al-lerdings nur bei vermieteten Wohnungen möglich. 
Tabelle 17: Attribute, Kürzel, Wertebereiche und Quellen je Wohnung w Attribut Kürzel Wertebereich QuelleID   Long Beliebig, wenn eindeutig Fremdschlüssel Einzelgebäude - Long Zugehöriges Einzelgebäude g Fläche der gesamten Wohnung   Double [m²] SUF 2006 – EF492 Kaltmiete   Double [€/Monat] SUF 2006 – EF502 Kalte Nebenkosten   Double [€/Monat] SUF 2006 – EF500 Warme Nebenkosten   Double [€/Monat] SUF 2006 – EF501 
75 Im Folgenden wird die Fläche der gesamten Wohnung als Synonym zur Wohnflä-che und zur beheizten Wohnfläche verwendet, da die verwendete Datenlage keine Unterscheidung zulässt. Der unbeheizte Anteil der Wohnfläche wird durch die An-passung der mittleren Raumtemperatur berücksichtigt.  
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5.3.4 Einzelgebäude Die Instanzen der Klasse Einzelgebäude werden auf Basis des SUF 2006 er-zeugt. Attribute, Kürzel, Wertebereiche und Quellen je Einzelgebäude sind in Tabelle 18 angegeben. Anhand des Baujahrs des Gebäudes, der Anzahl der Wohneinheiten im Gebäude und des Bundeslands können die Gebäudetypen, d. h. die energetischen Stammdaten, denen ein Einzelgebäude zugeordnet werden kann, eingeschränkt werden. Im SUF 2006 sind allerdings keine Bau-jahre, sondern nur Baualtersklassen angegeben. Das Baujahr wird aus einer Wahrscheinlichkeitsverteilung gezogen, in der jedes Jahr der im Mikrozensus angegebenen Baualtersklasse dieselbe Wahrscheinlichkeit besitzt. Dies ent-spricht der Annahme konstanter Bautätigkeit innerhalb einer Baualtersklasse. Durch den Übergang von Baualtersklassen auf Baujahre kann eine eindeutige Zuordnung zu den Baualtersklassen der energetischen Gebäudetypologie er-folgen, die von denen des Mikrozensus abweichen. Zudem werden potenzielle vergangene oder zukünftige Sanierungsjahre auf Basis des Baujahrs abge-schätzt. Durch die Zufallsziehungen, die auch bei der Zuordnung der energeti-schen Stammdaten, der Hüllenpakete, der Wärmeversorgungspakete und der Eigentümerstruktur zu einem Einzelgebäude erfolgen, werden in das Modell Unsicherheiten eingebracht. Diese können quantifiziert werden, indem im Rahmen einer Monte-Carlo-Simulation die Schwankungsbreite der Modeller-gebnisse und Zwischenergebnisse analysiert wird. Dabei werden mehrere Mo-dellläufe durchgeführt, bei denen jedes Mal erneut aus den Wahrscheinlich-keitsverteilungen gezogen wird. Die konkrete Zuordnungsprozedur zwischen Einzelgebäude und energetischen Stammdaten wird, wie auch die Attribute der energetischen Stammdaten, im folgenden Abschnitt 5.3.5 beschrieben. Die dabei anfallenden Informationen werden auch für die Bestimmung von und die Verweise auf Hüllenpaket und Wärmeversorgungspaket des Einzelgebäudes herangezogen. Die entsprechen-den Zuordnungsprozeduren werden in den Abschnitten 5.3.6 und 5.3.8 be-
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schrieben. Die Zuordnungsprozedur zwischen Einzelgebäude und Eigentümer-struktur wird in Abschnitt 5.4.4 erläutert. 
Tabelle 18: Attribute, Kürzel, Wertebereiche und Quellen je Einzelgebäude g Attribut Kürzel Wertebereich Quelle Methode ID   Long Beliebig, wenn eindeutig - Fremdschlüssel energeti-sche Stammdaten    Long Zugehörige energetische Stammdaten gs Siehe Abschnitt 5.3.5Fremdschlüssel Hüllenpa-ket  ℎ   Long Zugehöriges Hüllenpaket h Siehe Abschnitt 5.3.6Fremdschlüssel Wärmever-sorgungspaket   Long Zugehöriges Wärmever-sorgungspaket v Siehe Abschnitt 5.3.8Baujahr des Gebäudes   Integer [a] SUF 2006 – EF494 Ziehung aus einer Gleichverteilung über die BaualtersklasseAnzahl der Wohneinheiten im Gebäude - Integer [Wohneinheiten] SUF 2006 – EF635 und EF490 Kombination erlaubt höchste Differenzie-rung  Eigentümerstruktur - A (Rein selbstnutzender Eigentümer), B (Selbstnutzende Eigentü-mergemeinschaft),  C (Amateurvermieter mit teils selbstgenutztem Gebäude),  D (Amateurvermieter mit vollständig vermietetem Gebäude),  E (Professioneller oder insti-tutioneller Vermieter)

SUF 2006 – EF491, Ge-bäudetyp (vgl. energeti-sche Stammdaten), An-nahmen des Autors 
Siehe Abschnitt 5.4.4

Fläche der Wohnungen im Gebäude   Double [m²] SUF 2006 – EF492 Summe aller Woh-nungen Gemeindegrößenklasse76   1 (<5.000), 2 (5.000-19.999), 3 (20.000-99.999),  4 (100.000-499.999),  5 (≥500.000),  6 (<20.000),  7 (20.000-499.999) [Personen]

SUF 2006 – EF563 - 

Fremdschlüssel Bundesland   Long Zugehöriges Bundesland pb über Abgleich von SUF 2006 – EF1 und Statistik lokal (Statistisches Bun-desamt 2008b)
- 

Investition in Gebäudehülle - Double [€] Bei Startbestand 0 Jährliche Aktualisie-rung bei Modellie-rung (vgl. Abschnitt 5.4) Investition in Wärmever-sorgungspaket - Double [€] Bei Startbestand 0Investition in Verrohrung und Energieträgerwechsel - Double [€] Bei Startbestand 0Umlagefähige Investition  - Double [€] Bei Startbestand 0

76 Im SUF des Mikrozensus 2006 wurden u. a. beim Merkmal Gemeindegrößenklas-se regional unterschiedliche Vergröberungen vorgenommen, um die faktische Ano-nymität sicherzustellen (vgl. Statistisches Bundesamt 2008c, den Daten beigefügte “Allgemeine Informationen zum Mikrozensus 2006”).  
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Die Fläche der Wohnungen im Gebäude (vgl. Tabelle 18) berechnet sich als Summe der Flächen der dem Einzelgebäude zugeordneten Wohnungen. Sie spezifiziert zusätzlich zum Gebäudetyp die Größe des Gebäudes und geht in die Energiebedarfsberechnung auf Gebäudeebene ein. Gemeindegrößenklasse und Bundesland spezifizieren die geographische Lage des Gebäudes. Anhand dieser Attribute können die Modellergebnisse durch Kombination mit Kommunalsta-tistiken bis auf Gemeindeebene heruntergebrochen werden. Bei der Simulati-on der energetischen Modernisierung werden die Höhen getätigter Investitio-nen77 in Gebäudehülle, Wärmeversorgungspakete, Verrohrungen, Speicher und Energieträgerwechsel sowie (auf Mieter) umlagefähige Investitionen ge-speichert. Diese werden im Jahr 2006 mit 0 initialisiert. Diese Attribute lassen sich auf Basis anderer im Modell vorgehaltener Daten berechnen. Sie werden jedoch aus Laufzeitgründen als Zwischenergebnisse redundant vorgehalten. 
5.3.5 Energetische Stammdaten Das aufgrund der umfangreichen Stichprobe von 0,7% aller Haushalte in Deutschland als zentrale Datenquelle verwendete Scientific-Use-File des Mik-rozensus 2006 (vgl. Statistisches Bundesamt 2008c) basiert auf der Gebäude-typologie bzw. -einteilung des Statistischen Bundesamtes (vgl. Abschnitt 2.2.1). Wegen fehlender Angaben zu Bauteilflächen und Wärmedurchgangsko-effizienten der Gebäude kann diese Gebäudetypologie nicht direkt zur Be-stimmung des Endenergiebedarfs für Raumwärme- und Warmwasserbereit-stellung, der Auswirkungen verschiedener Energieeffizienzmaßahmen und Anlagentechniken auf die erwähnten Größen sowie der notwendigen Investiti-onen angewendet werden.  
77 Hierbei werden jeweils die Mehrinvestitionen der Modernisierungsalternative im Vergleich zu einer Unterlassungsalternative angesetzt, die in dieser Arbeit als nicht-energetische Sanierung der Gebäudehülle und ggf. durch etwaige Reparaturen er-möglichte Weiternutzung des Wärmeversorgungspakets über die angesetzte Le-bensdauer hinaus definiert wird. Bei Wärmeversorgungspaketen entsprechen die Mehrinvestitionen bei der Vernachlässigung von Reparaturkosten den Gesamtin-vestitionen. Vgl. Abschnitt 5.4.3.2 (Ö2a) für eine detaillierte Erläuterung.  
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Tabelle 19: Attribute, Kürzel, Wertebereiche und Quellen der energetischen Stammdaten gs (vgl. Abschnitt 2.2.2; Instanzen der Klasse finden sich in Tabelle 132 in Anhang A.1) Attribut Kürzel Wertebereich Quelle ID Long Beliebig, wenn eindeutig Kürzel - 1 (RH_B), 2 (RH_C), … , (46) HH_NBL_G  IWU-Gebäudetypo-logie (vgl. IWU 2005) Gebäudetyp - RH, EFH, MFH, GMH, HHBaualtersklasse78 - Vor 1918, 1900-1918, 1919-1948, 1946-1960, 1949-1957, 1958-1968, 1969-1978, 1970-1980, 1979-1983, 1981-1985, 1984-1994, 1986-1990, 1995-2001, 2002-2006, 2007-2030 [a]Anzahl Vollgeschosse - Integer [Geschosse]Anzahl Wohneinheiten - Integer [Wohneinheiten]Beheizte Wohnfläche Double [m²]Beheiztes Gebäudevolumen nach EnEV  Double [m³]Mittlere lichte Raumhöhe - Double [m]Wohnfläche pro Wohneinheit - Double [m²]Bauteilfläche oberer Gebäudeabschluss Double [m²]Bauteilfläche unterer Gebäudeabschluss Double [m²]Bauteilfläche Außenwände Double [m²]Zusätzliche Bauteilfläche oberer Gebäudeab-schluss - Double [m²]Zusätzliche Bauteilfläche unterer Gebäudeab-schluss - Double [m²]Zusätzliche Bauteilfläche Außenwände - Double [m²]Sonstige Bauteilflächen - Double [m²]Transparente Bauteilflächen Süd Double [m²]Transparente Bauteilflächen West/Ost Double [m²]Transparente Bauteilflächen Nord Double [m²]Sonstige transparente Bauteilflächen - Double [m²]Reduktionsfaktor für transparente Bauteilflä-chen Double [-]Grundrisstyp - 1 (Kompakt), 2 (Gestreckt)Anbausituation - 0 (Freistehend), 1 (Einseitig angebaut),  2 (Zweiseitig angebaut)Kellergeschosstyp - 1 (Nicht unterkellert), 2 (Keller nicht beheizt), 3 (Keller teilweise beheizt), 4 (Keller voll beheizt)Dachgeschosstyp - 1 (Flachdach), 2 (Dachgeschoss nicht beheizt), 3 (Dachgeschoss teilweise beheizt), 4 (Dachgeschoss voll beheizt)Gauben - 0 (Keine Gauben vorhanden), 1 (Gauben vorhanden)Für den Zweck der energetischen Analyse stellt die IWU-Gebäudetypologie (vgl. IWU 2005) wesentliche Informationen bereit (vgl. Abschnitt 2.2.2). Da zu den zugehörigen veröffentlichten Wohnflächen der diversen IWU-Gebäudetyp-vertreter (vgl. IWU 2007) keine Informationen über Anlagentechnik und Be-
78 Die Baualtersklassen in den alten und neuen Bundesländern weichen teilweise voneinander ab, weshalb sich manche Baualtersklassen überlappen. 
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wohner der Gebäude und auch keine räumliche Differenzierung zur Verfügung stehen, ist eine Zuordnung der Gebäudetypen des Mikrozensus zu den Typver-tretern der IWU-Gebäudetypologie notwendig. Dadurch sind die Nutzenergie-bedarfe berechenbar, den Bewohnern zuordenbar und bei Anreicherung der Anlagentechnikangaben des Mikrozensus mit weiteren Parametern auch umrechenbar in Endenergiebedarf, Luftschadstoff- und Treibhausgasemissio-nen, Primärenergiebedarf sowie Energiekosten. Die energetischen Stammda-ten werden auf Basis der IWU-Gebäudetypologie (vgl. IWU 2005) erzeugt und enthalten Parameter, die für die Energiebedarfsberechnung relevant sind. At-tribute, Kürzel, Wertebereiche und Quellen der energetischen Stammdaten sind in Tabelle 19 angegeben. Sie umfassen zur Bestimmung der Transmissi-onswärmeverluste Bauteilflächen und zusätzliche Bauteilflächen für obere und untere Gebäudeabschlüsse, Außenwände und transparente Bauteilflächen. Für transparente Bauteile sind zudem Ausrichtung (Süd, West/Ost, Nord, Sonsti-ges) und Reduktionsfaktoren relevant, um solare Gewinne abschätzen zu kön-nen. Angaben zum Grundriss, Anbausituation, Keller- und Dachgeschosstyp sowie Gauben dienen der Plausibilisierung und Interpretation der Berechnung der Transmissionswärmeverluste. Für die Abschätzung der Lüftungsverluste wird das beheizte Gebäudevolumen nach EnEV herangezogen, für die inneren Wärmegewinne die beheizte Wohnfläche. Da die Flächen der Wohnungen im Gebäude eines Einzelgebäudes nicht der beheizten Wohnfläche der energeti-schen Stammdaten entsprechen, werden die entsprechenden Bauteilflächen des Typgebäudes für die Energiebedarfsberechnung und die Investitionsschät-zung in Bezug auf die Einzelgebäude proportional angepasst.79 Die Attribute Gebäudetyp und Baualtersklasse werden verwendet, um die Einzelgebäude den energetischen Stammdaten zuzuordnen. Die weiteren Attribute fließen nicht direkt in die Berechnungen ein, unterstützen aber die Ergebnisinterpre-
79 Alternativ könnten auch komplexere, nicht-lineare Ansätze verwendet werden oder die Anpassung über die Anzahl der Wohneinheiten erfolgen. Um zu überprü-fen, welcher Ansatz die belastbarsten Ergebnisse liefert, müssten allerdings ent-sprechende Daten zur Verfügung stehen.  
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tation. Im Folgenden wird die Zuordnung zwischen einem Einzelgebäude und den energetischen Stammdaten beschrieben. Diese spiegelt sich im Fremd-schlüssel energetische Stammdaten der Einzelgebäude wider. Transformation der Gebäudetypologien Bei Stengel u. a. (2012) erfolgte die Modellierung mittels Gebäude- und (in An-sätzen) Haushaltstypen typologiebasiert. Bei dem hier primär verfolgten individualebenenbasierten Ansatz liegt der Fokus hingegen auf der Mikroebe-ne. Ist ein aus der Wahrscheinlichkeitsverteilung gezogenes Baujahr eines Ein-zelgebäudes auf Mikroebene bekannt, so ist auch bei Kenntnis der Ausprägung des vom Statistischen Bundesamt verwendeten Merkmals Anzahl Wohneinhei-ten eine eindeutige Zuordnung zu den IWU-Gebäudetypen nicht in allen Fällen möglich. Einerseits müssen Anteile von Fachwerkbauten für bis 1918 errichte-te EFH und MFH, über die der Mikrozensus 2006 keine Informationen zur Ver-fügung stellt, noch berücksichtigt werden. Dies wird in AWOHM durch Auftei-lungsfaktoren, die Zuordnungswahrscheinlichkeiten entsprechen, abgebildet. Andererseits werden auch Wahrscheinlichkeiten für die Zuordnung von Ge-bäuden mit 1 WE zu RH und EFH, mit 3-12 WE zu MFH und GMH sowie mit >21 WE zu HH und GMH verwendet, damit die hieraus resultierende Gebäu-deverteilung den vom IWU veröffentlichten Daten (vgl. IWU 2007) strukturell gleicht. Die Zuordnungswahrscheinlichkeiten wurden dafür und auch bei den Anteilen von Fachwerkbauten entsprechend angepasst. Relative Abweichun-gen, die sich aufgrund von Unterschieden in der Datenbasis ergeben müssen, wurden gleichmäßig verteilt. Die derart abgeleiteten Wahrscheinlichkeiten für die Zuordnung eines Einzelgebäudes mit einer Kombination aus Baujahr (ge-zogen aus Wahrscheinlichkeitsverteilung) und Anzahl Wohneinheiten (SUF 2006 – EF635 und EF490) zu den IWU-Gebäudetypen sind für die alten Bun-desländer (ohne Berlin) in Tabelle 20 angegeben. Insbesondere aufgrund von Sonderbauten (Plattenbauten) ergeben sich für die neuen Bundesländer teils abweichende Gebäudetypen bzw. Zuordnungswahrscheinlichkeiten (vgl. Ta-belle 21). Die durch die Verwendung von Zuordnungswahrscheinlichkeiten in 
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den Startbestand des Jahres 2006 eingebrachten Unsicherheiten bzw. Ergeb-nisstreuungen werden mithilfe der Monte-Carlo-Simulation in Kapitel 7 analy-siert. 
Tabelle 20: Wahrscheinlichkeiten für die Zuordnung einer Kombination aus Baujahr (ge-zogen aus Wahrscheinlichkeitsverteilung) und Anzahl Wohneinheiten (SUF 2006 – EF635 und EF490) zu den IWU-Gebäudetypen für die alten Bundesländer (ohne Berlin) (in Anlehnung an: Stengel u. a. 2012); 100% falls keine Angabe (vgl. Abschnitt 2.2.2; EFH_A bezeichnet bspw. Fachwerkeinfamilienhäuser mit Baujahr bis (einschließlich) 1918) Baujahr Anzahl Wohneinheiten 1 2 3-12 13-20 ≥21 Bis 1918 RH_B (Massivbau): 9%; EFH_B (Massivbau): 91% EFH_A (Fachwerk): 33%;EFH_B (Massivbau): 67%

MFH_A (Fachwerk): 19%;GMH_B (Massivbau): 11%; MFH_B (Massivbau): 70% GMH_B (Massivbau)
1919-1948 RH_C: 21%; EFH_C: 79% EFH_C GMH_C: 1%; MFH_C: 99% GMH_C 1948-1957 RH_D: 16%; EFH_D: 84% EFH_D GMH_D: 10%; MFH_D: 90% GMH_D 1958-1968 RH_E: 20%; EFH_E: 80% EFH_E GMH_E: 10%; MFH_E: 90% GMH_E GMH_E: 39%;HH_E: 61%1969-1978 RH_F: 36%; EFH_F: 64% EFH_F GMH_F: 15%; MFH_F: 85% GMH_F GMH_F: 38%;HH_F: 62%1979-1983 RH_G: 27%; EFH_G: 73% EFH_G MFH_G1984-1994 RH_H: 18%; EFH_H: 82% EFH_H MFH_H1995-2001 RH_I: 23%; EFH_I: 77% EFH_I MFH_I2002-2006 RH_J: 16%; EFH_J: 84% EFH_J MFH_J
Tabelle 21: Wahrscheinlichkeiten für die Zuordnung einer Kombination aus Baujahr (ge-zogen aus Wahrscheinlichkeitsverteilung) und Anzahl Wohneinheiten (SUF 2006 – EF635 und EF490) zu den IWU-Gebäudetypen für die neuen Bundesländer (mit Berlin) (in Anlehnung an: Stengel u. a. 2012); 100% falls keine Angabe (vgl. Abschnitt 2.2.2; EFH_A bezeichnet bspw. Fachwerkeinfamilienhäuser mit Baujahr bis (einschließlich) 1918)  Baujahr Anzahl Wohneinheiten 1 2 3-12 13-20 ≥21Bis 1918 RH_B (Massivbau): 9%; EFH_B (Massivbau): 91% EFH_A (Fach-werk): 33%;EFH_B (Massiv-bau): 67%

MFH_A (Fachwerk): 19%;GMH_B (Massivbau): 11%:MFH_B (Massivbau): 70% GMH_B (Massivbau)
1919-1945 RH_C: 21%; EFH_C: 79% EFH_C GMH_C: 1%; MFH_C: 99% GMH_C 1945-1948 MFH_NBL_D1949-1957 RH_D: 16%; EFH_D: 84% EFH_D1958-1960 RH_E: 20%; EFH_E: 80% EFH_E1961-1969 MFH_NBL _E1970-1980 RH_F: 36%; EFH_F: 64% EFH_F GMH_NBL _F HH_NBL _F1981-1985 RH_G: 27%; EFH_G: 73% EFH_G GMH_NBL _G HH_NBL _G1986-1990 GMH_NBL _H1990-1994 RH_H: 18%; EFH_H: 82% EFH_H MFH_H1995-2001 RH_I: 23%; EFH_I: 77% EFH_I MFH_I2002-2006 RH_J: 16%; EFH_J: 84% EFH_J MFH_J
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Die energetischen Stammdaten umfassen Größen, die sich durch eine energeti-sche Modernisierung nicht bzw. überwiegend nur geringfügig ändern. Hierzu zählen insbesondere Bauteilflächen. Sich bei einer energetischen Sanierung ändernde Daten, wie bspw. Wärmedurchgangskoeffizienten, die auch in der IWU-Gebäudetypologie (für den weitgehend nicht energetisch modernisierten Zustand bzw. den Urzustand) angegeben sind, werden im Hüllenpaket bzw. den untergeordneten Klassen abgebildet. Um beim Bestand unterschiedliche Sanierungszustände in der Vergangenheit und in der Zukunft sowie in letzte-rem Falle insbesondere auch die zugehörigen Investitionen berücksichtigen zu können, ist eine Erweiterung der nur nach Gebäudetypen und Baualtersklasse differenzierenden IWU-Gebäudetypologie um Sanierungsvarianten notwendig. Da dies aber nicht die energetischen Stammdaten betrifft, wird dies über das Hüllenpaket und das Wärmeversorgungspaket berücksichtigt und in den ent-sprechenden Abschnitten erläutert. Um den Neubau ab 2007 berücksichtigen zu können, werden die Gebäudety-pen RH_K, EFH_K und MFH_K (Baualtersklasse 2007-2030) eingeführt, denen dieselben energetischen Stammdaten wie den Typen der Baualtersklasse 2002-2006 (RH_J, EFH_J, MFH_J) zugeordnet werden. Die höheren bzw. stei-genden energetischen Anforderungen werden über das Hüllenpaket und das Wärmeversorgungspaket berücksichtigt.  
5.3.6 Hüllenpaket Attribute, Kürzel und Wertebereiche je Hüllenpaket sind mit den zugehörigen Quellen in Tabelle 22 angegeben. Der Fremdschlüssel des Hüllenpakets zu den energetischen Stammdaten ist der gleiche wie derjenige des Einzelgebäudes, das auf das Hüllenpaket verweist. Im ersten Schritt wird für jedes Einzelge-bäude ein Hüllenpaket des Urzustands erzeugt. Die entsprechenden Attribute des oberen Gebäudeabschlusses, der Fenster, der Außenwände und des unte-ren Gebäudeabschlusses werden aus der IWU-Gebäudetypologie übernommen und somit die entsprechenden Instanzen erzeugt. Somit sind auch die Fremd-schlüssel des Urzustand-Hüllenpakets auf oberen Gebäudeabschluss, Fenster, 
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Außenwände und unteren Gebäudeabschluss bekannt. Die jeweiligen Einbau-jahre werden dem Gebäudebaujahr gleichgesetzt und die boolesche Variable Im Urzustand wird auf Ja gesetzt. Im zweiten Schritt wird überprüft, ob  zwi-schen dem Gebäudebaujahr und dem Startjahr der Simulation (2006) die an-gesetzte (und in Szenarien variierte) Lebensdauer der Gebäudehülle mindes-tens einmal überschritten wurde und, falls ja, in welchem Jahr – dem potenziel-len energetischen Sanierungsjahr. Falls sie mehrfach überschritten wurde, so wird der spätere Zeitpunkt gewählt. Wurde die Lebensdauer noch nicht über-schritten, so entspricht das Urzustand-Hüllenpaket dem Hüllenpaket im Start-jahr der Simulation. Wurde die Lebensdauer der Gebäudehülle überschritten, so wird im dritten Schritt anhand von (unabhängigen) Sanierungswahrschein-lichkeiten simuliert, ob bzw. welche Bauteile energetisch modernisiert wur-den.  Tabelle 22: Attribute, Kürzel, Wertebereiche und Quellen je Hüllenpaket h Attribut Kürzel Wertebereich Quelle MethodeID h  Long Beliebig, wenn eindeutig - Fremdschlüssel energetische Stammdaten - Long Zugehörige energetische Stammdaten gs Abschnitt 5.3.6 Fremdschlüssel oberer Gebäude-abschluss ℎ   Long Zugehöriger oberer Gebäudeabschluss ho Fremdschlüssel Fenster ℎ   Long Zugehöriges Fenster hfFremdschlüssel Außenwand ℎ   Long Zugehörige Außenwand hwFremdschlüssel unterer Gebäude-abschluss ℎ   Long Zugehöriger unterer Gebäudeabschluss huEinbaujahr ob. Gebäudeabschluss - Integer [a] Abgeleitet vom Baujahr des Gebäudes (Einzelgebäude), der Lebensdauer der Gebäudehülle (sonstige Parameter) und den Sanierungswahrscheinlichkeiten Einbaujahr Fenster - Integer [a]Einbaujahr Außenwand - Integer [a]Einbaujahr unt. Gebäudeabschluss - Integer [a]Fremdschlüssel vorheriges Hül-lenpaket - Long Zugehöriges vorhergehendes h Im Urzustand - Ja, nein Abgeleitet vom Baujahr des Gebäudes (Einzelgebäude), der Lebensdauer der Gebäudehülle (sonstige Parameter) und den Sanierungswahrscheinlichkeiten Es wird angenommen, dass die Gebäudehülle, d. h. oberer Gebäudeabschluss, Fenster, Außenwände und unterer Gebäudeabschluss, alle 40 Jahre (in Anleh-nung an BMVBW (2001))80 saniert wurden, wobei diese Größe in Szenarien variiert wurde. Die zusätzlichen Bauteilflächen werden diesbezüglich nicht be-
80 BMVBW steht für Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen. 
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rücksichtigt. Eine energetische Sanierung erfolgte in der Realität allerdings nur bei einem Teil dieser Gebäude bzw. einem Teil dieser Bauteile. Daher werden bauteilspezifische energetische Sanierungsraten bzw. Sanierungswahrschein-lichkeiten angenommen, die den Anteil der Gebäude bzw. Bauteile angeben, die bei der nach 40 Jahren anstehenden Sanierung energetisch saniert wurden. Bei dem gewählten Startjahr 2006 und einem Sanierungszyklus von 40 Jahren beziehen sich diese Wahrscheinlichkeiten auf Gebäude mit Baujahr bis 1966. Der Anteil von RH und EFH mit energetisch modernisierten Fenstern wird von Weiß & Dunkelberg (2010) für die Baualtersklasse bis 1968 auf 60-70% ge-schätzt. Davon ausgehend wurde in den Modellläufen für sämtliche Gebäude-typen in den alten Bundesländern (RH, EFH, MFH, GMH und HH) für die Baual-tersklasse bis 1966 mit 75% ein etwas höherer Anteil angenommen. Grund hierfür war einerseits die abweichende Baujahresgrenze und andererseits eine Anpassung im Rahmen der Plausibilisierung der Modellergebnisse in Kapitel 7, insbesondere beim Abgleich mit Daten von Diefenbach u. a. (2010). Am häu-figsten wurden in der Vergangenheit Fenster energetisch modernisiert bzw. erneuert. Die auf die Fenster bezogenen energetischen Modernisierungsraten von oberem Gebäudeabschluss, Außenwänden und unterem Gebäudeab-schluss wurden, nach neuen und alten Bundesländern differenziert, aus dem Heizatlas (vgl. co2online gGmbH 2010) übernommen und sind in Tabelle 23 angegeben. Es wird angenommen, dass sich diese relativen Größen, die sich auf Baujahre bis 1990 beziehen, auf Baujahre bis 1966 übertragen lassen. Die-se auf die Fenster bezogenen Größen werden mit dem von Weiß & Dunkelberg (2010) abgeleiteten 75%-Anteil von Gebäuden mit energetisch sanierten Fens-tern in der Baualtersklasse bis 1966 in den alten Bundesländern kombiniert. Die sich dabei ergebenden Anteile energetisch modernisierter Gebäude, d. h. die Sanierungswahrscheinlichkeiten, sind ebenfalls in Tabelle 23 angegeben.  Für Nichtsonderbauten in den neuen Bundesländern mit Baujahr bis 1966 werden dieselben Anteile hinsichtlich energetischer Modernisierung ange-nommen wie in den alten Bundesländern. Der Anteil von MFH_NBL, GMH_NBL 
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und HH_NBL81 in den neuen Bundesländern mit energetisch modernisierten Fenstern wird auf Basis des Heizatlas (vgl. co2online gGmbH 2010) auf 70% für 2006 geschätzt. GMH_NBL und HH_NBL wurden erst ab 1970 gebaut und daher bis 2006 theoretisch bei einem Sanierungszyklus von 40 Jahren noch nicht saniert, wobei durch ein Sondersanierungsprogramm von 1995-2005 ein Großteil dieser Gebäude aufgrund mangelhafter Bauausführung vorzeitig sa-niert wurde (Stengel u. a. 2012). Daher wurde im Modell der Sanierungszyklus der Gebäudehülle für MFH_NBL, GMH_NBL und HH_NBL einmalig auf 25 Jahre gesetzt82. Die Sanierungswahrscheinlichkeiten von MFH_NBL, GMH_NBL und HH_NBL, die gemäß diesem Sanierungszyklus zur Sanierung anstanden, wur-den im Modell derart gewählt, dass jeweils ein Anteil von Gebäuden mit mo-dernisierten Fenstern von ca. 70% an allen Gebäuden dieser Typen erreicht wird. Das Verhältnis anderer energetischer Maßnahmen im Vergleich zu den modernisierten Fenstern wird aus Tabelle 23 übernommen. Tabelle 23: Sanierungswahrscheinlichkeiten bzw. Anteil energetisch modernisierter Ge-bäude an den Gebäuden mit Baujahr bis 1990 bzw. 1966 differenziert nach Fenstern, oberem Gebäudeabschluss, Außenwänden und unterem Gebäudeabschluss (in Anleh-nung an: Stengel u. a. 2012; Datengrundlage: co2online gGmbH 2010; Weiß & Dunkel-berg 2010) Anteil energetisch modernisierter Gebäude mit Baujahr bis 1990 bzw. 1966   Energetisch modernisierte GebäudehüllenkomponentenFenster Oberer Gebäu-deabschluss Außen-wände Unterer Gebäude-abschluss Bezogen auf Gebäude mit energetisch mo-dernisierten Fenstern Neue Bundesländer (nur für Son-derbauten verwendet) 100% 62% 34% 14% Alte Bundesländer (für alle Nicht-sonderbauten verwendet) 100% 78% 32% 15% Bezogen auf Gebäude mit Baujahr bis 1966 Alte Bundesländer 75% 59% 24% 11% 
Wurde mindestens ein Bauteil energetisch modernisiert, wird ein neues Hül-lenpaket erzeugt. Dieses neue Hüllenpaket verweist per Fremdschlüssel auf das vorherige Urzustands-Hüllenpaket, zeigt für die energetisch modernisier-ten Bauteile das jeweilige Sanierungs- bzw. Einbaujahr auf und verweist per 
81 Der Zusatz „_NBL“ nach dem Gebäudetyp kennzeichnet Sonderbauten in den neuen Bundesländern. 82 Anschließend wurde der Sanierungszyklus wieder auf 40 Jahre erhöht. 
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Fremdschlüssel auf die jeweiligen energetisch modernisierten bzw. Urzu-stands-Bauteile. Im Falle einer energetischen Sanierung wird angenommen, dass ein für das Sanierungsjahr typisches Bauteil verwendet wurde (vgl. hierzu Abschnitt 5.3.7).  Die zufallsziehungsbedingte Unsicherheit wird in Kapitel 7 durch eine Monte-Carlo-Simulation analysiert. Die Lebensdauern bzw. Sanierungszyklen werden in Szenarien variiert. 
5.3.7 Oberer Gebäudeabschluss, Fenster, Außenwände und 

unterer Gebäudeabschluss Die IWU-Gebäudetypologie weist für jeweils einen realen (weitgehend nicht energetisch modernisierten) Repräsentanten je Baualtersklassen-Gebäudetyp-Kombination den Ist-Zustand der Gebäudehülle mit Bauteilflächen und Wär-medurchgangskoeffizienten aus (IWU 2005). Um jedoch die sich aus der Sanie-rungstätigkeit bis zum Jahr 2006 ergebende Heterogenität des Gebäudebe-stands sowie ab dem Jahr 2006 die sich daraus ergebende Vielfalt an Sanie-rungsvarianten und zugehörigen Investitionen berücksichtigen zu können, war eine Erweiterung der IWU-Gebäudetypologie notwendig. Daher wurde sie von Stengel u. a. (2012) verfeinert, indem für jede Kombination aus Gebäudetyp und Baualtersklasse neben dem Urzustand auf Basis der gesetzlichen Anforde-rungen (Wärmeschutzverordnungen, Energieeinsparverordnungen etc.) un-terschiedliche Sanierungsepochen mit entsprechenden typischen Wärme-durchgangskoeffizienten (U-Werten) dieser Zeit definiert wurden. Dies wurde nicht nur für den Bestand, sondern auch für die zukünftig möglichen Sanierun-gen durchgeführt. Die relevanten Daten zu diesen Sanierungsepochen sind in vereinfachter Form in Tabelle 24 dargestellt, wobei die ersten Sanierungsepo-chen bei jüngeren Baualtersklassen entsprechend wegfallen. Insbesondere bei Fachwerkbauten ergeben sich bspw. aufgrund von Innendämmungen leichte Abweichungen von den dargestellten Werten.  
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Tabelle 24: Vereinfachte Darstellung relevanter Kennzahlen der in AWOHM definierten Sanierungsepochen (in Anlehnung an: Stengel u. a. 2012) Quali-täts-stufe Orientierung an Sanierungs-epoche U-Wert [W/(K*m²)] g-Wert [-]Fenster Oberer Gebäude-abschluss Außen-wände Unterer Gebäude-abschluss Fenster
1 - Bis 1967 >2,57 >2,6 >1,9 >1,6 0,76 2 DIN 4108 1968-1977 2,57 1,2 1,2 0,91 0,76 3 WSchV 78 1978-1981 2,57 0,45 1,2 0,91 0,76 4 WSchV 82 1982-1994 1,8 0,3 1,2 0,55 0,76 5 WSchV 95 1995-2001 1,3 0,3 0,5 0,4 0,63 6 EnEV 02 2002-2003 1,3 0,3 0,5 0,4 0,63 7 EnEV 04 2004-2006 1,3 0,3 0,45 0,4 0,63 8 EnEV 07 2007-2008 1,3 0,3 0,45 0,4 0,63 9 EnEV 09 2007-2030a 1,3 0,24 0,24 0,3 0,63 10 EnEV 09-30% 2007-2030b 1 0,17 0,17 0,21 0,63 11 EnEV 09-50% 2007-2030c 0,7 0,12 0,12 0,15 0,63 Attribute, Kürzel und Wertebereiche je oberem Gebäudeabschluss, Fenster, Außenwand und unterem Gebäudeabschluss sind mit den zugehörigen Quellen in Tabelle 25 angegeben. In AWOHM sind 62 obere Gebäudeabschlüsse, 57 Fenster, 69 Außenwände und 57 untere Gebäudeabschlüsse hinterlegt. Neben Wärmedurchgangskoeffizienten (U-Werten) und g-Werten, die für die Ener-giebedarfsberechnung notwendig sind, wird über die boolesche Variable Im Urzustand angegeben, ob es sich um im Urzustand eines Gebäudetyps verbaute Bauteile bzw. Bauteilcharakteristika handelt und, falls ja, welches der entspre-chende Fremdschlüssel zu den energetischen Stammdaten ist. Somit können zu einem Gebäudetyp die entsprechenden Bauteilcharakteristika im Urzustand identifiziert werden. Für die Simulation der Sanierung bzw. der Sanierungs-entscheidung und ihrer Konsequenzen werden auch Investitionen83 mit dem jeweiligen Preisstand, Sanierungsepochen, innerhalb derer die Bauteile ver-baut (bzw. modernisiert) werden können bzw. konnten, sowie Informationen hinsichtlich der Anwendbarkeit bei bestimmten Gebäudetypen hinterlegt. Die Qualitätsstufen sind prinzipiell das ordinale Pendant zu den U-Werten bzw. den Sanierungsepochen und reichen von 0 (Gebäude im Urzustand) bis 11 (beste). 

83 Es handelt sich hierbei jeweils um die Mehrinvestitionen im Vergleich zur nicht-energetischen Sanierung der Gebäudehülle. Vgl. Abschnitte 5.4.2 und 5.4.3.2 (Ö2a) für eine detaillierte Erläuterung.  
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Tabelle 25: Attribute, Kürzel, Wertebereiche und Quellen je oberem Gebäudeabschluss, Fenster, Außenwand und unterem Gebäudeabschluss (Instanzen der Klasse Außenwand finden sich stellvertretend in Tabelle 133 in Anhang A.1) Objekt Attribut Kürzel Wertebereich QuelleOberer Gebäude-abschluss ho, Fens-ter hf, Außenwand hw, Unterer Ge-bäudeabschluss hu 
Im Urzustand - Ja, nein IWU-Gebäudetypologie Fremdschlüssel energe-tische Stammdaten - Long Zugehörige energetische Stamm-daten gsQualitätsstufe  , ,, 0, 1, …, 11 [-] Beliebige aufsteigende Nummerie-rungSanierungsjahr von - 0, …, 2007 [a] DIN 4108, WSchV 78/82, WSchV  95, EnEV 02/07/09, IWU-Gebäudetypologie Sanierungsjahr bis - 1967, …, 2050 [a]Orientierung an - -, DIN 4108, WSchV 78/82, WSchV 95, EnEV 02/07/09/09-30%/09-50%U-Wert , ,, Double [W/(m² K)]Investition (brutto) , ,, Double [€/m²] BKI (2010)
Preisstand - 2009 [a]Beschreibung - String Beliebige Anmerkung Oberer Gebäude-abschluss ho ID ℎ  Long Beliebig, wenn eindeutig Anwendbarkeit HH und HH_NBL - Ja, nein Stengel u. a. (2012) Anwendbarkeit RH bis GMH - Ja, neinFenster hf ID ℎ Long Beliebig, wenn eindeutig Gesamtenergiedurch-lassgrad der Verglasung eines Fensters (g-Wert) Double [-] IWU-Gebäudetypologie 

Außenwände hw ID ℎ Long Beliebig, wenn eindeutig Anwendbarkeit Fach-werk - Ja, nein Stengel u. a. (2012) Anwendbarkeit Massiv-bau - Ja, neinAnwendbarkeit HH und HH_NBL - Ja, neinAnwendbarkeit RH bis GMH - Ja, neinUnterer Gebäude-abschluss hu ID ℎ Long Beliebig, wenn eindeutig 
5.3.8 Wärmeversorgungspaket Analog zu den Hüllenpaketen existiert im Startjahr der Simulation zu jedem Einzelgebäude genau ein aktuelles Wärmeversorgungspaket, auf das dieses Einzelgebäude verweist. Eine detaillierte Charakterisierung der Wärmeversor-gung wird benötigt, um vom Nutzenergiebedarf auf den Endenergiebedarf, Emissionen und Energiekosten schließen zu können. Attribute, Kürzel und Wertebereiche je Wärmeversorgungspaket sind mit den zugehörigen Quellen in Tabelle 26 angegeben. Da zu jedem Einzelgebäude für den Startbestand ge-nau ein Wärmeversorgungspaket erzeugt wird, kann der Fremdschlüssel des 
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Einzelgebäudes auf das Wärmeversorgungspaket gesetzt werden. Im Startjahr 2006 der Simulation ist der Fremdschlüssel des Wärmeversorgungspakets zum vorherigen Wärmeversorgungspaket „null“. Wird während der Simulation der Bestandsveränderung eine Änderung am Wärmeversorgungspaket durch-geführt, so wird ein neues Wärmeversorgungspaket erzeugt, das auf das alte Wärmeversorgungspaket per Fremdschlüssel verweist. Der Fremdschlüssel des zugehörigen Einzelgebäudes wird hinsichtlich des neuen Wärmeversor-gungspakets aktualisiert. Da Analoges für das Hüllenpaket gilt, ist die Entwick-lung jedes Einzelgebäudes in Bezug auf dessen Wärmeversorgungspaket und Hüllenpaket vollständig nachvollziehbar.  
Tabelle 26: Attribute, Kürzel, Wertebereiche und Quellen je Wärmeversorgungspaket v Attribut Kürzel Wertebereich QuelleID v Long Beliebig, wenn eindeutig Fremdschlüssel Wärmeversorgungspaket vorherig - Long Zugehöriges vorheriges Wärmever-sorgungspaket v Beschreibung - String Beliebige Anmerkung Jedes Wärmeversorgungspaket wird auf Basis des SUF des Mikrozensus 2006 erzeugt. Auf Basis ausgewählter Merkmale des Mikrozensus wird durch Zie-hung aus einer Wahrscheinlichkeitsverteilung für jedes Einzelgebäude be-stimmt, welche Wärmeerzeuger, welche Verrohrung und Speicher sowie wel-che Energieträgerverfügbarkeit das Wärmeversorgungspaket beinhaltet. Die herangezogenen Merkmale des Mikrozensus umfassen die überwiegend für die Beheizung der Wohnungen verwendete Energieart (EF497), die überwie-gend für die Warmwasserversorgung der Wohnungen verwendete Energieart (EF497), die Beheizungsstruktur bzw. Zentralität der Beheizung (EF496) so-wie die abgeleiteten Größen Baujahr des Gebäudes (vgl. Abschnitt 5.3.4) und Gebäudetyp (vgl. Abschnitt 5.3.5). Die in AWOHM berücksichtigten Wärmeer-zeuger, Verrohrungen und Speicher sowie die Energieträgerverfügbarkeit werden in den Abschnitten 5.3.9 bis 5.3.11 zusammen mit der jeweiligen Zu-ordnungsprozedur, die auf den erwähnten Mikrozensusmerkmalen basiert, erläutert. Die durch diesen Ansatz eingebrachte Unsicherheit wird in Kapitel 7 durch eine Monte-Carlo-Simulation analysiert. 



5 Entwicklung des akteursbasierten Wohngebäude- und Haushaltsmodells 

148 

5.3.9 Stammdaten Wärmeerzeuger, 
Wärmeerzeuger und  Energieträger Die Instanzen der Klassen Wärmeerzeuger und Stammdaten Wärmeerzeuger werden benötigt, um (bei gebäudeintegrierter Wärmeerzeugung) vom Wär-meoutput des Wärmeerzeugers, der basierend auf dem Nutzenergiebedarf zu-züglich Speicher- und Leitungsverlusten (vgl. Abschnitt 5.3.11) bestimmt wird, auf den Endenergiebedarf, d. h. den Wärmeerzeugerinput, Luftschadstoff- und Treibhausgasemissionen sowie Energiekosten zu schließen. Auch Investitio-nen in eine energetische Modernisierung werden durch die Wärmeerzeuger beeinflusst. Wärmeerzeuger werden auf Mikroebene modelliert. Stammdaten Wärmeerzeuger entsprechen dagegen Wärmeerzeugertypen. Attribute, Kürzel, Wertebereiche und Quellen zu den Stammdaten Wärmeerzeuger sind in Tabel-le 27 angegeben. Die Qualitätsstufe reicht von 0 (schlechteste – nicht mehr verbaubar) bis 3 (beste) und dient der Einschränkung zulässiger technischer Alternativen durch den Gesetzgeber. Beispiele bei gasbefeuerten Kesseln sind Brennwertkessel (Stufe 3) und Niedertemperaturkessel (Stufe 2). Die Quali-tätsstufen orientieren sich an Jahresnutzungsgraden und Emissionsfaktoren für CO2, NOx, SO2, VOC, CH4, NMVOC und PM, die jeweils für die Bestimmung von Endenergiebedarf und Emissionen benötigt werden.  Die auf den gesamten deutschen Anlagenbestand in Wohngebäuden bezogenen Attribute geräte- und brennstoffbezogener Endenergieverbrauch, jährliche Vollbenutzungsstunden, Anlagenbestand in den Altersklassen (bez. des Einbaujahrs) bis 1989, 1990-2004 und ab 2005 sowie mittlere Leistung können zur Plausibilisierung der Modellergebnisse auf Deutschlandebene herangezogen werden. Die Eignung eines Wärmeerzeugertyps für einen Gebäudetyp wird durch die Leistungsklas-se, die durch eine Untergrenze und eine Obergrenze definiert wird, festgelegt bzw. eingeschränkt. Zu einer Referenzleistung wird die Investition für den Wärmeerzeuger mit Preisstand, enthaltenen Elementen und Modernisierungs-anteil vorgehalten. Somit können bei Erreichen der Lebensdauer eines alten Wärmeerzeugers die Investition in potenzielle neue Wärmeerzeuger sowie der 
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Modernisierungsanteil bestimmt werden. Als Vorbereitung für die Zuordnung der Einzelgebäude zu den Stammdaten Wärmeerzeuger wurden für Letztere Annahmen getroffen, ob diese für eine dezentrale Raumheizung, Etagenraum-heizung, zentrale Raumheizung, dezentrale WW84-Bereitung, Etagen-WW-Bereitung, zentrale WW-Bereitung, dezentrale Raumwärme- und WW-Bereitung, Etagen-Raumwärme- und -WW-Bereitung sowie zentrale Raum-wärme- und Warmwasserbereitung eingesetzt werden können. Des Weiteren wurde spezifiziert, ob diese als Haupt- oder Nebenversorger einsetzbar sind. In Bezug auf die Simulation der Bestandsentwicklung wird auch vorgegeben, welche Wärmeerzeuger ab 2006 noch verbaubar sind. Die Stammdaten der Wärmeerzeuger basieren überwiegend auf der Arbeit von Struschka u. a. (2008). Da sich deren Arbeit auf Feuerungsanlagen beschränkt, wurden diese Wärmeerzeuger um elektrische (dezentrale WW-Bereitung, dezentrale Raum-wärmebereitstellung, zentrale Anlagen) und solarthermische (Flach- und Röh-renkollektoren) Wärmeerzeuger sowie Fernwärmeübergabestationen ergänzt, womit sich insgesamt 83 Wärmeerzeugertypen (vgl. Anhang A.1) ergeben.  Die modellierten Wärmeerzeugertypen entsprechen (insbesondere bei Fest-brennstoffen) Wärmeerzeuger-Energieträger-Kombinationen und umfassen als Energieträger Gas, Öl, Holz/Holzpellets, Elektrizität, Heizöl, Bri-ketts/Braunkohle, Steinkohle/-koks/-briketts, Böhmische/Lausitzer Braun-kohlebriketts, Solarenergie und Fernwärme. Die Merkmale EF497 und EF498 des Mikrozensus sind mit den Ausprägungen Fernwärme, Gas, Elektrizität, Briketts oder Braunkohle, Koks oder Steinkohle sowie Holz oder sonstige er-neuerbare Energieträger (Sonnen-, Windenergie, Wärmepumpe u. Ä.) aggre-gierter. Diese werden ergänzt um Solarenergie auch in AWOHM verwendet bzw. wird auf diese per Fremdschlüssel verwiesen.   

84 WW steht für Warmwasser. 
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Tabelle 27: Attribute, Kürzel, Wertebereiche und Quellen der Stammdaten Wärmeerzeu-ger vws (Instanzen der Klasse finden sich in Tabelle 131 in Anhang A.1) Attribut Kürzel Wertebereich Quelle ID vws Long Beliebig, wenn eindeutig Beschreibung - String Beliebige Anmerkung Qualitätsstufe - 0, 1(*), 2(**), 3(***) Annahmen des Autors Jahresnutzungsgrad Double [-] Annahmen des Autors basierend auf Pistohl (2000) CO2-Emissionsfaktor (exkl. Biomasse) , , . Double [kg/kWh] Struschka u. a. (2008) CO2-Emissionsfaktor , mit ∈ ={ , , , ,, , } 
Double [kg/kWh]NOx-Emissionsfaktor Double [kg/kWh]SO2-Emissionsfaktor Double [kg/kWh]VOC-Emissionsfaktor Double [kg/kWh]CH4-Emissionsfaktor Double [kg/kWh]NMVOC-Emissionsfaktor Double [kg/kWh]PM-Emissionsfaktor Double [kg/kWh]Gerätbezogener Endenergieverbrauch 2005 - Double [TJ/a]Brennstoffbezogener Endenergieverbrauch 2005 - Double [TJ/a]Jährliche Vollbenutzungsstunden - Double [h/a]Bestand in 2005 mit Baujahr bis 1989 - Integer [Wärmeer-zeuger]Bestand in 2005 mit Baujahr 1990-2004 - Integer [Wärmeer-zeuger]Bestand in 2005 mit Baujahr ab 2005 - Integer [Wärmeer-zeuger]Mittlere Leistung - Double [kW]Leistungsklasse - 1, 2, 3Untergrenze der Leistungsklasse - Double [kW]Obergrenze der Leistungsklasse - Double [kW]Referenzleistung - Double [kW]Ist Pelletkessel  Ja, neinFremdschlüssel Energieträger (bzw. Anteil eines Energieträgers am Endenergiebedarf) , Long bzw. double (vgl. Tabelle 29)Investition (brutto) Double [€] Staatliche Vermögens- und Hochbauverwaltung Baden-Württemberg (2006) Preisstand - Integer [a]In Investition enthalten - StringModernisierungsanteil Double [€/€] Annahmen des Autors basierend auf Verhoog (2012) Lebensdauer - Double [a] Annahmen des Autors basierend auf VDI 2067 (2000) Verbaubar - Ja, nein Annahmen des Autors Kompatibel mit Raumheizung dezentral - Ja, neinKompatibel mit Raumheizung Etage - Ja, neinKompatibel mit Raumheizung zentral - Ja, neinKompatibel mit Raumwärme- und WW-Bereitung dezentral - Ja, neinKompatibel mit Raumwärme- und WW-Bereitung Etage - Ja, neinKompatibel mit Raumwärme- und WW-Bereitung zentral - Ja, neinKompatibel mit WW-Bereitung dezentral - Ja, neinKompatibel mit WW-Bereitung Etage - Ja, neinKompatibel mit WW-Bereitung zentral - Ja, neinMöglicher Hauptversorger - Ja, neinMöglicher Nebenversorger - Ja, nein
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Attribute, Kürzel, Wertebereiche und Quellen zu Energieträgern sind in Tabel-le 28 angegeben. Über die Attribute können auf Basis des Endenergiebedarfs auch die Energiekosten sowie der gesamte und der nicht erneuerbare Primär-energiebedarf85 bestimmt werden. Auch qualitative Rückschlüsse hinsichtlich Unabhängigkeit bei der Energieversorgung86, Prestige87 und der Nutzung er-neuerbarer Energien können basierend auf den Energieträgern gezogen werden.
Tabelle 28: Attribute, Kürzel, Wertebereiche und Quellen der Energieträger et Attribut Kürzel Wertebereich QuelleID et Long Beliebig, wenn eindeutig Energieträgername - String SUF 2006 – EF497 und EF498Endenergiebezogener Preis eines Energieträgers (inkl. Abgaben und Steuern, 2006) Double [€/kWh] AGFW (2010); Frontier Economics Ltd. (2010); Deutscher Energieholz-und Pellet-Verband e.V. (2013)Primärenergiefaktor (einschließlich erneuerba-rem Anteil) eines Energieträgers [kWh/kWh] Double [kWh/kWh] DIN EN 15603 (2008) Primärenergiefaktor (nicht erneuerbarer Anteil) eines Energieträgers [kWh/kWh] , Double [kWh/kWh]Unabhängigkeit eines Energieträgers [-] 0 (niedrig), 1, 2,3 (hoch) Annahmen des Autors Prestige eines Energieträgers [-] Ist erneuerbar - Ja, nein
Tabelle 29 zeigt die in AWOHM verwendeten Instanzen der Klasse Energieträ-ger mit den zugehörigen Attributen. Die insbesondere bei Festbrennstoffen feinere Energieträgerdifferenzierung nach Struschka u. a. (2008) wird implizit über die wärmeerzeugerspezifischen Emissionsfaktoren berücksichtigt.  Zur Berücksichtigung der Leistung der Anlagentechnik wurden drei Leistungs-klassen (1: <25 kW; 2: 25-50 kW; 3: 50-1000 kW) unterschieden und den aus den Mikrozensusmerkmalen abgeleiteten Gebäudetypen RH/EFH (<25 kW), MFH/MFH_NBL (25-50 kW) und GMH/GMH_NBL/HH/HH_NBL (50-1.000 kW) 
85 Vgl. Fußnote 187 und Abschnitt 8.2 bez. indirekter Emissionen. Diese werden in AWOHM nicht berücksichtigt. 86 Als Beurteilungskriterien werden dabei die generelle Abhängigkeit von einem Energielieferanten, die Speicherfähigkeit von Energieträgern in der Immobilie (Entkopplung von Bereitstellung und Bedarf) und die Importabhängigkeit von Energieträgern herangezogen. 87 Als Beurteilungskriterien werden dabei Treibhausgas- und Luftschadstoffemissi-onen sowie der Innovationsgrad von Technologien herangezogen. 
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zugeordnet. Hintergrund der unterschiedenen Leistungsklassen sind über-schlägig angenommene Heizlasten der unterschiedlichen Gebäudegrößen in der Gebäudetypologie. Die angenommene Kesselauslegung orientiert sich da-mit nicht an der exakten Heizlast, die sich je nach Sanierungszustand der Ge-bäudehülle und Nutzerverhalten unterscheidet, sondern stellt eine Abschät-zung der möglichen Bandbreite dar. Die gewählten Leistungsintervalle sind insbesondere an der Möglichkeit der Zuordnung von Emissionsfaktoren auf Basis von Struschka u. a. (2008) ausgerichtet. Bei der Beheizungsstruktur (EF496) werden im Mikrozensus Fernheizung, Block- oder Zentralheizung, Etagenheizung sowie Einzel- oder Mehrraumöfen (auch Elektrospeicher) dif-ferenziert.  Tabelle 29: In AWOHM verwendete Instanzen der Klasse Energieträger (Datengrundla-ge: vgl. Tabelle 28) ID Energieträgername Preise 2006, brutto [€/kWh] Primärenergiefaktoren [kWh/kWh] Unab-hängig-keit Pres-tige Ist erneu-erbar Nicht erneuerbar Erneuerbar1 Fernwärme 0,07 0,6 0,6 0 2 Nein 2 Gas 0,06 1,36 1,36 0 1 Nein 3 Elektrizität 0,19 3,14 3,31 0 0 Nein 4 Heizöl 0,06 1,35 1,35 1 1 Nein 5 Briketts, Braunkohle 0,05 1,4 1,4 2 0 Nein 6 Koks, Steinkohle 0,05 1,53 1,53 2 0 Nein 7 Holz oder sonstige erneuerbare Energieträger (ohne Solarenergie) 0,05 0,06 1,06 2 2 Ja 8 Solarenergie 0 0 1 3 3 Ja Attribute, Kürzel, Wertebereiche und Quellen je Wärmeerzeuger sind in Tabel-le 30 angegeben. Eine Instanz der Klasse Wärmeerzeuger wird für jedes Wär-meversorgungspaket und damit für jedes Einzelgebäude mindestens einmal erzeugt und spezifiziert die Anzahl an Anlagen eines Wärmeerzeugertyps, d. h. einer Instanz der Klasse Stammdaten Wärmeerzeuger, die ein Wärmeversor-gungspaket umfasst. Ein Wärmeversorgungspaket kann also mehrere Wärme-erzeuger umfassen.  Bei der Zuordnung von Wärmeerzeugern zu einem Wärmeversorgungspaket und damit Einzelgebäude wird im ersten Schritt überprüft, ob zwischen dem Gebäudebaujahr und dem Startjahr der Simulation (2006) die basierend auf VDI 2067 (2000) mit 20 Jahren angesetzte Lebensdauer von Wärmeerzeugern 
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(sonstige Parameter) überschritten wurde und, falls ja, in welchem Jahr – dem Baujahr des „neuen“ Wärmeerzeugers. Falls sie mehrfach überschritten wurde, so wird der spätere Zeitpunkt gewählt. Zudem wird die Leistungsklasse des Einzelgebäudes auf Basis der Gebäudetypen bestimmt bzw. abgeschätzt. Tabelle 30: Attribute, Kürzel, Wertebereiche und Quellen je Wärmeerzeuger vw Attribut Kürzel Wertebereich QuelleID vw Long Beliebig, wenn eindeutig Fremdschlüssel Wärmeversor-gungspaket - Long Zugehöriges Wärmeversorgungspaket vFremdschlüssel Stammdaten Wärmeerzeuger   Long Zugehörige Stammdaten Wärmeerzeuger vwsAnzahl - Integer [Wärmeer-zeuger] Vgl. Tabelle 32Deckungsanteil WW , Double [-] Annahmen des Autors Deckungsanteil Raumwärme , Double [-]Baujahr - Integer [a] Abgeleitet auf Basis des Baujahrs des Gebäu-des (Einzelgebäude) und der Lebensdauer von Wärmeerzeugern (sonstige Parameter)Leistung - Double [kW] Mittlere Leistung aus zugehörigen Stammda-ten Wärmeerzeuger Im zweiten Schritt werden für jedes Wärmeversorgungspaket die potenziellen Wärmeerzeuger identifiziert. Basis für diese Zuordnung ist eine Klasse mit den in Tabelle 31 dargestellten Attributen. Für jede in den Datensätzen des SUF des Mikrozensus 2006 vorkommende Kombination aus dem überwiegend für die Raumwärme und die Warmwasserbereitung verwendeten Energieträger, der Beheizungsstruktur bzw. Zentralität sowie der vom Gebäudetyp abgeleiteten Leistungsstufe der Raumheizung wird angegeben, welche Stammdaten Wär-meerzeuger in Frage kommen und wofür diese eingesetzt werden können (reine Raumheizung/kombinierte Raumheizung und Warmwasserbereitung/ reine Warmwasserbereitung). Somit kann für jedes Wärmeversorgungspaket eine Liste potenzieller Stammdaten Wärmeerzeuger identifiziert werden. Da zu der über Tabelle 31 spezifizierten Klasse 2.251 Instanzen existieren, wird auf eine vollständige Darstellung verzichtet und im Folgenden nur auf die wichtigsten der Zuordnung zugrundeliegenden Prinzipien eingegangen.  Liegt eine Fernwärme-, Block- oder Zentralheizung vor, so entspricht die Leis-tungsklasse des Wärmeerzeugers für die Raumwärmebereitstellung derjeni-gen des Gebäudetyps. Liegt eine Etagenheizung bzw. Einzel- oder Mehrraum-
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öfen vor, so entspricht die Leistungsklasse des Wärmeerzeugers für die Raumwärmebereitstellung der niedrigsten Leistungsklasse (<25 kW). Dies gilt auch im Falle einer kombinierten Raumwärme- und Warmwasserbereitung. Bei separater Warmwasserbereitung wird grundsätzlich die niedrigste Leis-tungsklasse (<25 kW) für die Warmwasserbereitung unterstellt.  
Tabelle 31: Attribute, Wertebereiche und Quellen der Klasse zur Zuordnung potenzieller Wärmeerzeuger und Einsatzbereiche zu den Anlagentechnikmerkmalen des SUF des Mikrozensus 2006 Attribut Wertebereich QuelleID Long Beliebig, wenn eindeutig Fremdschlüssel  Energieträger Raum-heizung Long (vgl. Tabelle 28 und Tabelle 29) SUF 2006 – EF 497 Fremdschlüssel Energieträger WW Long (vgl. Tabelle 28 und Tabelle 29) SUF 2006 – EF 498 Zentralität Mikrozensus 1 (Fernheizung), 2 (Blockheizung, Zentralheizung), 3 (Etagenheizung),  4 (Einzel- oder Mehrraumöfen, auch Elektro-speicher)

SUF 2006 – EF 496 
Leistungsklasse Raumheizung 1 (<25 kW), 2 (25-50 kW), 3 (50-1000 kW) Abgeleitet vom GebäudetypFremdschlüssel Stammdaten Wärmeer-zeuger Long Zugehörige Stammdaten  Wärmeerzeuger wws Ist raumheizungskompatibel Ja, nein Annahmen des Autors Ist raumheizungs-WW-kompatibel Ja, neinIst WW-kompatibel Ja, nein
Die Einsatzbereiche eines Wärmeerzeugers können, müssen aber nicht eindeu-tig sein. Bspw. werden Durchlaufwasserheizer und Vorratswasserheizer ein-deutig für die Warmwasserbereitstellung, Kombiwasserheizer eindeutig für die kombinierte Raumwärme- und Warmwasserbereitstellung und Kamine eindeutig für die reine Raumwärmebereitstellung eingesetzt. Auf der anderen Seite kann jegliche Art von Zentralheizung sowohl für die reine Raumwärme-bereitstellung als auch für die kombinierte Raumwärme- und Warmwasserbe-reitstellung eingesetzt werden. Nebenwärmeerzeuger werden nur im Falle der Warmwasserbereitung berücksichtigt, nämlich falls die Raumwärmebereitstel-lung zentral, aber nicht überwiegend mittels erneuerbarer Energieträger er-folgt und die Warmwasserbereitung überwiegend mittels erneuerbarer Ener-gieträger. In diesem Falle wird angenommen, dass die Warmwasserbereitung auf Solarenergie und Zentralheizung basiert. 
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Im dritten Schritt werden die potenziellen Wärmeversorgungspakete identifi-ziert. Hierbei ist die Grundvoraussetzung, dass sowohl Raumwärme als auch Warmwasser erzeugt werden kann. Dies bedeutet, dass nur Kombinationen von Wärmeerzeugern möglich sind, die hinsichtlich ihrer Einsatzbereiche bei-des abdecken können. Tabelle 32 gibt eine Übersicht über Art und Anzahl von Wärmeerzeugern und Verrohrungen in Abhängigkeit von den potenziellen Wärmeerzeugern, der Zentralität und dem Energieträger für die Warmwas-serbereitung. Es wird angenommen, dass jeder potenzielle Wärmeerzeuger, der nur Raumwärme bereitstellen kann, mit jedem Wärmeerzeuger, der nur Warmwasser bereitstellen kann, kombiniert werden kann. Zudem können Wärmeerzeuger, die kombiniert Raumwärme und Warmwasser bereitstellen können, entweder alleine oder in Kombination mit solarthermischer Unter-stützung eingesetzt werden. Neben der Anzahl der benötigten Wärmeerzeuger werden auch Anzahl und Art der benötigten Verrohrungen abgeschätzt. Am Rande werden auch Speicher, Heizkörper, Schaltungen und Pumpen berück-sichtigt (vgl. Abschnitt 5.3.11). Bei Fern-, Block- oder Zentralheizung werden für die Raumwärmebereitstel-lung ein Wärmeerzeuger, eine zentrale Verrohrung sowie die zugehörigen Heizkörper, Schaltungen und Pumpen benötigt. Erfolgen die Raumwärmebe-reitstellung und die Warmwasserbereitung getrennt, so werden im Falle elekt-rischer Warmwasserbereitung pro Wohnung zwei Warmwassererzeuger und dezentrale Verrohrungen, Schaltungen und Pumpen angesetzt. Im Falle nicht-elektrischer Warmwasserbereitung wird von einem Wärmeerzeuger sowie einer zentralen Warmwasserverrohrung samt Schaltungen und Pumpen aus-gegangen. Bei kombinierter Raumwärme- und Warmwassererzeugung wird eine zentrale Warmwasserverrohrung samt Schaltungen und Pumpen unter-stellt, wobei im Falle solarthermischer Unterstützung ein zweiter Wärmeer-zeuger hinzukommt.    
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Tabelle 32: Übersicht über Art und Anzahl von Verrohrung und Wärmeerzeugern in Ab-hängigkeit von den potenziellen Wärmeerzeugern, der Zentralität und dem Energieträ-ger für die Warmwasserbereitung (Datengrundlage: Annahmen); WE: Anzahl Wohnein-heiten; WW: Warmwasser, RW: Raumwärme88  
Wärme

erzeug
er 1 

Wärme
erzeug

er 2 Zentralität Energieträ-ger WW Anzahl Wärmeerzeuger Verrohrungsart Verrohrungsan-zahl RW WW Kombi RW WW RW WW 

Reine R
aumhe

izungsk
ompati

bili-
tät Reine W

W- Kom
patibili

tät 

Fern-, Block- oder Zentralheizung Elektrizität 1 2* WE - Zentral Dezent-ral 1 2* WESonstige 1 1 - Zentral Zentral 1 1 Etagenheizung Elektrizität WE 2* WE - Etage Etage WE 2* WEFernwärme WE 1 - Etage Zentral WE 1 Sonstige WE WE - Etage Etage WE WE Einzel- oder Mehr-raumöfen Elektrizität 3*WE WE - Dezentral (fiktiv) Dezent-ral 3*WE WE Fern-wärme 3*WE 1 - Dezentral (fiktiv) Zentral 3*WE 1 Sonstige 3*WE WE - Dezentral (fiktiv) Dezent-ral 3*WE WE 

Raumh
eizung

s-WW-
Kompa

tibilitä
t Solar- thermi

e Fern-, Block- oder Zentralheizung Erneuer-bare Ener-gien - 1 1 Zentral Zentral 1 1 Etagenheizung - 1 WE Etage Etage WE WE 

- 

Fern-, Block- oder Zentralheizung Beliebige - - 1 Zentral Zentral 1 1 Etagenheizung - - WE Etage Etage WE WE Einzel- oder Mehr-raumöfen - - WE Dezentral (fiktiv) Dezent-ral WE WE 
Bei Etagenheizungen werden für die Raumwärmebereitstellung pro Wohnung ein Wärmeerzeuger sowie eine Verrohrung samt Heizkörpern, Schaltungen und Pumpen angesetzt. Bei Einzel- oder Mehrraumöfen wird für die Raum-wärmebereitstellung bei getrennter Raumwärme- und Warmwasserbereitung pro Wohnung von drei Wärmeerzeugern ausgegangen. Verrohrung, Heizkör-per, Schaltungen und Pumpen sind in diesem Falle nur fiktiv. Bei kombinierter Erzeugung wird ein kombinierter Raumwärme-Warmwassererzeuger pro Wohnung unterstellt. Die jeweilige Warmwasserversorgung ist Tabelle 32 zu entnehmen.  
88 Der Fall der Etagenheizung mit solarthermischer Unterstützung bezieht sich überwiegend auf (wenige) Mikrozensusdatensätze, bei denen bei Ein- und Zweifa-milienhäusern Etagenheizungen angegeben wurden.  
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Im vierten Schritt wird jedem potenziellen Wärmeversorgungspaket, da meist mehrere existieren, eine Wahrscheinlichkeit zugeordnet und anschließend aus der dadurch definierten Wahrscheinlichkeitsverteilung ein Wärmeversor-gungspaket gezogen. Die dadurch eingebrachte Unsicherheit wird wiederum mittels Monte-Carlo-Simulation in Kapitel 7 analysiert. Für die Bestimmung der Wahrscheinlichkeit eines Wärmeversorgungspakets wird zunächst für alle zugehörigen Wärmeerzeuger der Gesamtbestand in privaten Haushalten in Deutschland in den jeweiligen Wärmeerzeugeraltersklassen bestimmt (vgl. Tabelle 30 für das Baujahr und Tabelle 27 für den Wärmeerzeugerbestand der jeweiligen Altersklasse – Merkmale: Bestand in 2005 mit Baujahr bis 1989, 1990-2004 und ab 2005). Der Gesamtbestand wird anschließend durch die Anzahl der in diesem Gebäude benötigten Wärmeerzeuger dieses Typs geteilt. Enthält das Wärmeversorgungspaket Wärmeerzeuger unterschiedlichen Typs, so wird das Minimum der sich ergebenden korrigierten Gesamtbestände ge-wählt.89 Aus den resultierenden korrigierten Gesamtbeständen je Wärmever-sorgungspaket werden Wahrscheinlichkeiten abgeleitet, indem Erstere durch die Summe der korrigierten Gesamtbestände aller potenziellen Wärmeversor-gungspakete geteilt werden. Für den unbekannten Anlagenbestand von elekt-rischen und fernwärmebasierten Wärmeerzeugern wird eine hinreichend gro-ße Zahl angesetzt, sodass die Ziehung durch diesen nicht beeinflusst wird. Da die verwendete Differenzierung bei diesen (elektrischen und fernwärmeba-sierten) Wärmeerzeugern kaum Alternativen vorsieht, führt dieses Vorgehen zu vernachlässigbaren Unsicherheiten. Der bisher niedrige Anteil von Wärme-pumpen (vgl. Diefenbach u. a. 2010) und Mikro-Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen wird bei dem beschriebenen Ansatz für den Startbestand vernachläs-
89 Dabei wird implizit angenommen, dass die Wahrscheinlichkeit eines Wärmever-sorgungspakets durch den Gesamtbestand des seltensten Wärmeerzeugers deter-miniert wird (bspw. der Gas-Brennwertkessel bei Kombinationen von Gas-Brennwertkesseln mit elektrischen Durchlauferhitzern) und unabhängig von dem Gesamtbestand der häufiger vorkommenden Wärmeerzeuger ist (bspw. der elekt-rischen Durchlauferhitzer bei Kombinationen von Gas-Brennwertkesseln mit elekt-rischen Durchlauferhitzern). 
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sigt und anderen Wärmeerzeugern zugerechnet. Eine weitere Einschränkung des Ansatzes ist, dass die Hochrechnungsfaktoren des Mikrozensus, die zu ei-ner Modifikation der Wahrscheinlichkeitsverteilung führen können, unberück-sichtigt bleiben. Insgesamt ermöglicht das Vorgehen jedoch die Ermittlung von Startbeständen auf Mikroebene, die mit dem Mikrozensus vollständig konsis-tent sind. Inwieweit mittels der getroffenen Annahmen eine Konsistenz der Startbestände mit Statistiken zum Wärmeerzeugerbestand (Merkmale zum Wärmeerzeugerbestand der jeweiligen Altersklasse) erreicht werden kann, wird bei der Plausibilisierung der Startbestandserstellung in Abschnitt 7.1 be-trachtet. 
5.3.10 Stammdaten Energieträgerverfügbarkeit und  

Energieträgerverfügbarkeit Attribute, Kürzel, Wertebereiche und Quellen der Stammdaten Energieträger-verfügbarkeit sind in Tabelle 33 angegeben. Den Leistungsklassen der Gebäu-de entsprechend wird die Energieträgerverfügbarkeit für RH/EFH, MFH und GMH/HH (inkl. der Sonderbauten in den neuen Bundesländern) unterschie-den. Die jeweilige Zugehörigkeit wird durch die booleschen Anwendbarkeits-attribute kenntlich gemacht. Es werden Heizöltank und Kelleraufstellung, Erd-gasanschluss, Flüssiggastank, Sacksilo und Fördereinrichtung, Schornstein bzw. Fernwärmeanschluss, Festbrennstofflager (ausschließlich Pellets) und Elektrizitätsanschluss unterschieden. Die Energieträgerverfügbarkeit zu Be-ginn der Simulation im Jahr 2006 wird auf Basis der verwendeten Energieträ-ger bestimmt. Zusätzlich wird angenommen, dass jedes Gebäude über einen Elektrizitätsanschluss verfügt. Die Energieträgerverfügbarkeit ist insbesonde-re von Bedeutung bei der Modellierung von Energieträgerwechseln, da dabei Investitionen (bspw. für einen Erdgasanschluss), umlagefähige Modernisie-rungsanteile und teilweise als Investitionen interpretierbare Ausgaben für die Demontage und Entsorgung eines alten Öltanks notwendig sind, die mit einer Beschreibung der enthaltenen Positionen im Modell  vorgehalten werden. Die Investitionen beziehen sich auf eine Referenzfläche. 
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Tabelle 33: Attribute, Kürzel, Wertebereiche und Quellen der Stammdaten Energieträ-gerverfügbarkeit ves (Instanzen der Klasse finden sich in Tabelle 134 in Anhang A.1) Attribut Kürzel Wertebereich QuelleID ves Long Beliebig, wenn eindeutig Beschreibung - String Beliebige Anmerkung Anwendbarkeit in RH und EFH - Ja, nein Annahmen des Autors Anwendbarkeit in MFH (bzw. MFH_NBL) - Ja, neinAnwendbarkeit in GMH und HH (bzw. GMH_NBL und HH_NBL) - Ja, neinFremdschlüssel Energieträger - Long (vgl. Tabelle 29) Zugehöriger EnergieträgerInvestition (brutto) Double [€] Staatliche Vermögens- und Hoch-bauverwaltung Baden-Württemberg (2006) Preisstand - Integer [a]In Investition enthalten - StringDemontage- und Entsorgungsausgaben Double [€]In Demontage- und Entsorgungsausgabenenthalten - StringReferenzfläche - Double [m²]Modernisierungsanteil Double [€/€] Annahmen des Autors basierend auf Verhoog (2012) Die Instanzen der Klasse Energieträgerverfügbarkeit, deren Attribute, Kürzel, Wertebereiche und Quellen in Tabelle 34 angegeben sind, weisen auf Mikro-ebene einem Wärmeversorgungspaket eine oder (über mehrere Instanzen) mehrere Stammdaten Energieträgerverfügbarkeit, d. h. Energieträgerverfüg-barkeitstypen, zu. Das Baujahr der entsprechenden Komponenten wird dabei ebenfalls vorgehalten. Das Vorgehen zur Ermittlung der Instanzen wurde in Abschnitt 5.3.9 beschrieben. 
Tabelle 34: Attribute, Kürzel, Wertebereiche und Quellen je Energieträgerverfügbarkeit ve Attribut Kürzel Wertebereich QuelleID ve Long Beliebig, wenn eindeutigFremdschlüssel Wärmeversor-gungspaket  - Long Zugehöriges Wärmeversorgungspaket v Fremdschlüssel Stammdaten Energieträgerverfügbarkeit   Long Zugehörige Stammdaten  Energieträgerverfügbarkeit vesBaujahr - Integer [a] Abgeleitet auf Basis des Baujahrs des Gebäudes (Einzel-gebäude) und der Lebensdauer von Wärmeerzeugern (sonstige Parameter)
5.3.11 Stammdaten Verrohrung und Speicher 

sowie Verrohrung und Speicher Attribute, Kürzel und Wertebereiche je Stammdaten Verrohrung und Speicher sind mit den zugehörigen Quellen in Tabelle 35 angegeben. Entsprechend den Leistungsklassen der Gebäude werden Verrohrungen und Speicher für RH/EFH, MFH und GMH/HH (inkl. der Sonderbauten in den neuen Bundeslän-
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dern) unterschieden. Die jeweilige Zugehörigkeit wird durch die booleschen Anwendbarkeitsattribute kenntlich gemacht. Verrohrung und Speicher werden für Raumwärme und Warmwasser separat abgebildet. Bei WW werden de-zentrale, Etagen- und zentrale Verrohrungen unterschieden. Analoges gilt für Speicher, Schaltungen und Pumpen. Bei der Raumwärmebereitstellung werden Etagen- sowie zentrale Verrohrungen (inkl. Heizkörper) sowie Speicher, Schal-tungen und Pumpen unterschieden. Zudem werden (teils) fiktive dezentrale Verrohrungen modelliert. Bei RH/EFH entfallen die Etagenvarianten. Es wer-den zu einer Referenzfläche gehörende Investitionen samt Preisstand, enthal-tenen Positionen und Modernisierungsanteilen in AWOHM vorgehalten. Durch das Attribut Effizienz können Leitungs- und Speicherverluste berücksichtigt werden. Insbesondere beim Einbau neuer Wärmeerzeuger kann die Art der existierenden Verrohrung die Anzahl und die Größe neuer Wärmeerzeuger determinieren, bzw. eine neue Verrohrung kann notwendig werden und somit zu hohen Investitionen führen. Tabelle 35: Attribute, Kürzel, Wertebereiche und Quellen der Stammdaten Verrohrung und Speicher vvs Attribut Kürzel Wertebereich QuelleID vvs Long Beliebig, wenn eindeutig Anwendbarkeit in RH und EFH - Ja, nein Annahmen des Autors Anwendbarkeit in MFH (bzw. MFH_NBL) - Ja, neinAnwendbarkeit in GMH und HH (bzw. GMH_NBL und HH_NBL) - Ja, neinIst Raumwärmeverrohrung - Ja, neinReferenzfläche - Double [m²] Staatliche Vermögens- und Hochbauver-waltung Baden-Württemberg (2006) Investition (brutto) Double [€]Preisstand - Integer [a]In Investition enthalten - StringModernisierungsanteil Double [€/€] Annahmen des Autors Effizienz Double [-] Annahmen des Autors basierend auf Pistohl (2000)Attribute, Kürzel, Wertebereiche und Quellen der Klasse Verrohrung und Spei-cher sind in Tabelle 36 angegeben. Die Instanzen dieser Klasse spezifizieren auf Mikroebene, welche Verrohrungs- und Speichertypen in welcher Anzahl zu einem Wärmeversorgungspaket gehören und wann diese eingebaut wurden. Das Vorgehen zur Ermittlung dieser Instanzen wurde in Abschnitt 5.3.9 be-schrieben. 
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Tabelle 36: Attribute, Kürzel, Wertebereiche und Quellen zu Verrohrung und Speicher vv Attribut Kürzel Wertebereich QuelleID vv Long Beliebig, wenn eindeutig Fremdschlüssel Stammdaten Verrohrung und Speicher   Long Zugehörige Stammdaten  Verrohrung und Speicher  vvsFremdschlüssel Wärmeversor-gungspaket - Long Zugehöriges Wärmeversorgungspaket v Anzahl - Integer [Verrohrun-gen und Speicher] Vgl. Tabelle 32Baujahr - Integer [a] Abgeleitet auf Basis des Baujahrs des Gebäudes (Einzelgebäude) und der Lebensdauer von Wärme-erzeugern (sonstige Parameter) 
5.3.12 Bundesland, Kreis und Gemeinde Nach der in den vorigen Abschnitten geschilderten integrierten Abbildung von Gebäudehülle, Anlagentechnik und Bewohner bzw. Eigentümer wird in diesem Abschnitt auf die räumliche Verteilung der Gebäude und Bewohner in AWOHM eingegangen. Die räumliche Differenzierung ist bspw. für die Bewertung von Luftschadstoffemissionen und deren Minderung, für die Identifizierung ggf. regional konzentrierter finanzieller Belastungen einkommensschwacher Haushalte sowie für die Modellierbarkeit von Umzug und Leerstand von Be-deutung. Gebäude- und Haushaltsentwicklung werden auf Basis des Mikrozen-sus 2006 simuliert. Für den Bestand im Jahr 2006 sind Bundesland und Ge-meindegrößenklasse sowie an Eckwerte des Wohngebäudebestands angepass-te Hochrechnungsfaktoren bekannt. Die Ergebnisse von AWOHM können nach der Anwendung der Hochrechnungsfaktoren demnach direkt nach Bundesland und Gemeindegrößenklasse differenziert betrachtet werden. Die betrachteten Gemeindegrößenklassen entsprechen dem Merkmal EF536 des Mikrozensus 2006 und sind vom Bundesland abhängig. Sie beziehen sich auf die Einwoh-nerzahlen der Gemeinden. Für Baden-Württemberg, Bayern, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Sachsen, Schleswig-Holstein und Thüringen werden die Klas-sen <5.000, 5.000-19.999, 20.000-99.999, 100.000-499.999 und ≥500.000, für Hessen, Nordrhein-Westfalen und Sachsen-Anhalt die Klassen <20.000, 20.000-99.999, 100.000-499.999 und ≥500.000 und für Brandenburg, Meck-lenburg-Vorpommern und Saarland die Klassen <5.000, 5.000-19.999, 20.000-499.999 und ≥500.000 unterschieden. Im Falle von Berlin, Bremen und Ham-burg existiert nur die Klasse ≥500.000. 
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Neben dem SUF des Mikrozensus stehen amtliche Statistiken über Bundeslän-der, Kreise und Gemeinden zur Verfügung, die allerdings einen wesentlich niedrigeren Differenzierungs- bzw. Detaillierungsgrad je Haushalt und Gebäu-de aufweisen (vgl. Statistisches Bundesamt 2008b). Um die räumliche Auflö-sung im Modell zu erhöhen, werden für die einzelnen Gemeinden (und auch die Kreise) neben ID, Name, dem Bundesland und dem Kreis die Anzahl an Wohneinheiten in Wohngebäuden mit einer, zwei bzw. mindestens drei Wohneinheiten, die Gesamtwohnfläche von Wohngebäuden, die Anzahl an Wohneinheiten in Gebäuden, die Gebietsfläche, die Siedlungsfläche für das Wohnen und die Einwohnerzahl für das Jahr 2006 vorgehalten (vgl. Tabel-le 37). Daten über die Altersstruktur des Wohngebäudebestands in den einzel-nen Gemeinden stehen im verwendeten Datensatz nicht zur Verfügung.90 Über die Einwohnerzahl können die Gemeinden eines Bundeslands einer Gemein-degrößenklasse zugeordnet werden. Zur Erhöhung der räumlichen Auflösung bis zur Gemeindeebene kann die Ver-teilung des nach Bundesland und Gemeindegrößenklasse differenzierten Wohngebäude- und Haushaltsbestands anhand der drei Merkmale zur Anzahl der Wohneinheiten in Wohngebäuden in den Gemeinden auf Gemeindeebene abgeschätzt werden. Dabei wird implizit angenommen, dass Gebäude- und Haushaltscharakteristika für eine vorgegebene Gebäudegröße in den Gemein-den identisch verteilt sind (bspw. Altersstruktur, Beheizungsstruktur und bis-herige Sanierungstätigkeit), sofern diese sich im selben Bundesland befinden und zur selben Gemeindegrößenklasse gehören. Somit können beispielsweise Luftschadstoff- und Treibhausgasemissionen sowie der nach Endenergieträ-gern differenziert berechnete Endenergiebedarf für jede Gemeinde in Deutsch-land abgeschätzt werden. Zur Aggregation der Ergebnisse können die Emissio-nen und der Endenergiebedarf der zu einem Kreis gehörenden Gemeinden ggf. 
90 Der Zensus 2011 differenziert zwar die Altersstruktur der Gebäude auf Gemein-deebene, stand aber erst kurz vor Abschluss dieser Arbeit zur Verfügung und wur-de daher in dieser Arbeit nicht detailliert berücksichtigt. 
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aufsummiert und zur Bildung von vergleichbaren Kennwerten auf die Gebiets-fläche, die Siedlungsfläche für Wohnzwecke oder die Einwohnerzahl bezogen werden. Attribute, Kürzel und Wertebereiche je Bundesland, Kreis und Ge-meinde sind mit den zugehörigen Quellen in Tabelle 37 angegeben.91 Tabelle 37: Attribute, Kürzel, Wertebereiche und Quellen zu Bundesland, Kreis und Ge-meinde; WE: Wohneinheit Objekt Attribut Kürzel Wertebereich Quelle Bundesland pb, Kreis pk, Ge-meinde pg ID (AGS: Amtlicher Gemeinde-schlüssel) pb, pk, pg Long Statistik lokal (Sta-tistisches Bundes-amt 2008b) Name - StringAnzahl an WE in Wohngebäudenmit 1 WE # , , # , , # ,  mit ∈ ={1,2, ≥ 3}
Long [WE]Anzahl an WE in Wohngebäudenmit 2 WE Long [WE]Anzahl an WE in Wohngebäudenmit mindestens 3 WE Long [WE]Wohnfläche in Wohngebäuden - Double [m²]Anzahl an WE in Gebäuden - Long [WE]Gebietsfläche - Double [km²]Siedlungsfläche für Wohnzwecke , , Double [km²]Einwohnerzahl - Long [Personen] Bundesland pb Ist neues Bundesland Ja, neinKreis pk Fremdschlüssel Bundesland - LongNUTS3-Code (NUTS: Nomenclature of Territorial Units for Statistics) - String EUROSTAT (2013)Gemeinde pg Fremdschlüssel Kreis - Long Statistik lokal (Sta-tistisches Bundes-amt 2008b) Gemeindegrößenklasse - 1 (<5.000), 2 (5.000-19.999),  3 (20.000-99.999),  4 (100.000-499.999),  5 (≥500.000),  6 (<20.000),  7 (20.000-499.999)  [Personen]

Bestimmt basierend auf Einwohnerzahl

5.3.13 Stichprobenziehung, Leerstand und  
Hochrechnungsfaktoren In den vorigen Abschnitten wurde die integrierte Abbildung des Gebäude- und Haushaltsbestands erläutert. Das SUF des Mikrozensus 2006 diente hierbei als zentrale Datenquelle, mit der andere Datenquellen kombiniert wurden. Bei 

91 Zusätzlich zu den betrachteten Attributen könnten räumlich differenzierte Solar-strahlungsdaten und Heizgradtage verwendet werden, um die Unsicherheiten durch die Verwendung eines deutschlandweiten Referenzklimas zu reduzieren. Durch die Berücksichtigung der Verfügbarkeit von Gas- und Fernwärmenetzen auf Gemeindeebene könnten bestimmte Energieträgerwechsel ausgeschlossen werden. 
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dem SUF des Mikrozensus handelt es sich um eine Substichprobe des Mikro-zensus, die, wie der Mikrozensus selbst, mittels Hochrechnungsfaktoren auf die Gesamtbevölkerung bzw. den gesamten Wohnungsbestand in Deutschland hochskaliert werden kann. In diesem Abschnitt wird nach einer Einführung in die Stichprobenziehung beim Mikrozensus auf die Wahl eines geeigneten Hochrechnungsfaktors und den Umgang mit Leerstand eingegangen.  Auswahlbezirke Grundlage für die Stichprobenziehung beim Mikrozensus ist laut dem Statisti-schen Bundesamt (2005) die Aufteilung der Wohnungen in Deutschland in Auswahlbezirke (Klumpen). Ein Auswahlbezirk besteht aus benachbarten Ge-bäuden oder Gebäudeteilen. Gebäude mit 1-4 Wohneinheiten werden zu Aus-wahlbezirken mit Richtwerten von 12 Wohneinheiten zusammengefasst. Ge-bäude mit 5-10 Wohneinheiten bilden jeweils einen eigenen Auswahlbezirk. Gebäude mit 11 und mehr Wohneinheiten wurden in Auswahlbezirke mit Richtgröße 6 Wohneinheiten zerlegt. Abweichungen von der beschriebenen Grundauswahl, die zu durchschnittlich 9 Wohnungen je Auswahlbezirk führt, gibt es nach Jäger u. a. (2009) bei der Neubauauswahl. (Sub-)Stichprobenziehung Nach Jäger u. a. (2009) wird beim Mikrozensus, einer einstufigen Klumpen-bzw. Flächenstichprobe92, aus den Auswahlbezirken – den Primäreinheiten – eine 1%-ige Stichprobe gezogen. Erhebungseinheiten sind die in den Primär-einheiten enthaltenen sekundären Einheiten Wohnungen, Haushalte und Per-sonen. Die 70%-ige Substichprobenziehung, die beim SUF zur faktischen Ano-nymisierung notwendig ist, erfolgt beim Mikrozensus mit Zusatzprogramm zur Wohnsituation als Wohnungssubstichprobe (bspw. beim Mikrozensus 2006).   
92 Vgl. Ronning (2005) bez. Unterschieden zwischen Stichprobenverfahren. 
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Leerstand im Mikrozensus Wird von den Interviewern in einer Wohnung mehrfach kein Bewohner ange-troffen, und erweckt die Wohnung den Eindruck, unbewohnt zu sein, wird beim Mikrozensus eine Wohnung als leerstehend definiert (Payk 2011). Daher kann von einer Überschätzung der Leerstände im Mikrozensus ausgegangen werden. Kleinräumige Leerstandsanalysen sind nach Payk (2011) aufgrund der Stichprobengröße nicht möglich. Beim Mikrozensus kann das Nichtvorliegen eines Datensatzes zu einer Woh-nung also auf Leerstand, Nichterreichbarkeit der Bewohner oder die Be-schränkung auf einen Gebäudeteil zurückgeführt werden. Ist die Zahl der Wohneinheiten im Auswahlbezirk bekannt, können Antwortausfallraten be-stimmt werden, die sich auf Leerstand oder Nichterreichbarkeit der Bewohner zurückführen lassen.  Leerstand im Scientific-Use-File  Durch die 70%-ige Substichprobenziehung beim Übergang vom Primärdaten-satz zum Scientific-Use-File kann das Nichtvorliegen von Datensätzen auch auf den Wegfall von Datensätzen zurückgeführt werden. Aussagen über die Anzahl der Wohneinheiten in einem Gebäude sind über die Merkmale EF635 und EF490 möglich (vgl. Abschnitt 5.3.4). Bei deren Kombination ist beim SUF 2006 eine Differenzierung von Gebäuden mit 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9-12, 13-20 und mehr als 20 Wohneinheiten möglich. Bei den letzten drei Kategorien kann die Wohnungsanzahl im Gebäude nur grob geschätzt werden.  Abweichungen zwischen der Anzahl von Wohnungen im Gebäude und Woh-nungen mit Datensatz können also durch Leerstand, Nichterreichbarkeit der Bewohner, die Beschränkung eines Auswahlbezirks auf einen Gebäudeteil (im Falle von Gebäuden mit mindestens 11 Wohneinheiten), zu grobe Differenzie-rung bei der Charakterisierung der Anzahl der Wohneinheiten im Gebäude oder die Substichprobenziehung zurückgeführt werden. Auf Basis des SUF 2006 können somit keine Aussagen bez. Leerstandsraten getroffen werden. 
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Hochrechnung auf Gebäudeebene Eine Abschätzung der Gesamtwohnfläche eines Gebäudes kann auf Basis der Anzahl der Wohnungen im Gebäude gemacht werden, indem angenommen wird, dass nicht durch das SUF 2006 abgedeckte Wohnungen im Mittel diesel-be Größe wie abgedeckte Wohnungen haben. Aussagen über den Leerstand können hierbei allerdings nicht gemacht werden. Insbesondere bei größeren Gebäuden kann es durch die grobe Charakterisierung der Anzahl der Wohn-einheiten zu größeren Abweichungen kommen. Auf Basis der Gesamtwohnflä-che können dann Bauteilflächen, Volumina, Nutzenergiebedarf, Endenergiebe-darf, Emissionen, Investitionen etc. auf Gebäudeebene geschätzt werden. Hochrechnung auf den Haushalts- und Wohnungsbestand in Deutschland Im SUF stehen je Datensatz mehrere Hochrechnungsfaktoren zur Verfügung. Die für die vorliegende Arbeit relevanten Faktoren sind die für die Jahresaus-wertungen des Grundprogramms (EF952) und für die Jahresauswertungen zur Wohnsituation des Haushalts (EF960) (vgl. Statistisches Bundesamt 2008c).  Nach Jäger u. a. (2009) erfolgt die Bestimmung der Hochrechnungsfaktoren in beiden Fällen zweistufig. In der ersten Stufe erfolgt eine Korrektur der nicht erreichten Haushalte. In der zweiten Stufe erfolgt für EF952 auf der Ebene von 123 Anpassungsschichten eine Anpassung an demographische Randverteilun-gen (Alter, Staatsangehörigkeit, Geschlecht), welche aus der laufenden Bevöl-kerungsfortschreibung und dem Ausländerzentralregister stammen. Für EF960 werden in der zweiten Stufe stattdessen Eckwerte der laufenden Woh-nungsfortschreibung (Wohnungen in Wohn- und Nichtwohngebäuden) zur Anpassung auf regionaler Ebene herangezogen.  In AWOHM erfolgt die Modellierung der Bewohner jeweils über den Hauptein-kommensbezieher und die Haushaltseigenschaften. Da primär Aussagen über den Gebäudebestand und sekundär über die Bewohner abgeleitet werden sol-len, wurde der Hochrechnungsfaktor EF960 herangezogen (vgl. Abschnitt 5.3.2). Im Vergleich zu Aussagen über den Gebäudebestand sind Aussagen 
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über den Haushaltsbestand daher kritischer zu hinterfragen, da diesbezüglich keine Anpassung an demographische Randverteilungen erfolgte. Leerstand bei der Hochrechnung auf den Wohnungsbestand in Deutschland Durch die Anpassung der hochgerechneten Werte an die Eckwerte der laufen-den Wohnungsfortschreibung, bei der auch leerstehende Wohnungen enthal-ten sind, sind leerstehende Wohnungen im mit EF960 hochgerechneten Woh-nungsbestand enthalten. Daher wurde bei der Klasse Einzelgebäude in Ab-schnitt 5.3.2 neben dem Hochrechnungsfaktor auch der Anteil des Leerstands am Hochrechnungsfaktor eingeführt. Dieser Anteil wird auf Basis der Fachse-rie 5 des Statistischen Bundesamts (2006-2010) bei der Ableitung des Startbe-stands berücksichtigt. Dabei werden die in Tabelle 38 angegebenen, nach Bun-desländern differenzierten Leerstandsquoten verwendet. Beim Abriss und Neubau von Gebäuden sowie dem Umzug oder der Veränderung von Haushal-ten können sich sowohl der Hochrechnungsfaktor als auch der Anteil des Leer-stands am Hochrechnungsfaktor ändern (vgl. Abschnitte 5.4 und 5.5). 
Tabelle 38: Leerstandsquoten differenziert nach Bundesländern im Jahr 2006 (in Anleh-nung an: Stengel u. a. 2012; Datengrundlage: Statistisches Bundesamt 2006-2010) Bundesland Leerstand [Wohneinheit pro Wohneinheit] Baden-Württemberg 7,0%Bayern 6,7%Berlin 8,8%Brandenburg 11,5%Bremen ohne Bremerhaven 4,2%Hamburg 4,5%Hessen 6,0%Mecklenburg-Vorpommern 11,3%Niedersachsen einschl. Bremerhaven 5,5%Nordrhein-Westfalen 7,9%Rheinland-Pfalz 8,0%Saarland 8,4%Sachsen 14,6%Sachsen-Anhalt 16,6%Schleswig-Holstein 5,3%Thüringen 10,5%   
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5.4 Modellierung der Gebäudebestandsveränderung Im vorigen Abschnitt wurde die Modelldatenstruktur zur integrierten Abbil-dung des Wohngebäude- und Haushaltsbestands in einem Jahr t sowie die Er-mittlung des Startbestands für das Startjahr 2006 der Simulation beschrieben. Bei einer Simulation bis zum Jahr 2030 unterliegen Wohngebäude, Haushalte sowie deren Zusammenhänge Veränderungen. Das im Rahmen dieser Arbeit entwickelte akteursbasierte Wohngebäude- und Haushaltsmodell AWOHM erweitert den Betrachtungsgegenstand der Wohngebäudebestandsmodelle, ausgehend von der reinen Gebäudebetrachtung, um die akteursbasierte Be-wohner- und Eigentümerbetrachtung. In diesem Abschnitt wird auf die Model-lierung der jährlichen Gebäudebestandsveränderung bis zum Jahr 2030 einge-gangen. Die Modellierung der Haushaltsbestandsveränderung wird in Ab-schnitt 5.5 beschrieben. Nach einer Übersicht über die Arten der Gebäudebestandsveränderungen in Abschnitt 5.4.1 werden die (aus technischer Sicht) erreichbaren Sanierungsva-rianten in Abschnitt 5.4.2 erläutert. Danach werden in den Abschnitten 5.4.3 und 5.4.4 als Basis für Sanierungsentscheidungsmodelle dienende Indikatoren sowie deren Aggregation zu einem Nutzenwert formal und inhaltlich beschrie-ben. In Abschnitt 5.4.4 wird dabei differenziert nach Eigentümerstrukturen, in Anlehnung an Kapitel 4, auf die konkreten Parametrisierungen der Sanie-rungsentscheidungsmodelle und der Entscheidungsansätze eingegangen, an-hand derer die Sanierungsentscheidung bei der Modellanwendung in Kapitel 7 simuliert wird. Abschließend wird die Modellierung von Abbruch und Neubau in den Abschnitten 5.4.5 und 5.4.6 erläutert.  
5.4.1 Überblick Wohngebäude unterliegen Abnutzungsprozessen, werden saniert bzw. mo-dernisiert, umgenutzt und abgerissen oder sie werden neu errichtet. Umwelt-politische Instrumente im Bereich der Energienutzung in Wohngebäuden zie-len meist auf eine Verminderung der Treibhausgas- und Luftschadstoffemissi-
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onen sowie des Primärenergieverbrauchs ab. Da bei einem Betrachtungszeit-raum bis 2030 diesbezügliche Potenziale im Bereich Raumwärme und Warm-wasser überwiegend im Gebäudebestand liegen (vgl. Matthes u. a. 2013), wur-de der Schwerpunkt der Modellierung auf die energetische Sanierung von Wohngebäuden gesetzt. Umbaugewinne und die Umnutzung von Gebäuden werden aufgrund ihrer mengenmäßig untergeordneten Bedeutung nicht be-trachtet (vgl. für die Schweiz mit Kost 2006). Neubau und Abbruch werden ergänzend berücksichtigt. Die Modellierung der energetischen Sanierung setzt dabei auf dem Bottom-Up-Modell des Wohngebäude- und Haushaltsbestands für das Jahr 2006 auf. Eine Sanierung wird in AWOHM durch den Sanierungszeitpunkt und die gewählte Sanierungsvariante determiniert. Eine Sanierungsvariante umfasst dabei ein Hüllenpaket und ein Wärmeversorgungspaket. Die potenziellen Sanierungs-zeitpunkte werden durch Sanierungszyklen bestimmt.93 Basierend auf dem Baujahr bzw. der letzten Sanierung eines Gebäudes wird angenommen, dass die Anlagentechnik regelmäßig nach Ablauf ihrer Lebensdauer (Lebensdauer der Wärmeerzeuger), bspw. alle 20 Jahre in Anlehnung an VDI 2067 (2000), ausgetauscht werden muss.94 Gleiches gilt für die Sanierung der Gebäudehülle, bspw. alle 40 Jahre in Anlehnung an BMVBW (2001), mit der Einschränkung, dass derartige Sanierungen nicht immer durchgeführt werden, bzw. die durch-
93 Da Sanierungsanlässe und -zeitpunkte nicht nur von den Lebenszyklen der Ge-bäude und Bauteile, sondern auch von denjenigen der Eigentümer und Bewohner abhängen, ermöglicht der Ansatz nur eine erste Schätzung, die durch die zusätzli-che Einbeziehung von Informationen zu Eigentümern und Bewohnern ggf. verbes-sert werden kann. Aufgrund der Datenlage wird darauf in dieser Arbeit jedoch ver-zichtet. AWOHM stellt zwar Bewohnerinformationen bereit und ermöglicht da-durch entsprechende Erweiterungen, aber hinsichtlich der induzierten Sanierungs-aktivität und dem zugehörigen Sanierungszeitpunkt besteht in empirischer Hin-sicht zunächst noch Forschungsbedarf.  94 Die Alterungsprozesse könnten auch stochastisch simuliert werden, wie bspw. bei Hansen (2009a). Dies liegt jedoch nicht im Fokus der vorliegenden Arbeit. Eine vergleichbare „Streuung“ der Ergebnisse wird bei AWOHM allerdings durch eine mit über 100.000 relativ hohe Gebäudeanzahl mit individuellen Bau- bzw. Sanie-rungsjahren erreicht.  
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geführten Sanierungen nicht immer die Energieeffizienz verändern. Daher sind diese Sanierungszeitpunkte „potenziell“. Dieser Sachverhalt wird bei der Be-stimmung bzw. der Auswahl der Sanierungsvarianten berücksichtigt, die durch die Gebäudeeigentümer auf Basis einer multikriteriellen Nutzenfunktion vor-genommen wird. Wird ein Gebäude, das zur Sanierung ansteht, nicht energe-tisch saniert, so besteht im Modell erst nach Ablauf des folgenden Sanierungs-zyklus wieder die Möglichkeit einer energetischen Sanierung. Die Sanierungsentscheidung, d. h. die Auswahl einer Sanierungsvariante aus der (endlichen) Menge erreichbarer Sanierungsvarianten, wird akteursbasiert über Sanierungsentscheidungsmodelle simuliert. Die Akteure entsprechen da-bei den Gebäudeeigentümern, die auf Basis einer multikriteriellen Nutzenfunk-tion entscheiden. Die Menge erreichbarer Sanierungsvarianten ergibt sich aus den im Modell hinterlegten Typen95 für den oberen und unteren Gebäudeab-schluss, Außenwände, Fenster, Wärmeerzeuger, Verrohrungen und Speicher sowie Energieträgerverfügbarkeiten. Die Erreichbarkeit von Sanierungsvarian-ten wird durch die vorherige Konfiguration des Gebäudes eingeschränkt, bspw. indem bestimmte Energieträgerwechsel ausgeschlossen werden. Die eigentliche Entscheidung für eine der erreichbaren Sanierungsvarianten wird in einem flexiblen, szenariobasierten Ansatz auf einen Satz von Indikatoren zurückgeführt, der Sanierungsmotive und -hemmnisse (vgl. Kapitel 4) opera-tionalisiert. Diese Indikatoren charakterisieren die erreichbaren Sanierungs-varianten in Hinsicht auf ökonomische, ökologische und sonstige Auswirkun-gen sowie Hemmnisse. Die Indikatoren werden ggf. normiert, gewichtet und zu einem Nutzenwert aggregiert, auf dessen Basis die Wahl der Sanierungsvarian-te erfolgt. Sowohl die Erreichbarkeit der Sanierungsvarianten als auch die In-dikatoren können durch umweltpolitische Instrumente beeinflusst werden. Die Gewichtungen der Indikatoren werden in Szenarien jeweils für unter-schiedliche Eigentumsstrukturen und für unterschiedliche Sichtweisen gesetzt. 
95 Teilweise handelt es sich nicht um „neue Bauteile“, sondern um eine Modernisie-rung (bspw. Dämmung) existierender Bauteile. 
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Als Eigentumsstrukturen werden Selbstnutzer, Eigentümergemeinschaften, Amateurvermieter im Gebäude, Amateurvermieter nicht im Gebäude sowie professionelle und institutionelle Vermieter differenziert. Als Sichtweisen werden die Potenzialsichtweise und die Eigentümersichtweise unterschieden. Die Potenzialsichtweise, bspw. als Sicht der Legislative, dient dazu, durch ent-sprechende Gewichtungen der Indikatoren, technische und ökonomische Po-tenziale zu bestimmen. Dadurch können Benchmarks erzeugt, Bündel umwelt-politischer Instrumente bewertet und daraus ggf. geeignete Mindestanforde-rungen und Förderschemata abgeleitet werden. Die Eigentümersichtweise dient dazu, nach den technischen und ökonomischen Potenzialen auch die aus-schöpfbaren Potenziale und deren Sensitivität hinsichtlich der Einstellungen der Gebäudeeigentümer abzuschätzen. Bei der Eigentümersichtweise werden zwei Ansätze verfolgt, ein annahmenbasierter Ansatz und ein empirisch ba-sierter Ansatz (vgl. Kapitel 3). Bei dem annahmenbasierten Ansatz werden für jede Eigentumsstruktur transparente Entscheidertypen und -strategien defi-niert. Nach einer zufallsziehungsbasierten, teils empirisch gestützten Zuord-nung der konkreten Entscheider zu den Entscheidertypen bzw. -strategien können dann ausschöpfbare Potenziale abgeschätzt werden. Aufgrund der ho-hen Unsicherheit bei einer derartigen Typisierung menschlichen Verhaltens wird in Extremstrategien auch analysiert, welche Abweichungen sich bei voll-ständiger Entscheidung gemäß den einzelnen Entscheidertypen und -strategien ergeben. Der empirisch basierte Ansatz (vgl. Kapitel 3) ist auf Selbstnutzer beschränkt, da er auf Parameterschätzungen aus der Literatur basiert, und diese für andere Eigentumsstrukturen nicht verfügbar sind. Durch den Abbruch von Gebäuden werden häufig Gebäude mit unterdurch-schnittlicher Energieeffizienz aus dem Bestand eliminiert, und der verfügbare Wohnraum sinkt. Es wird angenommen, dass nur leerstehende Gebäude abge-brochen bzw. zurückgebaut werden. Die Abbruchraten werden auf den Leer-stand bezogen exogen vorgegeben. Durch den Neubau von Gebäuden wird zu-sätzlicher Wohnraum geschaffen. Die Anzahl von Neubauten pro Jahr wird 



5 Entwicklung des akteursbasierten Wohngebäude- und Haushaltsmodells 

172 

nach Gebäudetyp sowie räumlich differenziert vorgegeben. Energieeffizienz und Energieträgerverteilung von Neubauten orientieren sich dabei an den umweltpolitischen Instrumenten, den Charakteristika der Neubauten in der Baualtersklasse von 2002 bis 2006 sowie aktuellen Entwicklungen. 
5.4.2 Erreichbare Sanierungsvarianten  Eine Sanierungsvariante umfasst ein Hüllenpaket und ein Wärmeversorgungs-paket. In AWOHM kann prinzipiell jedes Hüllenpaket mit jedem Wärmeversor-gungspaket kombiniert werden. Falls die Sanierungszeitpunkte, die basierend auf dem Baujahr bzw. Einbaujahr und den erwarteten Lebensdauern von Ge-bäudehülle und Anlagentechnik bestimmt werden, nicht zusammenfallen, wird allerdings das existierende Wärmeversorgungspaket bzw. Hüllenpaket beibe-halten. Die rechtliche Zulässigkeit der Sanierungsvarianten wird einerseits über Einschränkungen der Erreichbarkeit von Sanierungsvarianten und ande-rerseits über Indikatoren berücksichtigt. Bspw. wird durch die Vorgabe maxi-maler Wärmedurchgangskoeffizienten für Außenwände im Falle von Sanie-rungen die Erreichbarkeit von Sanierungsvarianten eingeschränkt. Ob die Au-ßenwand allerdings gemäß dieser Mindestanforderung oder überhaupt nicht gedämmt wird, wird durch den Indikator „illegale“ Variante (vgl. Abschnitt 5.4.3) und weitere bspw. die ökonomische Vorteilhaftigkeit operationalisie-rende Indikatoren beeinflusst. 
5.4.2.1 Hüllenpaket Die auswählbaren Hüllenpakete setzen sich jeweils aus je einer Variante für die Dämmung des oberen Gebäudeabschlusses, der Außenwände und des un-teren Gebäudeabschlusses sowie für die Fenster zusammen. Dabei sind in AWOHM grundsätzlich alle Kombinationen möglich. Einschränkungen können sich jedoch durch Mindestanforderungen oder bautechnische Anforderungen ergeben. Die jeweiligen Varianten sind in Tabelle 24 (vgl. Abschnitt 5.3.7) an-gegeben. Bei den energetischen Sanierungen der Gebäudehülle nach dem Startjahr der Simulation (2006) werden je Gebäudetyp, Baualtersklasse und 
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Bauteil maximal vier Varianten unterschieden, nämlich 2007-2008 (Kürzel: +), 2007-2030a (++), 2007-2030b (+++) und 2007-2030c (++++). Diese stellen Einzelmaßnahmen für Außenwandflächen (vier Varianten), oberen Ge-bäudeabschluss (vier Varianten), unteren Gebäudeabschluss (vier Varianten) und Fenster (drei Varianten) dar. Die Varianten orientieren sich an der EnEV 2007, der EnEV 2009, der EnEV 2009-30% und der EnEV 2009-50%96. Eine vorzeitige Dämmung ist häufig nicht wirtschaftlich und nicht gesetzlich vorgeschrieben97. Eine vorzeitige Sanierung wird daher, und um die Varian-tenvielfalt möglicher Sanierungen bzw. Sanierungspakete einzuschränken, von der Betrachtung ausgeschlossen. Dadurch kann die Rechenzeit für AWOHM-Modellläufe reduziert werden. Umgesetzt wird dies, indem die energetische Sanierung der gesamten Gebäudehülle inkl. des unteren Gebäudeabschlusses in notwendiger jedoch nicht hinreichender Weise an eine einheitliche techni-sche Lebensdauer von 40 Jahren bzw. je nach Szenario 30-50 Jahren (in An-lehnung an BMVBW, 2001) gebunden ist. Die zu den Bauteilvarianten gehörigen Investitionen umfassen im Falle der Außenwände und des oberen Gebäudeabschlusses die durch die Dämmung (Montage und Material) verursachten Mehrinvestitionen im Vergleich zur In-standsetzung ohne energetische Verbesserung. Es wird angenommen, dass ei-ne Instandsetzung, wie bspw. die Erneuerung des Außenputzes, ohnehin alle 30-50 Jahre (in Anlehnung an BMVBW (2001)) durchgeführt wird. Eine ener-getische Verbesserung von Außenwänden und dem oberen Gebäudeabschluss muss dann gemäß der  Energieeinsparverordnung 2009 (vgl. EnEV 2009), je nach Ausgangszustand, unter bestimmten Voraussetzungen zusätzlich durch-geführt werden. Ein Austausch der Fenster ist typischerweise mit einer ener-getischen Verbesserung verbunden, sodass die Quantifizierung der energetisch 
96 Darunter sind um ca. 30% bzw. ca. 50% reduzierte Wärmedurchgangskoeffizien-ten bei der Sanierung zu verstehen. 97 Eine Ausnahme stellt die grundsätzliche Nachrüstverpflichtung der Dämmung der obersten Geschossdecke bzw. des Dachs dar (vgl. EnEV 2009). 
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bedingten Mehrinvestition große Unsicherheiten aufweist. Modernisierungs-anteile von Fenstern werden zwischen 10% und 25% angegeben (vgl. Knissel u. a. 2010; Verhoog 2012). Im Folgenden wird die energetisch bedingte Mehr-investition für die Fenstervarianten + bzw. ++ auf 10% der Gesamtinvestition (Montage und Material) exkl. Ausbau und Entsorgung der alten Fenster ge-setzt. Für die Fenstervarianten +++ und ++++ wird jeweils zusätzlich die Differenz der Gesamtinvestition im Vergleich zur Variante + bzw. ++ ange-setzt. Im Falle des unteren Gebäudeabschlusses werden die Gesamtinvestitio-nen (Montage und Material) betrachtet, da diese Energieeffizienzmaßnahmen nicht unbedingt an allgemeine Instandhaltungs- bzw. Instandsetzungsmaß-nahmen gekoppelt sind. Die im Modell verwendeten bauteilflächenspezifi-schen energiebedingten Mehrinvestitionen sind in Tabelle 39 angegeben.  Tabelle 39: Bauteilflächenspezifische energiebedingte Mehrinvestitionen (einschließlich Montage) für die energetische Sanierung der Gebäudehülle in den Varianten 2007-2008 (+), 2007-2030a (++), 2007-2030b (+++), 2007-2030c (++++) im Jahr 2009 (in An-lehnung an: Stengel u. a. 2012; Datengrundlage: BKI 2010)  Gebäudetyp Energiebedingte Mehrinvestitionen [€/m²] (netto, Stand 1. Quartal 2009)Oberer Gebäudeab-schluss Außenwände Unterer Gebäudeab-schluss Fenster + ++ +++ ++++ + ++ +++ ++++ + ++ +++ ++++ + ++ +++ ++++HH, HH_NBL 20 24 45 47 50 59 61 64 13 15 16 17 23 23 46 136 Sonstiger Massivbau 14 17 18 19 49 58 Fachwerk 34 40 42 44Da prinzipiell auch eine Nichtdurchführung der energetischen Modernisierung bzw. des Fensteraustauschs möglich ist und praktiziert wird, ergeben sich je Gebäude (4+1)³ x (3+1) = 500 mögliche Hüllenpakete98. Die jeweiligen Attri-bute der potenziellen Varianten des oberen Gebäudeabschlusses, der Fenster, der Außenwände und des unteren Gebäudeabschlusses (vgl. Tabelle 25 in Ab-schnitt 5.3.7) sind ebenfalls in AWOHM hinterlegt. Die Varianten werden im Modell einerseits über die Attribute Sanierungsjahr von und Sanierungsjahr bis allgemein sowie über die booleschen Anwendbarkeitsattribute für be-
98 Auf eine Einschränkung der möglichen Hüllenpakete hinsichtlich bautechnischer Anforderungen wurde in dieser Arbeit verzichtet. 
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stimmte Gebäudetypen eingeschränkt. Andererseits können Mindestanforde-rungen die jeweiligen Bauteilvarianten einschränken (vgl. Abschnitt 5.6.3). Wird in AWOHM eine Veränderung am Hüllenpaket eines Einzelgebäudes vor-genommen, so wird ein neues Hüllenpaket (vgl. Tabelle 22) mit den jeweiligen Fremdschlüsseln und Einbaujahren der Bauteile sowie einem Verweis auf das vorige Hüllenpaket erzeugt. Zudem werden beim Einzelgebäude (vgl. Tabelle 18) der Fremdschlüssel auf dieses neue Hüllenpaket gesetzt und die getätigten Investitionen für das Hüllenpaket gespeichert.  
5.4.2.2 Wärmeversorgungspakete Die auswählbaren bzw. erreichbaren Wärmeversorgungspakete umfassen Wärmeerzeuger, Energieträgerverfügbarkeit sowie Verrohrung und Speicher. Die Erreichbarkeit der Wärmeversorgungspakete hängt von der vorhergehen-den Energieträgerverfügbarkeit sowie den vorhergehenden Verrohrungen und Speichern ab. So kann bspw. der in der Realität kaum zu beobachtende Wech-sel von Gas zu Kohle oder Heizöl als Energieträger sowie der Wechsel von ei-ner Zentralheizung zu Einzel- oder Mehrraumöfen unterbunden werden. Ener-gieträgerwechsel und Wechsel in der Zentralität der Wärmeversorgung sind nicht zuletzt wegen teils beträchtlicher Investitionen aus ökonomischer Sicht von Bedeutung.  Da Hochtemperaturkessel mit Mischer nach EnEV 2009 nicht mehr zulässig sind, werden für die Endenergieträger Gas und Heizöl in AWOHM nur Nieder-temperaturkessel und Brennwertkessel unterschieden. Für den Endenergie-träger Holz bzw. Holzpellets werden Holzpelletkessel ohne und mit Partikelab-scheider zur Reduktion von Feinstaubemissionen betrachtet. Für den End-energieträger Fernwärme können Wärmeübertrager eingebaut werden. Für den Endenergieträger Elektrizität werden monovalente Wärmepumpen für den Neubau berücksichtigt. Für die Warmwasserbereitung sind elektrische Durchlauferhitzer sowie als solarthermische Unterstützung Flach- und Röh-renkollektoren einsetzbar. Andere Wärmeerzeuger wie Blockheizkraftwerke, Mikro-Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen und Wärmepumpen werden derzeit in 
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AWOHM für Bestandsgebäude nicht berücksichtigt. Die Investitionen in die Wärmeerzeuger (vgl. Anhang A.1) umfassen bspw. bei Fernwärme sowie Öl-, Gas- und Holzpelletkesseln die Wärmeübergabestation bzw. die Heizkesselan-lage sowie Entleeren, Füllen und Entlüften der Heizungsanlage. Bei Solar- und Flachkollektoren werden die thermischen Solaranlagen zur Warmwasserbe-reitung berücksichtigt. Die Obermenge aller potenziellen Wärmeversorgungspakete kann anhand der Klasse potenzielle Wärmeversorgungspakete mit den in Tabelle 40 angegebe-nen Attributen dargestellt werden. Jede Instanz dieser Klasse spezifiziert ein Wärmeversorgungspaket, das im Falle eines Austauschs der Anlagentechnik eingebaut werden kann. Es werden analog zu den Anlagentechnikvarianten im Bestand die drei nach Gebäudetypen differenzierten Leistungsklassen RH/EFH (<25 kW), MFH/MFH_NBL (25-50 kW) und GMH/GMH_NBL/HH/HH_NBL (50-1.000 kW) unterschieden, anhand derer die Anwendbarkeit eines Wärme-versorgungspakets in Abhängigkeit von den Gebäudetypen eingeschränkt wird. Da 893 Instanzen der zu Tabelle 40 gehörigen Klasse existieren, wird auf eine vollständige Darstellung verzichtet und im Folgenden nur auf die wich-tigsten, der Zuordnung zugrundeliegenden Prinzipien eingegangen. 
Tabelle 40: Attribute, Wertebereiche und Quellen der Klasse potenzielle Wärmever-sorgungspakete als Obermenge der bei der Sanierung zur Verfügung stehenden Wärme-versorgungspakete; FS: Fremdschlüssel 
Attribut Wertebereich QuelleID Long Beliebig, wenn eindeutig Leistungsklasse des Gebäudes 1-3 Abgeleitet vom Gebäudetyp FS Verrohrung Raumheizung Long Zugehörige Stammdaten Verroh-rung und Speicher vvs FS Verrohrung WW FS Wärmeerzeuger Raumheizung Haupt Long Zugehörige Stammdaten Wärme-erzeuger vws FS Wärmeerzeuger WW Haupt FS Wärmeerzeuger WW Neben FS Wärmeerzeuger Raumheizung-WW-Kombi HauptFS Wärmeerzeuger Raumheizung-WW-Kombi NebenFS Energieträger 1 Long Zugehörige Stammdaten Energie-trägerverfügbarkeit ves FS Energieträger 2 FS Energieträger 3 FS Energieträger 4 
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zentraler Verrohrung für die Warmwasserbereitung möglich. Die jeweiligen Voraussetzungen in Hinsicht auf die Verrohrung werden über die Fremd-schlüssel Verrohrung Raumheizung und Fremdschlüssel Verrohrung WW spe-zifiziert. Die Instanzen der Klasse potenzielle Wärmeversorgungspakete wer-den primär auf Basis der Stammdaten Wärmeerzeuger abgeleitet (vgl. Tabelle 27). Über das boolesche Attribut verbaubar werden zunächst die prin-zipiell zugelassenen Wärmeerzeuger identifiziert. Über die booleschen Attri-bute kompatibel mit Raumheizung dezentral/Etage/zentral, Raumwärme- und WW-Bereitung dezentral/Etage/zentral, WW-Bereitung dezentral/Etage/zen-tral sowie möglicher Hauptversorger können für die jeweiligen Verrohrungs-kombinationen die verbaubaren Hauptwärmeerzeuger identifiziert werden. Gleiches gilt für Nebenwärmeerzeuger  über das boolesche Attribut möglicher Nebenversorger (nur Solarthermie bei Warmwasserbereitung berücksichtigt). Für die erforderlichen Wärmeerzeugerleistungsklassen gilt analog zur Ermitt-lung des Startbestands, dass für die zentrale Raumwärmebereitstellung bzw. die kombinierte zentrale Raumwärme- und Warmwasserbereitstellung der Gebäudetyp ausschlaggebend ist. Ansonsten wird die geringste Leistungsklas-se unterstellt. Die Anzahl der benötigten Wärmeerzeuger sowie Verrohrungen und Speicher wird ebenfalls analog zur Ermittlung des Startbestands abge-schätzt. Es ist eine kombinierte und getrennte Raumwärme-Warmwasserbereitung für Haupt- und Nebenwärmeerzeuger zulässig. Als Ne-benwärmeerzeuger wird allerdings derzeit nur die solarthermische Unterstüt-zung bei der Warmwasserbereitung berücksichtigt. Die entsprechenden Fremdschlüssel zu den verwendeten Wärmeerzeugertypen, d. h. Stammdaten Wärmeerzeuger, werden über die Fremdschlüssel Wärmeerzeuger Raumhei-zung Haupt, Wärmeerzeuger WW Haupt/Neben und Wärmeerzeuger Raum-heizung-WW-Kombi Haupt/Neben spezifiziert. Die in einem Wärmeversor-gungspaket eingesetzten Energieträger gehen ebenfalls aus den Stammdaten Wärmeerzeuger hervor, sodass davon abgeleitet die Fremdschlüssel zu erfor-

Prinzipiell sind in AWOHM alle Kombinationen aus dezentraler, Etagen- und zentraler Verrohrung für die Raumheizung sowie dezentraler, Etagen- und 
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derlichen Stammdaten Energieträgerverfügbarkeit über Fremdschlüssel Ener-gieträger 1, 2, 3 und 4 spezifiziert werden können. Für jedes potenzielle Wärmeversorgungspaket ist damit über Fremdschlüssel klar spezifiziert, welche Energieträger und welche Verrohrungen erforderlich sind. Welche dieser Wärmeversorgungspakete bei der Sanierung eines konkre-ten Einzelgebäudes eingesetzt werden können, hängt von der vorhergehenden und erreichbaren Energieträgerverfügbarkeit sowie den vorhergehenden und erreichbaren Verrohrungen und Speichern ab. Die Erreichbarkeit wird hierbei basierend auf dem vorherigen Zustand über zulässige Wechsel – die allerdings mit Investitionen und teilweise mit Demontage- und Entsorgungsausgaben verbunden sind – bestimmt. Unabhängig von den rechtlichen Rahmenbedin-gungen und der Wirtschaftlichkeit von Alternativen sind in Deutschland be-stimmte Übergänge zwischen Wärmeversorgungspaketen, wie der Wechsel von Heizöl zu Kohle, in der Realität kaum vorstellbar. Dies kann zumindest teilweise mit mangelndem Komfort bspw. für die Befeuerung von Kohleöfen begründet werden. Daher sind im Modell nur bestimmte Energieträgerwechsel und Verrohrungswechsel zugelassen, die im Folgenden erläutert werden.  In Bezug auf Verrohrung und Speicher kann bei Raumwärme und Warmwasser entweder der aktuelle Stand beibehalten werden, oder es sind jeweils Wechsel von dezentral zu Etage oder zentral bzw. von Etage zu zentral zulässig. Nach Stengel u. a. (2012) umfassen die bei einem Wechsel von dezentraler zu Eta-gen- oder zentraler Raumwärmeversorgung notwendigen Investitionen u. a. Kupferrohre mit Mineralwolledämmung sowie Röhrenheizkörper und betru-gen im Jahr 2006 wohnflächenspezifisch 61 €/m² (netto) für RH und EFH (9.136 €/Gebäude mit 150 m² Wohnfläche), 46 €/m² für MFH und MFH_NBL (46.416 €/Gebäude mit 1.000 m² Wohnfläche) sowie 45 €/m² für GMH, GMH_NBL, HH und HH_NBL (225.467 €/Gebäude mit 5.000 m² Wohnfläche) (Staatliche Vermögens- und Hochbauverwaltung Baden-Württemberg 2006). Nach Stengel u. a. (2012) umfassen die bei einem Wechsel von dezentraler zu Etagen- oder zentraler Warmwasserversorgung notwendigen Investitionen 
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u. a. Trinkwarmwasserspeicher, Schaltungen und Regelungen als Pumpen-schaltung.99 Diese betrugen im Jahr 2006 wohnflächenspezifisch 21 €/m² (net-to) für RH und EFH (3.190 €/Gebäude mit 150 m² Wohnfläche), 5 €/m² für MFH und MFH_NBL (5.190 €/Gebäude mit 1.000 m² Wohnfläche) sowie 2 €/m² für GMH, GMH_NBL, HH und HH_NBL (8.672 €/Gebäude mit 5.000 m² Wohnfläche) (Staatliche Vermögens- und Hochbauverwaltung Baden-Württemberg 2006). In Bezug auf die Energieträgerverfügbarkeit sind in AWOHM die in Abbildung 13 dargestellten Energieträgerwechsel (in Bestandsgebäuden) für die Raumheizung möglich. Bei einem Energieträgerwechsel zu Heizöl ist ein neuer Tank zu installieren und bei einem Wechsel weg von Heizöl fallen als Investitionen interpretierbare Ausgaben für die Demontage und die Entsor-gung des alten Tanks an. Beim Wechsel zu Holzpellets – einer Sonderform des Energieträgers Holz und sonstige erneuerbare Energieträger, die durch den Wärmeerzeuger determiniert wird – sind Sacksilos und Fördereinrichtungen notwendig. Diese werden auch benötigt, falls vor der Sanierung zwar der Energieträger Holz und sonstige erneuerbare Energieträger, aber keine Holz-pellets verwendet wurden. In diesem Falle wurde bei der Erstellung des Start-bestands ein Festbrennstofflager (ausschließlich Holzpellets) als Energieträ-gerverfügbarkeit angesetzt. Bei einem Wechsel zu Gas wird angenommen, dass ein Erdgasanschluss installiert werden kann.100 Ein Wechsel von bzw. zu Fernwärme wird wegen fehlender flächendeckender Informationen über die Fernwärmeverfügbarkeit nicht betrachtet. Zumal da für eine adäquate Berück-sichtigung des Wechsels zu Fernwärme eine räumliche Auflösung bis zu Stra-ßenzügen notwendig wäre. 
99 Die eigentlichen Änderungen an der WW-Verrohrung wurden hier nicht berück-sichtigt. 100 Für Flüssiggas werden dadurch implizit dieselben Investitionen und Brennstoff-preise unterstellt.  
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Die durch einen Energieträgerwechsel bedingten Investitionen sind in Tabel-le 41 angegeben. Bei den Investitionen, die durch einen Zentralitätswechsel oder einen Energieträgerwechsel bedingt sind, werden in AWOHM, wie bei der Leistungsklasse, die gebäudebezogenen Werte und nicht die wohnflächenspe-zifischen Werte verwendet. In AWOHM werden keine Energieträgerwechsel-investitionen angesetzt, wenn die vor der Sanierung verfügbaren Energieträ-ger beibehalten werden. Bei der Warmwasserbereitstellung ist zusätzlich zu Energieträgerwechseln wie bei der Raumheizung zudem noch eine Nutzung von Solarenergie101 und Elektrizität möglich. Dabei werden keine Investitionen für Energieträgerwechsel angesetzt. Die für das beschriebene Vorgehen erforderlichen Attributwerte der Stamm-daten Wärmeerzeuger, Stammdaten Energieträgerverfügbarkeit sowie Stamm-daten Verrohrung und Speicher (vgl. Tabelle 27, Tabelle 33 und Tabelle 35), wie bspw. die Investitionen, sind ebenfalls in AWOHM hinterlegt. Wird im Mo-
101 Die Abhängigkeit der solaren Einstrahlung von der geographischen Lage und der Ausrichtung der Gebäude wird nicht berücksichtigt.    

Abbildung 13: Zulässige Energieträgerwechsel für die Raumheizung (in Anlehnung an: Stengel u. a. 2012) 
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dell eine Veränderung am Wärmeversorgungspaket eines Einzelgebäudes vor-genommen, so wird ein neues Wärmeversorgungspaket (vgl. Tabelle 26) mit Fremdschlüssel auf das vorige Wärmeversorgungspaket erzeugt und beim Einzelgebäude (vgl. Tabelle 18) der Fremdschlüssel auf dieses neue Wärme-versorgungspaket gesetzt. Zudem werden die getätigten Investitionen für das Wärmeversorgungspaket, Energieträgerverfügbarkeit sowie Verrohrung und Speicher in der Datenstruktur vorgehalten (vgl. Tabelle 18). Außerdem wer-den Wärmeerzeuger, Verrohrung und Speicher sowie Energieträgerverfügbar-keit mit den entsprechenden Einbaujahren, der Anzahl, der Leistung und Fremdschlüsseln zu zugehörigen Stammdaten und neuem Wärmeversor-gungspaket erzeugt. Die Deckungsanteile werden für Hauptwärmeerzeuger und Nebenwärmeerzeuger jeweils auf 50% gesetzt. Tabelle 41: Durch Energieträgerwechsel verursachte Investitionen bzw. Ausgaben beim Wechsel der Anlagentechnik je Wohnfläche und je Gebäude im Jahr 2006 (in Anlehnung an: Stengel u. a. 2012; Datengrundlage: Staatliche Vermögens- und Hochbauverwaltung Baden-Württemberg 2006)  Wohnflächenspezifische und gebäudebezogene Investitionen bei Energieträgerwechseln (netto, Stand 2006) Energie-träger-wechsel  Art der Investition bzw. Aus-gabe RH/EFH (150 m² Wohnfläche) MFH/MFH_NBL(1.000 m2 Wohnflä-che) GMH/GMH_NBL/HH/HH_NBL (5.000 m² Wohnfläche) [€/m²] [€/Gebäude] [€/m²] [€/Gebäude] [€/m²] [€/Gebäude]Von Heizöl Demontage des alten Tanks 4,2 628 0,6 628 0,1 628 Zu Heizöl Heizöltank und Kelleraufstel-lung 19,0 2.854 4,4 4.388 1,3 6.500 Zu Gas Erdgasanschluss 10 1.500 1,5 1.500 0,3 1.500 Zu Holz-pellets Sacksilo und Fördereinrich-tung (auch bei Wechsel von Holz) 36,0 5.405 2,8 2.810 0,6 2.810 
Von Elekt-rizität Schornstein 13,3 2.000 3,0 3.000 0,8 4.000 
Wird ein neues Hüllenpaket oder Wärmeversorgungspaket eingebaut, so blei-ben die Daten zu den vorhergehenden Hüllenpaketen und Wärmeversor-gungspaketen erhalten. Somit kann für jedes modellierte Gebäude die zeitliche Entwicklung nachvollzogen werden. 
5.4.3 Indikatoren für Sanierungsentscheidungsmodelle Zur Simulation der Sanierungsentscheidung werden in AWOHM die entschei-denden Akteure, d. h. die Gebäude- und Wohnungseigentümer, gemäß der Ei-
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gentumsstruktur und weiterer Charakteristika differenziert und jeweils einem von mehreren parametrisierten Sanierungsentscheidungsmodellen zugeord-net. Sie handeln dabei als Nutzenmaximierer, d. h. gemäß einer Nutzenfunkti-on, die jeder der erreichbaren Sanierungsvarianten (vgl. Abschnitt 5.4.2) einen Nutzen zuordnet. Die Sanierungsvariante mit dem höchsten Nutzen wird ge-wählt. Die Nutzenwerte ergeben sich aus der ggf. normierten und gewichteten Aggregation von Indikatoren.  Um der mit der Modellierung menschlichen Entscheidungsverhaltens einher-gehenden Unsicherheit gerecht zu werden, wird ein flexibler, szenario-basierter Gesamtansatz verfolgt (vgl. Modellanforderungen in Abschnitt 5.1).  Die Entscheidung der Akteure kann entweder aus Potenzialsicht oder aus Ei-gentümersicht erfolgen. Die Potenzialsichtweise dient dabei der Identifizie-rung technischer102 und ökonomischer103 Potenziale zur Minderung von Emis-sionen und Energieverbrauch. Die Eigentümersichtweise zielt dahingegen primär auf die Simulation des tatsächlichen Entscheidungsverhaltens und da-mit die Identifizierung ausschöpfbarer104 Potenziale ab. Je nach Szenario wer-den bei der Eigentümersichtweise annahmenbasierte oder empirisch begrün-dete Sanierungsentscheidungsmodelle herangezogen. Die Potenzialsichtweise 
102 Das technische Potenzial sei definiert als maximale Emissionsminderung bzw. Primärenergieverbrauchsreduktion bei den in AWOHM vorgegebenen technischen Möglichkeiten und unter Beibehaltung der zeitlichen Kopplung von Modernisie-rungsmaßnahmen an die Sanierungszyklen von Gebäudehülle und Anlagentechnik. 103 „Das“ ökonomische Potenzial sei definiert als das Potenzial, das bei Entschei-dung gemäß Kapitalwert aus Selbstnutzersicht bei den in AWOHM vorgegebenen technischen Möglichkeiten unter Beibehaltung der zeitlichen Kopplung von Moder-nisierungsmaßnahmen an die Sanierungszyklen von Gebäudehülle und Anlagen-technik resultiert. Es ist daher auch von umweltpolitischen Instrumenten abhängig. 104 Das ausschöpfbare Potenzial sei definiert als der Teil des ökonomischen Poten-zials, der in der Realität genutzt werden kann. Die Ausnutzung des ökonomischen Potenzials wird bspw. durch mangelnde Möglichkeiten zur Finanzierung, Informa-tionsdefizite und Sanierungsunwilligkeit behindert (vgl. Kapitel 4). Das ausschöpf-bare Potenzial ist daher neben den technischen und ökonomischen Randbedingun-gen des Gebäudes auch von umweltpolitischen Instrumenten sowie Charakteristika der Gebäudeeigentümer und -bewohner bzw. dem Entscheiderverhalten abhängig.  
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ist dagegen rein annahmenbasiert. Für die annahmenbasierten Sanierungsent-scheidungsmodelle wird die Nutzwertanalyse (vgl. Dreyer 1975) verwendet. Empirisch begründete Sanierungsentscheidungsmodelle werden parametri-siert aus der Literatur übernommen (vgl. Kapitel 3). In diesem Abschnitt wird das Vorgehen bei der Auswahl der den Sanierungs-entscheidungsmodellen zugrundeliegenden Indikatoren erläutert sowie diese selbst formal beschrieben. Auf die Berechnung der Nutzenwerte mittels Sanie-rungsentscheidungsmodellen wird im nächsten Abschnitt eingegangen.  
5.4.3.1 Auswahl der Indikatoren Die Indikatoren sollen es ermöglichen, die Potenzial- und die Eigentümer-sichtweise bei der Sanierungsentscheidung auf Mikroebene abzubilden. Da-durch soll u. a. die Wirkung unterschiedlicher Bündel umweltpolitischer In-strumente auf die Entwicklung des modellierten Gebäude- und Haushaltsbe-stands flexibel abgebildet werden. Durch die Aggregation der Entscheidungen und ihrer Auswirkungen von der Mikroebene auf den gesamten Gebäude- und Haushaltsbestand können diese Bündel bewertet werden. Eine Randbedingung ist die Berechenbarkeit der Indikatoren bei der aktuellen Datenlage bzw. -struktur. Eine hierarchische Übersicht über den für die Bewertung energetischer Mo-dernisierungen aus Potenzial- und Eigentümersicht bei annahmenbasierten Sanierungsentscheidungsmodellen ausgewählten Satz von Indikatoren gibt Tabelle 42. Die jeweilige Sichtweise, für die die Indikatoren direkt oder indi-rekt benötigt werden, ist ebenfalls angegeben. Die hierarchische Struktur der Indikatoren umfasst drei Ebenen, die als Dimension (Ebene 1), Kriterium (Ebene 2) und Attribut (Ebene 3) bezeichnet werden. Die vier Dimensionen Wirtschaftlichkeit, Umwelt, Hemmnisse  und Sonstiges umfassen jeweils bis zu fünf Kriterien und diese jeweils bis zu acht Attribute.   
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Tabelle 42: Hierarchisch angeordneter Satz von Indikatoren für die Bewertung einer energetischen Sanierung und die zugehörigen Sichtweisen bei annahmenbasierten Sa-nierungsentscheidungsmodellen; X: geeignet, (X): indirekt geeignet  Hierarchisch angeordneter Satz von Indikatoren Benötigt für Sichtweise Potenzial-sichtweise Eigentümersicht-weise Ebe-ne 1 Ebene 2 Ebene 3 Kürzel Selbst-nutzer Ver-mieter 

Wirtsc
haftlich

keit105  

Kurzfristige Sichtweise Investition Ö1 - X X Mittelfristige  Sichtweise Amortisationszeit aus Selbstnutzersicht Ö2a X X (X) Amortisationszeit aus Vermietersicht Ö2b X - X Energiekosten Ö3 - X (X) Vorausschauende Sichtweise Interner Zinsfuß aus Selbstnutzersicht Ö4a X X (X) Interner Zinsfuß aus Vermietersicht Ö4b X - X Kapitalwert aus Selbstnutzersicht Ö5a X X (X) Kapitalwert aus Vermietersicht Ö5b X - X Barwert aus Mietersicht Ö5c X - (X) Annuität aus Selbstnutzersicht Ö6a X X (X) Annuität aus Vermietersicht Ö6b X - X Annuität aus Mietersicht Ö6c X - (X) Energiepreisrisiko Energiekosten/investitionsabh. Kosten Ö7 - X (X) Leerstandsrisiko Endenergiebedarf/durchschnittlicher nationa-ler Endenergiebedarf Ö8 - - X 

Umwel
t 

Energiebedarf Endenergiebedarf U1 X X (X) Anteil erneuerbarer Energien an Endenergie U2
X - - 

Nicht erneuerbarer Primärenergiebedarf U3Primärenergiebedarf U4Klimaschutz CO2-Emissionen U5CH4-Emissionen U6Luftreinhaltung PM-Emissionen U7NOx-Emissionen U8SO2-Emissionen U9NMVOC-Emissionen U10

Sonstig
es 

Innenraumkom-fort Dämmqualität S1 - X (X) Dämmtiefe S2Unabhängigkeit Unabhängigkeit S3 - X (X) Soziale Auswir-kungen Verfügbares Einkommen der Bewohner nach Wohnen S4 X X (X) Innovationsgrad der Technologie Marktanteil S5 - X X Prestige der Technologie S6 - X X Gebäudeästhetik Störende Optik S7 - X (X) 

Hemm
nisse 

Finanzierung Investition/Verfügbares Einkommen der Be-wohner H1 - X X Marktanteil der Technologie Deutschland H2
- X X Bundesland H3Bundesland – GGK (Gemeindegrößenklasse) H4Abstand von vorheriger Tech-nik Verrohrungswechsel H5Energieträgerwechsel H6Illegalität "Illegale" Variante H7

105 Die Indikatoren sollen u. a. abbilden, wie Gebäudeeigentümer die „Wirtschaft-lichkeit“ bzw. ökonomische Implikationen in der Realität beurteilen. Daher sind nicht nur (betriebswirtschaftliche) Wirtschaftlichkeitsmaße aufgeführt, sondern bspw. auch die (leicht nachvollziehbare) Amortisationszeit (Risikomaß) sowie die Investition (im Sinne der Anfangsauszahlung bzw. -ausgabe). 
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Mithilfe der Potenzialsichtweise sollen technische und ökonomische Potenzia-le identifiziert werden. Hierzu müssen zunächst alle Sanierungsvarianten, die zur Ausschöpfung der Potenziale, die im Fokus der umweltpolitischen Instru-mente im Bereich Wärme in Wohngebäuden liegen, mithilfe der Indikatoren identifizierbar sein. Die Quantifizierung der Potenziale, die bei Umsetzung die-ser potenzialausnutzenden Sanierungsvarianten genutzt würden, ist Teil der Bewertung und Analyse in Kapitel 6. Zu den im Fokus umweltpolitischer In-strumente liegenden (technischen) Potenzialthemenbereichen zählen die Energiebedarfsreduktion, der Klimaschutz und die Luftreinhaltung. Bei der Energiebedarfsreduktion können dabei weiter End- und Primärenergiebedarf sowie gesamte Energie und der nicht erneuerbare Anteil differenziert werden. Im Bereich Klimaschutz können CO2- und CH4-Emissionen und im Bereich der Luftreinhaltung PM-, NOx-, SO2- und NMVOC-Emissionen unterschieden wer-den.106 Können bspw. auf Mikroebene die durch die Raumwärme- und Warm-wasserbereitstellung verursachten jährlichen PM-Emissionen für jede erreich-bare Sanierungsvariante bestimmt werden, so ist auch diejenige mit den nied-rigsten PM-Emissionen bekannt und kann vom Nutzenmaximierer mit PM-Potenzialsichtweise ausgewählt werden. Die jeweiligen Indikatoren müssen demnach in den zu modellierenden Satz von Indikatoren aufgenommen wer-den, um die technischen107 Potenziale bestimmen zu können. Um die ökonomi-schen108 Potenziale zu bestimmen, sind ökonomische Indikatoren notwendig. Bei der ökonomischen Bewertung müssen insbesondere die Systemgrenzen klar definiert werden. Bspw. kann die Bewertung aus Sicht der Gesellschaft, des Selbstnutzers, des Vermieters oder des Mieters erfolgen (vgl. Difu 2011). Für die Bestimmung der ökonomischen Potenziale werden daher ökonomische 
106 VOC wird hier wegen der Redundanz mit NMVOC und CH4 nicht betrachtet. Vgl. Fußnote 187 und Abschnitt 8.2 bez. indirekter Emissionen. Diese werden in AWOHM nicht berücksichtigt. 107 Vgl. Fußnote 102. 108 Vgl. Fußnote 103 bez. „des“ ökonomischen Potenzials, einem Spezialfall (Selbst-nutzersicht) der hier diskutierten ökonomischen Potenziale. 
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Indikatoren herangezogen, die ohnehin als Teil der Eigentümersichtweise dif-ferenziert nach Selbstnutzern und Mietern berücksichtigt werden. Wenn keine Förderungen gewährt werden, kann durch diese Indikatoren auch die Sicht-weise der Gesellschaft exkl. der Berücksichtigung von Umweltschäden nähe-rungsweise abgebildet werden. Die Sichtweise der Gesellschaft (inkl. der Be-rücksichtigung von Umweltschäden) wird vor allem bei der Bewertung aus Staatssicht (vgl. Kapitel 6) eingenommen. Das ökonomische Potenzial aus ge-sellschaftlicher Sicht lässt sich in erster Näherung als Kompromiss zwischen den Dimensionen Wirtschaftlichkeit und Umwelt in Tabelle 42 interpretieren. Mithilfe der Eigentümersichtweise sollen die ausschöpfbaren Potenziale abge-schätzt werden. Da hierfür menschliches Verhalten simuliert werden muss, sind die ausschöpfbaren Potenziale109 mit großen Unsicherheiten behaftet. Daher wird der Schwerpunkt auf szenariobasierte „Wenn-Dann“-Aussagen und Sensitivitätsanalysen gelegt. Die Eigentümersichtweise erfordert bei der Indi-katorauswahl die Aufnahme von Kennwerten, die die Sanierungsentscheidung beeinflussen oder bspw. nach Eingriffen des Staates beeinflussen könnten. Derartige Kennwerte hängen auch von der Eigentumssituation ab (vgl. Tabelle 42). Bspw. sind für selbstnutzende Eigentümer und Vermieter unter-schiedliche Systemgrenzen relevant. Vermieter müssen teilweise auch die Per-spektive der Mieter einnehmen, um die Wirtschaftlichkeit aus ihrer eigenen Sicht bewerten zu können. Bei der Modellierung der Sanierungsentscheidung aus Eigentümersicht werden in dieser Arbeit annahmenbasierte und empiri-sche Ansätze unterschieden.  Bei den annahmenbasierten Ansätzen erfolgte die konkrete Auswahl der Indi-katoren dabei als Kompromiss zwischen den in Kapitel 4 identifizierten Sanie-rungsmotiven und -hemmnissen sowie der Notwendigkeit, dass die Indikato-ren bei existierender Datenlage und der gewählten Datenstruktur berechenbar sein müssen. Diese Indikatoren sollen die Definition transparenter Entschei-
109 Vgl. Fußnote 104. 
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dertypen und -strategien ermöglichen, anhand derer interpretierbare „Wenn-Dann“-Aussagen über das ausschöpfbare Potenzial bei unterschiedlichen Bün-deln umweltpolitischer Instrumente gemacht werden können. Zudem ermögli-chen Sensitivitätsanalysen in Bezug auf die Entscheidertypen und -strategien die Ableitung von Empfehlungen hinsichtlich der Ausgestaltung umweltpoliti-scher Instrumente. Die empirischen Ansätze stellen für den Fall selbstnutzender Eigentümer eine Alternative zu den auf Annahmen basierenden Entscheidertypen und -strategien dar. Bei den empirischen Ansätzen werden Sanierungsentschei-dungsmodelle aus der Literatur herangezogen, deren unabhängige Variablen als Indikatoren von AWOHM bereitgestellt werden müssen. Vorteil dieser Mo-delle ist die empirische Fundierung und die Wiederverwendung bereits ge-schätzter und veröffentlichter Parameter, die teilweise auf umfangreichen Da-tensätzen basieren. Diese Modelle wurden bereits plausibilisiert und können daher eine geringere Unsicherheit aufweisen. In Kapitel 3 wurde auf konkrete Sanierungsentscheidungsmodelle für die Simulation der Investitionsentschei-dung von Selbstnutzern in Deutschland eingegangen. Diese Logit-Modelle un-terscheiden sich u. a. hinsichtlich der benötigten Eingangsdaten (unabhängige Variablen) und den Anwendungsfällen. Bei einer Integration dieser Modelle in AWOHM sollten die benötigten Eingangsdaten modellendogen bereitgestellt werden können und die Anwendungsfälle übereinstimmen. Können bestimmte Eingangsdaten nicht bereitgestellt werden oder weichen die Anwendungsfälle voneinander ab, erhöht sich die Unsicherheit und kann ggf. diejenige des auf Entscheidertypen und -strategien basierenden Ansatzes übersteigen. Daher werden die zu integrierenden empirischen Modelle anhand der Eingangsdaten und der Anwendungsfälle ausgewählt. Der Sanierungszeitpunkt in AWOHM resultiert aus Sanierungszyklen von Gebäudehülle und Anlagentechnik. Daraus ergeben sich drei Anwendungsfälle: potenzielle Kombination von Anlagen-technikwechsel und Gebäudehüllenmodernisierung; potenzieller Anlagen-technikwechsel; potenzielle Gebäudehüllenmodernisierung.  
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Im Folgenden werden die empirischen Modelle aus Kapitel 3, die sich auf Deutschland beziehen, hinsichtlich ihrer Eignung für die Integration in AWOHM priorisiert. Dabei wird auf den konkreten Anwendungsfall Bezug ge-nommen. Stehen gleichzeitig Anlagentechnikwechsel und Gebäudehüllensa-nierung an, können die Modelle von Grösche u. a. (2009) sowie Grösche & Vance (2009) herangezogen werden. Für das erste Modell können 4 von 5 Ein-gangsvariablen, für das zweite 5 von 6 Eingangsvariablen von AWOHM bereit-gestellt werden. Die nicht bestimmbaren Variablen können pauschal oder durch Zufallsziehung gesetzt werden. Da bei dem Ansatz von Grösche & Vance (2009) die alternativenabhängigen Konstanten jedoch nicht veröffentlicht wurden, kann nur das Modell von Grösche u. a. (2009) angewendet werden (vgl. Tabelle 3). Das Modell von Grösche & Vance (2009) wird daher im Fol-genden nicht mehr berücksichtigt. Falls nur ein Anlagentechnikwechsel ansteht, können 4 Modelle zum Einsatz kommen (ohne das Modell von Grösche & Vance (2009)). Bestimmbar sind bei Achtnicht (2011) 12 von 15 (80%), bei Grösche u. a. (2009) 4 von 5 (80%), bei Michelsen & Madlener (2012) 14 von 26 (54%) und bei Henkel (2011) 3 von 7 (43%) Eingangsvariablen. Hinsichtlich der Bestimmbarkeit der Inputdaten sind daher die ersten beiden Modelle vorzuziehen. Der Ansatz von Achtnicht (2011) ist detaillierter, und im Gegensatz zu Grösche u. a. (2009) beeinflussen sozio-demographische Eigenschaften der Eigentümer – Alter und Bildungsgrad – die Entscheidung (vgl. Kapitel 4).  Daher bietet sich eine Integration beider Ansätze in AWOHM mit etwaiger Gegenüberstellung der Ergebnisse an. Die anderen beiden Ansätze werden verworfen, da ein größerer Anteil der Ein-gangsvariablen nicht von AWOHM bereitgestellt werden kann. Alternativ könnten sämtliche unsicheren Eingangsvariablen konstant gesetzt oder als Zu-fallsvariablen berücksichtigt werden, wobei dann mit abnehmender Güte der Modelle bzw. einer stärkeren Streuung der Gesamtergebnisse zu rechnen ist. Steht nur die Sanierung der Gebäudehülle an, so können die Modelle von Achtnicht (2011) und Grösche u. a. (2009) mit 6 von 8 (75%) bzw. 4 von 5 
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(80%) Eingangsvariablen angewendet werden. Es bietet sich wiederum die Integration beider Ansätze in AWOHM an. Insgesamt eignen sich damit insbesondere die Modelle von Grösche u. a. (2009) sowie Achtnicht (2011) – im Folgenden auch Modell A und B – für eine Integration in AWOHM. Die Indikatoren, die als Input für die Anwendung der beiden Modelle benötigt werden und daher ebenfalls berechnet werden sollen, sind in Tabelle 43 angegeben. Da jedoch aufgrund von Datenlage und Daten-struktur nicht jede Eingangsvariable auf Mikroebene berechnet werden kann, wird zudem die Berechenbarkeit der Indikatoren angegeben. Für die nicht be-rechenbaren Indikatoren werden konstante Werte angesetzt.   Tabelle 43: Indikatoren, die als Eingangsvariablen für die Anwendung der Sanierungs-entscheidungsmodelle von Grösche u. a. (2009) sowie Achtnicht (2011) bei Selbstnut-zern benötigt werden (auf Basis von: Grösche u. a. 2009; Achtnicht 2011) Modell  Dimension (Ebene 1) Kriterium (Ebene 2) Benötigter Indikator bzw. Attribut (Ebene 3) Kürzel Berechenbar-keit in AWOHM Grösche u. a. (2009) Dimension Modell A Kriterium Modell A Investition G1 Ja Primärenergiebedarfseinsparung G2 Ja Verfügbares Einkommen G3 Ja Informationszugriff G4 Nein Energieverbrauch G5 Ja (bedingt)Hilfsindikator G6 Ja Achtnicht (2011) Dimension Modell B Kriterium Modell B Investition (abzüglich Zuschuss) A1 Ja Investition (abzüglich Zuschuss) in Ostdeutschland A2 Ja Energieeinsparpotenzial A3 Ja Amortisationszeit A4 Ja CO2-Einsparung und Anlagentechnikwechsel A5 Ja CO2-Einsparung und Hüllensanierung A6 Ja Empfehlung von Energieberater A7 Nein Förderung A8 Ja Garantiejahre A9 Nein Nur Anlagentechnikwechsel A10 Ja Anlagentechnikeinbau nach 2000 und Anlagen-technikwechsel A11 Ja Eigentümer jünger als 46 Jahre und Anlagentech-nikwechsel A12 Ja Hoher Bildungsabschluss und Anlagentechnik-wechsel A13 Ja Hat Pelletkessel und Anlagentechnikwechsel A14 Ja Energiepreisanstiegserwartung und Anlagentech-nikwechsel A15 Nein Kein Bedarf an einer Verbesserung der Gebäude-hülle und Anlagentechnikwechsel A16 Ja 
5.4.3.2 Formale Beschreibung der Indikatoren auf Attributsebene Die für die formale Spezifikation der Indikatoren aus Tabelle 42 und Tabelle 43 auf Attributsebene verwendeten Indizes, Mengen, Variablen und 
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Parameter sind in Tabelle 44 bis Tabelle 49 angegeben. Dabei werden jeweils Quellen oder – in den meisten Fällen – Referenzen auf Abschnitte angegeben, in denen die betreffenden Größen und deren Quellen beschrieben wurden.  Tabelle 44 fasst die verwendeten Indizes und Indexmengen, Tabelle 45 zuge-hörige Indexteilmengen und Tabelle 46 spezielle Indizes zusammen. Tabelle 47 umfasst Parameter mit Index und Tabelle 48 Zwischenergebnisse mit Index. Letztere werden in den folgenden Formeln definiert. Kürzel, Attri-bute und Quellen der Klasse sonstige Parameter (vgl. Abschnitt 5.3.1) sind in Tabelle 49 angegeben. Diese stellen Parameter ohne bzw. ohne veränderbaren Index (an dessen Schreibweise in Großbuchstaben erkennbar) dar. Tabelle 44: Indizes und Indexmengen für die Indikatorspezifikation auf Attributsebene Kürzel Beschreibung Quelle oder Verweis∈  Bewohner (Haushalte) Vgl. Indizes in Abschnitt 5.3.∈  Energieträger ∈  Einzelgebäude ∈  Energetische Stammdaten ℎ ∈  Hüllenpaketeℎ ∈  Fenster ℎ ∈  Obere Gebäudeabschlüsse ℎ ∈  Untere Gebäudeabschlüsse ℎ ∈  Außenwände∈  Emissionsarten; = { , , , , , } Vgl. Emissionsfaktoren in Tabelle 27  ∈  Bundesländer Vgl. Indizes in Abschnitt 5.3.∈  Gemeinden∈  Gemeindegrößenklasse Vgl. Gemeindegrößenklasse in Tabelle 37 ∈  Kreise Vgl. Indizes in Abschnitt 5.3.∈  Wärmeversorgungspakete ∈  Energieträgerverfügbarkeiten ∈  Stammdaten Energieträgerverfügbarkeit∈  Verrohrungen/Speicher ∈  Stammdaten Verrohrungen/Speicher∈  Wärmeerzeuger ∈  Stammdaten Wärmeerzeuger ∈  WohnungenTabelle 45: Indexteilmengen für die Indikatorspezifikation auf Attributsebene Kürzel Beschreibung Quelle oder Verweis ⊆  Bewohner eines Gebäudes Fremdschlüssel⊆  Gebäudeeigentümer Einteilung gemäß Eigentumsverhältnis-sen bez. Wohnung in Tabelle 16 ⊆  Wohnungseigentümer ⊆  Mieter , ⊆  Bewohner einer Kombination aus Bundesland und Ge-meindegrößenklasse Fremdschlüssel und Einteilung gemäß Attributen⊆  Bewohner einer Wohnung Fremdschlüssel⊆  Erneuerbare Energieträger Holz und andere erneuerbare Energie-träger, Solarenergie ⊆  Einzelgebäude einer Gemeindegrößenklasse Einteilung gemäß Gemeindegrößenklas-se in Tabelle 18
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Kürzel Beschreibung Quelle oder Verweis ⊆  Einzelgebäude eines Bundeslands Fremdschlüssel ⊆  Potenzielle Hüllenpakete eines Einzelgebäudes Abschnitt 5.4.2 ⊆  Potenzielle Wärmeversorgungspakete eines Einzelgebäu-des ⊆  Stammdaten Energieträgerverfügbarkeit eines Wärme-versorgungspakets Fremdschlüssel ⊆  Stammdaten Verrohrungen/Speicher eines Wärmever-sorgungspakets ⊆  Wärmeerzeuger eines Wärmeversorgungspakets⊆ W Wohnungen eines Einzelgebäudes, ⊆  Wohnungen einer Kombination aus Bundesland und Gemeindegrößenklasse Fremdschlüssel und Einteilung gemäß AttributenTabelle 46: Spezielle Indizes für die Indikatorspezifikation auf Attributsebene Kürzel Beschreibung Quelle oder Verweis∈  Bewohner einer Wohnung Fremdschlüssel 
 Energetische Stammdaten eines Einzelgebäudesℎ  Hüllenpaket eines Einzelgebäudes vor der Sanierungℎ  Fenster eines Hüllenpaketsℎ  Oberer Gebäudeabschluss eines Hüllenpaketsℎ  Unterer Gebäudeabschluss eines Hüllenpaketsℎ  Außenwand eines Hüllenpakets
 Bundesland eines Bewohners
 Bundesland eines Einzelgebäudes

 Gemeindegrößenklasse eines Einzelgebäudes Gemeindegrößenklasse in Tabelle 18 
 Wärmeversorgungspaket eines Einzelgebäudes vor der Sanierung Fremdschlüssel 

 Stammdaten Energieträgerverfügbarkeit einer Energieträgerverfügbarkeit
 Stammdaten Verrohrungen/Speicher einer Verrohrung/eines Speichers,  Stammdaten Raumwärmeverrohrung eines Wärmeversorgungspakets Fremdschlüssel und Attribut ,  Stammdaten Warmwasserverrohrung eines Wärmeversorgungspakets
 Stammdaten Wärmeerzeuger eines Wärmeerzeugers Fremdschlüssel Tabelle 47: Parameter mit Index für die Indikatorspezifikation auf Attributsebene;  *: Energiebedingte Mehrinvestition Kürzel Beschreibung Quelle oder Verweis  Jahresnutzungsgrad von Stammdaten Verrohrung/Speicher [kWh/kWh] Abschnitt 5.3.11 Jahresnutzungsgrad von Stammdaten Wärmeerzeuger [kWh/kWh] Abschnitt 5.3.9 Wohnfläche Stammdaten Gebäude [m²] Abschnitt 5.3.5 Gesamtflächen einer Wohnung [m²] Abschnitt 5.3.2
 Transparente Bauteilflächen Nord [m²] Abschnitt 5.3.5
 Transparente Bauteilflächen Süd [m²]

 Transparente Bauteilflächen West/Ost [m²] Alter eines Bewohners (Haushalts) [a] Abschnitt 5.3.2
 Bauteilfläche obere Gebäudeabschlüsse[m²] Abschnitt 5.3.5
 Bauteilfläche untere Gebäudeabschlüsse [m²]
 Bauteilfläche Außenwände [m²] Bildungsgrad eines Bewohners (Haushalts) Abschnitt 5.3.2

 Baujahr eines Gebäudes Abschnitt 5.3.4,  Anteil eines Energieträgers am Endenergiebedarf von Stammdaten Wärmeer-zeuger [kWh/kWh] Abschnitt 5.3.9
,  Deckungsanteil eines Wärmeerzeugers am Nutzenergiebedarf für Raumwär-me [kWh/kWh] ,  Deckungsanteil eines Wärmeerzeugers am Nutzenergiebedarf für Warmwas-ser [kWh/kWh]  Demontage- und Entsorgungsausgaben für Stammdaten Energieträgerverfüg-barkeit [€] Abschnitt 5.3.10
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Kürzel Beschreibung Quelle oder Verweis , , .   Endenergiebezogener Emissionsfaktor von Stammdaten Wärmeerzeuger für CO2 exkl. Biomasseemissionen [kg/kWh] Abschnitt 5.3.9
,  Endenergiebezogener Emissionsfaktor von Stammdaten Wärmeerzeuger für eine Emissionsart [kg/kWh] Haushaltsnettoeinkommen eines Bewohners (Haushalts) [€/Monat] Abschnitt 5.3.2, ,  Barwert der steuerlichen Absetzbarkeit bei selbstnutzenden Eigentümern [€] Abschnitt 5.6.3, ,  Barwert der Förderung über finanzielle Förderprogramme bei Wechsel zu einem Wärmeversorgungspaket und Hüllenpaket [€],  Barwert der Förderung bei Wechsel zu einem Wärmeversorgungspaket und Hüllenpaket  [€] 

 Gesamtenergiedurchlassgrad der Verglasung eines Fensters [-] Abschnitt 5.3.7 Geschlecht eines Bewohners (Haushalts) Abschnitt 5.3.2 Haushaltsgröße eines Bewohners (Haushalts) [Personen] Investition* für ein Fenster [€/m²] Abschnitt 5.3.7 Investition* für einen oberen Gebäudeabschluss [€/m²] Investition* für einen unteren Gebäudeabschluss [€/m²] Investition* für eine Außenwand [€/m²] Investition für Stammdaten Energieträgerverfügbarkeit [€] Abschnitt 5.3.10 Investition für Stammdaten Verrohrung/Speicher [€] Abschnitt 5.3.11 Investition für Stammdaten Wärmeerzeuger [€] Abschnitt 5.3.9  Modernisierungsanteil für Stammdaten Energieträgerverfügbarkeit [€/€] Abschnitt 5.3.10   Modernisierungsanteil für Investition für Stammdaten Verrohrung/Speicher [€/€] Abschnitt 5.3.11  Modernisierungsanteil der Investition für Stammdaten Wärmeerzeuger [€/€] Abschnitt 5.3.9 Neues Bundesland [1 (ja), 0 (nein)] Abschnitt 5.3.12  Endenergiebezogener Preis eines Energieträgers [€/kWh] Abschnitt 5.3.9
 Primärenergiefaktor (einschließlich erneuerbarem Anteil) eines Energieträ-gers [kWh/kWh] ,   Primärenergiefaktor (nicht erneuerbarer Anteil) eines Energieträgers [kWh/kWh]  Stammdaten Wärmeerzeuger von Pelletkessel [1 (ja), 0 (nein)]  Prestige eines Energieträgers [-]

 Qualitätsstufe eines Fensters [-] Abschnitt 5.3.7
 Qualitätsstufe eines oberen Gebäudeabschlusses [-]
 Qualitätsstufe eines unteren Gebäudeabschlusses [-]
 Qualitätsstufe einer Außenwand [-]

 Reduktionsfaktor für transparente Bauteilflächen [-] Abschnitt 5.3.5
 Wärmedurchgangskoeffizient eines Fensters [W/(m² K)] Abschnitt 5.3.7
 Wärmedurchgangskoeffizient eines oberen Gebäudeabschlusses [W/(m² K)] 
 Wärmedurchgangskoeffizient eines unteren Gebäudeabschlusses [W/(m² K)] 
 Wärmedurchgangskoeffizient einer Außenwand [W/(m² K)]  Unabhängigkeit eines Energieträgers [-] Abschnitt 5.3.9 Beheiztes Gebäudevolumen nach EnEV [m²] Abschnitt 5.3.5Tabelle 48: Zwischenergebnisse mit Index für die Indikatorspezifikation auf Attributs-ebene Kürzel Beschreibung#  Anteil eines Fensters an allen Fenstern [-]# ,  Anteil eines Fensters an allen Fenstern eines Bundeslands [-]# , ,  Anteil eines Fensters an allen Fenstern einer Gemeindegrößenklasse eines Bundeslands [-] #  Anteil eines oberen Gebäudeabschlusses an allen oberen Gebäudeabschlüssen [-]# ,  Anteil eines oberen Gebäudeabschlusses an allen oberen Gebäudeabschlüssen eines Bundeslands [-] # , ,  Anteil eines oberen Gebäudeabschlusses an allen oberen Gebäudeabschlüssen einer Gemeindegrößen-klasse eines Bundeslands [-] #  Anteil eines unteren Gebäudeabschlusses an allen unteren Gebäudeabschlüssen [-] # ,  Anteil eines unteren Gebäudeabschlusses an allen unteren Gebäudeabschlüssen eines Bundeslands [-]# , ,  Anteil eines unteren Gebäudeabschlusses an allen unteren Gebäudeabschlüssen einer Gemeindegrö-
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Kürzel Beschreibung ßenklasse eines Bundeslands [-]#  Anteil einer Außenwand an allen Außenwänden [-]# ,  Anteil einer Außenwand an allen Außenwänden eines Bundeslands [-]# , ,  Anteil einer Außenwand an allen Außenwänden einer Gemeindegrößenklasse eines Bundeslands [-]#  Anteil eines Wärmeerzeugers an allen Wärmeerzeugern [-]# ,  Anteil eines Wärmeerzeugers an allen Wärmeerzeugern eines Bundeslands [-] # , ,  Anteil eines Wärmeerzeugers an allen Wärmeerzeugern einer Gemeindegrößenklasse eines Bundes-lands [-] Investition für ein Hüllenpaket [€],  Energieträgerwechselinvestition bei Wechsel zu einem Wärmeversorgungspaket und Hüllenpaket [€],  Verrohrungs-/Speicherinvestitionen bei Wechsel zu einem Wärmeversorgungspaket und Hüllenpaket [€] ,  Wärmeerzeugerinvestitionen bei Wechsel zu einem Wärmeversorgungspaket und Hüllenpaket [€],  Innere Wärmequellen eines Hüllenpakets [kWh/a],  Lüftungswärmeverluste eines Hüllenpakets [kWh/a],  Raumwärmenutzenergiebedarf eines Hüllenpakets [kWh/a],  Solare Einstrahlung eines Hüllenpakets h [kWh/a],  Transmissionswärmeverluste eines Hüllenpakets [kWh/a],  Warmwassernutzenergiebedarf eines Gebäudes [kWh/a]  Planungshorizont [a] ,   Umlagefähige Investition bei Wechsel zu einem Wärmeversorgungspaket und Hüllenpaket [€] Tabelle 49: Kürzel, Attribute und Quellen der Klasse sonstige Parameter Kürzel Attribut Quelle oder Verweis  Nutzbarer Anteil der freien Wärme [-] Loga & Imkeller-B. (1997)
 Gradstunden [kKh/a] Loga (2012) 

 Energiepreisanstiegserwartung [1 (steigend), 0 (konstant)] Annahmen des Autors
 Anzahl der Energieberater pro Wohngebäude mit 1-2 Wohneinheiten [-]

 Reduktionsfaktor Nacht- und Wochenendabsenkung [-] Loga & Imkeller-B. (1997)
 Garantiejahre [a] Annahmen des Autors Globalstrahlung während der Heiztage auf eine Nordfläche [kWh/(m² a)] Loga (2012)  Globalstrahlung während der Heiztage auf eine Südfläche [kWh/(m² a)] Globalstrahlung während der Heiztage auf eine West-/Ostfläche [kWh/(m² a)]  Kalkulationszinssatz [1/a] Annahmen des Autors

 Energetisch wirksamer Luftwechsel [1/h] Loga & Imkeller-B. (1997) Durchschnittlicher wohnflächenspezifischer nationaler Endenergiebedarf für Raumwärme und Warmwasser [kWh/(m² a)] Modellergebnis (vgl. Ab-schnitt 6.1.3)  Wärmeabgabeleistung innerer Wärmequellen [W/m²] Loga & Imkeller-Benjes (1997) ,  Pro-Kopf-Warmwassernutzenergiebedarf [kWh/(a Person)]
 Reduktionsfaktor für Bauteile [-]

 Länge der Heizzeit [d/a] Loga (2012)  Lebensdauer von Hüllenpaketen (Oberer Gebäudeabschluss, Fenster, Außenwände, unterer Gebäudeabschluss) [a] BMVBW (2001)  Jährliche Energieteuerungsrate [1/a] Annahmen des Autors Planungshorizont für Energieträgerwechselinvestitionen [a] Planungshorizont für Verrohrungs- und Speicherinvestitionen [a] Lebensdauer von Wärmeerzeugern [a] VDI 2067 (2000) 
 Auf die Mieter umgelegter Anteil der Modernisierung [-] Annahmen des AutorsBasis für die Berechnung der meisten Indikatoren aus Tabelle 42 und Tabelle 43 ist der Nutzenergiebedarf der Gebäude für Raumwärme und Warmwasser. Dieser wird gemäß einem von Loga & Imkeller-Benjes (1997) spezifizierten Verfahren berechnet. Der Warmwassernutzenergiebedarf eines 
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Einzelgebäudes g basiert auf der Summe der Haushaltsgrößen ( ) im Ge-bäude und dem Pro-Kopf-Warmwassernutzenergiebedarf ( , ).  , = , ∗ ∑ ∈ (5.1)Der Raumwärmenutzenergiebedarf eines Gebäudes mit einem Hüllenpaket h setzt sich nach Loga & Imkeller-Benjes (1997) aus Transmissions- und Lüf-tungswärmeverlusten abzüglich interner und solarer Gewinne zusammen. Letztere ergeben sich als nutzbarer Anteil der freien Wärme, d. h. den inneren Wärmequellen und der solaren Einstrahlung.   , = , + , − ∗ ( , + , ) (5.2)Die verwendete Methode für die Abschätzung der Transmissionswärmeverlus-te basiert auf den Wohnflächen der Wohnungen des Einzelgebäudes, der Wohnfläche der energetischen Stammdaten, d. h. des Typgebäudes, sowie den Bauteilflächen, Wärmedurchgangskoeffizienten, Reduktionsfaktoren für Bau-teile und die eingeschränkte Nutzung (z. B. für unbeheizte Räume) sowie Grad-tagen (vgl. Loga & Imkeller-Benjes 1997).  
 , = ∑ ∈ ∗ + ∗ + ∗ ++ + ∗ ∗ ∗ (5.3)
Die Abschätzungsmethode für Lüftungswärmeverluste basiert zudem auf dem Luftvolumen des Gebäudes und dem energetisch wirksamen Luftwechsel (vgl. Loga & Imkeller-Benjes 1997).   , = ∑ ∈ ∗ 0.34 ∗ ∗ ∗ ∗ (5.4)Die inneren Wärmequellen hängen von der Länge der Heizzeit, der (wohnflä-chenspezifischen) Wärmeabgabeleistung innerer Wärmequellen (Abwärme von Personen, Geräten und Warmwasser abzüglich Energie zum Aufheizen und Verdunsten von Wasser) und den Wohnflächen der Wohnungen ab (vgl. Loga & Imkeller-Benjes 1997).  , = 0.024 ∗ ∗ ∗ ∑ ∈ (5.5)
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Die solare Einstrahlung wird anhand von Flächen, Gesamtenergiedurchlass-graden und Reduktionsfaktoren der Fenster sowie der Globalstrahlung, jeweils differenziert nach deren Ausrichtung, geschätzt (vgl. Loga & Imkeller-Benjes 1997). 
 , = ∑ ∈ ∗ + ∗ + ∗∗ ∗  (5.6)

Gradstunden, Heizzeit und Globalstrahlung wurden für vorgegebene mittlere Raumtemperaturen, Heizgrenztemperaturen und Außentemperaturen von Loga (2012) für das „Standardklima Deutschland“ übernommen. Für die Ver-teilung von Emissionen auf Monate wurden anhand von Gradstunden entspre-chende Emissionsanteile differenziert nach Monaten abgeschätzt.  Indikatoren für annahmenbasierte Sanierungsentscheidungsmodelle Im Folgenden werden die Indikatoren aus Tabelle 42 auf Attributsebene für ein Einzelgebäude g formal beschrieben. Die Kenntnis des Index g wird im Fol-genden vorausgesetzt. In Abschnitt 5.4.4 wird die Aggregation der Indikatoren zu Nutzenwerten über die Bündelung zu Kriterien und Dimensionen erläutert.  (Ü1) Endenergiebedarf [kWh/(m² a)] 
mit Ü (ℎ, ) = ∑ Ü , (ℎ, )∈Ü , (ℎ, ) =∑ , , ∗ ,, , ∗ ,,∈ ∑ ∈

(5.7) 
 (Ü2) Anteil erneuerbarer Energien an Endenergie [kWh/kWh] 

 Ü (ℎ, ) =∑ ∑ , , ∗ ,, , ∗ ,,∈  ∈ Ü ( , )∗∑ ∈   (5.8)
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(Ü3) Nicht erneuerbarer Primärenergiebedarf [kWh/(m² a)] 
 Ü (ℎ, ) =∑ ∑ , ∗ , , ∗ ,, , ∗ ,,∈  ∈ ∑ ∈   (5.9)
 (Ü4) Primärenergiebedarf [kWh/(m² a)] 
 Ü (ℎ, ) =∑ ∑  ∗ , , ∗ ,, , ∗ ,,∈  ∈ ∑ ∈   (5.10)
 (Ü5-Ü10) CO2-, CH4-, PM-, NOx-, SO2- und NMVOC-Emissionen [kg/(m² a)] Anmerkung: Vgl. Fußnote 187 auf S. 372 und Abschnitt 8.2 bez. indirekter Emissionen. Diese werden in AWOHM nicht berücksichtigt.  
 Ü (ℎ, ) =∑ ∑ , , ∗ ,, , ∗ ,,∈  ∈ ∑ ∈ ; ∈ = { , , , , , }; ∈ {5, … ,10} (5.11) 
 (Ö1) Investition [€]  Anmerkung: Die Investitionen beinhalten die energiebedingten Mehrinvestiti-onen in Bezug auf die Gebäudehülle sowie die Investition in das Wärmeversor-gungspaket (vgl. Anmerkung bei Ö2a).   Ö (ℎ, ) = + , + , + , − , (5.12) mit = ∑ ∈ ∗ [ ∗ ∗ 1 − {ℎ } ∩ ℎ + ∗( + + ) ∗ 1 − |{ℎ } ∩ ℎ | +∗ ∗ 1 − |{ℎ } ∩ ℎ | + ∗ ∗1 − |{ℎ } ∩ ℎ | ] 

 
 , = ∑ ∈ ∗ 1 − |{ } ∩ | , = ∑ ∈ \ + ∑ ∈ \
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 , = ∑ ∈ \ (Ö2a) Amortisationszeit aus Selbstnutzersicht [a] Anmerkung: Verglichen wird jeweils die Modernisierungsalternative mit einer Unterlassungsalternative, die in dieser Arbeit als nicht-energetische Sanierung der Gebäudehülle und ggf. durch etwaige Reparaturen ermöglichte Weiternut-zung des Wärmeversorgungspakets über die angesetzte Lebensdauer hinaus definiert wird. Wartung, Inspektion und Instandsetzung werden nicht berück-sichtigt, da angenommen wird, dass sich diese zwischen den Alternativen (und existierenden Anlagen) nach Großklos u. a. (2001) in der Regel nicht oder nur geringfügig unterscheiden und somit nicht entscheidungsrelevant sind. Bei Wärmeversorgungspaketen entsprechen die Gesamtinvestitionen unter dieser Annahme Mehrinvestitionen. Würde statt der Weiternutzung bspw. der Einbau eines Brennwertkessels als Bezugswärmeversorgungspaket angesetzt, so wäre die Amortisationszeit von Niedertemperaturkesseln nicht definiert, diejenige von Brennwertkesseln 0 und diejenige von Brennwertkesseln mit solarthermi-scher Unterstützung positiv. Daher wird in dieser Arbeit die beschriebene Unterlassungsalternative als Bezug herangezogen.   Ö (ℎ, ) = Ö ( , )∑ ∈ ∗(Ö , Ö ( , )) (5.13) (Ö2b) Amortisationszeit aus Vermietersicht [a]  Ö (ℎ, ) = Ö1(ℎ, )∗ ,   (5.14)
mit , = + ∑ ∈ ∗ 1 − |{ } ∩ | +  ∑ ∗∈ \ + ∑ ∗∈ \− ,   (Ö3) Energiekosten [€/(m² a)] Anmerkung: Die Startwerte der Energieträgerpreise  sind zeitabhängig und steigen jährlich gemäß der Energieteuerungsrate . Dies ist hier nicht darge-stellt, um die Lesbarkeit zu verbessern. 
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 Ö (ℎ, ) =∑ ∑  ∗ , , ∗ ,, , ∗ ,,∈  ∈ ∑ ∈   (5.15)
 (Ö4a) Interner Zinsfuß aus Selbstnutzersicht [-]  Ö (ℎ, ) =  { > 0| Ö (ℎ, ) = 0} (5.16) (Ö4b) Interner Zinsfuß aus Vermietersicht [-]  Ö (ℎ, ) =  { > 0| Ö (ℎ, ) = 0} (5.17) (Ö5a) Kapitalwert aus Selbstnutzersicht [€] 
 Ö (ℎ, ) = −Ö (ℎ, ) +   ∑ ∑ ∈ ∗(Ö , Ö ( , ))∗( )( )+ ∗( )∗( ) + ,ℎ∗( )∗( ) + ,ℎ∗( )∗( ) + ,ℎ∗( )∗( )

(5.18)
mit =  ( , , , ) (Ö5b) Kapitalwert aus Vermietersicht [€]  Ö (ℎ, ) = −Ö (ℎ, ) + ∑ ∗ ,ℎ( )+ ∗( )∗( ) + ,ℎ∗( )∗( ) + ,ℎ∗( )∗( ) + ,ℎ∗( )∗( ) (5.19)mit =  ( , , , ) (Ö5c) Barwert aus Mietersicht [€]  Ö (ℎ, ) = ∑ ∑ ∈ ∗(Ö , Ö ( , ))∗( ) ∗ ,( ) (5.20)mit =  ( , , , ) (Ö6a) Annuität aus Selbstnutzersicht [€/a]  Ö (ℎ, ) = ( ) ∗( ) ∗ Ö (ℎ, ) (5.21)mit =  ( , , , )
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(Ö6b) Annuität aus Vermietersicht [€/a]  Ö (ℎ, ) = ( ) ∗( ) ∗ Ö (ℎ, ) (5.22)mit = ( , , , ) (Ö6c) Annuität aus Mietersicht [€/a]  Ö (ℎ, ) = ( ) ∗( ) ∗ Ö (ℎ, ) (5.23)mit = ( , , , ) (Ö7) Energiekosten/investitionsabhängige Kosten [€/€] 
 Ö (ℎ, ) = ∑ Ö ( , )∗∑ ∈ ∗( )( )Ö ( , ) ∑ (Ö3 ℎ , −Ö3(ℎ, ))∗∑ ∈ ∗( )( ) (5.24)mit = ( , , , ) (Ö8) Endenergiebedarf/durchschnittlicher nationaler Endenergiebedarf [kWh/kWh]   Ö (ℎ, ) = Ü ( , )  (5.25) (S1) Dämmqualität [-] 
 (ℎ, ) = { }∩ ∗ { }∩ ∗∗  { { }∩ { }∩ { }∩ { }∩ , } +  (5.26)
 { }∩ ∗ { }∩ ∗∗  { { }∩ { }∩ { }∩ { }∩ , }    (S2) Dämmtiefe [-]  (ℎ, ) ={ }∩ { }∩ { }∩ { }∩  (5.27) 
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(S3) Unabhängigkeit [-] 
 (ℎ, ) =  ∑ ∑  ∗ , , ∗ ,, , ∗ ,,∈  ∈∑ ∑ ∗ , , ∗ ,, , ∗ ,,∈∈   (5.28)

 (S4) Verfügbares Einkommen der Bewohner nach Wohnen [€/a] Anmerkung: Für diesen Indikator wird angenommen, dass es sich bei den Be-wohnern um (fiktive) selbstnutzende Eigentümer handelt.  (ℎ, ) = 12 ∗ ∑ ∈ − Ö (ℎ, ) (5.29) (S5) Marktanteil als Innovationsgrad der Technologie [-]  (ℎ, ) = (ℎ, ) (5.30) (S6) Prestige der Technologie [-] 
 (ℎ, ) =  ∑ ∑  ∗ , , ∗ ,, , ∗ ,,∈  ∈∑ ∑ ∗ , , ∗ ,, , ∗ ,,∈∈   (5.31)

 (S7) Störende Optik [-]  (ℎ, ) =  (5.32) (H1) Investition/Verfügbares Einkommen der Bewohner [€/(€/Monat)] 
 (ℎ, ) = Ö ( , )∑ ∈ ⋂  , ⋂ ≥ 1Ö ( , )∑ ∈  , ⋂ = 0 (5.33)
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(H2) Marktanteil der Technologie in Deutschland [-]  (ℎ, ) = # # # # ∑ #∈| | (5.34)mit # = ∑ |{ℎ } ∩ ℎ |∈ | |     # = ∑ |{ℎ } ∩ ℎ |∈ | | # = ∑ |{ℎ } ∩ ℎ |∈ | | # = ∑ |{ℎ } ∩ ℎ |∈ | | # = ∑ ∑ |{ } ∩ { }|∈∈ ∑ | |∈     (H3) Marktanteil der Technologie im Bundesland [-]  (ℎ, ) = # , # , # , # , ∑ # ,∈| |   (5.35)mit # , = ∑ |{ℎ } ∩ ℎ |∈ | |     # , = ∑ |{ℎ } ∩ ℎ |∈ | | # , = ∑ |{ℎ } ∩ ℎ |∈ | | # , = ∑ |{ℎ } ∩ ℎ |∈ | | # , = ∑ ∑ |{ } ∩ { }|∈∈ ∑ | |∈     (H4) Marktanteil der Technologie in Bundesland und Gemeindegrößenklasse [-]  (ℎ, ) =# , , # , , # , , # , , ∑ # , ,∈| |   (5.36)mit # , , = ∑ |{ℎ } ∩ ℎ |∈ ∩ | ∩ |       # , , = ∑ |{ℎ } ∩ ℎ |∈ ∩ | ∩ |   # , , = ∑ |{ℎ } ∩ ℎ |∈ ∩ | ∩ |   # , , = ∑ |{ℎ } ∩ ℎ |∈ ∩ | ∩ |   # , , =∑ ∑ |{ } ∩ { }|∈∈ ∩ ∑ | |∈ ∩      
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(H5) Verrohrungswechsel [-]  (ℎ, ) = | \ | (5.37) (H6) Energieträgerwechsel [-]  (ℎ, ) = | \ | (5.38) (H7) "Illegale" Variante [-]  (ℎ, ) = (ℎ, ) (5.39)
 Indikatoren für Modell A Im Folgenden werden die Indikatoren aus Tabelle 43 formal beschrieben. Die Indikatoren G1 bis G6 sollen die für das Modell A von Grösche u. a. (2009) notwendigen Daten bereitstellen. Daher ist ihre Definition an diejenige von Grösche u. a. (2009) angelehnt.  (G1) Investition [k€] Annahme: Es handelt sich bei Grösche u. a. (2009) um die bei Ö1 angesetzten Investitionen.    (ℎ, ) = Ö (ℎ, )/1000 (5.40) (G2) Primärenergiebedarfseinsparung [MWh/a] Annahme: Es handelt sich bei Grösche u. a. (2009) um den nicht erneuerbaren Anteil.  (ℎ, ) = Ü ℎ , − Ü (ℎ, ) ∗ ∑ ∈ /1000 (5.41)  
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(G3) Verfügbares Einkommen [€/a] Annahme: Das verfügbare Einkommen entspricht dem Haushaltsnettoein-kommen.  (ℎ, ) = ∑ ∈ ⋂ , ⋂ ≥ 1∑ ∈ , ⋂ = 0 (5.42)
 (G4) Informationszugriff [Anzahl der Energieberater/Anzahl der Eigenheime in einem Umkreis von 20 km] Annahme: Da die Größe in AWOHM nicht bestimmbar ist, wird pauschal die Anzahl der Energieberater in Deutschland bezogen auf die Wohngebäudean-zahl mit 1-2 Wohneinheiten verwendet.  (ℎ, ) =  (5.43) (G5) Energieverbrauch [MWh/a] Annahme: Es handelt sich bei Grösche u. a. (2009) um den nicht erneuerbaren Primärenergieverbrauch. Dieser wird über den Primärenergiebedarf110 ge-schätzt.  (ℎ, ) = Ü (ℎ, ) ∗ ∑ ∈ /1000 (5.44) (G6) Hilfsindikator [-]  (ℎ, ) = 1 (5.45)  
110 Durch entsprechende Anpassung der nutzerverhaltensabhängigen Parameter wird mit der in AWOHM verwendeten Energiebedarfsberechnungsprozedur (vgl. Loga & Imkeller-Benjes 1997) auf eine möglichst präzise Abschätzung des Energie-verbrauchs abgezielt. Daher werden die Begriffe Energiebedarf und Energiever-brauch als Synonyme verwendet, sofern nicht gezielt auf Unterschiede zwischen diesen eingegangen wird.  
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Indikatoren für Modell B Die Indikatoren A1 bis A16 sollen die für das Modell B von Achtnicht (2011) notwendigen Daten bereitstellen. Daher ist ihre Definition an diejenige von Achtnicht (2011) angelehnt.  (A1) Investition [€] Annahme: Es handelt sich bei Achtnicht (2011) um die bei Ö1 angesetzten In-vestitionen.  (ℎ, ) = Ö (ℎ, ) (5.46) (A2) Investition in Ostdeutschland [€]  (ℎ, ) = (ℎ, ) ∗ (5.47) (A3) Energieeinsparpotenzial [€/a]  (ℎ, ) = Ö ℎ , − Ö (ℎ, ) ∗ ∑ ∈ (5.48) (A4) Amortisationszeit [a]  (ℎ, ) = Ö (ℎ, ) (5.49) (A5) CO2-Einsparung bei Anlagentechnikwechsel [%]  (ℎ, ) = 100 ∗ 1 − (ℎ, ) ℎ ,⁄ ∗1 − |{ } ∩ | − 1 − {ℎ} ∩ ℎ , 0 (5.50) (A6) CO2-Einsparung bei Hüllensanierung [%]  (ℎ, ) = 100 ∗ 1 − (ℎ, ) ℎ ,⁄ ∗1 − {ℎ} ∩ ℎ − 1 − |{ } ∩ | , 0 (5.51) 
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(A7) Empfehlung von Energieberater [0, 1] Annahme: Da die Größe in AWOHM nicht bestimmbar ist, wird pauschal ange-nommen, dass keine Empfehlungen durch Energieberater erfolgen.   (ℎ, ) = 0 (5.52) (A8) Förderung [0, 1]  (ℎ, ) = ( , ) (5.53) (A9) Garantiejahre [a] Annahme: Da die Größe in AWOHM nicht bestimmbar ist, wird sie für alle Maßnahmenpakete gleichgesetzt.  (ℎ, ) =   (5.54) (A10) Nur Anlagentechnikwechsel  (ℎ, ) = 1 − |{ } ∩ | − 1 − {ℎ} ∩ ℎ , 0   (5.55)(A11) Anlagentechnikeinbau nach 2000 und Anlagentechnikwechsel [0,1] Annahme: Die Wärmeerzeuger stehen in AWOHM erst nach Ablauf des Sanie-rungszyklus zum Austausch an und zählen daher nicht zu den „neueren“ Bau-jahren.  (ℎ, ) = 0  (5.56) (A12) Eigentümer jünger als 46 Jahre und Anlagentechnikwechsel [0, 1] 
 (ℎ, ) = (ℎ, ) ∗ ∑  {  {46 − , 1}∈ ⋂ , 0} , ⋂ = 10,                                         (5.57)
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(A13) Hoher Bildungsabschluss und Anlagentechnikwechsel [0, 1] 
 (ℎ, ) = (ℎ, ) ∗ ∑  {  { − 5,0}∈ ⋂ , 1} , ⋂ = 10,                                      (5.58)

 (A14) Hat Pelletkessel und Anlagentechnikwechsel [0, 1]  (ℎ, ) = (ℎ, ) ∗ ∑ ∈ (5.59) (A15) Energiepreisanstiegserwartung und Anlagentechnikwechsel [0 (kon-stant), 1 (steigend)] Annahme: Da die Energiepreisanstiegserwartung in AWOHM nicht bestimm-bar ist, wird sie für alle Entscheider gleichgesetzt.  (ℎ, ) = (ℎ, ) ∗ (5.60) (A16) Kein Bedarf an einer Verbesserung der Gebäudehülle und Anlagentech-nikwechsel [0,1] Annahme: Es besteht kein Bedarf an einer Verbesserung der Gebäudehülle, falls der Endenergiebedarf unterdurchschnittlich ist.  (ℎ, ) = (ℎ, ) ∗ ( 1 − Ö ℎ , , 0 ) (5.61) 
5.4.4 Sanierungsentscheidungsmodelle Die Modellierung der Sanierungsentscheidung erfolgt in AWOHM je nach Sze-nario über annahmenbasierte oder empirisch fundierte Sanierungsentschei-dungsmodelle. Die Wohngebäudeeigentümer werden dabei jeweils gemäß ei-ner in Entscheidungsansätzen111 definierten Logik vorgegebenen parametri-
111 Je nach Art der verwendeten Sanierungsentscheidungsmodelle werden Ent-scheidungsansätze auch als annahmenbasiert oder empirisch (fundiert) bezeich-net. 
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sierten Sanierungsentscheidungsmodellen zugeordnet. Die Eigentumsstruktur sowie Eigenschaften der Bewohner, ihrer Wohnsituation und der Eigentümer beeinflussen dabei diese Zuordnung oder gehen als Variablen in die Sanie-rungsentscheidungsmodelle ein. In den Sanierungsentscheidungsmodellen werden den unterschiedlichen Sanierungsvarianten eines Einzelgebäudes aus Sicht der Wohngebäudeeigentümer mittels einer multikriteriellen Nutzenfunk-tion Nutzenwerte zugewiesen. Die Nutzenfunktion greift dabei auf den  hierar-chisch angeordneten Satz von Indikatoren (Dimensionen, Kriterien, Attribute) zurück, der im vorigen Abschnitt beschrieben wurde. Unter Rückgriff auf die klassische Nutzwertanalyse als Methode der Mehrzielentscheidungsunterstüt-zung werden die Attribute ggf. normiert, gewichtet und zu einem Nutzenwert aggregiert, auf dessen Basis die Wahl der Sanierungsvariante erfolgt.112 Es wird angenommen, dass die Entscheider Nutzenmaximierer sind, sodass die Sanierungsvariante mit dem höchsten Nutzenwert ausgewählt wird.  Im Folgenden wird zunächst die Aggregation der Attribute zu Nutzenwerten formal beschrieben. Anschließend werden die Eigentümerstrukturen und die jeweiligen Sanierungsentscheidungsmodelle bzw. Entscheidungsansätze um-rissen. Danach wird auf annahmenbasierte Sanierungsentscheidungsmodelle, die auf Potenzialakteurstypen, Entscheidertypen und Entscheiderstrategien basieren, sowie auf empirisch basierte Sanierungsentscheidungsmodelle – je-weils mit den zugehörigen Entscheidungsansätzen – im Detail eingegangen. Abschließend wird die Normierung der Attribute erläutert.  
5.4.4.1 Formale Darstellung der Aggregation Tabelle 50 spezifiziert Indizes, Indexmengen, Gewichtungen und Funktionen, die zur formalen Darstellung der Aggregation der Attribute verwendet werden. Als Aggregationsmethode wird die einfache, sehr transparente, lineare (additi-ve) Aggregation verwendet (vgl. Merz 2011; Nardo u. a. 2005; Debreu 1960).   
112 Vgl. multiattribute value theory in Belton & Stewart (2003). 
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Tabelle 50: Indizes, Indexmengen, Gewichtungen und Funktionen zur formalen Darstel-lung der Aggregation der Indikatoren Kürzel Beschreibung ∈  Dimension ∈  Kriterium ∈  Attribut ⊆  Menge der Attribute zu Dimension d⊆  Menge der Attribute zu Kriterium k ⊆  Menge von Attributen, bei denen ein größerer Wert  zu einem größeren Nutzen führt ⊆  Menge von Attributen, bei denen ein größerer Wert  zu einem kleineren Nutzen führt ⊆  Menge der Kriterien zu Dimension d,  Gewichtung einer Dimension bei einem Einzelgebäude,  Gewichtung eines Kriteriums bei einem Einzelgebäude,  Gewichtung eines Attributs bei einem Einzelgebäude(ℎ, ) Nutzenfunktion für ein Hüllenpaket und ein Wärmeversorgungspaket eines Einzelgebäudes  , (ℎ, ) Teilnutzenfunktion für ein Hüllen-/Wärmeversorgungspaket eines Einzelgebäudes in einer Dimension , (ℎ, ) Teilnutzenfunktion für ein Hüllen-/Wärmeversorgungspaket eines Einzelgebäudes in einem Kriterium , (ℎ, ) Wert eines Attributs für ein Hüllenpaket und ein Wärmeversorgungspaket eines Einzelgebäudes , (. ) Normierungsfunktion eines Attributs für ein EinzelgebäudeDer Nutzwert (ℎ, ) einer Sanierungsvariante eines Einzelgebäudes  – be-stehend aus einem Hüllenpaket ℎ und einem Wärmeversorgungspaket  – wird definiert durch113  (ℎ, ) = ∑ , ∗ , (ℎ, )∈ ; ∀(ℎ, ) ∈ × (5.62)mit ∑ ,∈ = 1  Gewählt wird die Sanierungsvariante (ℎ, ) mit  (ℎ, ) = ∀( , )∈ × (ℎ, ) (5.63)
113 Bei den empirischen Modellen A und B stimmen die potenziellen Maßnah-men(pakete) mit denen des stärker differenzierenden AWOHM nicht vollständig überein. Zudem wurden die Verteilungsparameter des nicht-deterministischen Teils der Nutzenfunktionen (vgl. Abschnitt 3.2.3) jeweils nicht veröffentlicht. Daher können den AWOHM-Maßnahmenpaketen keine Wahrscheinlichkeiten für ihre Auswahl zugeordnet werden. Stattdessen basiert die Entscheidung in AWOHM, wie hier dargestellt, auf einer deterministischen Nutzenfunktion, d. h. dem determinis-tischen Teil der Nutzenfunktionen von Achtnicht (2011) und Grösche u. a. (2009). Dabei werden basierend auf Gemeinsamkeiten zwischen Maßnahmen Parameter übertragen. Bspw. werden für die Anlagentechnik geschätzte Parameter in AWOHM für Öl- und Gaskessel bzw. für Niedertemperatur- und Brennwertkessel verwendet. Dieses Vorgehen basiert auf einer anwendungsorientierten Interpretation der Nut-zenfunktionen. Mit dieser Interpretation ist allerdings eine Loslösung von der sta-tistischen Interpretation und statistischen Gütemaßen verbunden. Im Rahmen der Modellanwendung in Kapitel 7 werden die Ergebnisse daher entsprechend hinter-fragt. 
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Die Teilnutzen der Dimensionen Wirtschaftlichkeit, Umwelt, Sonstiges, Hemmnisse, Dimension Modell A und Dimension Modell B (vgl. Tabelle 42 und Tabelle 43) werden dabei bestimmt, gewichtet und summiert. Sie ergeben sich gemäß   , (ℎ, ) = ∑ , ∗ , (ℎ, )∈ ; ∀(ℎ, ) ∈ × ,  ∀ ∈   (5.64)mit ∑ ,∈ = 1; ∀ ∈Sie basieren auf den Teilnutzen der Kriterien, die sich wiederum ergeben ge-mäß  , (ℎ, ) = ∑ , ∗ , ( , (ℎ, ))∈ ; ∀(ℎ, ) ∈ × ,   ∀ ∈   (5.65)Für den Wert ,  eines Attributs  eines Einzelgebäudes gilt  , : × → , (ℎ, ) → , (ℎ, ) (5.66)Für die Bestimmung der Gewichtungen , , ,  und ,  kann annahmen-basiert ein auf Entscheidertypen und -strategien basierender Ansatz sowie empirisch fundiert ein auf Modell A und B basierender Ansatz (vgl. Abschnitt 5.4.3) eingesetzt werden. Die Gewichtungen werden für jedes Einzelgebäude (teilweise) in Abhängigkeit von den Eigenschaften des Einzelgebäudes , der Wohnungen ∈  und der Bewohner ∈  sowie von den Szenarien bzw. im Falle des auf Modell A oder B basierenden Ansatzes auch in Abhängigkeit von der Sanierungsvariante bestimmt.  Für den auf Entscheidertypen und -strategien basierenden Ansatz gilt (vgl. Ta-belle 42)  = { ℎ ℎ , , , } (5.67)Die Menge  der Kriterien und die Menge  der Attribute sind ebenfalls auf die zu diesen Dimensionen gehörenden Kriterien und Attribute beschränkt (vgl. Tabelle 42). Zudem wird gefordert  ∑ ,∈ = 1, ∀ ∈ (5.68)
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Die Normierungsfunktion ,  eines Attributs  für ein Einzelgebäude  dient der Normierung des Attributwerts ,  (vgl. Merz 2011; Nardo u. a. 2005). Für ,  gilt  , : → [0,1], , (ℎ, ) → , ( , (ℎ, )); ∀ ∈ (5.69)Insgesamt folgt aus obigen Anforderungen, dass  (ℎ, ) ∈ [0,1]; ∀(ℎ, ) ∈ × (5.70)Für den auf Modell A und Modell B basierenden Ansatz gilt (vgl. Tabelle 43)    = {   , } (5.71)Die Menge  der Kriterien und die Menge  der Attribute sind ebenfalls auf die zu diesen Dimensionen gehörenden Kriterien und Attribute beschränkt (vgl. Tabelle 43).  Es gilt     , = 1 ∨ ( , = 1)  (5.72)    , = 1 ∧ ( , = 1) (5.73) Eine Normierung ist bei diesem Ansatz nicht notwendig. Daher entspricht die Normierungsfunktion ,  eines Attributs  der Identitätsfunktion. Für ,  gilt  , : → , , (ℎ, ) → , ( , (ℎ, ))= , (ℎ, ); ∀ ∈  (5.74)
5.4.4.2 Eigentümerstrukturen und Entscheidungsansätze  Anwendbarkeit und Anwendung der Sanierungsentscheidungsmodelle (bzw. der Entscheidungsansätze) hängen von den Eigentümerstrukturen der Gebäu-de ab. Für die Modellierung der Sanierungsentscheidung werden in Anlehnung an Kapitel 4 und unter Berücksichtigung der Datenlage die folgenden Eigen-tümerstrukturen differenziert:  A Rein selbstnutzende Eigentümer sind zugleich Eigentümer und Be-wohner von Wohngebäuden, typischerweise von Reihenhäusern und Einfamilienhäusern. Hinsichtlich energetischer Modernisierungen tä-tigen sie die Investition und profitieren direkt durch einen niedrigeren Energiebedarf und einen eventuell höheren Wohnkomfort.  
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B Selbstnutzende Eigentümergemeinschaften sind ebenfalls zugleich Ei-gentümer und Bewohner von Wohngebäuden mit mehreren Wohn-einheiten. Hinsichtlich energetischer Modernisierungen tätigen sie die Investition und profitieren direkt durch einen niedrigeren Energiebe-darf und einen eventuell höheren Wohnkomfort. Allerdings wird die Entscheidungsfindung bei dieser Eigentumssituation im Vergleich zum Einzeleigentümer erschwert.  C Amateurvermieter mit teils selbstgenutztem Gebäude sind zugleich Ei-gentümer, Nutzer und Vermieter von Gebäuden mit mindestens zwei Wohneinheiten. Hinsichtlich energetischer Modernisierungen tätigen sie die Investition, profitieren teilweise direkt durch einen niedrigeren Energiebedarf und einen eventuell höheren Wohnkomfort sowie teil-weise indirekt durch eine Modernisierungsumlage und eine Verringe-rung des Leerstandrisikos. D Amateurvermieter mit vollständig vermieteten Gebäuden sind als Pri-vatpersonen zugleich Eigentümer und Vermieter, typischerweise von Mehrfamilienhäusern und großen Mehrfamilienhäusern. Hinsichtlich energetischer Modernisierungen tätigen sie die Investition und profi-tieren indirekt – durch eine Modernisierungsumlage und eine Verrin-gerung des Leerstandsrisikos – an einem niedrigeren Energiebedarf und einem eventuell höheren Wohnkomfort. E Professionelle oder institutionelle Vermieter sind als Unternehmen oder Privatpersonen zugleich Eigentümer und Vermieter, typischer-weise von Mehrfamilienhäusern, großen Mehrfamilienhäusern und Hochhäusern. Hinsichtlich energetischer Modernisierungen tätigen sie die Investition und profitieren indirekt – durch eine Modernisierungs-umlage und eine Verringerung des Leerstandsrisikos – an einem nied-rigeren Energiebedarf und einem eventuell höheren Wohnkomfort. Für die Simulation der Sanierungsentscheidung wird in AWOHM jedes Gebäu-de genau einer dieser Eigentümerstrukturen zugeordnet. Eine Übersicht über 
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das Vorgehen bei der Zuordnung gibt Tabelle 51. Basis für die Zuordnung sind die Eigentumsverhältnisse (vgl. Abschnitt 5.3.2) bez. der 1. Wohnung (im Fra-gebogen des Mikrozensus) des Gebäudes. Ist der Bewohner (Haushalt) der 1. Wohnung Eigentümer des Gebäudes, so handelt es sich im Falle eines Reihen- oder Einfamilienhauses um einen rein selbstnutzenden Eigentümer und im Falle eines Gebäudes mit mehr Wohneinheiten um einen Amateurvermieter mit teils selbstgenutztem Gebäude.  Ist der Bewohner Eigentümer der Woh-nung, so wird von einer selbstnutzenden Eigentümergemeinschaft ausgegan-gen (auch wenn die Wohnungen des Gebäudes teilweise vermietet sind). Ist der Bewohner der 1. Wohnung ein Haupt- oder Untermieter, so wird von ei-nem Amateurvermieter mit vollständig vermieteten Gebäuden bzw. einem professionellen oder institutionellen Vermieter ausgegangen. Für die Differen-zierung dieser beiden Eigentümerstrukturen wird angenommen, dass sich Reihen- und Einfamilienhäuser im Eigentum von Amateurvermietern und gro-ße Mehrfamilienhäuser sowie Hochhäuser im Eigentum von professionellen oder institutionellen Vermietern befinden. Bei vollständig vermieteten Mehr-familienhäusern wird die Zugehörigkeit des Gebäudes zur Eigentümerstruktur durch Zufallsziehung gemäß Tabelle 51 unter der Annahme von gleichen Ei-gentumsanteilen bestimmt.   
Tabelle 51: Zuordnung der Einzelgebäude zu den Eigentümerstrukturen (Datengrundla-ge: Annahmen) Gebäudetyp Eigentumsverhältnisse der 1. Wohnung (SUF 2006 EF 491) Anteil EigentümerstrukturKürzel LangRH/EFH Eigentümer(in) des Gebäudes (oder der Wohnung) 100% A Rein selbstnutzender Eigentümer Hauptmieter(in)/ Untermieter(in) 100% D Amateurvermieter mit vollständig vermieteten Ge-bäudenMFH/ MFH_NBL Eigentümer(in) des Gebäudes 100% C Amateurvermieter mit teils selbstgenutztem GebäudeEigentümer(in) der Wohnung 100% B Selbstnutzende Eigentümergemeinschaften Hauptmieter(in)/ Untermieter(in) 50% D Amateurvermieter mit vollständig vermieteten Ge-bäuden50% E Professioneller oder institutioneller Vermieter GMH/ GMH_NBL/ HH/ HH_NBL 

Eigentümer(in) des Gebäudes 100% C Amateurvermieter mit teils selbstgenutztem GebäudeEigentümer(in) der Wohnung 100% B Selbstnutzende Eigentümergemeinschaften Hauptmieter(in)/ Untermieter(in) 100% E Professioneller oder institutioneller Vermieter 
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Die Charakterisierung der Sanierungsentscheidung erfolgt differenziert nach den Eigentümerstrukturen A bis E durch ein Quintupel.114 Jedes dieser Quintu-pel ist Teil eines Szenarios und ordnet jeder der fünf Eigentümerstrukturen einen Entscheidungsansatz und darüber ein oder mehrere Sanierungs-entscheidungsmodelle zu. Als Entscheidungsansatzarten bzw. Sanierungsent-scheidungsmodellarten werden annahmenbasierte sowie empirisch fundierte Ansätze unterschieden. Da nicht jede Entscheidungsansatzart bei jeder Eigen-tümerstruktur anwendbar ist, gibt Tabelle 52 eine Übersicht über die anwend-baren Entscheidungsansatzarten je Eigentümerstruktur.  Tabelle 52: Anwendbare Entscheidungsansatzarten je Eigentümerstruktur; X: anwend-bar; -: nicht anwendbar Entscheidungsansatzarten  (bzw. Sanierungsentscheidungsmodellarten) EigentümerstrukturA B C D E 
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Annahmenbasiert Potenzialakteurstypen X X X X X Entscheidertypen  X X - - - Entscheiderstrategien - - X X X Empirisch fundiert Modell A X - - - - Modell B X - - - - Potenzialakteurstypen dienen der Bestimmung technischer und ökonomischer Potenziale. Sie können prinzipiell bei jeder Eigentümerstruktur eingesetzt werden. Für die Abschätzung der ausschöpfbaren Potenziale können Entschei-dertypen und -strategien eingesetzt werden. Entscheidertypen dienen dabei der Charakterisierung der Sanierungsentscheidung von Selbstnutzern. Das Äquivalent bei den Vermietern wird als Entscheiderstrategien bezeichnet. Die Modelle A und B (vgl. Abschnitt 5.4.3) stellen eine Alternative zu den Ent-scheidertypen dar, mit der die ausschöpfbaren Potenziale abgeschätzt werden können. Durch den Vergleich der Modellergebnisse bei unterschiedlichen An-sätzen kann die Unsicherheit bzw. die Robustheit der Modellaussagen analy-
114 Bei den Eigentümerstrukturen C und D wird in dieser Arbeit allerdings immer derselbe Entscheidungsansatz verwendet. 
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siert werden. Die empirisch fundierten Modelle können nur für die Charakteri-sierung rein selbstnutzender Eigentümer eingesetzt werden (vgl. Kapitel 3). Im Folgenden werden die in AWOHM verwendeten Sanierungsentschei-dungsmodelle, die zugehörigen Entscheidungsansätze sowie die jeweilige Parametrisierung im Detail vorgestellt.  
5.4.4.3 Potenzialakteurstypen (Selbstnutzer und Vermieter) Über Potenzialakteurstypen werden Sanierungsentscheidungsmodelle (und darüber Entscheidungsansätze) definiert, die es ermöglichen, technische und ökonomische Potenziale zu bestimmen. Zur Bestimmung technischer Potenzia-le werden alle Gebäudeeigentümer einer oder mehrerer Eigentümerstrukturen einem Potenzialakteurstyp zugeordnet und handeln gemäß dessen Entschei-dungslogik. Tabelle 53 gibt eine Übersicht über die betrachteten Potenzialak-teurstypen mit den jeweiligen Gewichtungen , , ,  und ,  differenziert nach technischen und ökonomischen Potenzialen. Wird bspw. allen Eigentü-merstrukturen der Potenzialakteurstyp Min Primärenergiebedarf zugeordnet, so wird bei jedem Gebäude diejenige Sanierungsvariante gewählt, die den niedrigsten Primärenergiebedarf für Raumwärme und Warmwasser zur Folge hat. Somit kann das technische Potenzial für die Primärenergiebedarfsminde-rung quantifiziert werden. Analog können die technischen Potenziale für die Minderung von CO2, CH4, PM, NOx, SO2, NMVOC und vom nicht erneuerbaren Primärenergiebedarf bestimmt werden. Da Zielkonflikte zwischen diesen Po-tenzialen existieren können, wird mit dem Potenzialakteurstyp Technischer Kompromiss ein Kompromiss zwischen den durch die Minimierung eines At-tributs definierten Potenzialakteurstypen angestrebt. Die genaue Spezifikation dieses Typs erfolgt in Abhängigkeit von den im Rahmen der Modellanwendung in Kapitel 7 aufgedeckten Zielkonflikten.  Bei der Bestimmung ökonomischer Potenziale wird primär von einer Auswahl der Sanierungsvariante gemäß Kapitalwert ausgegangen. Da dieser jedoch von der Sichtweise abhängt, werden jeweils Potenzialakteurstypen für Selbstnut-zer, Vermieter und Mieter unterschieden. Zudem wird ein techno-
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ökonomischer Kompromiss als Kompromiss zwischen Wirtschaftlichkeit und Umwelt definiert. Bei diesem wird implizit die Sicht der Gesellschaft einge-nommen, die bspw. etwaige externe Kosten zu tragen hat. Jede Eigentümer-struktur wird zur Bestimmung ökonomischer Potenziale vollständig einem dieser Potenzialakteurstypen zugeordnet. 
Tabelle 53: Potenzialarten und Potenzialakteurstypen (Datengrundlage: Annahmen) Poten-zialart Potenzialakteurstyp Gewichtungen (alle nicht aufgeführten sind 0), , ,  

 Techn
isch 

Min CO2 , = 1 , = 1 , = 1  Min CH4 , = 1  Min PM , = 1 , = 1  Min NOx , = 1  Min SO2 , = 1  Min NMVOC , = 1  Min nicht erneuerbarer Primärenergiebedarf w , = 1 . . ä , = 1Min Primärenergiebedarf ä , = 1  Technischer Kompromiss Wird in Abhängigkeit von den Zielkonflikten gesetzt

Ökono
misch 

Max Kapitalwert – Selbstnut-zersicht ., = 1 . , = 1   , = 1
Max Kapitalwert –Vermietersicht   , = 1Max Barwert115 – Mietersicht   , = 1  Techno-ökonomischer Kom-promiss (repräsentiert das ökonomische Potenzial aus Gesellschaftssicht) 

, = 1/2 Wird in Abhängigkeit von den Zielkonflikten gesetzt
., = 1/2 . , = 1   , = 1 

5.4.4.4 Entscheidertypen (Selbstnutzer) Um die ausschöpfbaren Potenziale im Bereich des selbstgenutzten Wohneigen-tums abschätzen zu können, werden in Anlehnung an Stengel u. a. (2012) so-wie Kapitel 4 vier transparente, annahmenbasierte Entscheidertypen definiert, die das reale Investitionsverhalten der Gebäudeeigentümer typisieren sollen. Die Gewichtungen zu den vier im Folgenden charakterisierten Entscheiderty-pen sind Tabelle 54 zu entnehmen. 
115 Da Mieter in AWOHM keine Investition tätigen, wird vom Barwert der Ausgaben und nicht vom Kapitalwert gesprochen.  
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• Ausbesserer: Minimierung der Investition.  
• Mindestmaßsanierer: Auswahl einer legalen Sanierungsvariante mit niedriger Investition und geringem Abstand zur vorhergehenden Kon-figuration. 
• Ökonom: Auswahl einer legalen Sanierungsvariante als Kompromiss zwischen Kapitalwert und Amortisationszeit, sofern ausreichend Ei-genkapital zur Verfügung steht.   
• Ökomodernisierer: Minimierung des nicht erneuerbaren Primärener-giebedarfs.  Tabelle 54: Gewichtungen der Entscheidertypen selbstnutzender Eigentümer (Daten-grundlage: Annahmen); *: Maßnahmenpaketen mit und ohne Partikelabscheider wird derselbe Nutzen zugewiesen. Sofern zulässig, wird die Variante ohne Partikelabscheider gewählt.  Entscheidertyp Gewichtungen (alle nicht aufgeführten sind 0),  , ,  Ausbesserer ., = 1  . , = 1 , = 1Mindestmaßsanierer ., = 1/4  . , = 1 , = 1, = 3/4  . . , = 1/3 , = 1/2  ä , = 1/2  ä , = 2/3 Illegale Variante, = 1  Ökonom ., = 1/2  , = 1/2  , = 1  . , = 1/2 , = 1  , = 1/2  , = 1/3 ./ ü . .   ., = 1  ä , = 2/3 Illegale Variante, = 1  Ökomodernisierer* , = 1  w , = 1 . ä , = 1  Jedem selbstnutzenden Gebäudeeigentümer (bzw. jeder Eigentümergemein-schaft) wird einer dieser Entscheidertypen zugeordnet. Je nach Zuordnungslo-gik ergeben sich dabei Entscheidungsansätze, bei denen alle Eigentümer vom selben Entscheidertyp sind oder unterschiedlichen Entscheidertypen entspre-chen. Die für die Simulation der ausschöpfbaren Potenziale mittels Entschei-dertypen bei Selbstnutzern verwendeten Entscheidungsansätze sind in Tabel-le 55 dargestellt. Zu jedem Entscheidertyp wird ein Entscheidungsansatz defi-niert, bei dem alle Gebäudeeigentümer einer Eigentümerstruktur von diesem Typ sind. Damit ergeben sich die vier Entscheidungsansätze Ausbesserer, Min-destmaßsanierer, Ökonom und Ökomodernisierer. Zudem werden für rein selbstnutzende Eigentümer zwei weitere Entscheidungsansätze, Zufallszie-
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hung Stieß und Zufallsziehung Selbstnutzer Stengel, betrachtet, bei denen die Entscheidertypen den Gebäudeigentümern über eine Zufallsziehung zugeord-net werden.  Tabelle 55: Entscheidungsansätze mittels Entscheidertypen bei Selbstnutzern Entscheidungsansatz WahrscheinlichkeitenAusbesserer 100% AusbessererMindestmaßsanierer 100% MindestmaßsaniererÖkonom 100% ÖkonomÖkomodernisierer 100% ÖkomodernisiererZufallsziehung Stieß Wahrscheinlichkeiten , (vgl. Tabelle 56)Zufallsziehung Selbstnutzer Stengel Wahrscheinlichkeiten gemäß Stengel u. a. (2012) 
Zufallsziehung Stieß    Im Entscheidungsansatz Zufallsziehung Stieß wird die Häufigkeit der jeweili-gen Entscheidertypen unter den Selbstnutzern basierend auf deren Zuordnung zu Zielgruppen für die energetische Modernisierung von Eigenheimen (vgl. Albrecht u. a. 2010; Stieß u. a. 2010; Weiß & Dunkelberg 2010) abgeschätzt. Tabelle 56 fasst diese Zuordnung sowie die Häufigkeit der Zielgruppen diffe-renziert nach Baualtersklassen zusammen.  Die Zuordnung konkreter Gebäude zu den Zielgruppen und damit zu den Ent-scheidertypen erfolgt durch Zufallsziehung auf Basis der Baualtersklasse. Die Wahrscheinlichkeit , , dass ein selbstgenutztes Gebäude  mit dem Baujahr  Eigentum einer Zielgruppe = 1, … ,5 ist, entspricht dem Anteil [ ],  der Zielgruppe an der Baualtersklasse [ ], zu der  gehört (vgl. Tabelle 56).    , = [ ],  (5.75)  Tabelle 56: Zuordnung der Entscheidertypen zu Zielgruppen und Häufigkeit differen-ziert nach Baualtersklassen im Entscheidungsansatz Zufallsziehung Stieß (auf Basis von: Albrecht u. a. 2010; Stieß u. a. 2010; Weiß & Dunkelberg 2010; Datengrundlage: Weiß & Dunkelberg 2010) Entscheidertyp Zielgruppe für die energetische Mo-dernisierung aus der Literatur BaualtersklasseBis 1968 1969-1978 1979-1994 Ab 1995 AlleAusbesserer Desinteressiert Unwillige 13% 14% 15% 13% 14%Mindestmaßsanierer Unreflektierte Instandhalter 16% 30% 40% 47% 32%Engagierte WohnwertoptimiererÖkonom Aufgeschlossene Skeptiker 38% 28% 27% 12% 29%Ökomodernisierer Überzeugte Energiesparer 33% 28% 18% 28% 25%



5 Entwicklung des akteursbasierten Wohngebäude- und Haushaltsmodells 

218 

Nach Tabelle 57 ist die Zielgruppenzugehörigkeit nicht unabhängig von den Merkmalen Altersklasse, Haushaltsgröße, Einkommen und bisherige Wohn-dauer. Daher könnte der Entscheidungsansatz Zufallsziehung Stieß dahinge-hend modifiziert werden, dass Gebäude denjenigen Zielgruppen (und damit Entscheidertypen) zugeordnet werden, die den Gebäudeeigentümern hinsicht-lich Alter, Haushaltsgröße, Einkommen und bisheriger Wohndauer am ähn-lichsten sind. Allerdings liegen zu den Abhängigkeiten nur qualitative Informa-tionen vor und  diese Merkmale sind teilweise nicht unabhängig von der Baual-tersklasse (vgl. Kapitel 4), weshalb im Entscheidungsansatz Zufallsziehung Stieß ausschließlich die quantitativ vorliegenden Zielgruppenhäufigkeiten in Abhängigkeit von den Baualtersklassen verwendet werden. 
Tabelle 57: Altersklassen, Haushaltsgrößen, Einkommen und bisherige Wohndauern, die in den Zielgruppen überrepräsentiert sind (+) (auf Basis von: Albrecht u. a. 2010; Stieß u. a. 2010; Weiß & Dunkelberg 2010) Zielgruppe z nach Stieß u. a. (2010)  Altersklasse der Haus-haltsvorstände [Jahre] Haushaltsgrö-ße [Personen] Einkommen Bisherige Wohn-dauer [Jahre] <50 50-60 >60 1 2 >2 Nicht hoch Hoch ≤10 11-30Desinteressiert Unwillige   + + + + +  Unreflektierte Instandhalter  + + +  + Aufgeschlossene Skeptiker  + +  + Überzeugte Energiesparer +  + +  Engagierte Wohnwertoptimierer +    
Zufallsziehung Selbstnutzer Stengel Im Entscheidungsansatz Zufallsziehung Selbstnutzer Stengel erfolgt die Zu-ordnung selbstgenutzter Gebäude zu den Entscheidertypen mittels einer Zu-fallsziehung auf Basis der über die Selbstnutzer im Gebäude gemittelten Werte für das Alter des Haupteinkommensbeziehers, Haushaltsnettoeinkommen und Haushaltsgröße. Die annahmenbasierten Zuordnungswahrscheinlichkeiten wurden von Stengel u. a. (2012) übernommen, wobei die dortigen Entschei-dertypen Ökonom mit hoher bzw. niedriger Renditeforderung unter Ökonom zusammengefasst wurden. Tabelle 58 fasst die Zuordnungswahrscheinlichkei-ten zusammen. Über diesen Ansatz können somit auch Abhängigkeiten zwi-schen der Sanierungsentscheidung und sozio-demographischen Charakteristi-
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ka (vgl. Kapitel 4) bzw. alters-, einkommens- und lebensphasenbedingte Hemmnisse in AWOHM berücksichtigt werden.  
Tabelle 58: Wahrscheinlichkeiten für die Zuordnung von Selbstnutzern zu Entscheider-typen im Entscheidungsansatz Selbstnutzer Stengel (in Anlehnung an: Stengel u. a. 2012; Datengrundlage: Stengel u. a. 2012 bzw. Annahmen) Altersklasse des Haupt-einkommens-beziehers  [Jahre] 

Haushalts-nettoein-kommen [€/Monat] 
HH-Größe[Personen] Ausbesserer Mindestmaßsa-nierer Ökonom  Ökomodernisie-rer 

<35 <1.500 1 100% 0% 0% 0% 2 100% 0% 0% 0% 3 100% 0% 0% 0% 4 100% 0% 0% 0% >5 100% 0% 0% 0% 1.500-3.200 1 0% 50% 33% 17% 2 20% 40% 27% 13% 3 40% 30% 20% 10% 4 60% 20% 13% 7% <5 80% 10% 7% 3% >3.200 1 0% 17% 33% 50% 2 0% 17% 33% 50% 3 0% 17% 33% 50% 4 0% 17% 33% 50% <5 0% 17% 33% 50% 35-53 <1.500 1 100% 0% 0% 0% 2 100% 0% 0% 0% 3 100% 0% 0% 0% 4 100% 0% 0% 0% <5 100% 0% 0% 0% 1.500-3.200 1 0% 58% 33% 8% 2 20% 47% 27% 7% 3 40% 35% 20% 5% 4 60% 23% 13% 3% <5 80% 12% 7% 2% >3.200 1 0% 33% 33% 33% 2 0% 33% 33% 33% 3 0% 33% 33% 33% 4 0% 33% 33% 33% <5 0% 33% 33% 33% >53 <1.500 1 100% 0% 0% 0% 2 100% 0% 0% 0% 3 100% 0% 0% 0% 4 100% 0% 0% 0% <5 100% 0% 0% 0% 1.500-3.200 1 40% 35% 20% 5% 2 40% 35% 20% 5% 3 40% 35% 20% 5% 4 60% 23% 13% 3% <5 80% 12% 7% 2% >3.200 1 30% 41% 18% 12% 2 30% 41% 18% 12% 3 20% 47% 20% 13% 4 10% 53% 23% 15% <5 10% 53% 23% 15%  
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Die quantitativen Zuordnungswahrscheinlichkeiten basieren allerdings auf einer qualitativen Argumentation und sind damit annahmenbasiert. Nach Stengel u. a. (2012) liegen den Zuordnungswahrscheinlichkeiten die folgenden Annahmen zugrunde:  
• Selbstnutzende Eigentümer mit niedrigem Haushaltsnettoeinkommen können keine hinreichenden finanziellen Mittel für eine energetische Modernisierung aufbringen.  
• Bei mittlerem Haushaltsnettoeinkommen stehen prinzipiell hinrei-chende finanzielle Mittel zur Verfügung, wobei bei steigender Haus-haltsgröße die finanziellen Restriktionen stärker werden. Ein Großteil der durchgeführten Sanierungen entspricht aufgrund der finanziellen Restriktionen den gesetzlichen Mindestanforderungen.  
• Bei hohen Haushaltseinkommen wird angenommen, dass die Bereit-schaft und die Fähigkeit, in umweltfreundlichere Alternativen zu in-vestieren, höher sind.  
• In allen Einkommensklassen nehmen bei hohem Alter des Hauptein-kommensbeziehers die Anteile der Ökomodernisierer ab und die der Ausbesserer zu. Dies kann beispielsweise durch kürzere Planungsho-rizonte begründet werden. 

5.4.4.5 Entscheiderstrategien (Vermieter) Um die ausschöpfbaren Potenziale auch im Bereich des vermieteten Wohnei-gentums abschätzen zu können, werden in Anlehnung an Stengel u. a. (2012) sowie Kapitel 4 fünf transparente Entscheiderstrategien definiert. Die Gewich-tungen zu den fünf im Folgenden charakterisierten Entscheiderstrategien sind Tabelle 59 zu entnehmen. 
• Abbruchstrategie: Minimierung der Investitionen.  
• Substanzerhaltungsstrategie Basis: Auswahl einer legalen Sanierungs-variante mit niedriger Investition und geringem Abstand zur vorher-gehenden Konfiguration.  
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• Substanzerhaltungsstrategie Erweitert: Auswahl einer legalen Sanie-rungsvariante als Kompromiss zwischen Kapitalwert und Amortisati-onszeit aus Selbstnutzersicht. Dabei wird implizit unterstellt, dass der Vermieter die Energiekostenreduktion auf die Kaltmiete umlegen kann.  
• Langfristige Modernisierungsstrategie: Auswahl der Sanierungsvarian-te mit dem höchsten Kapitalwert aus Selbstnutzersicht.  
• Ökomodernisierungsstrategie: Minimierung des nicht erneuerbaren Primärenergiebedarfs.  Tabelle 59: Gewichtungen der Entscheiderstrategien von Vermietern (Datengrundlage: Annahmen); *: Maßnahmenpaketen mit und ohne Partikelabscheider wird derselbe Nut-zen zugewiesen. Sofern zulässig, wird die Variante ohne Partikelabscheider gewählt. Entscheidertyp Gewichtungen (alle nicht aufgeführten sind 0),  , ,  Abbruchstrategie ., = 1  . , = 1 , = 1  Substanzerhal-tungsstrategie Basis ., = 1/4  . , = 1 , = 1  , = 3/4  . . , = 1/3 , = 1/2  ä , = 1/2   ä , = 2/3 Illegale Variante, = 1  Substanzerhal-tungsstrategie Erweitert ., = 1  , = 1/2    ., = 1. , = 1/2  , = 1Langfristige Modernisie-rungsstrategie ., = 1  . , = 1   , = 1

Ökomodernisie-rungsstrategie* , = 1  w , = 1 . ä , = 1Inwieweit die Modernisierungsumlage die Energiekostenreduktion über- bzw. unterschreiten kann, hängt insbesondere vom Marktumfeld ab und kann daher nicht modellendogen bestimmt werden. Die Höhe der Modernisierungsumlage beeinflusst in AWOHM daher nicht die Entscheidung, sondern die Bewertung der Entwicklungspfade und wird in Szenarien variiert. Jedem vermieteten Gebäude bzw. dessen Eigentümer wird eine dieser Ent-scheiderstrategien zugeordnet. Je nach Zuordnungslogik ergeben sich dabei Entscheidungsansätze, bei denen alle Gebäude nach derselben Entschei-derstrategie saniert werden oder nach unterschiedlichen. Die für die Simulati-on der ausschöpfbaren Potenziale mittels Entscheiderstrategien bei vermiete-ten Gebäuden verwendeten Entscheidungsansätze sind in Tabelle 60 darge-
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stellt. Zu jeder Entscheiderstrategie wird ein Entscheidungsansatz definiert, bei dem alle Gebäudeeigentümer einer Eigentümerstruktur nach dieser Strate-gie handeln. Damit ergeben sich die fünf Entscheidungsansätze Abbruchstrate-gie, Substanzerhaltungsstrategie Basis, Substanzerhaltungsstrategie Erweitert, Langfristige Modernisierungsstrategie und Ökomodernisierungsstrategie.  Tabelle 60: Entscheidungsansätze mittels Entscheiderstrategien bei Vermietern Entscheidungsansatz WahrscheinlichkeitenAbbruchstrategie 100% AbbruchstrategieSubstanzerhaltungsstrategie Basis 100% Substanzerhaltungsstrategie BasisSubstanzerhaltungsstrategie Erweitert 100% Substanzerhaltungsstrategie ErweitertLangfristige Modernisierungsstrategie 100% Langfristige ModernisierungsstrategieÖkomodernisierungsstrategie 100% ÖkomodernisierungsstrategieZufallsziehung Schätzl Wahrscheinlichkeiten aus Tabelle 61Zufallsziehung Vermieter Stengel Wahrscheinlichkeiten gemäß Stengel u. a. (2012) Zudem werden bei Vermietern zwei weitere Entscheidungsansätze, Zufallszie-hung Schätzl und Zufallsziehung Vermieter Stengel, betrachtet, bei denen die Entscheidertypen den Gebäudeeigentümern über eine Zufallsziehung zuge-ordnet werden.  Zufallsziehung Schätzl  Im Entscheidungsansatz Zufallsziehung Schätzl erfolgt die Zuordnung der vermieteten Gebäude zu den Entscheiderstrategien anhand der in Tabelle 61 angegebenen Wahrscheinlichkeiten.  Tabelle 61: Wahrscheinlichkeiten der Zuordnung von Vermietern zu Entscheiderstrate-gien im Entscheidungsansatz Zufallsziehung Schätzl (auf Basis von: Schätzl u. a. 2007; Datengrundlage: Schätzl u. a. 2007)  Entscheiderstrategie Als wichtigste Planung angege-ben (Schätzl u. a. 2007) EigentümerstrukturAmateurvermieter mit teils selbstge-nutztem Gebäude Amateurvermieter mit vollständig ver-mietetem Gebäude Professioneller oder institutionel-ler Vermieter Abbruchstrategie Keine Planungen, da finanzielle Situation dies nicht zulässt 11% 11% 3% Substanzerhaltungs-strategie Basis Ausschließlich nur laufende Instandhaltung 17% 17% 18% Substanzerhaltungs-strategie Erweitert Kontinuierliche Instandsetzung und Modernisierung, wenn notwendig 46% 46% 47% 
Langfristige Moder-nisierungsstrategie Von der Marktlage abhängende Investitionsentscheidungen; Anpassungen der Planungen an Bedürfnisse der Mieter 

11% + 16% = 27% 11% + 16% = 27% 14% + 18% =  32% 
Ökomodernisie-rungsstrategie  - 0% 0% 0% 
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Diese entsprechen den Anteilen der von privaten Amateurvermietern und pri-vaten professionellen Vermietern als wichtigste Planungen angegebenen Punkte (vgl. Schätzl u. a. 2007), die den Entscheiderstrategien zugeordnet wurden. Bei den institutionellen Vermietern werden dieselben Wahrschein-lichkeiten angesetzt wie bei den privaten professionellen Vermietern, da die Einstellung der privatwirtschaftlichen Wohnungsunternehmen nach Testorf u. a. (2010) starke Ähnlichkeiten zu den privaten Vermietern aufweist.  Zufallsziehung Vermieter Stengel Im Entscheidungsansatz Zufallsziehung Vermieter Stengel erfolgt die Zuord-nung vermieteter Gebäude zu den Entscheiderstrategien mittels einer Zufalls-ziehung auf Basis der über die Wohnungen gemittelten Werte für die Brutto-kaltmiete, das Haushaltsnettoeinkommen der Mieter und die warmen Neben-kosten. Die Zuordnungswahrscheinlichkeiten wurden von Stengel u. a. (2012) übernommen, wobei die dortigen Entscheiderstrategien Substanzerhaltungs-strategie, Wertvermehrungsstrategie mit hohem bzw. niedrigem Kalkulations-zinssatz und Ökomodernisierungsstrategie den Strategien Substanzerhal-tungsstrategie Basis bzw. Erweitert, langfristige Modernisierungsstrategie und Ökomodernisierungsstrategie zugeordnet wurden. Tabelle 62 fasst die Zuord-nungswahrscheinlichkeiten zusammen. Bei den Vermietern stehen aufgrund der Struktur des Mikrozensus 2006 nur Informationen zu Gebäuden, Wohnungen und Mietern zur Verfügung, auf Basis derer Rückschlüsse auf das Sanierungsverhalten der Vermieter gezogen wer-den müssen. Nach Stengel u. a. (2012) liegen den Zuordnungswahrscheinlich-keiten die folgenden Annahmen zugrunde:  
• Ökomodernisierungen sind bei Vermietern im Vergleich zu selbstnut-zenden Eigentümern seltener anzutreffen.  
• Mit zunehmender Einkommensklasse der Mieter steigt die Möglich-keit, Mieterhöhungen zu tragen, und zudem wird unterstellt, dass die-se eher in Wohngebieten angetroffen werden, in denen für moderni-sierte Wohnungen adäquate Mieten erzielt werden können.  
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• Mit steigenden warmen Nebenkosten steigt sowohl die Notwendigkeit von Sanierungen als auch die Akzeptanz von Mietsteigerungen bei gleichzeitiger Nebenkostenreduktion.  
• Der Einfluss der Bruttokaltmiete wurde nicht berücksichtigt, da zuvor eine weitere Differenzierung hinsichtlich der Gemeindegrößenklassen sinnvoll scheint. 

Tabelle 62: Wahrscheinlichkeiten für die Zuordnung von Vermietern zu Entscheiderty-pen im Entscheidungsansatz Vermieter Stengel (in Anlehnung an: Stengel u. a. 2012; Da-tengrundlage: Stengel u. a. 2012 bzw. Annahmen) Brutto-kaltmiete [€/m²] Haushaltsnetto-einkommen des Mieters [€/Monat] 
Warme Nebenkos-ten [€/m²] Abbruchstra-tegie Substanzer-haltungsstra-tegie Basis Substanzer-haltungsstra-tegie Erwei-tert

Langfristige Modernisie-rungsstrate-gie
Ökomoderni-sierungsstra-tegie <4,9 <1.500 <0,8 75% 25% 0% 0% 0% 0,8-1,5 50% 50% 0% 0% 0% >1,5 25% 75% 0% 0% 0% 1.500-3.200 <0,8 50% 25% 25% 0% 0% 0,8-1,5 33% 33% 33% 0% 0% >1,5 0% 33% 50% 0% 17% >3.200  <0,8 0% 25% 75% 0% 0% 0,8-1,5 0% 0% 92% 0% 8% >1,5 0% 0% 83% 0% 17% 4,9-7 <1.500 <0,8 75% 25% 0% 0% 0% 0,8-1,5 50% 50% 0% 0% 0% >1,5 25% 75% 0% 0% 0% 1.500-3.200 <0,8 50% 25% 25% 0% 0% 0,8-1,5 33% 33% 33% 0% 0% >1,5 0% 33% 50% 0% 17% >3.200  <0,8 0% 25% 75% 0% 0% 0,8-1,5 0% 0% 92% 0% 8% >1,5 0% 0% 83% 0% 17% >7 <1.500 <0,8 75% 25% 0% 0% 0% 0,8-1,5 50% 50% 0% 0% 0% >1,5 25% 75% 0% 0% 0% 1.500-3.200 <0,8 50% 25% 25% 0% 0% 0,8-1,5 33% 33% 33% 0% 0% >1,5 0% 33% 50% 0% 17% >3.200  <0,8 0% 25% 75% 0% 0% 0,8-1,5 0% 0% 92% 0% 8% >1,5 0% 0% 83% 0% 17% 

5.4.4.6 Empirisch fundierte Entscheidungsansätze (Modell A und B) Die Sanierungsentscheidung kann wegen der Datenlage nur im Falle rein selbstnutzender Eigentümer mittels empirisch fundierter Sanierungsentschei-dungsmodelle bzw. Entscheidungsansätze simuliert werden (vgl. Kapitel 3). 
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Dabei werden die bereits in der Literatur kalibrierten Sanierungsentschei-dungsmodelle A (vgl. Grösche u. a. 2009) und B (vgl. Achtnicht 2011) einge-setzt (vgl. Tabelle 43 auf S. 189 sowie folgende Ausführungen). Modell B kann für alle drei Anwendungsfälle – Anlagentechnikwechsel, Gebäudehüllensanie-rung und Kombination aus Anlagentechnikwechsel und Gebäudehüllensanie-rung – angewendet werden. Modell A kann hingegen nur für Anlagentechnik-wechsel bzw. Gebäudehüllensanierung, aber nicht für die Kombination ver-wendet werden. Für die Simulation der ausschöpfbaren Potenziale mittels Mo-dell A und B bei rein selbstgenutzten Gebäuden werden, wie in Tabelle 63 dar-gestellt, die Entscheidungsansätze Detail und Konsistenz unterschieden. Beim Entscheidungsansatz Detail wird, sofern möglich, für jeden Anwendungsfall das Modell B verwendet. Dieses Modell weist einen höheren Detaillierungs-grad auf, ist allerdings nicht bei gleichzeitiger Entscheidung hinsichtlich Anla-gentechnikwechsel und Gebäudehüllensanierung anwendbar. Daher wird zu-sätzlich der Entscheidungsansatz Konsistenz betrachtet, bei dem Modell A durchgängig, d. h. für alle Anwendungsfälle, angewendet wird.  Tabelle 63: Empirisch fundierte Entscheidungsansätze mittels Modell A und B bei rein selbstnutzenden Eigentümern Entscheidungsansatz Anlagentechnikwechsel Gebäudehüllensanierung Anlagentechnikwechsel und Gebäu-dehüllensanierung Detail Achtnicht (2011) Achtnicht (2011) Grösche u. a. (2009) Konsistenz Grösche u. a. (2009) Grösche u. a. (2009) Grösche u. a. (2009) Die Gewichtungen ,  für Modell A sind Tabelle 64 zu entnehmen. Diese hän-gen vom Umfang des Maßnahmenpakets, der durch die Variable ,  codiert wird, ab. 
 , = 1000 ∗ {ℎ } ∩ ℎ + 100 ∗ {ℎ } ∩ ℎ + 10 ∗ {ℎ } ∩ ℎ + (1 − { } ∩ ) (5.76)

Für Maßnahmenpakete mit und ohne energetische Verbesserung des unteren Gebäudeabschlusses sowie für Vollsanierungen mit und ohne Fenster werden dieselben Gewichtungen angesetzt. Die Gewichtungen ,  für Modell B sind Tabelle 65 zu entnehmen. 
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Tabelle 64: Gewichtungen für Modell A für die Maßnahmen oberer Gebäudeabschluss (1000), Fenster (0100), Wand (0010), und Wärmeversorgungspaket (0001), Maßnah-menpakete sowie keine Sanierung (Datengrundlage: Grösche u. a. 2009) 
,  ,

,  

ä
,  

ü
 

,  ,  ,  ,  

0000 -0,109 0,193 0,004 -0,028 0,017 2,246 1000 0,009 -0,003 0,005 -0.094 0100 -0,009 -0,025 0,036 -0,039 0010 0,021 -0,046 0,012 -1,803 0001 0,005 -0,031 0,029 0,588 1100 -0,013 -0,017 0,011 0,614 1010 0,011 -0,010 -0,034 -1,668 1001 0,014 -0,015 0,026 -1,003 1110 0,001 -0,017 0,019 -1,883 1101 0,001 -0,017 0,019 0,482 1011 0,001 -0,017 0,019 -2,663 0110 -0,023 -0,053 0,013 -0,354 0101 0,001 -0,017 0,019 0,731 0111 0,001 -0,017 0,019 -0,889 0011 0,001 -0,017 0,019 -1,956 1111 0,001 -0,017 0,019 -2,663 Tabelle 65: Gewichtungen wa,g für Modell B (Datengrundlage: Achtnicht 2011)  Indikator bzw. Attribut a ,  Investition (abzüglich Zuschuss) -0,0401 Investition (abzüglich Zuschuss) in Ostdeutschland -0,0257 Energieeinsparpotenzial 0,000494 Amortisationszeit -0,0186 CO2-Einsparung und Anlagentechnikwechsel 0,00668 CO2-Einsparung und Hüllensanierung 0,00213 Empfehlung von Energieberater 0,201Förderung 0,153Garantiejahre 0,0217 Nur Anlagentechnikwechsel -0,380Anlagentechnikeinbau nach 2000 und Anlagentechnikwechsel -0,288Jünger als 46 Jahre und Anlagentechnikwechsel 0,276Hoher Bildungsabschluss und Anlagentechnikwechsel -0,251Hat Pelletkessel und Anlagentechnikwechsel -0,269Energiepreisanstiegserwartung und Anlagentechnikwechsel 0,197Kein Bedarf an einer Verbesserung der Gebäudehülle und Anlagentechnikwechsel 0,580
5.4.4.7 Normierung der Attribute Um die auf Potenzialakteurstypen, Entscheidertypen und -strategien basieren-den Sanierungsentscheidungsmodelle und Entscheidungsansätze bei einem Einzelgebäude anzuwenden, sollen die Attributwerte  jedes Attributs  
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durch die Funktionen ,  auf das Intervall [0,1] normiert werden (vgl. Merz 2011; Nardo u. a. 2005). Neben den Gewichtungsfaktoren hat insbesondere die Normierungsfunktion einen maßgeblichen Einfluss auf den Nutzwert und da-mit die Sanierungsentscheidung. Daher sollten die Normierungsfunktionen auf die Potenzialakteurstypen sowie die Entscheidertypen und -strategien abge-stimmt sein. Diese Funktionen haben, wie auch die Gewichtungen, einen sub-jektiven Charakter und dienen der flexiblen und interpretierbaren Definition von Szenarien. Entscheidend für die Definition der Normierungsfunktion ist der Wertebereich der Attribute. Daher wurden zunächst für ein exemplari-sches Wohngebäude mit einer Wohneinheit die Attributwerte analysiert und darauf aufbauend die Normierungsfunktionen für jedes Attribut definiert.   Tabelle 66: Lage- und Streuungsparameter der Attributwerte eines exemplarischen Ein-familienhauses Hierarchisch angeordneter Satz von Indikatoren Lageparameter Streuungspar.

Ebene 
1 Ebene 2 Ebene 3 Einheit Min 25%-Quantil Mittel-wert 75%-Quantil Max Stan-dard-abwei-chung 

Varia-tions-koeffi-zient

Wirtsc
haftlich

keit 

Kurzfristi-ge Sicht-weise Investition € 3.362 16.558 24.545 28.325 50.619 11.200 46%
Mittelfris-tige  Sichtweise Amortisationszeit aus Selbstnutzersicht a 10 16 23 29 99 11 46%Amortisationszeit aus Vermietersicht a 9,7 10,3 11,7 12,0 99,0 3,4 29%Energiekosten €/(m² a) 3 4 6 8 14 2 37%Voraus-schauende Sichtweise Interner Zinsfuß aus Selbstnutzersicht - -323% -5% 4% 7% 100 181% 4513%Interner Zinsfuß aus Vermietersicht - -209% 7% 7% 8% 9% 5% 67%Kapitalwert aus Selbstnut-zersicht € -28.053 -10.415 -3.988 2.562 9.513 9.484 -238%Kapitalwert aus Vermieter-sicht € -4.580 2.578 6.172 8.365 18.626 5.352 87%Barwert aus Mietersicht € -61.571 -23.526 -19.230 -6.607 4.378 18.980 -99%Annuität aus Selbstnutzer-sicht €/a -2.251 -836 -320 206 763 761 -238%Annuität aus Vermieter-sicht €/a -368 207 495 671 1.495 429 87%Annuität aus Mietersicht €/a -4.941 -1.888 -1.543 -530 351 1.523 -99%Energie-preisrisiko Energiekos-ten/investitionsabh. Kos-ten €/€ 13% 41% 87% 105% 958% 78% 90%
Leer-stands-risiko Endenergiebe-darf/durchschnittlicher nationaler Endenergiebe-darf 

(kWh/(m² a))/ (kWh/(m² a))
28% 40% 59% 75% 128% 21% 36%
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Hierarchisch angeordneter Satz von Indikatoren Lageparameter Streuungspar.
Ebene 

1 Ebene 2 Ebene 3 Einheit Min 25%-Quantil Mittel-wert 75%-Quantil Max Stan-dard-abwei-chung 
Varia-tions-koeffi-zient

Umwel
t 

Energie-bedarf Endenergiebedarf kWh/(m² a) 50 71 105 133 226 37 36%Anteil erneuerbarer Ener-gien an Endenergie kWh/kWh 0% 1% 27% 30% 100% 42% 157%Nicht erneuerbarer Pri-märenergiebedarf kWh/(m² a) 3 51 105 156 308 72 68%Primärenergiebedarf kWh/(m² a) 59 92 134 167 308 49 37%Klima-schutz CO2-Emissionen kg/(m² a) 9 18 27 34 83 12 46%CH4-Emissionen g/(m² a) 0 0 1 1 9 1 192%Luftrein-haltung PM-Emissionen g/(m² a) 0 0 2 1 19 3 198%NOx-Emissionen g/(m² a) 1 7 15 20 66 12 79%SO2-Emissionen g/(m² a) 0 0 6 6 49 10 164%NMVOC-Emissionen g/(m² a) 0 0 1 1 2 0 78%

Sonstig
es 

Innen-raum-komfort Dämmqualität - 0% 44% 56% 69% 100% 18% 33%Dämmtiefe - 0% 50% 75% 100% 100% 22% 29%Unabh. Unabhängigkeit - 0% 4% 31% 45% 69% 25% 82%Soziale Auswir-kungen Verfügbares Einkommen der Bewohner nach Woh-nen €/Monat 4.186 4.233 4.277 4.320 4.438 63 1% 
Innovati-onsgrad der Techn. Marktanteil - 0% 1% 2% 4% 9% 2% 73%Prestige der Technologie - 33% 34% 43% 45% 69% 14% 33%Gebäude-ästhetik Störende Optik - 0% 25% 46% 69% 100% 24% 52%

Hemm
nisse 

Finanzie-rung Investition/Verfügbares Einkommen der Bewohner €/(€/Monat) 0,8 3,9 5,8 6,7 11,9 2,6 46%Marktan-teil der Technolo-gie 
Deutschland - 0% 1% 2% 4% 9% 2% 73%Bundesland - 0% 1% 3% 4% 12% 2% 73%Bundesland – GGK - 0% 1% 3% 5% 14% 2% 75%Abstand von vor-heriger Technik 
Verrohrungswechsel - 0% 0% 0% 0% 0% 0% - Energieträgerwechsel - 0% 0% 63% 100% 100% 48% 77%

Illegalität "Illegale" Variante - 0% 0% 25% 50% 100% 22% 86%
Das betrachtete Einfamilienhaus hat eine Gesamtfläche von 140 m² und wird vor der Sanierung zentral (Raumwärme und Warmwasser) mit Heizöl beheizt. Es stehen die Sanierung der Gebäudehülle und der Austausch der Anlagen-technik an, wobei 6.144 Sanierungsvarianten gewählt werden können. Im Falle einer Sanierung von Bauteilen der Gebäudehülle wurden nur Bauteile betrach-tet, welche die Mindestanforderungen nach EnEV 2009 (mindestens) erfüllen. Zu jeder Variante wurden die Attribute berechnet. Lage- und Streuungspara-meter zu den Attributwertverteilungen sind Tabelle 66 zu entnehmen. Die zur Dimension Wirtschaftlichkeit gehörenden Investitionen reichen von 3.362 bis 50.619 € bei einem Mittelwert von 24.545 € und einer Standardab-
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weichung von 11.200 €. Daraus ergibt sich ein Variationskoeffizient116 von 46%. Aus Selbstnutzersicht ergibt sich für die Amortisationszeit bei einem Mit-telwert von 23 Jahren ein Variationskoeffizient von 46%, wobei Kapitalwert und interner Zinsfuß bei Mittelwerten von 4% bzw. -3.988 € Variationskoeffi-zienten mit Beträgen von über 100% aufweisen. Aus Vermietersicht ergeben sich unter der Annahme der Umlage von 11% der umlagefähigen Investitionen im Mittel Amortisationszeiten von 11,7 Jahren und ein interner Zinsfuß von 7%. Der zugehörige Kapitalwert hat bei einem Mittelwert von 6.172 € einen Variationskoeffizienten von 87%. Aus Mietersicht ergibt sich ein negativer Barwertmittelwert von -19.230 €. Im Mittel führt eine Mieterhöhung der Jah-reskaltmiete um 11% der umlagefähigen Investition zu einer finanziellen Schlechterstellung der Mieter mit einer Annuität von -1.543 € pro Jahr. Doch existieren selbst bei einer Umlage von 11% Sanierungsvarianten, die sowohl Vermieter als auch Mieter besserstellen. Die jährlichen Energiekosten für Raumwärme und Warmwasser reichen von 3 bis 14 €/(m² a) und das Ver-hältnis von Energiekosten zu investitionsabhängigen Kosten – und damit ein Maß für das Energiepreisrisiko – von 13% bis 958%. Im Vergleich zum durch-schnittlichen nationalen Endenergiebedarf bewegt sich der Endenergiebedarf des Gebäudes zwischen 28% und 128%. Insgesamt zeigen die Attribute der Dimension Wirtschaftlichkeit, dass zahlreiche wirtschaftliche Sanierungsvari-anten mit unterschiedlichem Investitionsbedarf existieren. Die Wirtschaftlich-keit hängt dabei stark von der Sichtweise ab. Der zur Dimension Umwelt gehörende Endenergiebedarf schwankt zwischen 50 und 226 kWh/(m² a) und der Primärenergiebedarf zwischen 59 und 308 kWh/(m² a). Im Mittel werden 27% des Endenergiebedarfs durch erneuerbare Energien gedeckt, was zu einem nicht erneuerbaren Primärenergiebedarf von 3 bis 308 kWh/(m² a) führt. Die CO2-Emissionen reichen von 9 bis 83 kg/(m² a) bei einem Variationskoeffizienten von 46%. Die Variationskoeffi-
116 Der empirische Variationskoeffizient ergibt sich als Verhältnis von empirischer Standardabweichung und arithmetischem Mittelwert (Kesel u. a. 1999). 
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zienten der Emissionen an NOx und NMVOC sind mit 79% bzw. 78% höher, diejenigen der Emissionen an CH4, PM und SO2 mit 164-198% deutlich höher. Insgesamt zeigt sich, dass insbesondere bei den Luftschadstoffemissionen und den CH4-Emissionen stärkere Variationen auftreten als bei den Attributen der  Dimension Wirtschaftlichkeit117 und den übrigen Attributen der Dimension Umwelt. Dabei wird auch die Größenordnung der (technischen) Emissions-minderungspotenziale sichtbar. Die zur Dimension Sonstiges gehörende Schwankungsbreite von Dämmquali-tät, Dämmtiefe und störender Optik reicht definitionsbedingt von 0% bis 100%, diejenige der Unabhängigkeit und des Prestiges der Technologie bis 69%. Das verfügbare Einkommen der Selbstnutzer reicht von 4.186 bis 4.438 €/Monat. Der Marktanteil der Technologien in Deutschland liegt bei maximal 9% und im Mittel bei 2%. Die Werte in Bundesland und Bundesland-Gemeindegrößenklassen-Kombination weichen davon leicht ab.  Die zur Dimension Hemmnisse gehörenden Investitionen entsprechen 0,8 bis 11,9 Haushaltsmonatseinkommen. Ein Verrohrungswechsel war im betrachte-ten Falle nicht notwendig. Im Mittel sind 63% der Sanierungsvarianten mit ei-nem Energieträgerwechsel verbunden. Die „Illegalität“ der Varianten reicht wiederum definitionsgemäß von 0% bis 100%. An die Normierungsfunktionen werden folgende Anforderungen gestellt: 
• Interattributabstimmung: Gehen mehrere Attribute in die Sanierungs-entscheidung ein, so sollen die Normierungsfunktionen der Attribute aufeinander abgestimmt sein. 
• Strenge Monotonie: Geht nur ein Attribut in die Sanierungsentschei-dung ein, so soll die Sanierungsvariante mit dem höchsten bzw. nied-rigsten Attributwert gewählt werden. Dies ist bspw. relevant für den Potenzialakteurstyp Min NOx, mit dem die technischen Minderungspo-

117 Ausnahmen sind der interne Zinsfuß, der Kapitalwert und die Annuität aus Selbstnutzersicht. 
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tenziale für NOx-Emissionen bestimmt werden sollen. Diese Anforde-rung wird durch jede streng monotone Funktion erfüllt.  
• Intraattributabstimmung: Dieselben absoluten Attributwertdifferen-zen – bspw. eine Investitionsdifferenz von 1.000 € – sollen die Sanie-rungsentscheidung bei niedrigen relativen Attributwertabweichungen – bspw. 1.000-2.000 € – mindestens so stark beeinflussen wie bei ho-hen – bspw. 40.000-41.000 €. Diese Anforderung ist bei konkaven streng monoton steigenden und bei konvexen streng monoton fallen-den Normierungsfunktionen erfüllt. 
• Transparenz: Die Normierungsfunktionen sollen transparent und leicht verständlich sein.  Die Anforderung Interattributabstimmung kann durch die exogene Vorgabe von aufeinander abgestimmten oberen und unteren Normierungsgrenzen  und  erfüllt werden. Für diese gelte 

 , = 0; ∀ ∈1; ∀ ∈, = 1; ∀ ∈0; ∀ ∈ (5.77)
Die verwendeten Normierungsgrenzen sind in Tabelle 67 angegeben. Dabei wird auch spezifiziert, welche Normierungsgrenzen mit der Anzahl der Wohn-einheiten zu multiplizieren sind und welche Attribute zu  bzw.  gehören. Bei der Wahl der Normierungsgrenzen wurde darauf geachtet, dass möglichst der gesamte Teil des Wertebereichs abgedeckt ist, der den Attributwerten mit dem höchsten Teilnutzen entspricht. In manchen Fällen, bspw. beim internen Zinsfuß, wurde darauf verzichtet, da Ausreißer auftreten. Somit ist die Anfor-derung der strengen Monotonie nur teilweise erfüllt.     
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Tabelle 67: Exogen vorgegebene Normierungsgrenzen für die Attribute der Sanierungs-entscheidungsmodelle (Datengrundlage: Annahmen) Hierarchisch angeordneter Satz von Indikatoren Gebäude mit 1 WE Gebäude mit mehreren WE Großer Wert ent-spricht großem NutzenEbene 
1 Ebene 2 Ebene 3 Einheit Untere Normie-rungs-grenzen

Obere Nor-mierungs-grenzen Multiplikation der Normie-rungsgrenzen mit WE 

Wirtsc
haftlich

keit 

Kurzfristige Sichtweise Investition € 0 60.000 1 0 Mittlere Sicht-weise Amortisationszeit aus Selbstnutzersicht a 0 30 0 0 Amortisationszeit aus Vermietersicht a 0 30 0 0 Energiekosten €/(m² a) 0 30 0 0 Vorausschauen-de Sichtweise Interner Zinsfuß aus Selbst-nutzersicht % -30 30 0 1 Interner Zinsfuß aus Vermietersicht % -30 30 0 1 Kapitalwert aus Selbstnut-zersicht € -60.000 60.000 1 1 Kapitalwert aus Vermieters. € -60.000 60.000 1 1 Barwert aus Mietersicht € -60.000 60.000 1 1 Annuität aus Selbstnutzer-sicht €/a -6.000 6.000 1 1 Annuität aus Vermietersicht €/a -6.000 6.000 1 1 Annuität aus Mietersicht €/a -6.000 6.000 1 1 Energiepreisri-siko Energiekosten/ investitionsabh. Kosten €/€ 0 30 0 0 Leerstands-risiko Endenergiebe-darf/durchschnittlicher nationaler Endenergiebedarf (kWh/(m² a))/ (kWh/(m² a))
0 3 0 0 

Umwel
t 

Energiebedarf Endenergiebedarf kWh/(m² a) 0 400 0 0 Anteil erneuerbarer Energien an Endenergie kWh/kWh 0 1 0 1 Nicht erneuerbarer Primär-energiebedarf kWh/(m² a) 0 600 0 0 Primärenergiebedarf kWh/(m² a) 0 600 0 0 Klimaschutz CO2-Emissionen kg/(m² a) 0 200 0 0 CH4-Emissionen g/(m² a) 0 200 0 0 Luftreinhaltung PM-Emissionen g/(m² a) 0 200 0 0 NOx-Emissionen g/(m² a) 0 200 0 0 SO2-Emissionen g/(m² a) 0 200 0 0 NMVOC-Emissionen g/(m² a) 0 200 0 0 

Sonstig
es 

Innenraumkom-fort Dämmqualität - 0 1 0 1 Dämmtiefe - 0 1 0 1 Unabh. Unabhängigkeit - 0 1 0 1 Soziale Auswir-kungen Verfügbares Einkommen der Bewohner nach Wohnen €/Monat 0 10.000 0 1 Innovationsgrad der Techn. Marktanteil - 0 1 0 0 Prestige der Technologie - 0 1 0 1 Gebäudeästhetik Störende Optik - 0 1 0 0 

Hemm
nisse 

Finanzierung Investition/Verfügbares Einkommen der Bewohner €/(€/Monat) 0 60 0 0 Marktanteil der Technologie Deutschland - 0 1 0 1 Bundesland - 0 1 0 1 Bundesland – GGK - 0 1 0 1 Abstand von vorh. Technik Verrohrungswechsel - 0 1 0 0 Energieträgerwechsel - 0 1 0 0 Illegalität "Illegale" Variante - 0 1 0 0 
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Diese Grenzen werden in AWOHM nicht für jedes Gebäude individuell vorge-geben, sondern pauschal für alle Gebäude einer bestimmten Größe. Bei Attri-buten, die näherungsweise proportional zur Gebäudegröße sind, werden die Normierungsgrenzen proportional zur Anzahl der Wohneinheiten verändert. Eine Alternative ist die Zuordnung der Teilnutzenwerte 0 und 1 zu den jeweils höchsten bzw. niedrigsten Attributwerten aller erreichbaren Sanierungsvari-anten eines individuellen Gebäudes (vgl. Bertsch 2008; Merz 2011). Der Nach-teil wäre dabei, dass bei Gebäuden, bei denen alle erreichbaren Sanierungsva-rianten bei gewissen Attributen nur leichte Schwankungen aufweisen, derarti-ge Attribute einen starken Einfluss auf die Sanierungsentscheidung hätten. Daher werden Normierungsgrenzen exogen vorgegeben.  Ein weiterer Vorteil der pauschalen Festlegung der (teilweise hochskalierten) Normierungsgrenzen auf Basis der Indikatorwertebereiche eines exem-plarischen Gebäudes – kombiniert mit Erfahrungen bez. "typischer" Indika-torwertebereiche – ist die Transparenz und die leichte Verständlichkeit. Eine Analyse der Wertebereiche für alle in AWOHM abgebildeten Gebäude und eine darauf basierende Typisierung von Gebäuden hinsichtlich adäquater Normie-rungsgrenzen wäre eine mögliche Weiterentwicklung. Da die Auswirkung der Indikatornormierung auf die Sanierungsentscheidung jedoch im Zusammen-spiel mit der (annahmenbasierten) Indikatorgewichtung (vgl. vorige Abschnit-te) interpretiert werden muss, erscheint für diese Arbeit ein höherer Differen-zierungsgrad bez. der Normierungsgrenzen nicht zweckmäßig. Bei linearer Interpolation zwischen den Normierungsgrenzen ist die Anforde-rung der Intraattributsabstimmung erfüllt, wobei die Normierungsfunktion dann nur konkav bzw. konvex und nicht streng konkav bzw. streng konvex ist. Dadurch, dass die Normierungsgrenzen bspw. beim internen Zinsfuß nicht den gesamten Attributwertebereich abdecken, ist die Funktion zwar monoton, aber in den Randbereichen nicht streng monoton, sodass die Anforderung nach strenger Monotonie nicht für alle Attribute erfüllt ist. Die lineare Interpolation zwischen den Normierungsgrenzen ist ein einfacher und leicht nachvollzieh-
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barer Ansatz, der der Anforderung Transparenz gerecht wird. Nicht-lineare Ansätze oder stückweise lineare Ansätze können Vorteile bei den Anforderun-gen Intraattributsabstimmung und strenge Monotonie haben, sind allerdings komplexer und daher weniger leicht verständlich. Daher wird hier die lineare Interpolation zwischen den Normierungsgrenzen verwendet. Für die Normie-rungsfunktion , , (ℎ, )  gelte daher 
 , , (ℎ, ) = 0, , ( , ) , 1 ∀ ∈  0, , ( , ) , 1 ∀ ∈     (5.78)

5.4.5 Abbruch Der Abbruch118 von Gebäuden ist in AWOHM beschränkt auf leerstehende Ge-bäude bestimmter Gebäudegruppen. Von diesen wird jährlich ein exogen vor-gegebener Anteil  [-] abgebrochen. Einige Gebäudegruppen, wie historische Bauten sowie kürzlich errichtete Gebäude, werden per Annahme vom Abbruch ausgeschlossen. Daher können in AWOHM nur Gebäude abgebrochen werden, die nach 1918 gebaut wurden und mindestens 30 Jahre alt sind.  Für jeden Bewohner b wird das Attribut Anteil des Leerstands am Hochrech-nungsfaktor  zum Zeitpunkt   herangezogen, um den Abbruch und damit den Leerstand zum Zeitpunkt + 1 zu bestimmen.   ( + 1) = ( ) − ∗ ( )(1 − ∗ ( )) (5.79)Der Hochrechnungsfaktor  muss ebenfalls angepasst werden.  ( + 1) = ( ) ∗ (1 − ∗ ( )) (5.80)
Mittlere jährliche Abbruchraten der letzten Jahre sind 0,043% [m²/m²] des Gesamtbestands in den alten Bundesländern (eigene Berechnung; Daten-grundlage: Statistisches Bundesamt 2006-2010). In den neuen Bundesländern wurden jährlich 0,037% der RH und EFH sowie 0,26% der übrigen Gebäude-
118 Vgl. Fußnote 26 bez. des Begriffs Abbruch. 
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typen (überwiegend Sonderbauten) abgebrochen (eigene Berechnung; Daten-grundlage: Statistisches Bundesamt 2006-2010).  wird derart gewählt, dass für die Jahre 2006-2010 die historischen Abrissraten näherungsweise getrof-fen werden.  
5.4.6 Neubau Beim Neubau werden in AWOHM für jede Bundesland-Gemeindegrößen-Kombination jährlich Einzelgebäude erzeugt, die den in Abschnitt 5.3.5 einge-führten Gebäudetypen RH_K, EFH_K und MFH_K (Baualtersklasse 2007-2030) entsprechen. Zu jedem Gebäudetyp werden mehrere Einzelgebäude mit unter-schiedlichen Ausgestaltungen hinsichtlich des Wärmeversorgungspakets er-zeugt. Die Hüllenpakete der Einzelgebäude entsprechen den Mindestanforde-rungen, die in Szenarien über umweltpolitische Instrumente exogen vorgege-ben werden. Als Eigentumsverhältnis bez. der Wohnung wird bei RH und EFH von selbstnutzenden Eigentümern und bei MFH von selbstnutzenden Eigen-tümergemeinschaften119 ausgegangen. Zu den Einzelgebäuden werden Woh-nungen und jeweils ein fiktiver Bewohner erzeugt. Die Anzahl der jeweiligen Gebäude wird auf Basis exogener Daten bestimmt und über die Hochrech-nungsfaktoren der fiktiven Bewohner berücksichtigt. Die Bewohner sind fiktiv, da alle Neubauten zunächst als leerstehend erzeugt werden, d. h. der Anteil des Leerstands am Hochrechnungsfaktor wird auf 100% gesetzt. In Abschnitt 5.5 wird beschrieben, wie die leerstehenden Einzelgebäude von umziehenden Be-wohnern bezogen werden.  Einzelgebäude (vgl. Abschnitt 5.3.4) Für jede Bundesland-Gemeindegrößenklassen-Kombination werden jährlich Einzelgebäude erzeugt, die sich hinsichtlich der energetischen Stammdaten, d. h. dem Gebäudetyp, der Eigentümerstruktur und dem Wärmeversorgungs-
119 Es wird angenommen, dass eine weitere Differenzierung der Eigentümerstruk-tur beim Neubau von untergeordneter Bedeutung für die Beantwortung der For-schungsfragen ist. Der Aufbau von AWOHM ermöglicht aber entsprechende Wei-terentwicklungen. 
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paket unterscheiden. Als Gebäudetypen werden RH, EFH und MFH unterschie-den. Bei RH und EFH wird als Eigentumsverhältnis bez. der Wohnung nur die Ausprägung Eigentümer des Gebäudes betrachtet, bei MFH nur Eigentümer der Wohnung. Bei den Wärmeversorgungspaketen werden fünf Varianten dif-ferenziert. Insgesamt werden damit je Bundesland-Gemeindegrößenklassen-Kombination jährlich 15 Einzelgebäude bzw. Instanzen der Klasse Einzelge-bäude erzeugt, die jeweils mehrere Gebäude repräsentieren.  Für neu zu erzeugende Einzelgebäude sind demnach Fremdschlüssel Bundes-land, Fremdschlüssel Gemeindegrößenklasse und Fremdschlüssel Wärmever-sorgungspaket bekannt (vgl. Tabelle 18). Es wird angenommen, dass die Ein-zelgebäude hinsichtlich der energetischen Stammdaten und der Anzahl der Wohneinheiten sowie der Fläche der Wohnungen im Gebäude den eingeführ-ten Gebäudetypen RH_K, EFH_K und MFH_K (Baualtersklasse 2007-2030) ent-sprechen (vgl. Abschnitt 5.3.5). Zu jedem Einzelgebäude wird ein separates Hüllenpaket erzeugt, sodass auch der entsprechende Fremdschlüssel bekannt ist. Das Baujahr des Gebäudes entspricht dem Jahr  der Simulation.  Wohnungen (vgl. Abschnitt 5.3.3) Zu jedem Einzelgebäude werden entsprechend den bei den energetischen Stammdaten angegebenen Werten für Anzahl Wohneinheiten und Fläche der gesamten Wohnung Wohnungen erzeugt. Kaltmiete, kalte Nebenkosten und warme Nebenkosten werden nicht berücksichtigt, da von selbstgenutztem Wohneigentum ausgegangen wird (vgl. Fußnote 119 auf S. 235). Bewohner (vgl. Abschnitt 5.3.2) Zu jeder Wohnung wird ein fiktiver Bewohner erzeugt. Fremdschlüssel Woh-nung und Eigentumsverhältnisse bez. der Wohnung sind bekannt. Die sozio-demographischen Angaben werden beliebig initialisiert und der Anteil des Leerstands am Hochrechnungsfaktor wird auf 100% gesetzt. Der Hochrech-nungsfaktor wird, wie im Folgenden beschrieben, basierend auf exogenen Neubauzahlen bestimmt. 
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Der jährliche Neubau an Wohneinheiten wird differenziert nach Kreisen und Gebäudegröße von 2006 bis 2020 exogen vorgegeben (BBSR 2006). Für die Jahre 2021 bis 2030 werden die Neubauzahlen von 2020 angesetzt. Bez. der  Gebäudegröße werden Gebäude mit 1-2 WE (Ein- und Zweifamilienhäuser) sowie Gebäude mit mindestens 3 WE (Mehrfamilienhäuser) unterschieden. Anhand der Attribute Anzahl Wohngebäude mit 1 WE, 2 WE und mindestens 3 WE sowie Fremdschlüssel Kreis auf Gemeindeebene (vgl. Tabelle 37) werden die neuzubauenden Wohneinheiten proportional zum Bestand auf die Ge-meinden verteilt. Anschließend wird die Anzahl , , , , , , ,  und , , ,  der neuzubauenden Wohneinheiten für die Bundesland-Gemeindegrößenklassen-Kombinationen anhand der Attribute Gemeindegrö-ßenklasse der Gemeinden und Fremdschlüssel Bundesland der Kreise be-stimmt. Es wird angenommen, dass WE in Gebäuden mit 1-2 WE jeweils zu 50% in RH_K und EFH_K sowie WE in Gebäuden mit mindestens 3 WE in MFH_K sind.  , , , , , , ,  und , , ,  umfassen da-bei Wohneinheiten mit unterschiedlichen Wärmeversorgungspaketen. Der (1000-fache) Hochrechnungsfaktor  ergibt sich durch die Aufteilung die-ser Wohneinheiten gemäß den Anteilen der ggf. korrigierten Anteile (vgl. Wärmeversorgungspakete, übernächster Absatz) der Wärmeversorgungspa-kete in Gebäuden der Baualtersklasse 2002-2006 differenziert nach Bundes-land, Gemeindegrößenklasse und Gebäudetyp. Hüllenpakete (vgl. Abschnitt 5.3.6) Die je Einzelgebäude erzeugten Hüllenpakete richten sich nach den  umweltpo-litischen Instrumenten bzw. den gesetzlichen Mindestanforderungen. Die Ein-baujahre der Bauteile entsprechen dem Baujahr des Gebäudes. Durch eine in den gesetzlichen Mindestanforderungen je Bauteil vorgegebene Qualitätsstufe werden die entsprechenden oberen und unteren  Gebäudeabschlüsse, Fenster und Außenwände bestimmt und die entsprechenden Fremdschlüssel gesetzt. Es wird demnach davon ausgegangen, dass alle Gebäude nach den gesetzlichen Mindestanforderungen gebaut werden.  
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Wärmeversorgungspakete (vgl. Abschnitt 5.3.8) Für die beim Neubau je Einzelgebäude erzeugten Wärmeversorgungspakete werden fünf Varianten unterschieden. Diese basieren jeweils auf den Haupt-wärmeerzeugern Öl- und Gasbrennwertkessel, Holzpelletkessel, Fernwärm-versorgung sowie monovalenten elektrischen Wärmepumpen. Sofern Wahl-möglichkeiten existieren, wird die höhere Qualitätsstufe – bspw. Holzpellet-kessel mit Partikelabscheider – eingesetzt. Die Hauptwärmeerzeuger werden mit zentraler Verrohrung für die Raumwärme- und die Warmwasserbereitstel-lung eingesetzt. Bei der Warmwasserbereitstellung werden sie durch solar-thermische Röhrenkollektoren unterstützt, für die angenommen wird, dass sie 50% des Warmwasserbedarfs decken. Die Leistungsklassen werden gemäß dem Gebäudetyp ausgewählt. Die Energieträgerverfügbarkeit wird gemäß den Wärmeerzeugern zzgl. eines Elektrizitätsanschlusses gesetzt.  Der Wärmepumpenanteil wird exogen vorgegeben. Er lag bei dem den RH und EFH entsprechenden Gebäudetypen im Jahr 2006 bei 23%, wobei ein Anteil von 40% vom Bundesverband Wärmepumpe angestrebt wird (Bundesverband Wärmepumpe e.V. 2010). Daher wird der Anteil der Wärmepumpen im Neu-bau für RH und EFH für 2007 auf 23% gesetzt und steigt bis 2030 linear auf 40% an. Es wird angenommen, dass in MFH keine Wärmepumpen eingesetzt werden. Für den verbleibenden Anteil an Wärmeversorgungspaketen wird die Energieträgerverteilung der Baualtersklasse 2002-2006 herangezogen. Investition Die mit dem Neubau verbundenen Investitionen sollen für die Bewertung aus Staatssicht (vgl. Kapitel 6) quantifiziert werden.  Bei den Neubauinvestitionen werden Investitionen für die Kostengruppen 300 (Bauwerk – Baukonstruktio-nen) und 420 (Wärmeversorgungsanlagen) nach DIN 276 (1993) berücksich-tigt. Vom BKI (2010) werden drei Qualitätsstufen für Neubauten unterschie-den: einfach, mittel und hoch. Dabei wird nicht nach Energieträgern und Wär-meerzeugertypen unterschieden, sondern ausschließlich nach der Gesamteffi-
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zienz des Systems. Da die Neubauten als abgestimmte Einheit aus Gebäudehül-le und Wärmeversorgungspaket betrachtet werden, richten sich in AWOHM die anzusetzenden Investitionen für die Wärmeversorgungspakete nach der Qualität der Gebäudehülle. Die wohnflächenspezifischen Investitionen, die für die Quantifizierung der Neubauinvestitionen herangezogen werden, sind in Tabelle 68 für die drei Gebäudetypen RH, EFH und MFH angegeben.  Tabelle 68: Wohnflächenspezifische120 Neubauinvestitionen für die Kostengruppen 300 (Bauwerk – Baukonstruktionen) und 420 (Wärmeversorgungsanlagen) nach DIN 276 (1993) differenziert nach Gebäudetyp und Qualitätsstufe im Jahr 2008 (in Anlehnung an: Stengel u. a. 2012; Datengrundlage: BKI 2008)  Gebäudetyp Wohnflächenspezifische Investitionen [€/m²] (netto, Stand August 2008)2007-2030a (einfache Qualität) 2007-2030b (mittlere Qualität) 2007-2030c (hohe Qualität)Kostengruppe 300 Kostengruppe 420 Kostengruppe 300 Kostengruppe 420 Kostengruppe 300 Kostengruppe 420 RH 295 21 440 46 528 55 EFH 357 31 445 41 580 50 MFH 309 19 388 25 491 23 
5.5 Dynamik des Haushaltsbestands Der vorige Abschnitt 5.4 ging auf die Modellierung der vom Haushaltsbestand beeinflussten Dynamik des Wohngebäudebestands in AWOHM ein. Dieser Ab-schnitt beschreibt die Modellierung der vom Wohngebäudebestand beeinfluss-ten Dynamik des Haushaltsbestands. Nach einer kurzen Übersicht wird in Ab-schnitt 5.5.1 auf die Haushaltsveränderung im engeren Sinne, in Abschnitt 5.5.2 auf den Wohnungsmarktwechsel und in Abschnitt 5.5.3 auf die Woh-nungssuche eingegangen.  Die Integration von Bewohnern bzw. Haushalten in ein Wohngebäudemodell ermöglicht die Berücksichtigung von Investitionshemmnissen und finanziellen Belastungen sowie die Identifizierung sozio-demographischer und technischer Cluster mit, in Relation, großen Potenzialen aus umweltpolitischer Sicht (vgl. Kapitel 4). Neben den Wohngebäuden unterliegen allerdings auch die Haushal-te bzw. die zugrundeliegenden Personen Veränderungen, was von Stengel u. a. 
120 Zur Umrechnung von der Bruttogrundfläche auf die Wohnfläche wurde ein  Bruttogrundflächen-Wohnflächen-Verhältnis von 1,55 angesetzt (vgl. BewG 2013). 
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(2012) nur am Rande berücksichtigt wurde. Hohe Modernisierungsumlagen können Mieter belasten oder aber auch zum Auszug bewegen. Neubauten werden von derzeit in Bestandswohnungen lebenden Haushalten bezogen. Dadurch werden leerstehende Wohnungen hinterlassen, die wiederum von anderen Haushalten bezogen werden können. Außerdem werden Gebäude, deren Bewohner versterben, von nachfolgenden Haushalten bewohnt oder stehen leer. Da sich ein großer Teil der selbstgenutzten Einfamilienhäuser mit hohen Einsparpotenzialen im Eigentum von über 60- und 70-Jährigen befindet (vgl. Kapitel 4), ist die Berücksichtigung der Folgenutzung von sanierten und unsanierten Gebäuden von großem Interesse. Der in diesem Abschnitt be-schriebene und in AWOHM umgesetzte Ansatz ermöglicht die konsistente Ab-bildung der beschriebenen Sachverhalte. Trotz zahlreicher Annahmen und Un-sicherheiten können damit die Entwicklungen plausibler Wohngebäude- und Haushaltsentwicklungspfade mit ihren Auswirkungen analysiert und die um-weltpolitischen Instrumente entsprechend angepasst werden. Zuletzt bietet der Ansatz vielfältige Erweiterungsmöglichkeiten. Abbildung 14 setzt die einzelnen Elemente der Dynamik von Haushalts- und Wohnungsbestand in Beziehung. Differenziert werden regionale Wohnungs-märkte, die durch Bundesland-Gemeindegrößenklassen-Kombinationen defi-niert werden. In jedem dieser Wohnungsmärkte existieren zum Zeitpunkt  Wohnungen, die entweder leerstehen oder von Bewohnern (Haushalten) be-wohnt werden. Diese Wohnungen verändern sich, wie in Abschnitt 5.4 be-schrieben, durch Abbruch, Neubau sowie Sanierung und ergeben die Wohnun-gen zum Zeitpunkt + 1. Neben den Wohnungen verändern sich auch die als Akteure modellierten Haushalte (Bewohner). Die Haushaltsveränderung im engeren Sinne umfasst einerseits die Veränderung der zum Haushalt gehören-den Personen und andererseits die Veränderung der Haushaltszusammenset-zung. Dabei können bspw. durch den Auszug von Kindern oder Trennungen neue Haushalte entstehen oder durch Versterben des letzten Haushaltsmit-glieds Haushalte im Modell eliminiert werden. Zudem können Haushalte durch 
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Umzug den Wohnungsmarkt wechseln. Nach der Haushaltsveränderung im engeren Sinne und einem etwaigen Wohnungsmarktwechsel ergeben sich die Haushalte zum Zeitpunkt + 1, die auf den Bestand der Wohnungen zum Zeit-punkt + 1 verteilt werden müssen bzw. um diese konkurrieren. Diese Vertei-lung, d. h. der Umzug und Einzug innerhalb eines Wohnungsmarktes, wird als Wohnungssuche modelliert. Dabei wird unterstellt, dass Haushalte nur auf ih-rem (ggf. neuen) Wohnungsmarkt eine neue Wohnung suchen. Daraus ergibt sich die Beziehung zwischen Wohnungen und Haushalten (Bewohnern) zum Zeitpunkt + 1. 

Abbildung 14: Haushalts- und Wohnungsveränderung, Wohnungsmarktwechsel und Wohnungssuche auf einem regionalen Wohnungsmarkt; HH: Haushalte 
5.5.1 Haushaltsveränderung im engeren Sinne Haushalte verändern sich durch die Veränderung der zum Haushalt gehören-den Personen und durch die Veränderung der Haushaltszusammensetzung. Abbildung 15 fasst die Modellierungsschritte der Haushaltsveränderung im engeren Sinne zusammen. Ausgehend von den Personen und den aus ihnen bestehenden Haushalten zum Zeitpunkt  durchlaufen die Personen personen-bezogene Änderungen.  
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Abbildung 15: Modellierungsschritte der Haushaltsveränderung im engeren Sinne Personen altern, sterben, verändern ihr Einkommen sowie ihren Bildungsgrad und werden geboren. Diese Veränderungen spiegeln sich direkt in den Haus-haltseigenschaften wider. Bspw. verändern sich dadurch Alter, Bildungsgrad und ggf. Geschlecht des Haupteinkommensbeziehers, das Haushaltseinkom-men und die Größe des Haushalts durch Geburt oder Tod. Daraus ergeben sich Haushalte mit veränderten Personen. Diese Haushalte verändern sich darüber hinaus durch den Auszug der Kinder sowie die sonstige Aufteilung und Zu-sammenlegung von Haushalten, bspw. wegen Trennungen, Scheidungen und Zusammenziehen mit dem Partner. Diese Änderungen beziehen sich überwie-gend auf die Haushaltszusammensetzung, ergeben sich jedoch auch teilweise indirekt aus personenbezogenen Änderungen, bspw. beim Auszug der Kinder, einer Folge des Alterns der Kinder. Der Übergang zwischen personenbedingten und zusammensetzungsbedingten Veränderungen ist daher fließend.  
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Im Folgenden werden die einzelnen Modellierungsschritte der Haushaltsver-änderung im engeren Sinne erläutert. Die Modellierungsebene des Bewohners  (Haushalt) entspricht dem Haupteinkommensbezieher des Haushalts zzgl. Eigenschaften des Haushalts. Daher erfolgt die Modellierung nicht für jede Person auf Mikroebene, sondern für den Haushalt bzw. Haupteinkommensbe-zieher (vgl. Abschnitt 5.3.2).  Altern Jede Person altert jedes Jahr um ein Jahr. Dadurch erhöht sich das Alter  des Haupteinkommensbeziehers eines Haushalts  vom Zeitpunkt  zum Zeit-punkt  + 1 um ein Jahr.  ( + 1) = ( ) + 1 (5.81)Sterben Jeder Person wird eine vom Alter  abhängige Wahrscheinlichkeit  für das Versterben innerhalb des nächsten Jahres zugeordnet. Die verwendeten Werte sind Tabelle 69 zu entnehmen.  Daraus wird näherungsweise die Wahr-scheinlichkeit abgeleitet, dass sich die Haushaltsgröße  durch den Tod ei-nes Haushaltsmitglieds verringert. Die Veränderung ∆  der Größe des Haushalts  durch Sterben sei definiert durch: 
 ∆ ( ) = 0  . (1 − (2, ( )) ∗ ( )) −1 . ( (2, ( )) ∗ ( ))      (5.82)
Dabei wird angenommen, dass bei Haushalten, die aus mindestens zwei Per-sonen bestehen, die Wahrscheinlichkeit des Versterbens eines Haushaltmit-glieds der doppelten Wahrscheinlichkeit des Versterbens des Haupteinkom-mensbeziehers entspricht. Dabei wird die Wahrscheinlichkeit des gleichzeiti-gen Versterbens mehrerer Haushaltsmitglieder vernachlässigt. Zudem wird implizit angenommen, dass Haushalte mit mindestens zwei Mitgliedern auch mindestens zwei Personen im Alter des Haupteinkommensbeziehers umfassen und diese die Sterbewahrscheinlichkeit dominieren. Dies führt bspw. beim Zu-
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sammenleben von Berufstätigen mit nicht mehr berufstätigen Eltern zur Un-terschätzung der Sterbewahrscheinlichkeit. Zudem werden Altersunterschiede von Partnern und die Geschlechterabhängigkeit der Sterbewahrscheinlichkeit vernachlässigt.  Einpersonenhaushalte werden im Falle des Versterbens einer Person vollstän-dig aus dem Modell eliminiert, indem der Anteil des Leerstands am Hochrech-nungsfaktor  auf 100% gesetzt wird. Die Wohnung steht demnach leer. Falls ein Mitglied von Mehrpersonenhaushalten verstirbt, wird unterstellt, dass sich das Geschlecht des Haupteinkommensbeziehers mit einer Wahr-scheinlichkeit von 50% ändert und sich das Haushaltsnettoeinkommen  halbiert. Hierbei wird wiederum die Geschlechterabhängigkeit der Sterbe-wahrscheinlichkeit vernachlässigt. 
Tabelle 69: Altersabhängige Sterbewahrscheinlichkeit im Jahr 2010 (Datengrundlage: Statistisches Bundesamt 2012c, Tabelle 3.3) Alter  Wahrscheinlichkeit , innerhalb des nächsten Jahres zu sterben Von [Jahre] Bis unter [Jahre]0 1 0,3%1 30 0,0%30 45 0,1%45 50 0,2%50 55 0,4%55 60 0,6%60 65 0,9%65 70 1,4%70 75 2,1%75 80 3,7%80 85 6,6%85 90 12,1%90 unbegrenzt 23,8%
Einkommensveränderung Es wird angenommen, dass das Haushaltsnettoeinkommen  bis zum mit 65 Jahren angesetzten Renteneintrittsalter  jährlich um den Anteil  an-steigt, beim Eintritt in die Rente auf den Anteil  absinkt und anschließend wieder jährlich um den Anteil  ansteigt. Für  wird dabei 0,01 und für  0,5 angesetzt. Diese Parameter basieren auf Annahmen und können in Szenarien variiert werden. 



5.5 Dynamik des Haushaltsbestands 

245 

 ( + 1) = ( ) ∗ (1 + ) ü ( + 1) <( ) ∗ ü ( + 1) =           ( ) ∗ (1 + ) ü ( + 1) >  (5.83)
Bildungsgradveränderung Die Veränderung des Bildungsgrades hat nur einen untergeordneten Einfluss auf die Modellergebnisse, sodass für den Bildungsgrad angenommen wird, dass sich dieser während des betrachteten Zeitraums nicht ändert.  ( + 1) = ( ) (5.84)Geburten Jedem Haushalt wird in Abhängigkeit vom Alter  des Haupteinkommens-beziehers und von der Haushaltsgröße  eine Wahrscheinlichkeit ,  zugeordnet, im nächsten Jahr ein Kind zu bekommen. Die Veränderung ∆  der Größe des Haushalts  durch Geburten sei definiert durch:  ∆ ( ) = 1 . ( ), ( )0 . (1 − ( ), ( )) (5.85)Die Wahrscheinlichkeiten wurden auf Basis des SUF des Mikrozensus 2006 (vgl. Statistisches Bundesamt 2008c) bestimmt, indem differenziert nach Al-ter121 und Haushaltsgröße Haushalte, denen zum Zeitpunkt der Befragung ein Kind von unter einem Jahr angehörte, auf die Gesamtzahl der Haushalte mit deren Alter und deren Größe im vorhergehenden Jahr bezogen wurden. Haus-haltsgröße und Alter wurden dabei jeweils um eine Einheit vermindert, um die in Tabelle 70 angegebenen Wahrscheinlichkeiten, im nächsten Jahr ein Kind zu bekommen, abzuleiten.  Die höchsten Wahrscheinlichkeiten treten mit 16% bis 18% bei einer Haus-haltsgröße von 2 bis 3 Personen und einem Alter von 26 bis 35 Jahren auf. Es wird dabei unterstellt, dass der Haushalt, abgesehen von dem Kind, bereits vor der Geburt in dieser Konstellation bestand.  
121 Alter des Haupteinkommensbeziehers und Alter des Haushalts werden als Sy-nonyme verwendet. 
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Tabelle 70: Wahrscheinlichkeit für Haushalte, im nächsten Jahr ein Kind zu bekommen, differenziert nach Altersklasse des Haupteinkommensbeziehers und Haushaltsgröße (eigene Berechnung; Datengrundlage: Statistisches Bundesamt 2008c) Haushaltsgröße [Personen] Alter des Haupteinkommensbeziehers [Jahre]≤20 21-25 26-30 31-35 36-40 41-45 46-50 >50 1 3% 2% 1% 1% 1% 0% 0% 0% 2 14% 9% 14% 16% 10% 3% 1% 0% 3 4% 11% 16% 18% 9% 4% 1% 0% 4 5% 10% 8% 7% 3% 2% 1% 0% 5 0% 4% 5% 5% 3% 2% 1% 0% 6 0% 5% 7% 11% 5% 2% 2% 1% ≥7 0% 0% 0% 15% 8% 6% 4% 6% 
Kinderauszug Beim Kinderauszug zieht ein zu einem Haushalt gehörendes Kind aus dem Haushalt aus. Dadurch verkleinert sich dieser Haushalt um eine Person und ein neuer Haushalt entsteht, der ggf. direkt mit anderen Haushalten zusammenge-legt wird. Da die Modellierung auf Haushaltsebene und nicht auf Personenebe-ne erfolgt, wird das Alter der Kinder nicht explizit modelliert, solange diese keinen eigenen Haushalt bilden. Daher wird, mit der Annahme, dass jeder Haushalt mit mindestens drei Personen aus zwei Eltern und Kindern besteht, die Veränderung ∆  der Größe des Haushalts  durch Kinder-auszug basierend auf einer Wahrscheinlichkeit  für den Auszug eines Kin-des im nächsten Jahr bestimmt. 
 ∆ ( )= −1  . (0, ( ) − 2) ∗0  . (1 − (0, ( ) − 2) ∗ ) (5.86)
Für Haushalte mit mehreren Kindern wird diese Wahrscheinlichkeit linear er-höht. Für die Ausgezogenen werden zunächst die Bewohnerattribute für einen Einpersonenhaushalt gesetzt, wobei jene auch direkt mit anderen Personen oder Haushalten zusammenziehen können (vgl. Teilen und Zusammenlegen). Abbildung 16 zeigt die Altershäufigkeitsverteilung im Mikrozensus 2006 be-fragter Personen, die in einem Haushalt ohne Kinder wohnen und in den letz-ten 12 Monaten vor der Befragung umgezogen sind. Es zeigt sich, dass im Jahr 2005 die Umzugstätigkeit von Personen ohne Kinder im Alter von 20 bis 26 
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Jahren am höchsten war. Allerdings kann nicht unterschieden werden, welche Personen bereits zuvor von „zu Hause“ ausgezogen waren. Daher wird als Al-ter für ausgezogene Kinder 20 Jahre angenommen. Dies entspricht der unteren Grenze des Intervalls mit den häufigsten Werten und einer Wahrscheinlichkeit  für den Auszug eines Kindes von 5%.  

 Abbildung 16: Altershäufigkeitsverteilung von Personen, die in einem Haushalt ohne Kinder wohnen (SUF EF669=0) und in den letzten 12 Monaten den Wohnsitz gewechselt haben (SUF EF451=8) mit einem Alter unter 40 Jahren (SUF EF44<40) (eigene Berechnung; Datengrundlage: Statistisches Bundesamt 2008c) 
Tabelle 71 zeigt die Verteilung der Haushaltsnettoeinkommen, des Geschlechts und des höchsten schulischen/beruflichen Abschlusses 20-jähriger Einperso-nenhaushalte. Beim Haushaltsnettoeinkommen und beim Bildungsgrad wer-den für die ausgezogenen Kinder mit 600 € pro Monat und der Hoch-/Fach-hochschulreife die Modalwerte bzw. die Klassenmitten angesetzt. Das Ge-schlecht wird mit einer Wahrscheinlichkeit von 44,2% männlich und von 55,8% weiblich angesetzt.   
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Tabelle 71: Verteilung der Haushaltsnettoeinkommen, des Geschlechts und des höchsten schulischen/beruflichen Abschlusses 20-jähriger Einpersonenhaushalte im Jahr 2006 (eigene Berechnung; Datengrundlage: Statistisches Bundesamt 2008c) Merkmal Ausprägung Anteil 
Haushaltsnettoein-kommen 

150 bis unter 300 € 4,0% 300 bis unter 500 € 25,5% 500 bis unter 700 € 30,6% 700 bis unter 900 € 16,7% 900 bis unter 1.100 € 9,4% ≥1.100 € 10,0% Ohne Angabe 2,5% Geschlecht Männlich 44,2% Weiblich 55,8% 

Höchster schul./berufl. Ab-schluss: Hauptein-kommensbezieher (ISCED 97) 

ISCED 1 (Ohne allgemeinen und ohne beruflichen Abschluss) 3,3% ISCED 2 (Haupt-/Realschulabschluss ohne berufl. Abschluss; Haupt-/Real-schulabschluss mit Anlernausbildung, berufl. Praktikum oder Berufsvorberei-tungsjahr) 26,6% 
ISCED 3a (Hoch-/Fachhochschulreife) 45,2% ISCED 3b (Lehrausbildung; berufsqualifizierender Abschluss an einer Berufs-fachschule/Kollegschule, 1-jährige Schule des Gesundheitswesens) 23,3% ISCED 4a, b (Hoch-/Fachhochschulreife und Lehrausbildung; berufsqualifizie-render Abschluss an einer Berufsfachschule/ Kollegschule, 1-jährige Schule des Gesundheitswesens) 1,1% 
ISCED 5b (Meister-/Techniker- oder gleichwertiger Fachschulabschluss, Ab-schluss einer 2- oder 3-jährigen Schule des Gesundheitswesens, Abschluss einer Fach- oder einer Berufsakademie; Abschluss der Fachschule der DDR; Abschluss einer Verwaltungsfachhochschule)

0,4% 
ISCED 5a (Fachhochschule, Hochschule) 0,2% ISCED 6 (Promotion) 0,0% Teilen und Zusammenlegen Neben dem Auszug der Kinder können Haushalte u. a. wegen Trennungen und Scheidungen aufgeteilt und bspw. wegen des Zusammenziehens mit dem Part-ner zusammengelegt werden. Abbildung 17 gibt eine Übersicht über die Mo-dellierung von Zusammenlegung und Teilen der Haushalte. Mehrpersonen-haushalte teilen sich in AWOHM mit einer vom Alter  des Haupteinkom-mensbeziehers abhängigen Wahrscheinlichkeit  auf zwei Haushalte auf. Diese haben dasselbe Alter des Haupteinkommensbeziehers, denselben Bil-dungsgrad und denselben Hochrechnungsfaktor. Einer der Haushalte ist ein Einpersonenhaushalt mit einem männlichen Haupteinkommensbezieher. Der andere Haushalt erhält die übrigen Haushaltsmitglieder und einen weiblichen Haupteinkommensbezieher. Das Haushaltsnettoeinkommen wird nach Köpfen verteilt. Der größere Haushalt bleibt in der Wohnung und der andere zieht aus. Im Falle gleichgroßer Haushalte bleibt der ursprüngliche Haupteinkommens-bezieher in der Wohnung.  
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Abbildung 17: Übersicht über die Modellierung von Zusammenlegen und Teilen der Haushalte in AWOHM; HH: Haushalt 
Als altersabhängige Wahrscheinlichkeiten  für das Teilen eines Mehrper-sonenhaushalts durch Trennungen und Scheidungen werden die altersabhän-gigen jährlichen Scheidungsraten aus dem Jahr 2011 angesetzt (vgl. Tabel-le 72). Da diese zwischen den Geschlechtern kaum variieren, werden die über das Geschlecht gemittelten Werte verwendet. 
Tabelle 72: Altersverteilung von Ehepaaren, geschiedenen Ehen und Scheidungsraten (eigene Berechnung; Datengrundlage: Statistisches Bundesamt 2012b, 2012d) 

Alter (von ... bis unter ... Jahren)  
Differenziert nach Alter des Ehemanns Differenziert nach Alter der Ehefrau Mittelwert der jährlichen ScheidungsrateEhepaare im Jahr 2011 Geschiedene Ehen 2011 Jährliche Schei-dungsrate Ehepaare im Jahr 2011 Geschiedene Ehen 2011 Jährliche Schei-dungsrate unter 25 64.000 1.618  2,5% 189.000 4.727 2,5% 2,5% 25 - 35                   1.277.000 29.363  2,3% 1.893.000 42.822 2,3% 2,3% 35 - 45                   3.159.000 63.335  2,0% 3.511.000 66.847 1,9% 2,0% 45 - 55                   4.256.000 65.693  1,5% 4.385.000 56.747 1,3% 1,4% 55 - 65                   3.754.000 21.834  0,6% 3.667.000 13.569 0,4% 0,5% 65 - 75                   3.436.000 5.056  0,1% 2.999.000 2.638 0,1% 0,1% 75 und älter 2.063.000 741  0,0% 1.364.000 290 0,0% 0,0% Summe 18.009.000 187.640 1,0% 18.008.000 187.640 1,0% 1,0% 
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Einpersonenhaushalte122 können mit einer altersabhängigen Wahrscheinlich-keit  mit einem anderen Einpersonenhaushalt mit ähnlichen Eigenschaf-ten, d. h. aus derselben Instanz der Klasse Bewohner, zusammengelegt werden. Dadurch verdoppelt sich die Haushaltsgröße, das Geschlecht des Hauptein-kommensbeziehers wird zufällig mit Wahrscheinlichkeiten von je 50% ge-wählt, die Haushaltsnettoeinkommen addieren sich, der Bildungsgrad bleibt identisch und der Hochrechnungsfaktor halbiert sich. Der zusammengelegte Haushalt sucht eine neue Wohnung und wechselt ggf. zuvor den Wohnungs-markt.  Die Wahrscheinlichkeiten für das Zusammenlegen eines Einpersonenhaushalts (mit einem anderen Haushalt) wurden auf Basis der Ergebnisse des Mikrozen-sus 2006 kombiniert mit Sterberaten und Trennungs- bzw. Scheidungsraten abgeschätzt (vgl. Abbildung 18). Dabei wurde für jedes Alter die Anzahl der Ein- und Mehrpersonenhaushalte bestimmt und diese um erwartete Trennun-gen und Todesfälle korrigiert. Anschließend wurde der Anteil der Mehrperso-nenhaushalte nach Trennungen und Tod für diesen Altersjahrgang mit dem Anteil der Mehrpersonenhaushalte vor Scheidungen und Tod für den nächst-höheren Altersjahrgang verglichen. Dadurch konnte die Zusammenlegungs-wahrscheinlichkeit bestimmt werden, die notwendig wäre, um den Mehrper-sonenhaushaltsanteil des nächsthöheren Altersjahrgangs zu treffen. Diese Wahrscheinlichkeiten wurden über 5 Jahre geglättet. Dem Vorgehen liegt die Annahme zugrunde, dass der Anteil der Einpersonenhaushalte an allen Haus-halten für eine Altersklasse (im Gegensatz zum Geburtsjahr) konstant bleibt. Die Wahrscheinlichkeit beträgt 9% bis 14% für 20- bis 50-Jährige und sinkt anschließend bis auf 0% für ca. 70-Jährige ab. Die negativen Werte in Abbil-dung 18 können auf die Verwendung rein altersabhängiger Sterbewahrschein-lichkeiten zurückgeführt werden. Die Werte werden zudem mit zunehmendem Alter weniger belastbar, da die Fallzahl sinkt. In AWOHM werden nach einer 
122 Alleinerziehende werden in AWOHM derzeit als Paar interpretiert. Dies bietet einen Ansatzpunkt für zukünftige Modellerweiterungen. 
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Plausibilisierung der Haushaltsentwicklung 11% für 20- bis 50-Jährige, eine lineare Abnahme von 11% für 50-Jährige bis auf 0% für 70-Jährige und 0% für alle anderen Fälle angesetzt.  

Abbildung 18: Über 5 Jahre geglättete Wahrscheinlichkeit für die Zusammenlegung von Einpersonenhaushalten (mit einem anderen) innerhalb des nächsten Jahres (eigene Berechnung; Datengrundlage: Statistisches Bundesamt 2008c, 2012b, 2012c, 2012d)  
5.5.2 Wohnungsmarktwechsel In Anbetracht der Datenverfügbarkeit im SUF des Mikrozensus 2006 wird in AWOHM ein Wohnungsmarkt definiert als Kombination von Bundesland  und Gemeindegrößenklasse . Das Ausland  wird mit der fiktiven Gemeindegrößenklasse  ebenfalls als Wohnungsmarkt bzw. eigent-lich als Quelle und Senke von Personen und Haushalten betrachtet.  Nach der Haushaltsveränderung im engeren Sinne wird jedem Haushalt  eine vom Herkunftsbundesland  und dem Zielbundesland  bzw. Ausland  abhängige Wohnungsmarktwechselwahrscheinlichkeit ,  zugeordnet. Als Wahrscheinlichkeiten werden die in Tabelle 73 angegebenen Werte angesetzt, die für jedes Bundesland angeben, welcher Anteil der Bevöl-kerung im Jahr 2010 im selben Bundesland über Gemeindegrenzen hinweg, in 
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ein anderes Bundesland oder ins Ausland umgezogen ist. In der Tabelle ist auch die Personenzahl  der Personen angegeben, die vom Ausland in ein Bundesland  gezogen sind. Es wird angenommen, dass diese Anteile und die Zuwanderungszahlen aus dem Ausland konstant sind. Die Wahrscheinlichkeit , ,  für einen Haushalt , in einen durch das Bundesland  und die Gemeindegrößenklasse  definierten Wohnungsmarkt bzw. das Ausland einzutreten, sei:  , , = , ∗ , (5.87)
,  ist dabei die Wahrscheinlichkeit für einen in das Bundesland  ziehenden bzw. in diesem den Wohnungsmarkt wechselnden Haushalt, in die Gemeindegrößenklasse  zu ziehen. Für diese wird gemäß Tabelle 74 die nach Bundesländern differenzierte Verteilung der innerhalb des Jahres 2005 eingezogenen Personen auf Gemeindegrößenklassen angesetzt.123 Die zugrun-deliegenden Daten und die daraus abgeleiteten Wahrscheinlichkeiten beziehen sich auf Personen. Da es sich um relative Aussagen handelt, wurden diese auf die Modellierungseinheit beim Wohnungsmarktwechsel, den Haushalt, über-tragen. Bei dem in AWOHM umgesetzten Ansatz ziehen alle Haushalte eines Wohnungsmarktes mit einer von ihren Eigenschaften wie bspw. dem Alter un-abhängigen Wahrscheinlichkeit um. Der Ansatz kann dahingehend weiterent-wickelt werden, dass die Wahrscheinlichkeiten als von den Haushaltseigen-schaften abhängig modelliert werden. Somit kann eine abnehmende Umzugs-häufigkeit der höheren Altersklassen abgebildet werden.   

123 Bei diesen Daten sind allerdings auch die innerhalb eines Wohnungsmarktes umgezogenen Personen enthalten. Diese Art des Umzugs wird, wie auch der kon-krete Einzug der Haushalte mit Wohnungsmarktwechsel, durch die Wohnungssu-che (vgl. Abschnitt 5.5.3) modelliert. 
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Tabelle 74: Verteilung der innerhalb des Jahres 2005 eingezogenen Personen auf Ge-meindegrößenklassen differenziert nach Bundesländern (eigene Berechnung; Daten-grundlage: Statistisches Bundesamt 2008c); -: diese Gemeindegrößenklasse wird in die-sem Bundesland entweder durch andere Klassen abgedeckt oder durch die Erhebung nicht abgedeckt Bundesland Gemeindegrößenklasse [Tausend Einwohner]0-20 0-5 5-20 20-500 20-100 100-500 >500 Summe Baden-Württemberg - 11% 31% - 33% 19% 6% 100% Bayern - 16% 33% - 20% 18% 13% 100% Berlin - - - - - - 100% 100% Brandenburg - 15% 37% 48% - - - 100% Bremen - - - - - - 100% 100% Hamburg - - - - - - 100% 100% Hessen 39% - - - 29% 18% 14% 100% Mecklenburg-Vorpommern - 28% 22% 50% - - 0% 100% Niedersachsen - 9% 26% - 35% 22% 8% 100% Nordrhein-Westfalen 9% - - - 38% 32% 21% 100% Rheinland-Pfalz - 34% 20% - 32% 14% - 100% Saarland - - 30% 70% - - - 100% Sachsen - 11% 22% 0% 22% 45% - 100% Sachsen-Anhalt 41% - - - 31% 28% - 100% Schleswig-Holstein - 19% 27% - 32% 22% - 100% Thüringen - 21% 14% - 29% 36% - 100% Mit dem beschriebenen Ansatz können, ausgehend vom Haushaltsbestand zum Zeitpunkt , gemäß den genannten Wahrscheinlichkeiten durch Zufallsziehung für jeden Wohnungsmarkt die wegziehenden und die aus anderen Woh-nungsmärkten im Inland zuziehenden Haushalte bestimmt werden. Um für je-den Wohnungsmarkt die zuziehenden an der Wohnungssuche beteiligten Haushalte zu bestimmen, müssen noch die aus dem Ausland zuziehenden Haushalte berücksichtigt werden. Basis hierfür ist die als konstant angenom-mene Personenzahl  der Personen, die vom Ausland in ein Bundesland  ziehen (vgl. Tabelle 73). Als Verteilung dieser Personen auf Gemeindegrößen-klassen  wird die Wahrscheinlichkeit  ,  verwendet. Es wird an-genommen, dass diese Personen in Dreipersonenhaushalten (Mittelwert) mit einem Haushaltsnettoeinkommen von 1.840 €/Monat (Mittelwert) sowie ei-nem männlichen 35-jährigen Haupteinkommensbezieher (Mittelwert) mit Lehrausbildung bzw. einem berufsqualifizierendem Abschluss an einer Berufs-fachschule, Kollegschule oder einer 1-jährigen Schule des Gesundheitswesens (Modalwert) leben (Statistisches Bundesamt 2008c). Es wird je Wohnungs-markt für jeweils 170 ∗ 3 Zuwanderer ein derartiger Haushalt mit entspre-
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chendem Hochrechnungsfaktor  von 170/1000 (typische Größenord-nung für SUF-Hochrechnungsfaktoren) angesetzt.   = (170 ∗ 3 ∗ 1000)⁄ (5.88)Da Neubauanzahl sowie Abbruchraten exogen vorgegeben und nicht modell-endogen bestimmt werden, kann es bei dem beschriebenen Ansatz vorkom-men, dass in einem Wohnungsmarkt leerstehende Wohnungen nicht in ausrei-chender Zahl zur Verfügung stehen. In diesem Falle werden proportional zum Platzangebot in anderen inländischen Wohnungsmärkten die entsprechenden Zuwandererströme reduziert bzw., falls nötig, ergänzend die Auswanderer-ströme erhöht, indem die Wohnungsmarktwechselwahrscheinlichkeiten ange-passt werden. Verlässt ein Haushalt , der nicht in derselben Periode durch Trennung oder Kinderauszug entstanden ist, einen Wohungsmarkt bzw. zieht in diesem über Gemeindegrenzen hinweg um, so wird von diesem Haushalt modellstruktur-bedingt eine Kopie erstellt, und bei dem Originalhaushalt der Anteil des Leer-stands am Hochrechnungsfaktor auf 1 gesetzt. Dadurch steht die Wohnung im ursprünglichen Wohnungsmarkt leer und kann von anderen Haushalten im Rahmen der Wohnungssuche bezogen werden. Haushalte, die trennungsbe-dingt durch Auszug oder durch Kinderauszug entstanden sind, werden ohne-hin neu erstellt und hinterlassen keine leerstehende Wohnung.  
5.5.3 Wohnungssuche Nach der Haushaltsveränderung im engeren Sinne und einem etwaigen Woh-nungsmarktwechsel stehen für jeden durch Bundesland und Gemeindegrö-ßenklasse definierten Wohnungsmarkt die Haushalte zum Zeitpunkt + 1 fest. Zudem sind ausgehend von den Wohnungen zum Zeitpunkt  die nach Neubau, Sanierung und Abbruch zum Zeitpunkt + 1 existenten Wohnungen je Woh-nungsmarkt bekannt. Im Prozess der Wohnungssuche wird auf jedem Woh-nungsmarkt für jeden Haushalt die zugehörige Wohnung determiniert, sodass die Verteilung der Haushalte auf die Wohnungen zum Zeitpunkt + 1 resul-tiert.  
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5.5.3.1 Ansatz der Wohnungssuche Im Folgenden wird beschrieben, wie in einem konkreten Wohnungsmarkt mit Bundesland  und Gemeindegrößenklasse  die wohnungssuchenden Haushalte auf die Wohnungen verteilt werden. Die an der Wohnungssuche be-teiligten Haushalte unterteilen sich einerseits in Haushalte ∈ , , , die wegen Haushaltsveränderungen (vgl. Abschnitt 5.5.1) oder Umzug von ande-ren Wohnungsmärkten in diesen Wohnungsmarkt bzw. in diesem Wohnungs-markt über Gemeindegrenzen hinweg (vgl. Abschnitt 5.5.2) noch keine Woh-nung bewohnen.  Andererseits umfassen sie auch Haushalte ∈ , , , die mit einer Wahrscheinlichkeit   für den nicht gemeinde-grenzenüberschreitenden Umzug aus allen Haushalten mit Wohnung in diesem Wohnungsmarkt gezogen wurden. Alle Haushalte ∈ , ,  entsprechen Kopien der Originalhaushalte. Bei den Originalhaushalten wird der Anteil des Leerstands am Hochrechnungsfaktor auf 1 gesetzt, sodass leerstehende Woh-nungen zurückbleiben. Es sei ( , ) eine die Passgenauigkeit von Haushalt  und Wohnung  determinierende Funktion. Diese hängt von den Woh-nungseigenschaften und den Haushaltscharakteristika ab. Im Folgenden wer-den die Modellierungsschritte der Wohnungssuche in Pseudocode beschrie-ben. Diese sind an die Arbeit von Ettema (2011) zum Kauf und Verkauf von Wohnungen in den Niederlanden angelehnt. Schritt A Ein Haushalt ∈ , , ∪ , ,  mit < 1 wird (ohne Zurückle-gen) gezogen und für diesen eine Liste aus Dupeln [ ( , ), ]; ∀ ∈,  bestimmt. Die Dupel werden nach absteigendem  sortiert. Falls alle Haushalte gezogen wurden, endet die Wohnungssuche. Schritt B Aus der Dupelliste wird das erste Dupel [ , ] mit > 0 ausgewählt. Ziel ist dabei, dass der jeweilige Haushalt in die leerstehende Wohnung mit der größten Passgenauigkeit einzieht.  
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Schritt C Falls in den durch die Wohnung  repräsentierten Wohnungen ausreichend Platz für die durch den Haushalt  repräsentierten Haushalte ist, d. h. falls ∗ (1 − ) ≤ ∗ , zieht der Haushalt  vollständig in die Wohnung  ein (Andernfalls wird Schritt C übersprungen). Für Haushaltsgrö-ße, Haushaltsnettoeinkommen sowie Alter, Bildungsgrad und Geschlecht des Haupteinkommensbeziehers gelte (Rd steht für Runde) 
 = ∗ (1 − ) ∗ + ∗ (1 − ) ∗  ∗ (1 − ) + ∗ (1 − )  (5.89)
 = ∗ (1 − ) ∗ + ∗ (1 − ) ∗  ∗ (1 − ) + ∗ (1 − )  (5.90)
 = ∗ (1 − ) ∗ + ∗ (1 − ) ∗  ∗ (1 − ) + ∗ (1 − )  (5.91)
 = , falls ∗ (1 − ) ≥ ∗ (1 − ), sonst                                                                                     (5.92) = , falls ∗ (1 − ) ≥ ∗ (1 − ), sonst                                                                                      (5.93)Der Anteil des Leerstands am Hochrechnungsfaktor für die Wohnung wird durch = − (1 − ) ∗ /   entsprechend reduziert. Alle durch den Haushalt  repräsentierten Haushalte sind vollständig auf die durch die Wohnung  repräsentierten Wohnungen verteilt. Schritt A wird wiederholt. Schritt D Falls in den durch die Wohnung  repräsentierten Wohnungen nicht ausrei-chend Platz für die durch den Haushalt  repräsentierten Haushalte ist, d. h. falls ∗ (1 − ) > ∗ , werden die noch leerstehenden Wohnungen vollständig mit von Haushalt  repräsentierten Haushalten gefüllt. Für Haushaltsgröße, Haushaltsnettoeinkommen sowie Alter, Bildungsgrad und Geschlecht des Haupteinkommensbeziehers gelte 
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 = ( 1 − ∗ + ∗ ) (5.94) = 1 − ∗ + ∗ (5.95) = ( 1 − ∗ + ∗ ) (5.96) = , falls ≥ 0.5, sonst                      (5.97) = , falls ≥ 0.5, sonst                      (5.98)Für den Anteil des Leerstands am Hochrechnungsfaktor gilt dann = 0. Die Menge der durch Haushalt  repräsentierten Haushalte, die noch in andere Wohnungen einziehen müssen, wird indirekt festgelegt durch  = [ ∗ + ∗ ]/ (5.99)Da nicht alle durch Haushalt  repräsentierten Haushalte vollständig auf Woh-nungen verteilt sind, wird Schritt B wiederholt. 
5.5.3.2 Passgenauigkeitsfunktion Voraussetzung für den Ansatz der Wohnungssuche ist die Passgenauigkeits-funktion ( , ) für Haushalte  und Wohnungen . Die Passgenauigkeits-funktion wird auf Basis der Passgenauigkeitsfunktionen ( , ) für den Eigentumsstatus, ( , ) für die Wohnungsgröße und ( , ) für die Kaltmiete definiert.   ( , ) =  { ( , ), ( , ), ( , )} (5.100) Die Passgenauigkeitsfunktionen ( , ), ( , ) und ( , ) werden dabei von der Wohnsituation im Jahr 2006 auf Basis des SUF des Mik-rozensus 2006 und weiterer Informationen aus AWOHM abgeleitet.  Eigentumsstatus Garner & Short (2009) schätzen die Wahrscheinlichkeit , Mieter zu sein, als Logit-Modell.    = ∝ ∗1 + ∝ ∗  (5.101) 
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Dabei ist  ein Vektor von Haushalts-, Wohnungs- und Gebäudeeigenschaften und ∝ ein Vektor zu schätzender Koeffizienten. Dieser Ansatz wurde an die Datenlage angepasst und auf AWOHM übertragen. Preise für Wohneigentum werden bspw. in AWOHM nicht abgebildet und können daher nicht in die Passgenauigkeitsfunktionen einfließen. Tabelle 75 spezifiziert die unabhängi-gen Variablen, die zur Schätzung der Wahrscheinlichkeit, Mieter zu sein, in den Vektor  aufgenommen wurden. Das Maximum des Betrags des Korrelations-koeffizienten nach Pearson124 zwischen je zwei dieser Variablen beträgt 0,591. Dadurch kann Multikollinearität nicht bestätigt, aber auch nicht ausgeschlos-sen werden (vgl. Backhaus u. a. 2003). Auf eine tiefergehende Analyse der Multikollinearität wird jedoch im Folgenden verzichtet.    Tabelle 75: Variablen für die Schätzung der Wahrscheinlichkeit, Mieter zu sein, der Kaltmiete und der Wohnungsgröße; *: Der Bildungsgrad wird als metrische Variable be-handelt. Variablentyp Variablenname Einheit Skala Enthalten in Haushaltseigen-schaften Alter des Haupteinkommensbeziehers Jahre Metrisch ,   Haushaltsnettoeinkommen €/Monat Metrisch ,   Haushaltsgröße Personen Metrisch ,   Bildungsgrad* - Ordinal ,   Gebäudeeigen-schaften Anzahl Wohneinheiten Wohneinheiten Metrisch ,   Baujahr Jahre Metrisch ,   Wohnungseigen-schaften Wohnungsgröße m² Metrisch ,   Energiekosten (berechnet) €/(m² Monat) Metrisch ,   Kalte Nebenkosten €/(m² Monat) Metrisch   Es wird angenommen, dass Selbstnutzerwohnungen (0) und Mietwohnungen (1) den Eigentumsstatus beibehalten. Der Vektor ∝ wurde mithilfe von SPSS auf Basis des SUF des Mikrozensus 2006 und der in AWOHM berechneten Energiekosten geschätzt. Die Auswahl der unabhängigen Variablen erfolgte subjektiv, ausgehend von einer längeren von AWOHM bereitstellbaren Variab-lenliste, durch sukzessive Elimination von Variablen. Als Basis hierfür dienten die Signifikanzniveaus der geschätzten Koeffizienten und die Modellgüte, die über den Anteil der bei einem Trennwert von 0,5 richtig vorhergesagten Fälle beurteilt wurde. In AWOHM wird folgende Passgenauigkeitsfunktion  ( , ) verwendet. 
124 Vgl. Janssen & Laatz 2007 bez. des Korrelationskoeffizienten nach Pearson. 
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 ( , ) = ( , ) für Mietswohnung1 − ( , ) für Selbstnutzerwohnung (5.102)

mit ( , ) =
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∗

1Alter des HaupteinkommensbeziehersHaushaltsnettoeinkommenHaushaltsgrößeBildungsgradAnzahl WohneinheitenBaujahrWohnungsgrößeEnergiekosten (berechnet)
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∗
1Alter des HaupteinkommensbeziehersHaushaltsnettoeinkommenHaushaltsgrößeBildungsgradAnzahl WohneinheitenBaujahrWohnungsgrößeEnergiekosten (berechnet)

 

Die geschätzten Koeffizienten sind alle zu einem Niveau von höchstens 0,3% signifikant (vgl. Tabelle 76). In 82,5% der Fälle war die zu dem tatsächlichen Eigentumsstatus gehörende Wahrscheinlichkeit größer als 0,5, bei den Selbst-nutzern (n=96.951) in 75,5% der Fälle und bei den Mietern (n=129.878) in 87,8% der Fälle. Tendenziell wohnen ältere, größere und gebildetere Haushal-te sowie Haushalte mit höherem Einkommen eher als Selbstnutzer. In Gebäu-den mit mehr Wohneinheiten sowie bei kleineren Wohnungen nimmt bspw. die Wahrscheinlichkeit, Selbstnutzer zu sein, ab.  Tabelle 76: Mittels SPSS geschätzte Koeffizienten von pMieter(b,w)  (eigene Berechnung; Datengrundlage: Statistisches Bundesamt 2008c) Variablenname Regressions-koeffizient Standard-fehler Wald-Schätzer Freiheits-grade Signifikanz-niveau Alter des Haupteinkommensbeziehers -0,027 0,000 5.117,005 1 0,000 Haushaltsnettoeinkommen 0,000 0,000 353,514 1 0,000 Haushaltsgröße -0,018 0,006 8,582 1 0,003 Bildungsgrad -0,063 0,004 254,432 1 0,000 Anzahl Wohneinheiten 1,305 0,008 27.333,225 1 0,000 Baujahr -0,001 0,000 35,659 1 0,000 Wohnungsgröße -0,023 0,000 10.032,292 1 0,000 Energiekosten (berechnet) 0,132 0,007 390,466 1 0,000 Konstante 3,497 0,372 88,233 1 0,000 Kaltmiete Garner & Short (2009) schätzen den Logarithmus der wohnflächenspezifi-schen Kaltmiete  [€/(m² Monat)] als lineares Modell.  
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   = ∗ + (5.103)Dabei ist  ein Vektor von Haushalts-, Wohnungs- und Gebäudeeigenschaften,  ein Vektor zu schätzender Koeffizienten und  eine normalverteilte Stör-größe. Dieser Ansatz wurde an die Datenlage angepasst und auf AWOHM über-tragen. Tabelle 75 spezifiziert die unabhängigen Variablen, die zur Schätzung der logarithmierten Kaltmiete in den Vektor  aufgenommen wurden. Die Auswahl der unabhängigen Variablen erfolgte subjektiv, ausgehend von einer längeren Liste von AWOHM berechenbarer Variablen durch sukzessive Elimi-nation von Variablen auf Basis der Signifikanzniveaus der geschätzten Koeffi-zienten und der durch R bzw. das Bestimmtheitsmaß R² beurteilten Modellgü-te. In AWOHM wird basierend auf den als adäquat beurteilten Kaltmieten  [€/Monat] aus Sicht der Mieter und den tatsächlichen Mieten  [€/Monat] der Wohnungen folgende Passgenauigkeitsfunktion  ( , ) verwendet. 
 ( , ) = 1 − (0, − ( , ))( , ) (5.104)
mit 

( , ) = ∗

,,, ∗,,,, ,,,
∗

1Alter des HaupteinkommensbeziehersHaushaltsnettoeinkommenHaushaltsgrößeBildungsgradAnzahl WohneinheitenBaujahrWohnungsgrößeEnergiekosten (berechnet)Kalte NebenkostenDie Koeffizienten wurden ebenfalls mit SPSS geschätzt (n=105.481) und sind signifikant zum Niveau von höchstens 0,1% (vgl. Tabelle 77). Die Erklärungs-güte ist mit R=0,434 niedrig, aber dennoch positiv. Die Güte ließe sich prinzi-piell durch Hinzunahme weiterer Parameter verbessern. Die aktuelle Datenla-ge lässt dies allerdings nicht zu. Der Variance Inflation Factor (vgl. Heuer 2009) liegt bei maximal 1,831 und weist somit auf eine akzeptable Multikollinearität hin (vgl. Heuer 2009). Die standardisierten Residuen wur-den optisch auf das Vorliegen einer Normalverteilung und Heteroskedastizität 
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geprüft (vgl. Backhaus u. a. 2003; Heuer 2009). Die Normalverteilungsannah-me der Residuen ist plausibel und die Heteroskedastizität mit Ausnahme we-niger Datenpunkte gering. Tabelle 77: Mittels SPSS geschätzte Koeffizienten von KMMieter (eigene Berechnung; Da-tengrundlage: Statistisches Bundesamt 2008c) Variablenname Nicht standardisierte Koeffizienten T-Schätzer Signifikanz-niveau Regressionskoeffizient StandardfehlerKonstante -1,064 0,076 -13,950 0,000 Alter des Haupteinkommensbeziehers -0,001 0,000 -19,375 0,000 Haushaltsnettoeinkommen 5,258E-5 0,000 51,279 0,000 Haushaltsgröße 0,010 0,001 7,987 0,000 Bildungsgrad 0,021 0,001 28,421 0,000 Anzahl Wohneinheiten 0,085 0,002 36,528 0,000 Baujahr 0,001 0,000 32,733 0,000 Wohnungsgröße -0,003 0,000 -51,036 0,000 Energiekosten (berechnet) -0,006 0,001 -4,953 0,000 Kalte Nebenkosten 0,167 0,002 93,939 0,000 
Wohnungsgröße Die Passgenauigkeitsfunktion  ( , ) für die Wohnungsgröße sei defi-niert als  
 ( , ) = 1 − | ( ) − |( ) (5.105)
mit ( , ) =

,,, ,, ,
∗  Die Schätzung der Soll-Wohnfläche ( , ) aus Sicht des Mieters erfolgt dabei analog zur Schätzung der Miete. Die Koeffizienten wurden wiederum mit SPSS auf Basis des SUF des Mikrozensus 2006 geschätzt (n=226.829). Gemäß den geschätzten Koeffizienten steigt die Soll-Wohnfläche mit zunehmendem Alter, Einkommen und Bildungsgrad sowie zunehmender Haushaltsgröße und sinkt mit der Anzahl der Wohneinheiten im Gebäude. Die Erklärungsgüte be-trägt R=0,723. Alle Koeffizienten sind signifikant zum Niveau von höchstens 0,1%. Der Variance Inflation Factor (vgl. Heuer 2009) liegt bei maximal 1,304 und weist somit auf geringe Multikollinearität hin (vgl. Heuer 2009). Die stan-dardisierten Residuen wurden optisch auf das Vorliegen einer Normalvertei-

1Alter des HaupteinkommensbeziehersHaushaltsnettoeinkommenHaushaltsgrößeBildungsgradAnzahl Wohneinheiten
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lung und Heteroskedastizität geprüft (vgl. Backhaus u. a. 2003; Heuer 2009). Die Normalverteilungsannahme der Residuen ist plausibel und die Heteroskedastizität gering (wobei eine leichte Abnahme der Residuenvarianz bei zunehmenden vorhergesagten Werten zu erkennen ist).  
5.6 Szenarien und Unsicherheiten In Abschnitt 5.6.1 wird auf die Definition von Szenarien und die ihnen zugrun-deliegenden Parameter eingegangen. Szenarien dienen teilweise dem Umgang mit Unsicherheiten von Modellergebnissen. Diese Unsicherheiten bzw. deren Analyse werden in Abschnitt 5.6.2 beschrieben. Zentraler Bestandteil der Sze-narien sowie der Modellanwendung und -ergebnisinterpretation  sind um-weltpolitische Instrumente im Bereich Wärmenutzung in Wohngebäuden. Auf die Modellierung der umweltpolitischen Instrumente und ihrer Wirkungswei-se wird in Abschnitt 5.6.3 eingegangen. 
5.6.1 Szenarien AWOHM kann als deterministische Funktion interpretiert werden, die einem Vektor von Eingangsgrößen einen Vektor von Ausgangsgrößen zuordnet. Ein derartiger Vektor von Eingangsgrößen, der zu einem eindeutigen Modellout-put führt, wird im Rahmen dieser Arbeit als Szenario im weiteren Sinne defi-niert. Als Szenario bzw. Szenario im engeren Sinne wird nur derjenige Teil die-ses Vektors von Eingangsgrößen bezeichnet, der sich zwischen Modellläufen unterscheidet bzw. dessen Variation aus Sicht des Autors für weitere Modell-anwendungen sinnvoll ist. Die Spezifikation von Szenarien unterteilt sich, wie in Abbildung 19 dargestellt, in die Spezifikation von umweltpolitischen In-strumenten, Entscheidungsansätzen, aktivierten Modulen, Realisationen von Zufallsvariablen sowie sonstigen unsicheren Parametern.  
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Abbildung 19: Übersicht über die Elemente eines Szenarios in AWOHM 
5.6.1.1 Umweltpolitische Instrumente Mit AWOHM sollen adäquate Bündel umweltpolitischer Instrumente im Be-reich der Wärmenutzung in Wohngebäuden identifiziert und ihre Auswirkun-gen bewertet werden. Gemäß Kapitel 2 sind dabei ordnungsrechtliche, öko-nomische und suasorische Instrumente von Bedeutung. In AWOHM berück-sichtigt werden Mindestanforderungen an die energetische Qualität der Ge-bäudehülle sowie die Qualität der Anlagentechnik, ferner Steuervorschriften, finanzielle Förderprogramme und (indirekt) Informationskampagnen. Die In-strumente verfügen über unterschiedliche Intensitätsstufen. Die Intensität kann für jede Simulationsperiode, d. h. jedes Jahr, separat gesetzt werden, da-mit sich die schrittweise Verschärfung umweltpolitischer Instrumente abbil-den lässt. Die Gesamtheit aller Instrumente mit ihren jeweiligen Ausprägungen für jede Simulationsperiode wird als Bündel umweltpolitischer Instrumente bezeichnet. Um adäquate Bündel umweltpolitischer Instrumente zu identifi-zieren, werden unterschiedliche Bündel in Szenarien spezifiziert sowie deren Auswirkungen simuliert, analysiert und bewertet. Durch die Analyse der Aus-wirkungen können Rückschlüsse auf die Bewertung verbessernde Ausgestal-
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tungen der Bündel gezogen werden. Eine detaillierte Beschreibung zur Model-lierung der umweltpolitischen  Instrumente findet sich in Abschnitt 5.6.3. 
5.6.1.2 Entscheidungsansätze Bei der Simulation der Auswirkungen konkreter Bündel umweltpolitischer In-strumente nimmt menschliches Verhalten in Form von Sanierungsentschei-dungen eine zentrale Rolle ein. Da dieses nur mit großer Unsicherheit abgebil-det werden kann, werden für die jeweiligen Eigentümerstrukturen der Gebäu-de teils annahmenbasierte, teils empirisch fundierte Entscheidungsansätze  gegenübergestellt (vgl. Kapitel 3), die jeweils in den Szenarien spezifiziert werden. Die Wohngebäudeeigentümer werden dabei jeweils gemäß einer in den Entscheidungsansätzen definierten Logik vorgegebenen parametrisierten Sanierungsentscheidungsmodellen zugeordnet. Eine zusammenfassende Über-sicht der Entscheidungsansätze je Eigentümerstruktur gibt Tabelle 78. 
Tabelle 78: Potenzielle Entscheidungsansätze in AWOHM je Eigentümerstruktur Entscheidungsansatzarten  (bzw. Sanierungsentschei-dungsmodellarten) EigentümerstrukturA B C D E 
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Eine detaillierte Beschreibung der Entscheidungsansätze und der Sanierungs-entscheidungsmodelle findet sich in Abschnitt 5.4. In Anbetracht der Variati-onsmöglichkeiten anderer Szenarioelemente werden bei der (exemplarischen) Modellanwendung in Kapitel 7 nicht alle Entscheidungsansätze verwendet. 
5.6.1.3 Aktivierte Module AWOHM unterteilt sich in hierarchisch angeordnete, (de)aktivierbare Module. Diese umfassen auf der aggregiertesten Ebene die Gebäudedynamik (vgl. Ab-schnitt 5.4) und die Haushaltsdynamik (vgl. Abschnitt 5.5). Welche Module (bzw. Teilmodule) bei einem Modelllauf aktiviert bzw. deaktiviert sind, wird in dem jeweiligen Szenario spezifiziert. Die Gebäudedynamik wird weiter unter-teilt in Sanierung (vgl. Abschnitt 5.4.1 bis 5.4.4), Neubau (vgl. Abschnitt 5.4.5) und Abbruch (vgl. Abschnitt 5.4.6), die Haushaltsdynamik  in Haushaltsverän-derung im engeren Sinne (vgl. Abschnitt 5.5.1), Wohnungsmarktwechsel (vgl. Abschnitt 5.5.2) und Wohnungssuche (vgl. Abschnitt 5.5.3). Eine detaillierte Übersicht der (de)aktivierbaren Module gibt Tabelle 79. Tabelle 79: Übersicht über (de)aktivierbare Module in AWOHM Aktivierbare Module Gebäudedynamik Sanierung Neubau Abbruch Haushaltsdynamik Haushaltsveränderung im engeren Sinn AlternSterbenEinkommensveränderungGeburtenKinderauszugZusammenlegenTeilenWohnungsmarktwechselWohnungssuche Eine Aktivierung von Modulen verändert die Systemgrenzen der Betrachtung und kann durch die Berücksichtigung weiterer Wechselwirkungen zwischen Gebäude- und Haushaltsdynamik die Aussagekraft der Modellergebnisse in Hinsicht auf die Forschungsfragen erhöhen bzw. deren Beantwortung erst er-möglichen. Allerdings kann die Erweiterung der Systemgrenzen bspw. durch die Aktivierung des Moduls der Wohnungssuche zu einer Erhöhung der Unsi-cherheit der Modellergebnisse sowie der Modelllaufzeit führen, sodass bei der 
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Aktivierung der Module je nach Fragestellung inhaltlicher Mehrwert, Unsi-cherheit und Laufzeit gegeneinander abzuwägen sind. Insbesondere die Sensi-tivität der Modellergebnisse wie bspw. der Bewertung konkreter Instrumen-tenbündel gegenüber der Aktivierung von Modulen bzw. deren Sensitivität in-nerhalb mehrerer Simulationsläufe mit denselben aktivierten Modulen kann für eine derartige Abwägung herangezogen werden.  
5.6.1.4 Realisationen von Zufallsvariablen Bei der Modellierung des Bestands und der Entwicklung von Gebäuden und Haushalten auf Mikroebene wurden basierend auf den zur Verfügung stehen-den Daten Verteilungen von Zufallsvariablen definiert, und während der Simu-lation werden Realisationen aus diesen Verteilungen gezogen. Diese Realisati-onen (nicht die Verteilungen), die sich während der Modelllaufzeit ergeben, müssen ebenfalls in den Szenarien spezifiziert werden, damit der zu einem Szenario gehörende Modelloutput eindeutig ist. Ein Vergleich der Modeller-gebnisse für Szenarien, die sich nur in den Realisationen der Zufallsvariablen unterscheiden, ermöglicht die quantitative Analyse der durch den Ansatz der Zufallsziehungen eingebrachten Unsicherheit der Modellergebnisse.  Die Zufallsvariablen werden für die Erzeugung des Gebäudebestands im Start-jahr der Simulation sowie für die Simulation von Gebäude- und Haushaltsdy-namik eingesetzt. Bei der Erzeugung des Gebäudebestands (vgl. Abschnitt 5.3) werden für jedes Gebäude Baujahr, Gebäudetyp, bereits energetisch moderni-sierte Gebäudehüllenkomponenten, Wärmeversorgungspaket und Eigentü-merstruktur aus z. T. individuellen Wahrscheinlichkeitsverteilungen gezogen. Bei der Simulation der Gebäude- und Haushaltsdynamik werden dem Abbruch (vgl. Abschnitt 5.4.5) und je nach Entscheidungsansatz den Entscheidertypen bzw. -strategien sowie den Ereignissen Tod, Geburt, Kinderauszug, Zusammen-legen und Teilen von Haushalten sowie Wohnungsmarktwechsel (vgl. Ab-schnitt 5.5) jeweils Eintrittswahrscheinlichkeiten zugeordnet. Somit werden diese Ereignisse durch die Realisationen der zugehörigen Zufallsvariablen de-terminiert. 
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5.6.1.5 Sonstige unsichere Parameter Neben den durch die Entscheidungsansätze und die mit konkreten Wahr-scheinlichkeitsverteilungen hinterlegten Zufallsvariablen eingebrachten Unsi-cherheiten existieren in AWOHM weitere unsichere Parameter, was insbeson-dere für Bottom-Up-Modelle charakteristisch ist (vgl. Kapitel 3). Prinzipiell ist jeder Modellparameter unsicher und könnte als Zufallsvariable modelliert werden. Allerdings sind weder entsprechende Wahrscheinlichkeitsverteilun-gen noch Abhängigkeiten zwischen diesen hinreichend bekannt. Zudem steigt die Anzahl zu untersuchender Szenarien mit der Anzahl variierter Parameter und der Anzahl potenzieller Variationen an. Daher wird einerseits auf die Mo-dellierung jedes Modellparameters als Zufallsvariable und andererseits auf die Variation jedes Parameters in Szenarien verzichtet. Stattdessen werden basie-rend auf subjektiver Einschätzung Modellparameter als sonstige unsichere Pa-rameter ausgewählt, die im Rahmen von Szenarien durch exogene Vorgabe variiert werden können. Die Auswahl erfolgt gemäß der Anforderung, dass die Variation der Parameter zu relevanten Änderungen der Modellergebnisse führt. Eine Übersicht gibt Tabelle 80.  
Tabelle 80: Sonstige unsichere Parameter in AWOHM Sonstige unsichere Parameter Variiert in den Szenarien Anteil des verbleibenden Einkommens bei Renteneintritt [-] -Anzahl der Energieberater pro Wohngebäude mit 1-2 Wohneinheiten [-] -Auf die Mieter umgelegter Anteil der Modernisierung [-] XAußentemperaturen -Emissionsfaktoren -Energiepreisanstiegserwartung [1 (steigend), 0 (konstant)] -Energieträgerpreise -Garantiejahre [a] -Heizgrenztemperatur [°C] -Jährliche Energieteuerungsrate [1/a] -Jährlicher Nettoeinkommensanstieg [1/a] -Kalkulationszinssatz [1/a] -Lebensdauer von Hüllenpaketen [a] XLebensdauer von Wärmeerzeugern [a] XPlanungshorizont für Energieträgerwechselinvestitionen [a] -Planungshorizont für Verrohrungs- und Speicherinvestitionen [a] -Primärenergiefaktoren -Raumsolltemperatur [°C] XRenteneintrittsalter [a] -Solarstrahlung -Sonstige Parameter  -
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Zu den ausgewählten Parametern zählen bspw. Energieträgerpreise, jährliche Energieteuerungsraten, Planungshorizonte und Lebensdauern bzw. die Länge von Sanierungszyklen und der Kalkulationszinssatz. Im Rahmen der Modell-anwendung wurde nicht jeder dieser Parameter variiert. 
5.6.2 Unsicherheiten In diesem Abschnitt werden die Unsicherheiten der Modellergebnisse charak-terisiert, auf Unsicherheitstypen zurückgeführt und die Unsicherheitsanalyse in AWOHM beschrieben. Der Schwerpunkt der Unsicherheitsanalyse wird auf die Analyse der von anderen Wohngebäudemodellen abweichenden bzw. zu-sätzlichen Unsicherheiten gesetzt. Diese abweichenden Unsicherheiten wer-den vor allem durch die Modellierung auf Mikroebene, die integrierte Abbil-dung von Gebäude, Anlagentechnik und Eigentümer bzw. Bewohner, die Mo-dellierung von Sanierungsentscheidung und Haushaltsdynamik sowie die im Vergleich hohe räumliche Auflösung bedingt.  
5.6.2.1 Unsicherheitstypen In AWOHM werden die Unsicherheiten auf strukturelle Parameter, wie bspw. Charakteristika des Gebäudebestands, und vor allem auf Modellergebnisse in Form von Indikatoren bezogen, anhand derer die Bündel umweltpolitischer Instrumente bewertet werden (vgl. Kapitel 6). In der Literatur existieren zahl-reiche Unsicherheitstypologien, bspw. von Booth u. a. (2012) speziell in Bezug auf Gebäudebestandsmodelle, von Volk u. a. (2013) in Bezug auf Stoffinventare von Gebäudebeständen bzw. von Draper u. a. (1987) sowie Knetsch (2004) ohne speziellen Fokus auf Gebäude. Da sich Draper u. a. (1987) sowie Knetsch (2004) am stärksten an Modellergebnissen orientieren, werden in Anlehnung an diese im Folgenden die Typen Datenunsicherheiten und Modellunsicherhei-ten für AWOHM unterschieden125. Bereits die Abgrenzung dieser beiden Un-
125 Draper u. a. (1987) sowie Knetsch (2004) betrachten zudem noch „Unsicherhei-ten bez. des zukünftigen Zustands des Systems“. Diese Unsicherheiten werden hier der Datenunsicherheit und der Modellunsicherheit zugeordnet.  
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sicherheitstypen ist fließend. Eine weitere Differenzierung wie bspw. bei Booth u. a. (2012) sowie Volk u. a. (2013) ist voraussichtlich mit einer niedri-geren Abgrenzbarkeit verbunden und somit für eine anwendungsorientierte Unsicherheitsbetrachtung nicht zweckmäßig. Betrachtet man die jährlichen Energiekosten im Wohngebäudebestand für Raumwärme und Warmwasser im Startjahr der Simulation als exemplarisches Modellergebnis, werden Daten wie Energieträgerpreise, Raumsolltemperatu-ren und Wärmedurchgangskoeffizienten für die Berechnung herangezogen. Diese Daten gehen in Modellgleichungen ein, bspw. zunächst in die Berech-nung des Energiebedarfs, dann in die Berechnung der Energiekosten eines Ge-bäudes und damit in die aggregierten Energiekosten für Deutschland. Die an-gesetzten Energieträgerpreise sind dabei unsicher, da der reale Wert und der angesetzte Wert nicht übereinstimmen müssen. Diese Datenunsicherheit spie-gelt sich in jedem Modellergebnis wider, in dessen Berechnung die Energieträ-gerpreise einfließen.  Allerdings entsprechen Modellgleichungen bzw. Berechnungsvorschriften ei-ner Abstraktion von der Realität, bei der bspw. Einflussgrößen wegen eines moderaten Einflusses oder fehlender Daten nicht explizit berücksichtigt wer-den (können). Die Modellgleichungen bedingen daher Modellunsicherheiten. Die oben erwähnte Unsicherheit der Energieträgerpreise kann teilweise auch dadurch erklärt werden, dass kein „realer“ Wert existiert, da die Preise u. a. von der Anschlussleistung oder der geographischen Region abhängen, was in den Modellgleichungen unberücksichtigt bleibt. Somit kann die Unsicherheit der Energieträgerpreise teils den Datenunsicherheiten und teils den Modellun-sicherheiten zugeordnet werden.  
5.6.2.2 Unsicherheitsanalyse Aufgrund der fließenden Übergänge zwischen den Unsicherheitstypen wird im Folgenden auf eine entsprechende Differenzierung der Unsicherheit verzichtet und der Fokus stattdessen auf das Vorgehen bei der Unsicherheitsanalyse in 
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AWOHM gelegt. Um die Unsicherheiten der Modellergebnisse bei der Ergebnis-interpretation berücksichtigen zu können, werden diese, soweit möglich, quantitativ analysiert. Dazu werden Modellergebnisse, wie in Tabelle 81 dar-gestellt, entweder mit exogenen Daten oder für unterschiedliche Szenarien verglichen. Durch den Vergleich der Modellergebnisse für unterschiedliche Szenarien kann die Auswirkung ausgewählter Unsicherheiten auf alle Modell-ergebnisse analysiert werden. Beim Vergleich von Modellergebnissen mit exo-genen Daten kann dahingegen die Gesamtunsicherheit der Modellergebnisse im Vergleich zu den exogenen Daten interpretiert werden. Diese Art der Un-sicherheitsanalyse kann allerdings nur für Modellergebnisse bzw. Zwischener-gebnisse durchgeführt werden, bei denen entsprechende exogene Daten ver-fügbar sind. Die Unsicherheitsanalyse wird ferner unterteilt in Unsicherheiten bei der Erzeugung des Startbestands und Unsicherheiten bei der Simulation der Bestandsentwicklung.  Tabelle 81: Übersicht über die Unsicherheitsanalyse in AWOHM Unsicherheiten in Bezug auf die Vergleich mit exogenen Daten Vergleich mehrerer SzenarienMonte-Carlo-Simulation Manuelle Spezifikation  von Szenarien Erzeugung des Startbestands Gesamtunsicherheit bspw. von Energieverbrauch, Treibhausgas-und Luftschadstoffemissionen sowie Energiekosten
Realisationen der Zufalls-variablen in Bezug auf den Gebäudebestand Sonstige unsichere Parameter

Simulation der Bestandsentwick-lung Gesamtunsicherheit bspw. in Bezug auf die Entwicklung von Treibhausgas- und Luftschadstoff-emissionen  
Realisationen von Zufalls-variablen in Bezug auf die Gebäude- und Haushalts-dynamik

Entscheidungsansätze, sonstige unsichere Parameter 
Beim Vergleich mehrerer Szenarien werden entweder Realisationen von Zu-fallsvariablen im Rahmen von Monte-Carlo-Simulationen erzeugt oder sonstige unsichere Parameter und Entscheidungsansätze manuell spezifiziert. Der Ver-gleich von Modellergebnissen und Zwischenergebnissen kann auf unterschied-lichen räumlichen Ebenen, von nationaler Ebene über Bundesländer, Kreise, Gemeindegrößenklassen und Gemeinden bis zur Gebäude-/Haushaltsebene, erfolgen.  Der Schwerpunkt der Unsicherheitsanalyse liegt auf den von anderen Gebäu-debestandsmodellen abweichenden Unsicherheiten. Die Modellierung auf Mik-
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roebene und die integrierte Abbildung von Gebäude, Anlagentechnik und Ei-gentümern bzw. Bewohnern erfordert den Einsatz von Zufallsvariablen zur Erzeugung des Gebäude- und Haushaltsstartbestands. Die dadurch verursachte Streuung der Modellergebnisse wird durch die Variation unsicherer Parameter in Szenarien mittels Monte-Carlo-Simulation analysiert. Zudem erfolgt ein Ab-gleich der Modellergebnisse und Zwischenergebnisse mit exogenen Daten, um die Gesamtunsicherheit bzw. Modellgüte abschätzen zu können, bspw. durch den Vergleich berechneter Energiekosten für Raumwärme und Warmwasser mit den im Rahmen des Mikrozensus 2006 auf Haushaltsebene angegebenen Werten. Die Unsicherheit bei der Modellierung der Sanierungsentscheidung wird teil-weise durch die manuelle Variation der Entscheidungsansätze in den Szenari-en explizit berücksichtigt. Bei den zufallsziehungsbedingten Unsicherheiten der Gebäude- und Haushaltsdynamik kann ebenfalls die Monte-Carlo-Simulation eingesetzt werden, um die Schwankung der Modellaussagen zu charakterisieren. Dies wurde allerdings bei den Modellanwendungen nicht analysiert, da der Schwerpunkt bei der Monte-Carlo-Simulation auf die Erstel-lung des Startbestands gelegt wurde. Die im Vergleich zu anderen Modellen hohe räumliche Auflösung wird durch die Analyse der Unsicherheiten auf un-terschiedlichen räumlichen Ebenen in die Unsicherheitsbetrachtung einbezo-gen. Die quantitative Charakterisierung der Unsicherheiten eines Modeller-gebnisses erfolgt im Falle der Unsicherheitsanalyse mittels Monte-Carlo-Simulation durch die Berechnung von Lage- und Streuparametern der Modell-ergebnisverteilung. Im Falle der manuellen Variation von Szenarien und dem Vergleich exogener Daten werden individuell angepasste Parameter einge-setzt. 
5.6.3 Umweltpolitische Instrumente In diesem Abschnitt wird die Modellierung umweltpolitischer Instrumente, ihre Spezifikation in Szenarien und ihre Wirkungsweise beschrieben. Abgebil-det werden ordnungsrechtliche Instrumente, finanzielle Förderprogramme, 
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Steuervorschriften und indirekt Informationskampagnen. Jedes umweltpoliti-sche Instrument verfügt über unterschiedliche Intensitätsstufen. Die Intensität kann für jede Simulationsperiode separat gesetzt werden, um die schrittweise Verschärfung umweltpolitischer Instrumente abbilden zu können. Die Ge-samtheit aller Instrumente mit ihren jeweiligen Ausprägungen für jede Simula-tionsperiode wird als Bündel umweltpolitischer Instrumente bezeichnet. 
5.6.3.1 Ordnungsrechtliche Instrumente Die ordnungsrechtlichen Instrumente sind an die Energieeinsparverordnung (EnEV) auf Basis des Energieeinspargesetzes (EnEG) sowie die erste Verord-nung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (1. BImSchV) angelehnt und umfassen Mindestanforderungen hinsichtlich der energetischen Qualität der Gebäudehülle sowie der Qualität der Anlagentechnik (vgl. Kapitel 2). Die EnEV enthält Mindestanforderungen an den Neubau und bei wesentli-chen Änderungen von Bauteilen auch an die Sanierung sowie Nachrüstver-pflichtungen. Durch die Mindestanforderungen werden die zulässigen, d. h. die legalen Sanierungsvarianten eingeschränkt.  In Bezug auf die Sanierung der Gebäudehülle werden bauteilspezifische Min-destanforderungen kombiniert. Bei den bauteilspezifischen Mindestanforde-rungen werden für den oberen Gebäudeabschluss, für die Außenwände und für den unteren Gebäudeabschluss jeweils die vier Qualitätsstufen +, ++, +++ und ++++ unterschieden. Diese orientieren sich an der EnEV 2007 (Kürzel: +), EnEV 2009 (Kürzel: ++), EnEV 2009-30% (Kürzel: +++) und EnEV 2009-50% (Kürzel: ++++) (vgl. Tabelle 24). Bei den Fenstern werden (nur) die drei Qualitätsstufen +, +++ und ++++ unterschieden. Wird der Fall, dass für ein Bauteil keine Mindestanforderung gesetzt wird, noch berück-sichtigt, so ergeben sich theoretisch 5 ∗ 5 ∗ 5 ∗ 4 = 500 mögliche Mindestan-forderungskombinationen für die Gebäudehülle. Zur Reduktion der Varianten-vielfalt werden die fünf in Tabelle 82 dargestellten, aufeinander abgestimmten Mindestanforderungspakete definiert. Die Abbildung im Modell erfolgt derart, dass, falls eine energetische Sanierung eines Bauteils stattfindet, dieses zumin-



5 Entwicklung des akteursbasierten Wohngebäude- und Haushaltsmodells 

274 

dest die Mindestanforderung erfüllen muss. Der Akteur, d. h. der Eigentümer des Gebäudes, hat aber die Möglichkeit, die energetische Sanierung des Bau-teils auf legale oder illegale Weise zu umgehen. Tabelle 82: Mindestanforderungspakete in Bezug auf die Gebäudehülle (Sanierung) Kürzel für Mindestanfor-derungspaket in Bezug auf die Gebäudehülle Mindestanforderung an Qualitätsstufe des BauteilsOberer Gebäudeabschluss Außenwände Unterer Gebäudeabschluss FensterH+ + + + + H++ ++ ++ ++ + H+++ +++ +++ +++ +++ H++++ ++++ ++++ ++++ ++++ In Bezug auf den Austausch des Wärmeversorgungspakets werden Mindestan-forderungen an Wärmeerzeuger sowie die Zulässigkeit von Verrohrungen für Raumheizung und Warmwasserversorgung kombiniert. Bei den verbaubaren Wärmeerzeugern werden die drei Qualitätsstufen *, ** und *** unterschieden (vgl. Tabelle 27). Sowohl bei der Raumheizung als auch bei der Warmwasser-versorgung kommt jeweils eine zentrale, etagenweise oder dezentrale Verroh-rung in Frage. Somit ergeben sich 3 ∗ 2 = 1.536 potenzielle Mindestanforde-rungskombinationen. Zur Reduktion der Variantenvielfalt werden nur die vier in Tabelle 83 dargestellten Mindestanforderungspakete definiert. Die Abbil-dung in AWOHM erfolgt derart, dass, falls ein Austausch des Wärmeversor-gungspakets stattfindet, dieses zumindest die Mindestanforderung erfüllen muss bzw. nur die zulässigen Verrohrungen zur Auswahl stehen.  Tabelle 83: Mindestanforderungspakete in Bezug auf die Wärmeversorgung (Sanierung) Kürzel für Mindestanfor-derungspaket in Bezug auf die Wärmeversorgung Mindestanforderung an Qualitätsstufe ZulässigkeitWärmeerzeuger Verrohrung Raumwärme Zentral Etagenweise Dezentral Verrohrung Warmwasser
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W*d * X X X X X X X X X W* * X - - - - - - - - W** ** X - - - - - - - - W*** *** X - - - - - - - - Zur Spezifikation von Mindestanforderungspaketen für Gebäudehülle und/ oder Wärmeversorgung können die mit Kürzeln versehenen Teilpakete für die 
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Gebäudehülle und die Wärmeversorgung kombiniert werden. Dabei ergeben sich auf Basis obiger Pakete 4 ∗ 4 = 16 Kombinationsmöglichkeiten. Zur Re-duktion der Variantenvielfalt werden die in Tabelle 84 dargestellten Mindest-anforderungspakete definiert. In Anbetracht der Variationsmöglichkeiten an-derer umweltpolitscher Instrumente und Szenarioelemente werden bei der (exemplarischen) Modellanwendung in Kapitel 7 nicht alle Mindestanforde-rungspakete verwendet.  
Tabelle 84: Mindestanforderungspakete in Bezug auf Gebäudehülle und Wärmeversor-gung (Sanierung) Kürzel für Mindestanforderungspa-ket MindestanforderungspaketHüllenpaket Wärmeversorgung H+W*d H+ W*dH++W* H++ W*H+++W* H+++ W*H++++W* H++++ W*H++++W** H++++ W**Beim Neubau wird angenommen, dass die Qualität der Gebäudehülle den Min-destanforderungen  entspricht. Diese werden gemäß H++, H+++ oder H++++ und, sofern möglich, eine Stufe über den Sanierungsmindestanforde-rungen gesetzt. Bei den Wärmeversorgungspaketen werden beim Neubau durchweg die höchste Qualitätsstufe und zentrale Verrohrungen gewählt (vgl. hierzu Abschnitt 5.4.6.). Neben den vordefinierten, sich an EnEV und 1. BImSchV orientierenden Mindestanforderungspaketen werden unter Rückgriff auf multivariate Analy-semethoden die Vorteile alternativer Ausgestaltungen analysiert (vgl. Kapitel 6). Hierzu zählt bspw. die Möglichkeit der weiteren Differenzierung der In-strumentenausgestaltung nach Merkmalen wie Gebäudetyp, Baualtersklasse, Energieträger, Anlagentechnik vor dem Austausch und Qualität der Gebäude-hülle vor der Sanierung.126 
126 Anforderungen an den Primärenergiebedarf, wie in der EnEV im Falle des Neu-baus bzw. einer Vollsanierung, werden in AWOHM nur implizit über Anforderun-gen an die Komponenten berücksichtigt, da überwiegend von Teilsanierungen aus-gegangen wird.  
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5.6.3.2 Finanzielle Förderprogramme Die finanziellen Förderprogramme sind angelehnt an das am 31.03.2009 ge-schlossene CO2-Gebäudesanierungsprogramm, den Nachfolger „Energieeffizi-ent Sanieren“ und das Marktanreizprogramm „Erneuerbare Energien“ (vgl. Kapitel 2). Diese umfassen bspw. Kredite mit günstigen Konditionen oder In-vestitionszuschüsse. Modelliert werden die Investitionszuschüsse sowie die Zinsvergünstigungen von Darlehen als Barwert , ,  [€] der Förderung über finanzielle Förderprogramme für die Wärmeerzeuger und die energetische Sanierung der Gebäudehüllenelemente. Da von einem Neubau gemäß den Mindestanforderungen ausgegangen wird, werden bei der Modellierung nur Förderungen bei der Sanierung des Wohngebäudebestands berücksichtigt. Es werden drei Förderintensitäten unterschieden, nämlich keine Förderung ($), Basis ($$) und um 50% erhöhte Fördersätze ($$$). Die konkreten Fördersätze zur Intensität Basis ($$) sind in Tabelle 85 für die Gebäudehülle (bezogen auf die energiebedingten Mehrinvestitionen) und die Wärmeerzeuger (bezogen auf die Gesamtinvestitionen) dargestellt. Neben den vordefinierten Förderpro-grammen werden unter Rückgriff auf multivariate Analysemethoden die Vor-teile alternativer Ausgestaltungen analysiert (vgl. Kapitel 6). Tabelle 85: Investitionszuschuss [in % der Investition] bei finanziellen Förderprogram-men für den Austausch der Wärmeerzeuger und/oder die Sanierung von Gebäudehül-lenelementen (in Anlehnung an: Stengel u. a. 2012; Datengrundlage: Annahmen) Investitionszuschuss [in % der Investition] Wärmeerzeuger Gebäudehüllenelemente* ** *** + ++ +++ ++++ 0 5 10 0 5 10 15 
5.6.3.3 Steuervorschriften Bei den Steuervorschriften werden in AWOHM die Absetzbarkeit von Investi-tionen in die energetische Modernisierung von der Einkommensteuer beim selbstnutzenden Eigentümer sowie Energiesteuern unterschieden (vgl. Kapitel 2). Erstere ist angelehnt an den (abgelehnten) Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Förderung von energetischen Sanierungsmaßnahmen an Wohn-gebäuden (vgl. CDU/CSU & FDP 2011). Können die Investitionen in die energe-
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tische Modernisierung von Wohngebäuden steuerlich geltend gemacht wer-den, so nimmt dies Einfluss auf die Wirtschaftlichkeit (vgl. Abschnitt 5.4). Bei einer Abschreibung über den Zeitraum  [a] kann die steuerliche Abzugsfä-higkeit beim selbstnutzenden Eigentümer als fiktive identische Einzahlung über den Zeitraum  abgebildet werden. Ein etwaiger Anstieg des Haus-haltseinkommens wird dabei vernachlässigt. Es gelte in Anlehnung an den Ge-setzesentwurf =10 [a]. Der Barwert , ,  [€] der steuerlichen Absetz-barkeit dieser jährlichen Einzahlung ergibt sich beim Wärmeversorgungspaket  und dem Hüllenpaket ℎ auf Basis der energiebedingten Mehrinvestition ab-züglich finanzieller Förderungen (ohne Berücksichtigung der steuerlichen Ab-zugsfähigkeit) ,  [€] und des Grenzsteuersatzes127  [-] eines reinen Selbstnutzers  (bzw. des Mittelwerts im Falle selbstnutzender Eigentümer-gemeinschaften) bei einem Zinssatz  [-] durch  
 , , = ∗ ,∗ (1 + ) (5.106)

Für die Gesamtförderung ,  gelte  , = , , + , ,  (5.107)Der Grenzsteuersatz  [-] eines Bewohners bzw. Haushalts  wird ausge-hend vom Haushaltsnettoeinkommen  und der Haushaltsgröße  (siehe Abschnitt 5.3.2) geschätzt. Zunächst wird das jährliche Pro-Kopf-Nettoeinkommen  [€/(Person a)] bestimmt, wobei im Falle von Mehr-personenhaushalten von zwei Erwachsenen und Ehegattensplitting ausgegan-gen wird. Aus dem jährlichen Pro-Kopf-Nettoeinkommen wird dann das zu versteuernde Einkommen  [€/(Person a)] und der Grenzsteuersatz  [-] abgeschätzt.  
127 Zur Vereinfachung wird die Unabhängigkeit des Grenzsteuersatzes vom jährlich anrechenbaren Anteil der energiebedingten Mehrinvestition unterstellt. Dadurch wird die Förderung leicht überschätzt.  
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Als funktionaler Zusammenhang zwischen jährlichem Pro-Kopf-Nettoein-kommen  und zu versteuerndem Einkommen wird mit dem Grenz-steuersatz  [-] näherungsweise angesetzt:  
 ( ) = − ( ) ∗ (1 + 0,08 + 0,055) −  ( , 66000) ∗ (0,0995 + 0,015) −( , 44550) ∗ (0,0123 + 0,082) (5.108)
Der Ansatz unterstellt einen gesetzlich krankenversicherten, Kirchensteuer zahlenden, kinderlosen Arbeitnehmer. Dabei beziehen sich Kirchensteuer und Solidaritätszuschlag mit einem Satz von 8%128 und 5,5% auf die Einkommen-steuer (SolzG 1995)129, die sich näherungsweise als Integral des Grenzsteuer-satzes  ergibt. Gesetzliche Rentenversicherung und Arbeitslosenversiche-rung beziehen sich mit Sätzen von 9,95% und 1,5% bei einer Bemessungs-grenze von 66.000 € auf das Bruttoarbeitsentgelt (SGB 2010)130. Bruttoar-beitsentgelt und zu versteuerndes Einkommen unterscheiden sich u. a. durch Werbungskosten, Sonderausgaben und Kinderfreibeträge (EStG 2010)131, was im Rahmen dieser Arbeit vernachlässigt wird. Gesetzliche Krankenversiche-rung und Pflegeversicherung beziehen sich mit Sätzen von 8,2% und 1,23% bei einer Bemessungsgrenze von 44.550 € ebenfalls auf das Bruttoarbeitsentgelt (SGB 2010). Der Pflegeversicherungssatz enthält hierbei den Aufschlag für Kinderlose. Für den Grenzsteuersatz  gilt in Abhängigkeit vom zu versteu-ernden Einkommen  (berechnet basierend auf §52 Abs. 41 EStG, 2010): 
128 Aufgrund von Abweichungen zwischen den Bundesländern wurde die Regelung in Baden-Württemberg zur Vereinfachung für alle Bundesländer angesetzt (vgl. Finanzministerium Baden-Württemberg 2010). 129 SolzG steht für Solidaritätszuschlaggesetz. 130 SGB steht für Sozialgesetzbuch. 131 EStG steht für Einkommensteuergesetz. 
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= 0 für ≤ 80040,14 + 0,1824 ∗ ( − 8004) für ∈ (8004; 13470]0,2397 + 0,0457 ∗ ( − 13470) für ∈ (13470; 52881]0,42 für ∈ (52881; 250730]0,45 für ∈ (250730; ∞)   (5.109)

Aufgrund der strengen Monotonie von ( ) ist die Funktion umkehr-bar, und somit zu jedem vorgegebenen jährlichen Pro-Kopf-Nettoeinkommen das zu versteuernde Einkommen und der Grenzsteuersatz eindeutig bestimm-bar.  Energiesteuern beeinflussen ebenfalls die Wirtschaftlichkeit energetischer Modernisierungen (vgl. Abschnitt 5.4). Sie werden implizit über die Endener-gieträgerpreise  berücksichtigt (vgl. Tabelle 29). Es werden die drei Intensi-täten # (Basis), ## (um 25% erhöhte Energiepreise) und ### (um 50% erhöh-te Energiepreise) unterschieden.  
5.6.3.4 Informationskampagnen Die potenzielle Auswirkung von Informationskampagnen wird indirekt durch die Variation der Entscheidungsansätze in Szenarien analysiert. Zudem wer-den mittels multivariater Analysemethoden auf Basis der Modellergebnisse Zielgruppen (Haushalts- bzw. Gebäudecluster) und zugehörige Emissionsre-duktionspotenziale identifiziert, die teilweise durch zielgruppenorientierte Informationskampagnen erschlossen werden können. 
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6. Bewertung und Analyse Die Bewertung von Szenarien bzw. das Aufzeigen der Auswirkungen von Bün-deln umweltpolitischer Instrumente erfolgt in AWOHM, wie in Abschnitt 6.1 erläutert wird, über einen nachhaltigkeitsorientierten Satz von Indikatoren. Dieser ist auf die Sichtweise des Staates ausgerichtet und in eine Nutzwertana-lyse eingebettet. In Abschnitt 6.2 wird beschrieben, wie ergänzend dazu, basie-rend auf den auf Mikroebene, d. h. auf der Ebene konkreter Haushalte und Ge-bäude, vorliegenden Modellergebnissen mittels multivariater Analyseverfah-ren Vorschläge für eine Neu- oder Umgestaltung umweltpolitischer Instrumen-tenbündel abgeleitet werden können.  
6.1 Indikatorenbasierte Bewertung aus Staatssicht Die indikatorenbasierte Bewertung aus Staatssicht basiert auf einem in inhalt-licher Hinsicht hierarchisch untergliederten Satz von Indikatoren, der im Fol-genden auch als Indikatorensystem bezeichnet und in Abschnitt 6.1.1 erläutert wird. Unter Rückgriff auf die klassische Nutzwertanalyse als Methode der Mehrzielentscheidungsunterstützung132 werden Indikatoren bzw. Teilnutzen-werte ausgehend von einer Basisebene (Ebene 4) über hierarchisch angeord-nete Zwischenebenen (Ebenen 3, 2 und 1) zu einem Gesamtnutzenwert (Ebe-ne 0) aggregiert. In Abschnitt 6.1.2 werden Indikatoren der Basisebene zu-nächst hinsichtlich ihres Berechnungsansatzes typisiert. Anschließend werden in den Abschnitten 6.1.3, 6.1.4 und 6.1.5, differenziert nach den drei der Ebene 1 entsprechenden Dimensionen Generationengerechtigkeit, Lebensqualität und sozialer Zusammenhalt, die Auswahl der Indikatoren, deren mathemati-sche Formulierung auf der Basisebene sowie deren Normierung und Gewich-tung erläutert.   

132 Vgl. multiattribute value theory in Belton & Stewart (2003). 
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6.1.1 Indikatorensystem zur Bewertung aus Staatssicht Das Indikatorensystem bzw. der Satz von Indikatoren, der zur Bewertung von Szenarien bzw. zum Aufzeigen der Auswirkungen von Bündeln umweltpoliti-scher Instrumente herangezogen wird, ist auf die im Rahmen dieser Arbeit als Staatssicht bezeichnete Sichtweise von Exekutive, Legislative und Förderer ausgerichtet. Die betrachteten Indikatoren können anhand der Merkmale Ebe-ne im Indikatorensystem, Betrachtungsgegenstand sowie Bestandsbezug cha-rakterisiert werden (vgl. Tabelle 86). Das Indikatorensystem ist in inhaltlicher Hinsicht hierarchisch untergliedert, sodass sich fünf Ebenen ergeben. Mehrere Indikatoren der Ebene n können jeweils zu einem Indikator der Ebene n-1 ag-gregiert werden. Somit können die Informationen nach entsprechender Nor-mierung sukzessive von Ebene 4 (Basisebene) auf eine einzige Kennzahl auf Ebene 0 (Gesamtindikator) verdichtet werden. Da aber eine einzige Kennzahl der Vielfältigkeit der untersuchten Problemstellung nicht gerecht wird, wer-den auch untergeordnete Ebenen bzw. Teilbewertungen in der Bewertung ex-plizit analysiert. Bei Umkehrung der Normierung ist auf der Basisebene auch ein Abgleich mit exogenen Referenzwerten möglich. Das Indikatorensystem ist an die zur deutschen Nachhaltigkeitsstrategie (vgl. Bundesregierung 2002) gehörenden Nachhaltigkeitsindikatoren (vgl. Statistisches Bundesamt 2010) angelehnt. Daher wurde basierend auf dem Indikatorenbericht 2010 - Nach-haltige Entwicklung in Deutschland (vgl. Statistisches Bundesamt 2010) ein auf den Wohngebäudebestand und dessen Entwicklung angepasster Indikato-rensatz definiert. Dabei wurden die Ebenen 1 (Dimensionen) und 2 (Kriteri-en), sofern passend, übernommen, ggf. angepasst und um Indikatoren auf den Ebenen 3 und 4 (Basisebene) ergänzt. Betrachtungsgegenstände der Indikato-ren sind Gebäude oder Haushalte. Aussagen in Bezug auf Gebäudehülle und Wärmeversorgungspakete werden dabei ebenfalls zum Betrachtungsgegen-stand Gebäude gezählt. Die Indikatoren beziehen sich entweder auf den Be-stand oder die Bestandsveränderung. Neben den drei in Tabelle 86 genannten Merkmalen existieren weitere Möglichkeiten zur Charakterisierung der Indika-
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toren. Bspw. können sich Indikatoren auf bestimmte Gruppen der Betrach-tungsgegenstände wie Gebäudetypen, Gebäudehüllentypen, Wärmeversor-gungspakettypen, Haushaltstypen und Eigentümerstrukturen beschränken. Tabelle 86: Merkmale und Merkmalsausprägungen für die Charakterisierung der in AWOHM zur Bewertung aus Staatssicht verwendeten Indikatoren Ebene im Indikatorensystem  Betrachtungsgegenstand Bestandsbezug Ebene 0 (Gesamtindikator) Gebäude BestandEbene 1 (Dimension) Haushalte Bestandsveränderung Ebene 2 (Kriterium) - -Ebene 3 - -Ebene 4 (Basisebene) - -Das Indikatorensystem zur Bewertung aus Staatssicht umfasst die drei Dimen-sionen Generationengerechtigkeit, Lebensqualität sowie sozialer Zusammen-halt, welche ökonomische, ökologische sowie soziale Auswirkungen abdecken. Zur Aggregation wird im Rahmen der klassischen Nutzwertanalyse, einer Me-thode der Mehrzielentscheidungsunterstützung133, analog zu dem auf Ent-scheidertypen basierenden Ansatz in Abschnitt 5.4.4 die einfache, sehr trans-parente, lineare (additive) Aggregation verwendet (vgl. Debreu 1960; Nardo u. a. 2005; Merz 2011). Die Ebenen 1, 2 und 3 des Indikatorensystems sind mit Gewichtungen für die lineare Aggregation der Indikatoren in Tabelle 87 ange-geben. Dabei werden alle Indikatoren der Ebene n, die einem Indikator der Ebene n-1 zugeordnet werden, gleichgewichtet134. Die Begründung der Indika-torauswahl sowie die formale Beschreibung und Normierung der Indikatoren der Ebene 4 erfolgt in den Abschnitten 6.1.3, 6.1.4 und 6.1.5 differenziert nach den Dimensionen Generationengerechtigkeit, Lebensqualität und sozialer Zu-sammenhalt. Die Nachhaltigkeitsbewertung wird durch den Betrachtungsge-genstand von AWOHM, d. h. den Gebäude- und Haushaltsbestand, und die mit AWOHM bereitstellbaren Informationen eingeschränkt, sodass jeweils nur Teilaspekte der Nachhaltigkeit bzw. ihrer Dimensionen und Kriterien abge-deckt werden (können).  
133 Vgl. multiattribute value theory in Belton & Stewart (2003). 134 Bei dem Einsatz von AWOHM für konkrete Entscheidungsträger können die Ge-wichte den jeweiligen Präferenzen entsprechend angepasst werden. 
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Tabelle 87: Ebene 1, 2 und 3 des in AWOHM zur Bewertung aus Staatssicht verwendeten Indikatorensystems (in Anlehnung an: Stengel u. a. 2012; Ebene 1 und 2 in Anlehnung an: Statistisches Bundesamt 2010; Datengrundlage: Annahmen); der Typ der Indikato-ren auf Ebene 4 bezieht sich auf die Typisierung in Abschnitt  6.1.2  Ebene 1 Ebene 2 Ebene 3 Typ der Indika-toren auf Ebene 4

Kürzel
 

Name Gewich
tung [-

] 
Kürzel

 
Name Gewich

tung [-
] 

Kürzel
 

Name Gewich
tung [-

] 

D1 Generatio-nengerech-tigkeit 1/3 D11 Ressourcen-schonung 0,2 D111 Energieeffizienz 1/3 Typ AD112 Rohstoffeinsatz 1/3 D113 Verbrauch fossiler Brenn-stoffe 1/3 D12 Klimaschutz 0,2 D121 Treibhausgasemissionen  1 D13 Erneuerbare Energien  0,2 D131 Erneuerbare Energien 1 D14 Staatsver-schuldung 0,2 D141 Förderbudget 1 D15 Wirtschaftl.Zukunfts-vorsorge 0,2 D151 Energieeffizienzinvestiti-onen im Bestand 1/2 D152 Investitionen Neubau 1/2 D2 Lebensquali-tät 1/3 D21 Wirtschaftl.Wohlstand 0,5 D211 Wirtschaftlichkeit der Maßnahmen 1/3 D212 Investitionsbelastung im Bestand 1/3 D213 Investitionsbelastung im Neubau 1/3 D22 Luftqualität 0,5 D221 Schadstoffbelastung der Luft 1 Typ BD3 Sozialer Zu-sammenhalt 1/3 D31 Gleichberech-tigung 1 D311 Einkommensverteilung (nach Wohnen) Selbst-nutzer 1/2 Typ C
D312 Einkommensverteilung (nach Wohnen) Mieter 1/2 

6.1.2 Indikatortypisierung auf der Basisebene In die Berechnung der Indikatoren auf Ebene 4 (Basisebene), die sich zeitlich auf den gesamten Betrachtungszeitraum (2006 bis 2030) und räumlich auf ganz Deutschland (Bund) beziehen, gehen Modellzwischenergebnisse in un-terschiedlichen räumlichen sowie zeitlichen Auflösungen ein und es werden entsprechend räumliche und zeitliche Aggregationen durchgeführt. Diesbezüg-lich werden drei räumlich-zeitliche Indikatortypen auf der Basisebene (Ebene 4) unterschieden, Typ A, B und C (vgl. auch Tabelle 87). Durch das Vorgehen kann bei der Bewertung berücksichtigt werden, dass bspw. Luftschadstoff-emissionen, die lokal wirken, in bestimmten Regionen oder Gemeinden weit über dem räumlichen Mittelwert für Deutschland liegen. Außerdem können 
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bspw. auch zeitliche Maxima oder Quantile von Emissionen in die Bewertung einfließen.  AWOHM-Zwischenergebnisse beziehen sich auf die in Abbildung 20 dargestell-ten räumlichen und zeitlichen Auflösungen. Gebäude- und haushaltsscharfe Ergebnisse können ausgehend von der Gebäude- und Haushaltsstichprobe auf Mikroebene mittels der im SUF des Mikrozensus 2006 angegebenen Hoch-rechnungsfaktoren direkt auf die räumliche Auflösung Bund (Deutschland) oder zunächst auf die räumliche Zwischenauflösung Bundesland-Gemeindegrößenklasse, bspw. Gemeinden mit höchstens 5.000 Einwohnern in Baden-Württemberg, aggregiert werden. In letzterem Falle können die Ergeb-nisse anschließend, ggf. über die (Zwischen-)Auflösungen Bundesland oder Gemeindegrößenklasse, auf die Auflösung Bund (Deutschland) aggregiert werden. Diese Auflösungen werden als primäre räumliche Auflösungen be-zeichnet, da sie ausschließlich auf den räumlichen Differenzierungsmerkmalen des SUF des Mikrozensus 2006 basieren. Durch Kombination der Ergebnisse der Auflösung Bundesland-Gemeindegrößenklasse mit Kommunal- und Regio-nalstatistiken (Statistisches Bundesamt 2008b) können jedoch die sekundären räumlichen Modellauflösungen Gemeinde und durch anschließende Aggregati-on Kreis erreicht werden. Diese können wiederum zu Zwischenergebnissen in den primären räumlichen Auflösungen aggregiert werden. Durchweg können dabei unterschiedliche räumliche Aggregationsfunktionen eingesetzt werden. In AWOHM angewendet werden, wie weiter unten erläutert, Summe, Mittel-wert, Maximum und Quantil. Zusammenfassend können Indikatoren der Basis-ebene mit der Auflösung Deutschland über unterschiedliche Zwischenauflö-sungen, die alle administrativen Ebenen von Gemeinde bis Bund abdecken, be-stimmt werden. Die Unsicherheit der Ergebnisse hängt dabei von den räumli-chen Zwischenauflösungen und den verwendeten Aggregationsfunktionen ab. 
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Abbildung 20: Räumliche und zeitliche Auflösungen in AWOHM Die zeitliche Auflösung der Indikatoren reicht von Monaten über Jahre bis zum gesamten Betrachtungszeitraum. Zunächst werden die Ergebnisse auf Jahres-ebene bestimmt und können dann entweder nach Monaten135 differenziert oder auf den gesamten Betrachtungszeitraum aggregiert werden. Auch hierbei können unterschiedliche Aggregationsfunktionen eingesetzt werden. In AWOHM angewendet werden, wie weiter unten erläutert, Mittelwert, Maxi-mum und Endwert, definiert als Wert zum letzten Zeitpunkt des Betrachtungs-zeitraums. Zusammenfassend können Indikatoren der Basisebene mit der Auf-lösung Betrachtungszeitraum über unterschiedliche zeitliche Zwischenauflö-sungen und Aggregationsfunktionen bestimmt werden. Da zahlreiche Kombinationsmöglichkeiten von räumlichen und zeitlichen Zwi-schenauflösungen sowie Aggregationen existieren, wurden drei räumlich-zeitliche Typen A, B und C definiert, um die Komplexität zu reduzieren und die Bewertung handhabbar zu machen. Diese Indikatortypen beziehen sich auf den Berechnungsansatz auf der Basisebene und werden im Folgenden erläu-
135 Anhand der monatlichen Heizgradtagverteilung können Energieverbrauchs- und Emissionsverläufe in monatlicher Auflösung berechnet werden. Zur Komplexitäts-reduktion wird die monatliche Auflösung im Rahmen der Bewertung jedoch nicht berücksichtigt.  
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tert. Tabelle 88 fasst für die mathematische Formulierung der Indikatoren notwendige Parameter zusammen, sofern diese in Abschnitt 5.4.3 bzw. insbe-sondere in Tabelle 44, Tabelle 45, Tabelle 46, Tabelle 47, Tabelle 48 und Tabel-le 49 noch nicht spezifiziert wurden. Dabei werden jeweils Quellen oder Ver-weise auf Abschnitte angegeben, aus denen die betreffenden Größen abgeleitet werden. Da sich die in Abschnitt 5.4.3 bereits spezifizierten Parameter auf ei-nen Zeitpunkt beziehen, im Folgenden aber mehrere Zeitpunkte betrachtet werden, wird diesen teilweise für die folgende Betrachtung ohne erneute Spe-zifikation ein Zeitindex t hinzugefügt. Begleitend zur folgenden Beschreibung der Indikatortypen werden jeweils weitere Zwischenergebnisbezeichnungen, Gewichtungen und Normierungsfunktionen eingeführt, auf deren Einführung in Tabelle 88 aus Gründen der Übersichtlichkeit verzichtet wurde.  Tabelle 88: Weitere Parameter, die für die formale Spezifikation der Indikatoren zur Be-wertung aus Staatssicht benötigt werden Kürzel Beschreibung Quelle oder Verweis# ,  Anzahl an Wohneinheiten einer Gemeinde in Gebäuden mit Wohnein-heiten im Jahr 2006 (nicht fortgeschrieben) [Wohneinheiten] Abschnitt 5.3.12 1 ,  Energetische Modernisierung  der Fenster eines Einzelgebäudes in einem Jahr  [1 (ja), 0 (nein)] Kennwerte aus Abschnitt 5.4.3 kombiniert mit der gemäß Abschnitt 5.4.4 simulierten Sanierungs-entscheidung 1 ,  Energetische Modernisierung des oberen Gebäudeabschlusses eines Einzel-gebäudes in einem Jahr [1 (ja), 0 (nein)]1 ,  Energetische Modernisierung  des unteren Gebäudeabschlusses eines Ein-zelgebäudes in einem Jahr  [1 (ja), 0 (nein)]1 ,  Energetische Modernisierung der Wände eines Einzelgebäudes in einem Jahr  [1 (ja), 0 (nein)] 1 ,  Austausch des Wärmeversorgungspakets in einem Einzelgebäude in einem Jahr [1 (ja), 0 (nein)] 1 ,  Neubau eines Einzelgebäudes in einem Jahr [1 (ja), 0 (nein)] Abschnitt 5.4.6  Fläche der Wohnungen eines Einzelgebäudes [m²] Abschnitt 5.3.4 ,  Anteil des Leerstands am Hochrechnungsfaktor eines Bewohners in einem Jahr [-] Abschnitt 5.3.2 
,  Anteil des Leerstands am Hochrechnungsfaktor eines Einzelgebäudes in einem Jahr [-] Aggregierte Werte der zugehörigen Bewohner (vgl. Abschnitt 5.3.2)∈ ={1,2, ≥ 3}  Anzahl der Wohneinheiten eines Gebäudes (1, 2 oder mindestens 3)[Wohneinheiten] Abschnitt 5.3.12 

, ⊆  Bewohner eines Einzelgebäudes in einem Jahr Fremdschlüssel ,  Förderung für ein Einzelgebäude in einem Jahr [€] Vgl. 1 ,  G ⊆   Einzelgebäude mit  Wohneinheiten Einteilung gemäß Eigen-tümerstruktur bzw. der Anzahl der Wohneinheiten des Einzelgebäudes in Tabelle 18 
G  ⊆  Einzelgebäude mit Eigentümerstruktur AG  ⊆  Einzelgebäude mit Eigentümerstruktur BG  ⊆  Einzelgebäude mit Eigentümerstruktur CG  ⊆  Einzelgebäude mit Eigentümerstruktur DG  ⊆  Einzelgebäude mit Eigentümerstruktur E,  Hochrechnungsfaktor eines Bewohners in einem Jahr [-] Abschnitt 5.3.2 ,  Hochrechnungsfaktor eines Einzelgebäudes in einem Jahr [-] Vgl. ,  ,  Annuität der bis zu einem Jahr in einem Einzelgebäude getätigten Investiti- Kennwerte aus Abschnitt 
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Kürzel Beschreibung Quelle oder Verweis onen abzüglich Förderungen [€/a], = ∑ , { , } ∗ ( ) ∗( ) + ∑ , { , } ∗( ) ∗( ) + ∑ , { , } ∗ ( ) ∗( ) + ∑ , { , } ∗( ) ∗( ) − ∑ , { ,  { , , , }} ∗ ( )  { , , , }∗( ) { , , , }

5.4.3 kombiniert mit der gemäß Abschnitt 5.4.4 simulierten Sanierungs-entscheidung 
300 ,  Neubauinvestition für Kostengruppe 300 eines Einzelgebäudes in einem Jahr [€] Abschnitt 5.4.6 420 ,  Neubauinvestition für Kostengruppe 420 eines Einzelgebäudes in einem Jahr [€] ,  Energiebedingte Mehrinvestition in die Gebäudehülle eines Einzelgebäudes in einem Jahr [€] Kennwerte aus Abschnitt 5.4.3 kombiniert mit der gemäß Abschnitt 5.4.4 simulierten Sanierungs-entscheidung ,  Energiebedingte Mehrinvestition in die Fenster eines Einzelgebäudes in einem Jahr [€],  Energiebedingte Mehrinvestition in den oberen Gebäudeabschluss eines Einzelgebäudes in einem Jahr [€] ,  Energiebedingte Mehrinvestition in den unteren Gebäudeabschluss eines Einzelgebäudes in einem Jahr [€] ,  Energiebedingte Mehrinvestition in die Wände eines Einzelgebäudes in einem Jahr [€],  Energieträgerwechselinvestition in einem Einzelgebäude in einem Jahr  [€],  Verrohrungs-/Speicherinvestitionen in einem Einzelgebäude in einem Jahr  [€] ,  Wärmeerzeugerinvestition in einem Einzelgebäude in einem Jahr  [€],   Kaltmiete einer Wohnung in einem Jahr [€/Monat] Abschnitt 5.3.3   Bundesland einer Gemeinde Fremdschlüssel   Gemeindegrößenklasse einer Gemeinde Siedlungsfläche einer Gemeinde für Wohnzwecke [km²] Abschnitt 5.3.12   Bewohner einer Wohnung Fremdschlüssel 
6.1.2.1 Räumlich-zeitlicher Indikatortyp A Indikatoren der Basisebene vom Typ A stellen den Indikatortyp mit dem ein-fachsten räumlich-zeitlichen Aggregationsschema dar (vgl. Abbildung 21). Ein Typvertreter, anhand dessen das Aggregationsschema erläutert wird,  sind die CO2-Emissionen.  Die CO2-Emissionen , ,  [Tg/a] werden für jedes Jahr des Betrachtungs-zeitraums auf Mikroebene für jedes Gebäude  basierend auf dessen Wohnflä-che [m²] und den vom Hüllenpaket ℎ ,  und dem Wärmeversorgungspaket ,  abhängenden flächenspezifischen CO2-Emissionen Ü ℎ , , ,  [kg/ (m² a)] bestimmt.   , , = Ü ℎ , , , ∗ ∗ 10 (6.110)
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Abbildung 21: Aggregationsschema des räumlich-zeitlichen Indikatortyps A  „1211“ steht hierbei der Reihe nach für die Indikatornummerierungen auf den Ebenen 1 bis 4 der Bewertung aus Staatssicht (vgl. Tabelle 87 für die Ebenen 1 bis 3). Die CO2-Emissionen entsprechen also dem „ersten Ebene-4-Indikator zum ersten Ebene-3-Indikator zum zweiten Ebene-2-Indikator zum ersten Ebene-1-Indikator“. Auf Ebene 4 werden die CO2-Emissionen als  be-zeichnet (vgl. Tabelle 89). Für deren Berechnung sind Zwischenergebnisse wie bspw. , ,  erforderlich.  (bzw.  und ) kennzeichnet dabei die Zugehö-rigkeit des Zwischenergebnisses zum räumlich-zeitlichen Aggregationstyp A (bzw. B und C). Nach Multiplikation mit dem Hochrechnungsfaktor können unter Berücksichtigung des Leerstands136 die CO2-Emissionen von der Gebäu-deebene durch Summation auf die Auflösung Bund räumlich aggregiert wer-den.   , = ∑ , , ∗ , ∗ (1 − , 2⁄ ) (6.111)
136 Es wird angenommen, dass der Energiebedarf für Raumwärme und Warmwas-ser im Falle des Leerstands um 50% sinkt. 
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Somit stehen die CO2-Emissionen für jedes Jahr der Simulation zur Verfügung. Für die zeitliche Aggregation dieser Werte auf die Auflösung Betrachtungszeit-raum mit dem Endzeitpunkt  werden jeweils die Aggregationsfunktionen Mit-telwert (MI), Endwert (EW) und Maximum (MA) angewendet.   , = ∑ ,   (6.112) , = ,    , = ,…, ,Somit ergeben sich die mittleren jährlichen CO2-Emissionen, die proportional zur während des Betrachtungszeitraums emittierten Menge an CO2 sind; die CO2-Emissionen im letzten Jahr des Betrachtungszeitraums, die den Aus-gangswert für die dem Betrachtungszeitraum folgenden Jahre bilden und der Beurteilung der Erreichung langfristiger Ziele dienen; sowie die maximalen CO2-Emissionen als Extremwert, der insbesondere bei Luftschadstoffen von Bedeutung sein kann. Diese Größen werden ggf. auf eine Bezugsgröße ref , , im Falle der CO2-Emissionen ist diese 1, bezogen, mit der linearen Normie-rungsfunktion  normiert und mit entsprechender Gewichtung der zeitlich unterschiedlich aggregierten CO2-Emissionen zum Typ-A-Aggregat  ag-gregiert.  
 = , ∗ ( , , ) + , ∗ ( , , ) +  

, ∗ ( , , )   (6.113)
Das Typ-A-Aggregat geht bei den räumlich-zeitlichen Aggregationen vom Typ B und C in den Ebene-4-Indikator ein. Beim Typ-A-Indikator wird jedoch keine höhere räumliche Differenzierung betrachtet, da bspw. CO2-Emissionen nicht überwiegend lokal bzw. regional wirken. Daher entspricht der Ebene-4-Indikator  dem Typ-A-Aggregat.  = (6.114)Die räumlich-zeitliche Aggregation vom Typ A erfolgt für die übrigen Indikato-ren analog, sodass für diese in den Abschnitten 6.1.3, 6.1.4 und 6.1.5 jeweils nur ein Zwischenergebnis formal spezifiziert wird. Die Gewichte , , 
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,  und ,  der zeitlichen Aggregationen werden, auch für die an-deren Indikatoren, jeweils auf 1/3 gesetzt.137 
6.1.2.2 Räumlich-zeitlicher Indikatortyp B Ebene-4 Indikatoren vom Typ B greifen auf Modellergebnisse mit den räumli-chen Auflösungen Bund, Bundesland-Gemeindegrößenklasse und Gemeinde zurück und sind damit komplexer als Indikatoren vom Typ A (vgl. Abbildung 22). Sie werden für Indikatoren der Luftqualität bzw. der Schad-stoffbelastung der Luft eingesetzt. Die höhere räumliche Differenzierung liegt darin begründet, dass die Schadstoffbelastung der Luft eine überwiegend loka-le bzw. regionale Wirkung hat und im Fokus der Forschungsfragen und Mo-dellanforderungen liegt. Daher wird eine möglichst hohe räumliche Auflösung angestrebt und somit die Gemeindeebene ausgewählt, da für diese (noch) Da-ten über die Bebauungsstruktur und die Gebietsfläche vorliegen.  Ein Typvertreter, anhand dessen das Aggregationsschema erläutert wird, sind die PM-Emissionen. Die PM-Emissionen , ,  [t/a] werden analog zu den CO2-Emissionen für jedes Jahr auf Mikroebene für jedes Gebäude  basierend auf dessen Wohnfläche [m²] und den flächenspezifischen PM-Emissionen Ü ℎ , , ,  [kg/(m² a)] bestimmt.   , , = Ü ℎ , , , ∗ ∗ 10 (6.115)Anschließend werden diese differenziert nach der Gebäudegröße, d. h. der An-zahl  der Wohneinheiten im Gebäude, durch Summation auf die Auflösung Bundesland-Gemeindegrößenklassen-Kombination (  bzw. ) aggregiert.  , , , , = ∑ , ,∩ ∩ ∗ , ∗ (1 − , 2⁄ ) (6.116) 

137 Bei dem Einsatz von AWOHM für konkrete Entscheidungsträger können die Ge-wichte den jeweiligen Präferenzen entsprechend angepasst werden. 
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Abbildung 22: Aggregationsschema des räumlich-zeitlichen Indikatortyps B; GGK: Gemeindegrößenklasse 
Dann werden die PM-Emissionen anhand von Merkmalen je Gemeinde (Ge-meindegrößenklasse, Bundesland, Anzahl an Wohneinheiten in Gebäuden mit 1, 2 und mehr als 2 Wohneinheiten) auf Gemeindeebene abgeschätzt und auf eine Referenzgröße , , hier die Siedlungsfläche für Wohnzwecke, be-zogen.   , , = , ∑ # , ∗ , , , ,∑ # ,∈ ∩∈ (6.117)Die resultierenden jährlichen PM-Emissionen [t/(km² a)] mit der Auflösung Gemeinde werden dann mit den Aggregationsfunktionen Mittelwert (RMI), Maximum (RMA) und α-Quantil (RQU) räumlich auf Gemeindegrößenklassen aggregiert und mittels  linear normiert. 
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 , , , = ( ∑ , ,∈ ) (6.118) , , , = ( ∈ , , ) , , , = ( , , ∈ )Anschließend erfolgt mit entsprechender Gewichtung der räumlich unter-schiedlich aggregierten PM-Emissionen die Aggregation auf die Auflösung Bund.  , , = ∑ , , ∗ , , ,∈ (6.119) , , = ∑ , , ∗ , , ,∈ , , = ∑ , , ∗ , , ,∈  , = , ∗ , , + , ∗ , , +, ∗ , ,   (6.120)Durch die verwendeten räumlichen Aggregationsfunktionen werden dabei zu-sätzlich zu der mittleren Belastung (im Sinne von Emissionen138) von Gemein-den explizit die höchste (Maximum) Belastung und eine hohe Belastung (α-Quantil139) in die Bewertung mit einbezogen. Die Differenzierung von Gemein-degrößenklassen als Zwischenebene der räumlichen Aggregation ist notwen-dig, da sonst Gemeinden mit höheren Einwohnerzahlen unterrepräsentiert wären. Die jährlichen Emissionen der Auflösung Bund werden dann zeitlich aggregiert.  , = ∑ , (6.121) , = ,    , = ,…, ,Anschließend erfolgt mit entsprechender Gewichtung der zeitlich unterschied-lich aggregierten PM-Emissionen unter Beibehaltung der räumlichen Auflö-sung Bund die Aggregation auf die zeitliche Auflösung Betrachtungszeitraum. Dadurch ergibt sich das Typ-B-Aggregat . 
138 Die Emissionen anderer Sektoren liegen dem Autor auf Gemeindeebene nicht flächendeckend vor, sodass diese nicht berücksichtigt werden können. Die Betrach-tung von Immissionen ist daher nicht zweckmäßig. 139 Im Rahmen der Modellanwendung in Kapitel 7 wird α auf 90% gesetzt. 
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 = , ∗ , + , ∗ , + , ∗ ,   (6.122)Analog zu den CO2-Emissionen wird das Typ-A-Aggregat  berechnet. Die-ses liegt ebenfalls in den Auflösungen Betrachtungszeitraum und Bund vor. Die beiden Aggregate werden mit entsprechender Gewichtung zum Ebene-4-Indikator  aggregiert.  = , ∗ + , ∗ (6.123)Die räumlich-zeitliche Aggregation vom Typ B erfolgt für die übrigen Typ-B-Indikatoren analog. Die Gewichte , , , , ,  und , ,  der räumlich unterschiedlich aggregierten Werte werden jeweils auf 1 | |⁄  gesetzt. , , ,  und ,  werden jeweils auf 1/3 gesetzt. Auch die Gewichte , , ,  und ,  der zeitlichen Aggregationen werden jeweils auf 1/3 gesetzt. Die Typ-A- und Typ-B-Aggregate werden über ,  und ,  jeweils mit 1/2 gewichtet. Die Ge-wichte werden für alle Indikatoren analog gesetzt. Die prinzipielle Gleichge-wichtung liegt darin begründet, dass diese leicht nachvollziehbar ist und keine belastbaren, davon abweichenden Gewichte verfügbar sind. Bei dem Einsatz von AWOHM für konkrete Entscheidungsträger können die Gewichte jedoch den jeweiligen Präferenzen entsprechend angepasst werden. 
6.1.2.3 Räumlich-zeitlicher Indikatortyp C Ebene-4-Indikatoren vom Typ C greifen auf Modellergebnisse mit den räumli-chen Auflösungen Bund sowie Bundesland-Gemeindegrößenklasse zurück und sind damit komplexer als Indikatoren vom Typ A und einfacher als Indikatoren vom Typ B (vgl. Abbildung 23). Sie werden für Indikatoren des sozialen Zu-sammenhalts bzw. der Einkommensverteilung (nach Wohnen) von Selbstnut-zern und Mietern eingesetzt. Die soziale Dimension und die Verteilung von Lasten liegen im Fokus der Forschungsfragen und Modellanforderungen. Dabei wird im Sinne einer weiterführenden Analyse eine möglichst hohe räumliche Auflösung angestrebt, da sowohl Einkommensverteilungen, Investitionsbedarf in die energetische Modernisierung und Eigentümerstrukturen räumlich und 
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in Abhängigkeit von der Gemeindegrößenklasse variieren. Da in Bezug auf die Einkommensverteilung (nach Wohnen) der Zusammenhang zwischen Gebäu-de und Bewohner ausschlaggebend ist, wird mit Bundesland-Gemeindegrößenklasse die höchste primäre räumliche Auflösung gewählt, aber auf den Schritt zu sekundären Auflösungen wegen fehlender, den Zu-sammenhang zwischen Gebäude und Bewohner spezifizierender, Daten auf Gemeinde- und Kreisebene verzichtet. 

Abbildung 23: Aggregationsschema des räumlich-zeitlichen Indikatortyps C 
Ein Typvertreter, anhand dessen das Aggregationsschema erläutert wird, ist das mittlere verfügbare Einkommen von Mietern abzüglich Energiekosten für Raumwärme und WW sowie Kaltmiete [€/(Monat Person)]. Dieses wird zu-nächst auf Mikroebene für alle Haushalte  basierend auf  deren Haushaltsnet-toeinkommen ,  [€/Monat], Wohnfläche , [m²], Kaltmiete , ,  [€/Monat], Haushaltsgröße ,  [Personen] und Energiekosten Ö  [€/(m² a)] berechnet.  
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 , , = , Ö , , , , , ∗ , , ,, (6.124)Anschließend wird für die räumliche Auflösung Bundesland-Gemeindegrößenklasse (  bzw. ) der mit den Hochrechnungsfaktoren unter Berücksichtigung des Leerstands gewichtete Mittelwert bestimmt.  , , , = ∑ , ,∈ , ∩ , , ∗ , ∗( , )∑ , ∗( , )∈ , ∩ , , (6.125)Mit den räumlichen Aggregationsfunktionen Mittelwert (RMI), Maximum (RMA) und β-Quantil140 (RQU) wird , , ,  jeweils auf die räumliche Auf-lösung Bund aggregiert und normiert.  , , = ( ∑ ∑ , , ,∈∈∑ ∑ , , ,∈∈ ) (6.126) , , = ( ∈ ∈ , , , ) , , = (   , , , ∈ , ∈ )   Anschließend erfolgt mit entsprechender Gewichtung der räumlich unter-schiedlich aggregierten mittleren Einkommen die Aggregation zu , .  , = , ∗ , , + , ∗ , , +, , ∗ , ,    (6.127)Die jährlichen mittleren Einkommen der Auflösung Bund werden dann zeitlich aggregiert.  , = ∑ ,   (6.128) , = ,    , = ,…, ,Das Typ-C-Aggregat  ergibt sich mit entsprechender Gewichtung der zeit-lich unterschiedlich aggregierten mittleren Einkommen.  = , ∗ , + , ∗ , + , ∗ ,   (6.129)Zudem wird das Typ-A-Aggregat  berechnet. Die beiden Aggregate wer-den mit entsprechender Gewichtung zum Ebene-4-Indikator  aggregiert.  = , ∗ + , ∗ (6.130)
140 Im Rahmen der Modellanwendung in Kapitel 7 wird β auf 20% gesetzt. 



6.1 Indikatorenbasierte Bewertung aus Staatssicht 

297 

Die räumlich-zeitliche Aggregation vom Typ C erfolgt für die übrigen Typ-C-Indikatoren analog. Die Gewichte , , ,  und ,  der räum-lich unterschiedlich aggregierten Werte werden jeweils auf 1/3 gesetzt. Die Gewichte , , ,  und ,  der zeitlichen Aggregationen werden auch jeweils auf 1/3 gesetzt. Die Typ-A- und Typ-C-Aggregate werden über ,  und ,  jeweils mit 1/2 gewichtet. Die Gewichte werden für alle Indikatoren analog gesetzt. Die prinzipielle Gleichgewichtung liegt wiederum darin begründet, dass diese leicht nachvollziehbar ist und keine belastbaren, davon abweichenden Gewichte verfügbar sind. Bei dem Einsatz von AWOHM für konkrete Entscheidungsträger können die Gewichte jedoch den jeweiligen Präferenzen entsprechend angepasst werden. 
6.1.3 Generationengerechtigkeit Tabelle 89 gibt eine Übersicht über die Indikatoren der Dimension Generatio-nengerechtigkeit141, deren Gewichtungen für eine lineare Aggregation von Ebene 4 zu Ebene 3 sowie deren für eine lineare Normierung herangezogenen Ober- und Untergrenzen. Zudem werden die Indikatoren gemäß den Merkma-len Bestandsbezug und Betrachtungsgegenstand charakterisiert. Prinzipiell erfolgt auch auf Ebene 4 eine Gleichgewichtung der Indikatoren, von der aber in begründeten Einzelfällen abgewichen wird. Im Folgenden wird die Auswahl dieser Indikatoren sowie deren Normierung erläutert und deren Berechnung basierend auf dem entwickelten Wohngebäude- und Haushaltsmodell formal spezifiziert. 

141 Die Nachhaltigkeitsbewertung wird durch den Betrachtungsgegenstand von AWOHM, d. h. den Gebäude- und Haushaltsbestand, und die mit AWOHM bereitstellbaren Informationen eingeschränkt, sodass jeweils nur Teilaspekte der Nachhaltigkeit bzw. ihrer Dimensionen und Kriterien abgedeckt werden (können). 



Tabelle 89: Staatssichtindikatoren der Dimension Generationengerechtigkeit (in Anlehnung an: Stengel u. a. 2012; Ebene 2 in Anleh-
nung an: Statistisches Bundesamt 2010; Datengrundlage: Annahmen bzw. eigene Berechnungen); B: Bestand; BB: Bestandsbezug; BG: 
Betrachtungsgegenstand; G: Gebäude; V: Bestandsveränderung  
Ebene 2 

Ebene 3 
KürzelEbene 4

Einheit vor 
der Normie-
rung

Normierungsfunktion
BBBG 

Name
Gewichtung 
[-]

Untere 
Grenze Obere Grenze Steigend

Ressourcen-
schonung

Energieeffizienz 
Energetische Vollsanierungsrate 

4/20
m²/m²

0,0000,0291
VG 

Energetische Anlagentechniksanierungsrate 
4/20

m²/m²
0,0270,0391

VG 
Anteil EnEV09-50%-Hülle an allen sanierten Hüllen 

4/20
m²/m² 

0
1

1
VG 

Anteil EnEV09-30%-Hülle an allen sanierten Hüllen
3/20

m²/m²
0

1
1

VG 
Anteil EnEV09-Hülle an allen sanierten Hüllen

1/20
m²/m²

0
1

1
VG 

Anteil EnEV07-Hülle an allen sanierten Hüllen
0

m²/m²
0

1
1

VG 
Wohnflächenspezifischer Endenergiebedarf 

4/20
kWh/(m² a) 89

1740
BG 

Rohstoffeinsatz 
Gesamtprimärenergiebedarf (inkl. erneuerbare Energien)  

1/6
EJ/a 

1,73,1
0

BG 
Dämmstoffeinsatz Sanierung 

1/6
Mrd. €/a0,012,40

VG 
Fenster Sanierung(energiebedingte Mehrinvestition) 

1/6
Mrd. €/a0,03,6

0
VG 

Anlagentechnik Sanierung 
1/6

Mrd. €/a4,749,00
VG 

Anlagentechnik Neubau
1/6

Mrd. €/a0,61,7
0

VG 
Baustoffe Neubau 

1/6
Mrd. €/a8,022,10

VG 
Verbrauch fossiler 
Brennstoffe 

Endenergiebedarf Gas 
1/6

EJ/a
0,191,150

BG 
Endenergiebedarf Öl

1/6
EJ/a

0,080,780
BG 

Endenergiebedarf Strom 
1/6

EJ/a
0,060,120

BG 
Endenergiebedarf Braunkohle 

1/6
EJ/a

0,010,020
BG 

Endenergiebedarf Steinkohle 
1/6

EJ/a
0,000,010

BG 
Endenergiebedarf Fernwärme 

1/6
EJ/a

0,110,190
BG 

Klimaschutz 
Treibhausgas-
emissionen  

CO2 -Emissionen (inkl. Biomasse) 
49/100

Tg/a
66

1300
BG 

CO2 -Emissionen (exkl. Biomasse)
49/100

Tg/a
18

1210
BG 

CH4 -Emissionen 
2/100

Gg/a
3

15
0

BG 
Erneuerbare Ener-
gien  

Erneuerbare Ener-
gien 

Endenergiebedarf Holz u.a. erneuerbare Energien
1/2

EJ/a
0,061,090

BG 
Anteil Holz u.a. erneuerbare Energien am Endenergiebedarf  

1/2
kWh/kWh 0,040,691

BG 
Staatsverschuldung Förderbudget  

Ausgaben Förderung Hülle und Anlagentechnik
1

Mrd. €/a0,02,8
0

VG 
Wirtschaftliche 
Zukunftsvorsorge Energieeffizienz-

investitionen im 
Bestand 

Professionelle oder institutionelle Vermieter
1/3

Mrd. €/a1,113,01
VG 

Amateurvermieter
1/3

Mrd. €/a1,520,51
VG 

Selbstnutzende Eigentümer
1/3

Mrd. €/a2,126,91
VG 

Investitionen Neu-
bau 

Investitionen Neubau
1

Mrd. €/a8,623,81
VG 
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6.1.3.1 Erläuterungen zur Indikatorauswahl Für das Kriterium Ressourcenschonung wurden die auf alle Sektoren abzie-lenden Nachhaltigkeitsindikatoren Energieproduktivität, Primärenergiever-brauch und Rohstoffproduktivität (vgl. Statistisches Bundesamt 2010) auf den Wohngebäudebestand und dessen Entwicklung übertragen. Die daraus resul-tierenden Ebene-3-Indikatoren Energieeffizienz, Rohstoffeinsatz und Ver-brauch fossiler Brennstoffe werden durch die Ebene-4-Indikatoren weiter un-tergliedert, um einerseits das Zustandekommen der Ebene-3-Indikatoren transparent und strukturiert darzustellen und andererseits tiefergehende Ana-lysen zu ermöglichen. Diese weitere Differenzierung ermöglicht insbesondere Rückschlüsse für veränderte Ausgestaltungen der umweltpolitischen Instru-mente. Für den Indikator Energieeffizienz werden bspw. neben dem effizienz-ausdrückenden wohnflächenspezifischen Endenergiebedarf die energetische Voll- und Anlagentechniksanierungsrate sowie die Anteile der unterschiedli-chen Qualitätsstufen sanierter Gebäudehüllen betrachtet. Dadurch können Energieeffizienzentwicklungen auf unterschiedliche Implementierungsraten und/oder Qualitätsstufen energetischer Modernisierungsmaßnahmen zurück-geführt werden.142 Somit können Änderungen der umweltpolitischen Instru-mente wie die Notwendigkeit eines ordnungsrechtlichen Vollzugs oder der Verkürzung von Sanierungszyklen, eine Erhöhung von Investitionszuschüssen oder eine Verschärfung der Mindestanforderungen priorisiert werden. Für den Indikator Rohstoffeinsatz ermöglicht eine Differenzierung in Dämmstoffe, Fenster und Anlagentechnik, Energie bzw. Neubau oder Sanierung eine Priorisierung der Relevanz vorgelagerter Effizienzsteigerungsmaßnahmen. Für den Indikator Verbrauch fossiler Brennstoffe werden einzelne Energieträ-ger differenziert, um Energieträgersubstitutionen aufzuzeigen sowie die Not-
142 Die Gewichte wurden (abweichend von der prinzipiellen Gleichgewichtung) derart gewählt, dass höhere Qualitätsstufen ceteris paribus zu einer höheren Ener-gieeffizienz führen (vgl. Tabelle 89). 
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wendigkeit und Wirksamkeit von auf Energieträgersubstitution abzielenden Instrumenten analysieren zu können.  Für das Kriterium Klimaschutz werden bei Treibhausgasemissionen Emissio-nen143 an CO2 inklusive und exklusive Biomasse sowie CH4-Emissionen diffe-renziert. Dadurch können Energieträgersubstitutionen zu Biomasse sowie der Wechsel zu Wärmeerzeugern mit höheren CH4-Emissionen, wie bspw. Gas-brennwertkesseln (vgl. Struschka u. a. 2008), separat analysiert werden.144 Für das Kriterium und den Ebene-3-Indikator erneuerbare Energien wird ne-ben dem Anteil der erneuerbaren Energien am Endenergiebedarf (vgl. Statisti-sches Bundesamt 2010) auch der gesamte Endenergiebedarf an erneuerbaren Energien betrachtet, da insbesondere Holzpellets- und -hackschnitzel nur in begrenzter Menge zur Verfügung stehen. Das Kriterium Staatsverschuldung umfasst im Bereich Wohngebäude das für Förderungen von Gebäudehülle und Anlagentechnik verwendete Förderbudget. Als Bestandteil des Kriteriums wirtschaftliche Zukunftsvorsorge werden die Energieeffizienzinvestitionen145 (bzw. Investitionen in erneuerbare Energien) in den Wohngebäudebestand sowie die Investitionen in Neubauten differenziert. Insbesondere die Bestands-investitionen werden dabei durch die umweltpolitischen Instrumente beein-flusst, wobei die Verteilung der Investitionen auf die Eigentümerstrukturen bei der Umgestaltung von Instrumenten mittels der Indikatoren berücksichtigt werden kann. 
143 Vgl. Fußnote 187 und Abschnitt 8.2 bez. indirekter Emissionen. Diese werden in AWOHM nicht berücksichtigt. 144 Die CH4-Emissionen sind aufgrund eines Global Warming Potential 100 von 21 (IINAS 2013) und einer Emissionsmenge von ca. 2/10.000 der CO2-Emissionen (Umweltbundesamt 2012a) von untergeordneter Bedeutung. Daher wurden die Gewichte (abweichend von der prinzipiellen Gleichgewichtung) derart gewählt, dass CO2-Emissionen die Bewertung dominieren, aber Entwicklungspfade mit nied-rigeren CH4-Emissionen ceteris paribus hinsichtlich Klimaschutz besser bewertet werden (vgl. Tabelle 89). 145 Bei der Gebäudehülle wurde die energiebedingte Mehrinvestition und bei der Anlagentechnik die Gesamtinvestition angesetzt. 
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6.1.3.2 Formale Spezifikation Die Ebene-4-Indikatoren der Dimension Generationengerechtigkeit sind aus-schließlich vom räumlich-zeitlichen Typ A und werden entsprechend aggre-giert. Im Folgenden werden daher als formale Spezifikation jeweils nur Zwi-schenergebnisse für den Einstieg in das in Abschnitt 6.1.2 erläuterte Aggrega-tionsschema angegeben. (D1111) Energetische Vollsanierungsrate [m²/m²]:  , = ∑ , , , , ∗ ∗ , (6.131) , = ∑ , ∗∈(D1112) Energetische Anlagentechniksanierungsrate [m²/m²]:  , = ∑ 1 , ∗ ∗ , (6.132) , = ∑ , ∗∈(D1113) Anteil EnEV09-50%-Hülle an allen sanierten Hüllen [m²/m²]: 
 , = ∑ ( , ∗ 1 , + , ∗1 , + , ∗ 1 , + , ∗1 , )/4 ∗ ∗ ,

(6.133) 
 , = ,   (D1114) Anteil EnEV09-30%-Hülle an allen sanierten Hüllen [m²/m²]: 
 , = ∑ ( , ∗ 1 , + , ∗1 , + , ∗ 1 , + , ∗1 , )/4 ∗ ∗ , − ,

(6.134) 
 , = ,   (D1115) Anteil EnEV09-Hülle an allen sanierten Hüllen [m²/m²]: 
 , = ∑ ( , ∗ 1 , + , ∗1 , + , ∗ 1 , + , ∗1 , )/4 ∗ ∗ , − , − ,  (6.135) 
 , = ,    
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(D1116) Anteil EnEV07-Hülle an allen sanierten Hüllen [m²/m²]:  , = , − , − , − , (6.136) , = ,   (D1117) Wohnflächenspezifischer Endenergiebedarf [kWh/(m² a)]:  , , = Ü ℎ , , , ∗ (6.137) , = ∑ , ∗∈(D1121) Gesamtprimärenergiebedarf (inkl. erneuerbare Energien) [EJ/a]:  , , = Ü ℎ , , , ∗ ∗ 3600 ∗ 10  (6.138) , = 1  (D1122) Dämmstoffeinsatz Sanierung [Mrd. €/a]:  , = ∑ , ∗ ( , + , + , )∈ ∗ 10 (6.139) , = 1  (D1123) Fenster Sanierung (energiebedingte Mehrinvestition) [Mrd. €/a]:  , = ∑ , ∗ ,∈ ∗ 10 (6.140) , = 1  (D1124) Anlagentechnik Sanierung [Mrd. €/a] (Gesamtinvestition):  , = ∑ , ∗ [ , + , + , ]∈ ∗ 10 (6.141) , = 1  (D1125) Anlagentechnik Neubau [Mrd. €/a]:  , = ∑ , ∗ 420 ,∈ ∗ 10 (6.142) , = 1  (D1126) Baustoffe Neubau [Mrd. €/a]:  , = ∑ , ∗ 300 ,∈ ∗ 10 (6.143) , = 1  (D1131-1136) Endenergiebedarf Gas, Öl, Strom, Braunkohle, Steinkohle, Fern-wärme [EJ/a]: (x und et müssen entsprechend gesetzt werden)  , , = Ü , ℎ , , , ∗ ∗ 3600 ∗ 10 (6.144) , = 1  (D1211) CO2-Emissionen (inkl. Biomasse) [Tg/a]: Siehe Abschnitt 6.1.2   
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(D1212) CO2-Emissionen (exkl. Biomasse) [Tg/a]: 
 , , = ∑ ∑ , , .∈∈ , ∗                    , ∗ , ,, , + , ∗ , ,, , ∗ 10       (6.145)
 , = 1  (D1213) CH4-Emissionen [Gg/a)]:  , , = Ü ℎ , , , ∗ ∗ 10  (6.146) , = 1  (D1311) Endenergiebedarf Holz u.a. erneuerbare Energien [EJ/a]:  , , = ∑ Ü , ℎ , , , ∗ ∗ 3600 ∗ 10∈ (6.147) , = 1  (D1312) Anteil Holz u.a. erneuerbare Energien am Endenergiebedarf [kWh/kWh]:  , = ∑ ∑ Ü , ℎ , , , ∗∈ ∗∈ (1 − , 2⁄ )  (6.148) , = ∑ ∑ Ü , ℎ , , , ∗∈ ∗∈ (1 − , 2⁄ )  (D1411) Ausgaben Förderung Hülle und Anlagentechnik [Mrd. €/a]:  , = ∑ , ∗ ,∈ ∗ 10 (6.149) , = 1  (D1511) Energieeffizienzinvestitionen im Bestand146 – Professionelle oder insti-tutionelle Vermieter [Mrd. €/a]:  , = ∑ , ∗∈                    [ , + , + , + , ] ∗ 10 (6.150) , = 1  (D1512) Energieeffizienzinvestitionen im Bestand – Amateurvermieter [Mrd. €/a]:  , = ∑ , ∗∈  ∪                   [ , + , + , + , ] ∗ 10 (6.151) , = 1  

146 Bei der Gebäudehülle wurde die energiebedingte Mehrinvestition und bei der Anlagentechnik die Gesamtinvestition angesetzt. 
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(D1513) Energieeffizienzinvestitionen im Bestand – Selbstnutzende Eigentümer [Mrd. €/a]  , = ∑ , ∗∈   ∪                    [ , + , + , + , ] ∗ 10 (6.152) , = 1  (D1521) Investitionen Neubau [Mrd. €/a]:  , = , + ,   (6.153) , = 1  
6.1.3.3 Normierung Die Normierung erfolgt analog zu den Formeln (5.77) und (5.78) in Abschnitt 5.4.4 linear. Die verwendeten oberen und unteren Normierungsgrenzen und die Monotonieeigenschaften der Normierungsfunktionen sind ebenfalls in Ta-belle 89 angegeben. Die Normierungsgrenzen basieren auf den jährlichen Mi-nima und Maxima mehrerer Modellläufe mit unterschiedlichen Szenarien. 
6.1.4 Lebensqualität 

6.1.4.1 Erläuterungen zur Indikatorauswahl Die Dimension Lebensqualität147 (vgl. Tabelle 90) umfasst in AWOHM die Kri-terien wirtschaftlicher Wohlstand und Luftqualität (angelehnt an Statistisches Bundesamt 2010). Da die Verteilung der finanziellen Hauptlasten explizit als Forschungsfrage formuliert wurde, werden beim wirtschaftlichen Wohlstand unterschiedliche Eigentümerstrukturen und Sichtweisen unterschieden. Somit können Abweichungen von Belastungen identifiziert und ggf. mit umweltpoli-tischen Instrumenten ausgeglichen oder zumindest gegengesteuert werden. Die Indikatoren Investitionsbelastung im Bestand sowie im Neubau sind be-dingt durch die Datenlage auf das Bewohnereinkommen bezogen und zielen 
147 Mit AWOHM können nur die aufgeführten Teilaspekte dieser Nachhaltigkeitsdi-mension abgedeckt werden. Vgl. Fußnote 141. 
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der Investitionshöhe abhängige  Modernisierungsumlage tragen, wohingegen die Eigentümer die Investition tätigen müssen. Die Wirtschaftlichkeit der Maßnahmen wird zusätzlich betrachtet, da die Aussagekraft hinsichtlich der finanziellen Belastung durch Einbeziehung der Energiekostenreduktion im Vergleich zur Investitionsbelastung größer ist, was allerdings auch für die Un-sicherheit gilt. Als Sichtweise wird hierbei zur Umgehung der Problematik der Durchsetzbarkeit von Mieterhöhungen eine kombinierte von Gebäudeeigen-tümer und Bewohner (sowie Förderer) gewählt. Für das Kriterium Luftqualität wird die Schadstoffbelastung der Luft im Sinne der Emissionen148 an NOx, SO2, VOC bzw. NMVOC und PM in die Bewertung einbezogen.149 Diese liegen im Fo-kus der Forschungsfragen und der Modellanforderungen und gehen u. a. daher als räumlich-zeitlicher Typ B mit hoher räumlicher Differenzierung in die Be-wertung ein. 

148 Die Emissionen anderer Sektoren liegen dem Autor auf Gemeindeebene nicht flächendeckend vor. Die Betrachtung von Immissionen ist daher nicht zweckmäßig. Vgl. Fußnote 187 und Abschnitt 8.2 bez. indirekter Emissionen. Diese werden in AWOHM nicht berücksichtigt. 149 Schätzungen für externe Kosten der direkten Gesamtemissionen aus Wohnge-bäuden liegen bei NOx, SO2 und PM in derselben Größenordnung (berechnet basie-rend auf Maibach u. a. 2007 und Umweltbundesamt 2012c). NMVOC-Emissionen sind diesbezüglich hingegen von untergeordneter Bedeutung. Daher wurden die Gewichte (abweichend von der prinzipiellen Gleichgewichtung) derart gewählt, dass NOx-, SO2- und PM-Emissionen die Bewertung dominieren, aber Entwick-lungspfade mit niedrigeren NMVOC-Emissionen ceteris paribus hinsichtlich der Schadstoffbelastung der Luft besser bewertet werden (vgl. Tabelle 90). CH4-Emissionen werden ausschließlich im Bereich Klimaschutz berücksichtigt, sodass VOC-Emissionen nicht in die Bewertung der Schadstoffbelastung der Luft eingehen.  

daher jeweils primär auf die Sichtweise der Bewohner und bei Mietern nur in-direkt auf diejenige der Gebäudeeigentümer ab. Mieter müssen ggf. eine von 



Tabelle 90: Staatssichtindikatoren der Dimension Lebensqualität (in Anlehnung an: Stengel u. a. 2012; Ebene 2 in Anlehnung an: Statis-
tisches Bundesamt 2010; Datengrundlage: Annahmen bzw. eigene Berechnungen); B: Bestand; BB: Bestandsbezug; BG: Betrachtungsge-
genstand; G: Gebäude; HH: Haushalt; V: Bestandsveränderung 
Ebene 2 

Ebene 3 
Kür-zel Ebene 4

Einheit vor der Normierung
Normierungsfunktion

BBBG 
Name

Gewich-
tung [-]

Untere 
Grenze Obere Grenze Steigend

Wirtschaftli-
cher Wohlstand Wirtschaftlichkeit 

der Maßnahmen 
Barwert der Ausgaben (zzgl. Förderung,  
abzüglichRestwert) für professionelle 
oder institutionelle Vermieter und Mieter 1/3

Mrd. € 
13

2160
V

G
Barwert der Ausgaben (zzgl. Förderung,  
abzüglichRestwert) für Amateurvermieter 
und Mieter

1/3
Mrd. € 

18
3120

V
G

Barwert der Ausgaben (zzgl. Förderung,  
abzüglichRestwert) für selbstnutzende 
Eigentümer

1/3
Mrd. € 

34
5290

V
G

Investitionsbelas-
tung im Bestand 

Professionelle oder institutionelle Vermie-
ter

1/3
€/€-Bewohnerjahreseinkommen

0,010,080
V

HH 
Amateurvermieter

1/3
€/€-Bewohnerjahreseinkommen

0,010,110
V

HH 
Selbstnutzende Eigentümer

1/3
€/€-Bewohnerjahreseinkommen

0,010,110
V

HH 
Investitionsbelas-
tung im Neubau 

Professionelle oder institutionelle Vermie-
ter

1/3
€/€-Bewohnerjahreseinkommen

0,000,00 1500
V

HH 
Amateurvermieter

1/3
€/€-Bewohnerjahreseinkommen

0,000,000
V

HH 
Selbstnutzende Eigentümer

1/3
€/€-Bewohnerjahreseinkommen

0,030,070
V

HH 
LuftqualitätSchadstoffbelastung 

der Luft 
NOx -Emissionen 

16/50t/(km² a) 
0,010,090

B
G

SO2 -Emissionen 
16/50t/(km² a) 

0,010,050
B

G
VOC-Emissionen 

0
t/(km² a) 

0,000,010
B

G
NMVOC-Emissionen 

2/50
t/(km² a) 

0,000,010
B

G
PM-Emissionen 

16/50t/(km² a) 
0,000,030

B
G

150 Beim Neubau wurde vereinfachend von selbstnutzenden Eigentümern bzw. selbstnutzenden Eigentümergemeinschaften 
ausgegangen (vgl. Abschnitt 5.4.6). 
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6.1.4.2 Formale Spezifikation (D2111) Barwert der Ausgaben (zzgl. Förderung,  abzüglich Restwert) für pro-fessionelle oder institutionelle Vermieter und Mieter [Mrd. €]: 
 

, = ∑ [∑ , ∗∈                    [ , , , , Ö , , , ∗ ∗ , ⁄( ) −                    , ∗ ( ),( ) − , ∗ ( ),( ) −                    , ∗ ( ),( ) − , ∗ ( ),( ) ]] ∗ 10   
(6.154) 

 , = 1(D2112) Barwert der Ausgaben (zzgl. Förderung,  abzüglich Restwert) für Ama-teurvermieter und Mieter [Mrd. €]: 
 

, = ∑ [∑ , ∗∈  ∪                   [ , , , , Ö , , , ∗ ∗ , ⁄( ) −                    , ∗ ( ),( ) − , ∗ ( ),( ) −                    , ∗ ( ),( ) − , ∗ ( ),( ) ]] ∗ 10    
(6.155) 

 , = 1(D2113) Barwert der Ausgaben (zzgl. Förderung,  abzüglich Restwert) für selbstnutzende Eigentümer [Mrd. €]: 
 

, = ∑ [∑ , ∗∈  ∪                   [ , , , , Ö , , , ∗ ∗ , ⁄( ) −                    , ∗ ( ),( ) − , ∗ ( ),( ) −                    , ∗ ( ),( ) − , ∗ ( ),( ) ]] ∗ 10  
(6.156) 

 , = 1(D2121) Investitionsbelastung im Bestand – Professionelle oder institutionelle Vermieter [€/€]:  , = ∑ , ∗ [ , + , + , + , ]∈    (6.157) , = ∑ ∑ , ∗ (1 − , )∈ , ∗ , ∗ 12∈    
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(D2122) Investitionsbelastung151 im Bestand – Amateurvermieter [€/€]:  , = ∑ , ∗ [ , + , + , + , ]∈ ∪    (6.158) , = ∑ ∑ , ∗ (1 − , )∈ , ∗ , ∗ 12∈  ∪    (D2123) Investitionsbelastung im Bestand – Selbstnutzende Eigentümer [€/€]:  , = ∑ , ∗ [ , + , + , + , ]∈ ∪    (6.159) , = ∑ ∑ , ∗ (1 − , )∈ , ∗ , ∗ 12∈  ∪    (D2131) Investitionsbelastung im Neubau – Professionelle oder institutionelle Vermieter [€/€]:  , = ∑ , ∗ [ 300 , + 420 , ]∈ (6.160) , = ∑ ∑ , ∗ (1 − , )∈ , ∗ , ∗ 12∈   (D2132) Investitionsbelastung im Neubau – Amateurvermieter [€/€]:  , = ∑ , ∗ [ 300 , + 420 , ]∈ ∪  (6.161) , = ∑ ∑ , ∗ (1 − , )∈ , ∗ , ∗ 12∈  ∪    (D2133) Investitionsbelastung im Neubau – Selbstnutzende Eigentümer [€/€]:  , = ∑ , ∗ [ 300 , + 420 , ]∈ ∪  (6.162) , = ∑ ∑ , ∗ (1 − , )∈ , ∗∈  ∪                       , ∗ 12   (D2211-2215) NOx-, SO2-, VOC-, NMVOC- und PM-Emissionen [t/(km² a)]:  
 , , = Ü ℎ , , , ∗ ∗ 10, , = Ü ℎ , , , ∗ ∗ 10, , = [Ü ℎ , , , + Ü ℎ , , , ] ∗ ∗ 10  , , = Ü ℎ , , , ∗ ∗ 10, , = Ü ℎ , , , ∗ ∗ 10 (6.163) 
  , = ∑ ∈ ; ∈ {1, … , 5}, = ; ∈ {1, … , 5} , , = , , ; ∈ {1, … , 5}    
151 Bei der Gebäudehülle wurde die energiebedingte Mehrinvestition und bei der Anlagentechnik die Gesamtinvestition angesetzt. 
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6.1.4.3 Normierung Die Normierung erfolgt analog zur Dimension Generationengerechtigkeit. Die Normierungsgrenzen und  Monotonieeigenschaften der Normierungsfunktio-nen sind in Tabelle 90 angegeben.  
6.1.5 Sozialer Zusammenhalt 

6.1.5.1 Erläuterungen zur Indikatorauswahl Die Dimension sozialer Zusammenhalt152 (vgl. Tabelle 91) umfasst in AWOHM das Kriterium Gleichberechtigung und auf Ebene 3 die Einkommensverteilung (nach Wohnen) für Selbstnutzer und Mieter. Diese werden für Selbstnutzer weiter differenziert in Mittelwert und 20%-Quantil153 des verfügbaren Ein-kommens abzüglich Energiekosten für Raumwärme und Warmwasser sowie der Abnutzung der Investition im Sinne der Annuität. Für Mieter werden zu-dem die Kaltmieten (vor der Sanierung) abgezogen. Somit können die finanzi-ellen Belastungen der Bewohner vor dem Hintergrund ihrer wirtschaftlichen Stärke beurteilt und in die Bewertung aus Staatssicht einbezogen werden. Durch die Verwendung von Mittelwert und 20%-Quantil werden die Streuun-gen innerhalb der Eigentümerstrukturen und somit ggf. ein Potenzial für Spannungen sichtbar.  
6.1.5.2 Formale Spezifikation (D3111) Mittleres verfügbares Einkommen von Selbstnutzern abzüglich Ener-giekosten für Raumwärme und Warmwasser sowie der Abnutzung der Investi-tion [€/(Monat Person)]:  , , , = ∑ , ,∈( , ∪ , )∩ , , ∗ , ∗( , )∑ , ∗( , )∈( , ∪ , )∩ , ,   (6.164)
152 Mit AWOHM können nur die aufgeführten Teilaspekte dieser Nachhaltigkeitsdi-mension abgedeckt werden. Vgl. Fußnote 141. 153 Bei dem Einsatz von AWOHM für konkrete Entscheidungsträger kann die Größe den jeweiligen Präferenzen entsprechend angepasst werden. 
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mit , , = , Ö , , , , , ∗ , ,, ∗ , ,
, , = ∑ , ,∈( , ∪ , ) ∗ , ∗( , )∑ , ∗( , )∈( , ∪ , ) , = 1(D3112) 20%-Quantil des verfügbaren Einkommens von Selbstnutzern abzüg-lich Energiekosten für Raumwärme und Warmwasser sowie der Abnutzung der Investition [€/(Monat Person)]:    , , , = , ({ , , | ∈ ( , ∪ , ) ∩ , , })      , = , ({ , , | ∈ ( , ∪ , )})  (Unterschiede in der Gewichtung wurden vernachlässigt) (6.165)   , = 1   (D3121) Mittleres verfügbares Einkommen von Mietern abzüglich Energiekos-ten für Raumwärme und Warmwasser sowie Kaltmiete [€/(Monat Person)]: 

 , , , = ∑ , ,∈ , ∩ , , ∗ , ∗( , )∑ , ∗( , )∈ , ∩ , , (6.166)
mit , , = , Ö , , , , , ∗ , ,, , = ∑ , ,∈ , ∗ , ∗( , )∑ , ∗( , )∈ , , = 1(D3122) 20%-Quantil des verfügbaren Einkommens von Mietern abzüglich Energiekosten für Raumwärme und Warmwasser sowie Kaltmiete [€/(Monat Person)]:  , , , = , ({ , , | ∈ , ∩ , , }), = , ({ , , | ∈ , }) (6.167) (Unterschiede in der Gewichtung wurden vernachlässigt)  , = 1
6.1.5.3 Normierung Die Normierung erfolgt analog zur Dimension Generationengerechtigkeit. Die Normierungsgrenzen und Monotonieeigenschaften der Normierungsfunktio-nen sind in Tabelle 91 angegeben.  
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6.2 Multivariate Analysen Werden Szenarien und damit Bündel umweltpolitischer Instrumente vorgege-ben, so können diese mit dem im vorigen Abschnitt beschriebenen, indikato-renbasierten Ansatz bewertet, verglichen und interpretiert werden. Dabei werden auf Mikroebene vorliegende Informationen über Gebäude, Haushalte, umgesetzte Maßnahmen und zugehörige Kennwerte aggregiert, aber aus die-sen nur bedingt Vorschläge für eine Neu- oder Umgestaltung umweltpoliti-scher Instrumente abgeleitet. Auch weiterführende Analysen zur Verteilung der finanziellen Belastungen innerhalb der Bevölkerung und die Identifizie-rung von Abhängigkeiten zwischen Kennwerten und deren Entwicklung auf Mikroebene werden durch den indikatorenbasierten Ansatz nicht abgedeckt. Diese Themen sind jedoch zentral für die Beantwortung der Forschungsfragen und werden daher durch die Anpassung und Anwendung strukturentdecken-der, multivariater Analyseverfahren (vgl. Backhaus u. a., 2003) berücksichtigt.  Zunächst ordnet Abschnitt 6.2.1 die mittels multivariater Verfahren behandel-ten Problemstellungen in den Gesamtkontext ein. In den folgenden Abschnit-ten werden diese Problemstellungen präzisiert sowie entsprechende Ansätze zu deren Lösung entwickelt. Konkret wird jeweils ein Ansatz  
• zur Ausgestaltung von Mindestanforderungspaketen in Abschnitt 6.2.2, 
• zur Ausgestaltung von Förderpaketen in Abschnitt 6.2.3, 
• zur Zielgruppenadaption umweltpolitischer Instrumente in Abschnitt 6.2.4, 
• zur Identifizierung „sozialer Brennpunkte“ in Abschnitt 6.2.5 und 
• zur Identifizierung von Abhängigkeiten in Abschnitt 6.2.6 beschrieben. Die exemplarische Anwendung der Ansätze erfolgt im Rahmen der Modellanwendung in Kapitel 7. 
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6.2.1 Einordnung in den Gesamtkontext Übergeordnetes Ziel der Arbeit ist die Entwicklung und Anwendung einer Me-thodik zur Identifizierung und Konzipierung adäquater Bündel umweltpoliti-scher Instrumente im Themenfeld Wärmenutzung in Wohngebäuden. Die Adäquatheit von Instrumentenbündeln wird hierbei durch die indikatorenba-sierte Bewertung aus Staatssicht operationalisiert. Die Auswahl der zu unter-suchenden Instrumentenbündel und Szenarien orientiert sich dabei an existie-renden, geplanten oder diskutierten Instrumentenausgestaltungen (vgl. Ab-schnitt 2.3.1). Für jedes Szenario wird, wie in Abbildung 24 dargestellt, ein Modelllauf durchgeführt, aus dem Modellergebnisse auf Mikroebene resultie-ren. Diese werden aggregiert und im Rahmen der indikatorenbasierten Bewer-tung und Analyse verglichen. Somit können Szenarien und umweltpolitische Instrumentenbündel mit den höchsten Bewertungen aus Staatssicht identifi-ziert werden. 

Abbildung 24: Einordnung der multivariaten Analysen in den Gesamtkontext von AWOHM Ein Kritikpunkt an diesem Vorgehen ist, dass aufgrund der Notwendigkeit zur Vorgabe der zu analysierenden Instrumentenbündel keine Vorschläge für eine 
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Neu- oder Umgestaltung umweltpolitischer Instrumentenbündel als Modeller-gebnis abgeleitet werden. Somit können keine neuen, vielversprechenden In-strumentenausgestaltungen generiert werden. Ein weiterer Kritikpunkt an der indikatorenbasierten Bewertung und Analyse ist, dass die Aggregation der Modellergebnisse auf Mikroebene unabhängig von deren quantitativen Zu-sammenhängen erfolgt. Diesen Kritikpunkten soll mittels auf multivariaten Analyseverfahren beruhenden Ansätzen begegnet werden, in denen basierend auf den auf Mikroebene vorliegenden Modellergebnissen unterschiedliche Zeitpunkte und Szenarien verglichen werden. Dadurch sollen einerseits Vor-schläge für die Neu- bzw. Umgestaltung von Mindestanforderungs- und För-derpaketen sowie zur Zielgruppenadaption umweltpolitischer Instrumente identifiziert werden. Andererseits sollen im Hinblick auf die Forschungsfragen Zusammenhänge zwischen den Modellergebnissen auf Mikroebene aufgedeckt werden. Dabei liegen insbesondere „soziale Brennpunkte“ im Sinne übermäßi-ger finanzieller Belastungen sowie Abhängigkeiten zwischen den Emissions-minderungen im Fokus. Die Szenarien können dann für eine erneute Simulati-on an die gewonnenen Erkenntnisse angepasst werden. Auf diese Rückkopp-lung wurde allerdings im Rahmen dieser Arbeit verzichtet. Das Problem der Identifizierung adäquater bzw. aus Staatssicht optimaler In-strumentenbündel kann als Optimierungsproblem mit der Bewertung aus Staatssicht als Zielfunktion und den umweltpolitischen Instrumenten als Ent-scheidungsvariablen interpretiert werden. Gemäß Nebenbedingungen erfolgt die Entscheidung der Gebäudeeigentümer auf Basis ihrer Nutzenfunktionen. Wird die Unabhängigkeit dieser Nutzenfunktionen von den umweltpolitischen Instrumenten unterstellt, so kann der Staat durch die umweltpolitischen In-strumente nur in die Nutzenfunktion eingehende Indikatoren beeinflussen. Der Staat kann dabei durch Investitionszuschüsse, zinsgünstige Darlehen, Steuervorschriften und Mindestanforderungen insbesondere Einfluss nehmen auf die Wirtschaftlichkeit von Maßnahmenpaketen aus Eigentümersicht, die Liquidität der Eigentümer und die „Illegalität“ von Maßnahmenpaketen. Die 



6.2 Multivariate Analysen 

315 

Form der Nutzenfunktion kann ggf. durch suasorische Instrumente beeinflusst werden. Die Berechnung eines Zielfunktionswerts erfordert in AWOHM eine vollständige Simulation bis zum Ende des Betrachtungszeitraums. Dies ent-spricht jeweils einer Dauer von mehreren Stunden. Die Zielfunktion ist weder stetig noch konvex. Zudem können Änderungen an der Struktur der umweltpo-litischen Instrumente den Zielfunktionswert verbessern, sodass auch die Funk-tionsform a priori nicht definitiv bekannt ist. Aus diesen Gründen wird nicht versucht, ein globales Optimum im Sinne des Operations Research, falls über-haupt existent und eindeutig, zu bestimmen. Stattdessen wird die Wohnge-bäude- und Haushaltsentwicklung für ausgewählte Bündel umweltpolitischer Instrumente simuliert, die Ergebnisse werden analysiert und es wird versucht, mittels Analyseverfahren verbesserte Ausgestaltungen der umweltpolitischen Instrumente zu identifizieren. Das Vorgehen kann als Heuristik in Bezug auf das Optimierungsproblem interpretiert werden.  
6.2.2 Ausgestaltung von Mindestanforderungspaketen Um umweltpolitische Instrumente modellgestützt gestalten zu können, wer-den zunächst die grundsätzlichen Ziele des Staates hinter dem Instrument, so-weit möglich, als Gewichtungen der Nutzenfunktionen der Akteure (vgl. Ab-schnitt 5.4.4) formuliert, die Nutzenfunktionen in einem Szenario zusammen-geführt und eine Simulation durchgeführt. Anschließend werden die Simulati-onsergebnisse herangezogen, um die konkrete Ausgestaltung der Instrumente abzuleiten. Für die Ausgestaltung von Mindestanforderungspaketen wird an-genommen, dass diese primär die Umsetzung der wirtschaftlichsten Maßnah-menpakete bezwecken und dadurch Vorteile in den Bereichen Ressourcen-schonung, Klimaschutz und Luftqualität (vgl. Abschnitt 6.1) bewirken. Zur Identifizierung von Maßnahmen und Maßnahmenpaketen, die den durch Min-destanforderungen verfolgten Zielen gerecht werden, wird daher das Szenario KW11 definiert (vgl. Tabelle 114 in Abschnitt 7.3), in dem alle Akteure gemäß dem Entscheidungsansatz Max Kapitalwert – Selbstnutzersicht (vgl. Kapitel  5) handeln. Anschließend werden die in AWOHM umgesetzten Maßnahmenpake-
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te analysiert und können in geeignet aggregierter Form als Mindestanforde-rung gesetzt werden. Dabei werden auf Gebäudeebene  
• Gebäudeeigenschaften, d. h. die Gebäude charakterisierende Variablen, und  
• Maßnahmeneigenschaften, d. h. die umgesetzten Maßnahmen charak-terisierende Variablen, in einer Matrix zusammengefasst, die mittels eines strukturerkennenden multivariaten Analyseverfahrens untersucht wird. Es wird angenommen, dass sich die Mindestanforderungen nur auf Gebäudeeigenschaften und nicht auf Haushaltseigenschaften beschränken. Die Mindestanforderungen können ana-log zur Energieeinsparverordnung sowohl komponentenbezogen, durch ma-ximal zulässige Wärmedurchgangskoeffizienten für Außenbauteile und Anfor-derungen an die Wärmeversorgung, als auch gebäudebezogen, durch einen maximal zulässigen spezifischen Transmissionswärmeverlust und Primär-energiebedarf, spezifiziert werden. Die folgende Analyse konzentriert sich auf komponentenbezoge Mindestanforderungen, da diese auch bei Teilsanierun-gen Verwendung finden können. Der aufgezeigte Ansatz ist aber prinzipiell an die gebäudebezogene Mindestanforderungsspezifikation anpassbar.  Bei der Mindestanforderungsspezifikation können zwei Extremfälle differen-ziert werden: 
• Fall A – Spezifikation der Mindestanforderungen unabhängig von den Gebäudeeigenschaften (1 Mindestanforderungspaket) 
• Fall B – Spezifikation der Mindestanforderungen für jedes Gebäude in-dividuell (zahlreiche Mindestanforderungspakete) Bei Fall A wird vernachlässigt, dass Gebäudeeigenschaften, und damit der Zu-stand des Gebäudes vor der Sanierung, die Wirtschaftlichkeit von Maßnah-menpaketen beeinflussen. Die Gebäude werden genau einem Mindestanforde-rungspaket zugeordnet, das heterogen hinsichtlich Gebäude- und Maßnah-meneigenschaften ist. Die Mindestanforderung ist einfach und transparent, 
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entspricht aber einem Kompromiss zwischen den unterschiedlichen, aus Staatssicht „idealen“ Zielzuständen. Das kann dazu führen, dass für bestimmte Gebäude bzw. Gebäudegruppen bspw. eine zu ambitionierte Dämmung vorge-schrieben oder eine adäquate Anlagentechnik untersagt wird.  Bei Fall B wird dahingegen jedes Gebäude als individueller Fall betrachtet und diese Proble-matik tritt nicht auf. Die aufgrund der Heterogenität des Gebäudebestands ho-he Anzahl an Mindestanforderungspaketen führt jedoch zur Nichtanwendbar-keit dieses Falls in der Realität.154 Im Folgenden wird daher beschrieben, wie mittels eines strukturentdecken-den Analyseverfahrens Kompromisse identifiziert werden können, die zwi-schen Fall A und B liegen. Da somit die Bündelung von Objekten anhand von  Gebäude- und Maßnahmeneigenschaften im Vordergrund steht, wird die Clus-teranalyse als Verfahren gewählt (vgl. Backhaus u. a., 2003).155 Das weitere Vorgehen orientiert sich an den acht Schritten eines Schemas für die Anwen-dung der Clusteranalyse, das von Backhaus u. a. (2003) erläutert wurde. Problemstellung: Ziel der Clusteranalyse ist die Differenzierung der kompo-nentenbezogenen Mindestanforderungen für die Sanierung von Gebäuden nach Gebäudeeigenschaften bei niedriger Mindestanforderungspaketanzahl. Dabei sollen Gebäude zusammengefasst werden, für die einerseits ähnliche Maßnahmenpakete gemäß dem Szenario KW11 optimal sind. Andererseits sol-len die Gebäude auch im Ausgangszustand ähnlich sein, damit ein entspre-chender Ausgangszustand für den Cluster spezifiziert werden kann. Zu klassifizierende Objekte: Die zu klassifizierenden Objekte entsprechen allen Wohngebäuden aus AWOHM. 
154 Alternativ könnte die Spezifikation bei obligatorischer Wirtschaftlichkeitsrech-nung auf wirtschaftlicher Ebene erfolgen. Eine Wirtschaftlichkeitsrechnung bedarf allerdings klarer Vorgaben und weist eine hohe Komplexität sowie zahlreiche Be-einflussungsmöglichkeiten auf. 155 Zur Vereinfachung der Mindestanforderungsspezifikation bei vorgegebenen Ob-jektbündeln kann im nächsten Schritt auch die Bündelung von Variablen mittels Faktorenanalyse, ggf. auch in einem integrierten Ansatz, berücksichtigt werden.  
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Variablenauswahl: Tabelle 92 fasst die ausgewählten Variablen zusammen. Zur Spezifikation der Maßnahmenpakete nach der Sanierung werden komponen-tenbezogene Wärmedurchgangskoeffizienten sowie die Wärmeversorgungs-pakete spezifizierende Variablen (Energieträger und Effizienz) herangezogen. Zur Differenzierung der Mindestanforderungen nach Gebäudeeigenschaften werden die Maßnahmenpakete vor der Sanierung spezifizierende Variablen sowie die Anzahl der Wohneinheiten und das Baujahr verwendet. Die ausge-wählten Variablen sind alle metrisch und werden mittels z-Transformation156 auf einen Mittelwert von 0 und eine Varianz von 1 standardisiert.157  Tabelle 92: Variablen für die Ausgestaltung von Mindestanforderungspaketen in AWOHM mittels einer Clusteranalyse; ET: Energieträger (Datengrundlage: Annahmen) Variablen Gebäude 1(Bsp.) Gebäude 2 (Bsp.) Skalenni-veau Nr.

Gebäud
eeigen

schafte
n 

Basiseigenschaften Anzahl Wohneinheiten [Wohneinheiten] 1 2 Metrisch 1 Baujahr [a] 1970 1930 Metrisch 2 Wärmedurchgangsko-effizienten (vor Sanie-rung) Ob. Gebäudeabschluss [W/(m² K)] 1,3 0,5 Metrisch 3 Wand [W/(m² K)] 1,2 1,1 Metrisch 4 Fenster [W/(m² K)] 2,5 1,9 Metrisch 5 Unt. Gebäudeabschluss [W/(m² K)] 1,4 1,0 Metrisch 6 Wärmeversorgungspa-ket für Raumwärme und Warmwasser (vor Sanierung) 
Anteil Fernwärme 0% 0% Metrisch 7 Anteil Gas 100% 0% Metrisch 8 Anteil Heizöl 0% 100% Metrisch 9 Anteil Holz 0% 0% Metrisch 10Anteil sonstige fossile ET 0% 0% Metrisch 11Anteil sonstige erneuerb. ET 0% 0% Metrisch 12Effizienz Hauptwärmeerzeuger für Raum-wärme 80% 80% Metrisch 13

Maßna
hmene

igensch
aften 

Wärmedurchgangsko-effizienten (nach Sanie-rung) Ob. Gebäudeabschluss [W/(m² K)] 0,25 0,3 Metrisch 14Wand [W/(m² K)] 0,3 1,2 Metrisch 15Fenster [W/(m² K)] 1,1 1,1 Metrisch 16Unt. Gebäudeabschluss [W/(m² K)] 0,5 0,7 Metrisch 17Wärmeversorgungspa-ket für Raumwärme und Warmwasser (nach Sanierung) 
Anteil Fernwärme 0% 0% Metrisch 18Anteil Gas 80% 0% Metrisch 19Anteil Heizöl 0% 80% Metrisch 20Anteil Holz 0% 0% Metrisch 21Anteil sonstige fossile ET 0% 0% Metrisch 22Anteil sonstige erneuerb. ET 20% 20% Metrisch 23Effizienz Hauptwärmeerzeuger für Raum-wärme 95% 90% Metrisch 24

156 Vgl. Janssen & Laatz 2007 bez. der z-Transformation. 157 Ein Ausschluss von Variablen könnte bspw. zweckmäßig sein, wenn sich Gebäu-de, für die ein bestimmtes Maßnahmenpaket optimal ist, bereits auf Basis des Bau-jahrs und der Gebäudegröße hinreichend gut spezifizieren ließen, sodass weitere Gebäudeeigenschaften vernachlässigt werden könnten. 
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Proximitätsmaß: Als Proximitätsmaß wird das Distanzmaß quadrierte euklidi-sche Distanz verwendet. Fusionierungsalgorithmus: Es wird der partitionierende k-means-Algorithmus von MATLAB R2011b verwendet158. Dieser minimiert als Heterogenitätsmaß die Summe aller Distanzen von Punkten zu ihren jeweiligen Clusterschwer-punkten (MathWorks 2011). Clusteranzahl: Die Clusteranzahl bestimmt den Differenzierungsgrad der Min-destanforderungen. Für einen Cluster entspricht der Ansatz dem Fall A. Eine Clusteranalyse wird sukzessive für eine Clusteranzahl von 1, 2, …, N durchge-führt. Somit erhält man für jede Clusteranzahl ein Heterogenitätsmaß. Die Auswahl der vielversprechendsten Clusteranzahl erfolgt in Abhängigkeit von den Ergebnissen anhand des Ellbogenkriteriums (vgl. Backhaus u. a., 2003).  Clusterbildung: Die Anwendung der Clusteranalyse erfolgt in Kapitel 7.  Analyse und Interpretation159: Für jeden Cluster, d. h. für jedes Mindestanfor-derungspaket, müssen die Gebäude- und Maßnahmeneigenschaften spezifi-ziert werden. Hierbei dienen die Variablenmittelwerte je Cluster nur als erstes Indiz. Um eine vollständige, anwendungsorientierte Mindestanforderungspa-ketspezifikation abzuleiten, müssen die jeweiligen Cluster näher analysiert werden. Analyse und Interpretation erfolgen in Kapitel 7.160 Grundsätzlich unterstützen die mit dem beschriebenen Ansatz abgeleiteten Mindestanforderungspakete die Entscheidung der Eigentümer in Richtung der wirtschaftlichsten Maßnahmenpakete und können somit ggf. etwaige Informa-
158 Mit Ausnahme des Werts singleton für den Parameter emptyaction wurden die Standardeinstellungen beibehalten. 159 Die im Rahmen der Modellanwendung in Kapitel 7 abgeleiteten Ergebnisse wa-ren trotz des nicht-deterministischen Fusionierungsalgorithmus strukturell repro-duzierbar und die Cluster inhaltlich interpretierbar. Da somit aus anwendungsori-entierter Sicht verwertbare Ergebnisse resultierten, wurde auf weitere Stabilitäts- und Validitätsprüfungen verzichtet. 160 Im Rahmen der Arbeit wurde nicht analysiert, ob jedes Gebäude rein anhand der Gebäudeeigenschaften genau einem Cluster zugeordnet werden kann. 
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tionsdefizite ausgleichen. Der Ansatz kann als Heuristik im Sinne des überge-ordneten Optimierungsproblems aus Staatssicht (vgl. Abschnitt 6.2.1) inter-pretiert werden. Das verwendete Heterogenitätsmaß spiegelt jedoch nicht di-rekt die Bewertung aus Staatssicht wider, sodass für eine präzise Bewertung der abgeleiteten Mindestanforderungspakete diese in Szenarien formuliert und entsprechende Simulationen durchgeführt werden müssen. Je nach Spezi-fikation der Mindestanforderungen können diese direkt in den bereits imple-mentierten Modellstrukturen umgesetzt werden oder geringfügige Modellan-passungen161 erfordern.  
6.2.3 Ausgestaltung von Förderpaketen Für die Förderung von Investitionen in die energetische Modernisierung von Gebäudehüllen und Wärmeversorgungspakten können  

• Investitionszuschüsse, 
• zinsvergünstigte Darlehen mit Tilgungszuschuss sowie 
• die steuerliche Abzugsfähigkeit energetischer Modernisierungen eingesetzt werden. In diesem Abschnitt werden Investitionszuschüsse betrach-tet, wobei der Barwert der Zinsvergünstigung von Darlehen, von Tilgungszu-schüssen und der steuerlichen Abzugsfähigkeit implizit als Investitionszu-schuss betrachtet wird.  

6.2.3.1 Grundlagen und Problemstellung Für die Ausgestaltung von Förderpaketen wird angenommen, dass Investiti-onszuschüsse für Maßnahmenpakete gewährt werden sollen, die im Vergleich zu den Mindestanforderungen bzw. dem Szenario KW11 (vgl. Abschnitt 6.2.2) Vorteile in den Bereichen Ressourcenschonung, Klimaschutz und Luftqualität  zulasten des Wirtschaftlichen Wohlstands aufweisen (vgl. Abschnitt 6.1). Zur Identifizierung von Maßnahmenpaketen, die den durch Förderung verfolgten Zielen gerecht werden, wird daher das Szenario Staatssicht 11 definiert  (vgl. 
161 Diese wurden im Rahmen dieser Arbeit nicht umgesetzt. 
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Tabelle 114 in Abschnitt 7.3), in dem alle Akteure gemäß dem Entscheidungs-ansatz Techno-ökonomischer Kompromiss handeln. Letzterer entspricht aus Sicht der Gebäudeeigentümer einem Kompromiss162 aus der Dimension Wirt-schaftlichkeit mit dem Entscheidungsansatz Max Kapitalwert – Selbstnutzer-sicht und der Dimension Umwelt mit dem Entscheidungsansatz Technischer Kompromiss (vgl. Abschnitt 5.4). Die Verschlechterung in der Dimension Wirt-schaftlichkeit soll durch den Investitionszuschuss zumindest kompensiert werden. Priorität haben dabei aus Sicht des Staates Investitionszuschüsse für Maßnahmenpakete mit der größten Verbesserung in der Dimension Umwelt pro Investitionszuschuss. Der benötigte Investitionszuschuss wird auf Basis der Kapitalwertverschlechterung (aus Selbstnutzersicht) im Vergleich der Szenarien KW11 und Staatssicht 11 (jeweils Simulation bis 2030), ggf. zuzüg-lich einer Anreiz- oder Risikopauschale, bestimmt. Aufbauend auf dem Ver-gleich der Modellergebnisse für die beiden Szenarien können Förderpakete abgeleitet werden. Zur Erleichterung des Vorgehens werden basierend auf den Szenarien KW11 und Staatssicht 11 die Hilfsszenarien KW11 MA, und Staats-sicht 11 MA definiert (vgl. Tabelle 114 in Abschnitt 7.3), die sich durch die Deaktivierung der Module Neubau, Abbruch und Haushaltsdynamik ergeben. Dadurch existieren in beiden Szenarien im Jahr 2030 dieselben Gebäude und Haushalte wie im Jahr 2006, was die Analyse erleichtert, da nicht zahlreiche Gebäude durch zufallsziehungsbedingte Abweichungen in den Entwicklungs-pfaden unvergleichbar werden.  Ein Förderpaket umfasse Anforderungen und den Fördersatz. Die Anforderun-gen seien analog zur Ausgestaltung von Mindestanforderungspaketen kompo-nentenbezogen. Der Fördersatz soll anteilig in Bezug auf die Investitionshöhe [€/€] oder wohnflächenflächenbezogen [€/m²] vorgegeben werden. Es wird davon ausgegangen, dass die Fördersätze nicht von Haushaltseigenschaften abhängig sind. Die aktuelle Förderpraxis (vgl. Abschnitt 2.3.1) ist darauf ausge-
162 Die jeweiligen Gewichtungen (vgl. Abschnitt 5.4) verdeutlichen einen Zielkon-flikt des Staates. 
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legt, dass der Gebäudeeigentümer zwischen mehreren Förderpaketen wählen kann. Diese Wahlfreiheit wird zwar in AWOHM bei Simulationen mit Förde-rungsspezifikationen gemäß Abschnitt 5.6.3 gewährt. Im Rahmen der folgen-den Analyse wird jedoch davon ausgegangen, dass zu jedem Gebäude genau ein aus Staatssicht optimales Maßnahmenpaket – bezeichnet als Endzustand – existiert. Die Optimalität wird hierbei durch die Auswahl von Maßnahmenpa-keten im Szenario Staatssicht 11 MA definiert. Soll jedes Gebäude genau einem Förderpaket zugeordnet werden, das genau einen Endzustand fördert, so kön-nen u. a. drei Fälle unterschieden werden:163 
• Fall A – Spezifikation eines Förderpakets für jedes Gebäude individuell  
• Fall B – Spezifikation eines Förderpakets für jeden Endzustand, aber unabhängig vom Ausgangszustand, d. h. von den Gebäudeeigenschaf-ten und dem Maßnahmenpaket vor der Sanierung 
• Fall C – Spezifikation eines Förderpakets für jede Kombination aus Ausgangs- und Endzustand  Bei Fall A tritt, gemessen anhand des Kapitalwerts aus Selbstnutzersicht, keine Überförderung bzw. nur eine Überförderung in Höhe der Anreiz- oder Risiko-pauschale auf. Erreicht wird dies dadurch, dass die Höhe des Investitionszu-schusses und damit der Fördersatz individuell bestimmt und gesetzt wird. Die Anzahl der Förderpakete entspricht jedoch der Gebäudeanzahl und ist damit nicht vertretbar.  Bei Fall B existieren so viele Förderpakete wie Endzustände. Zu jedem Förder-paket wird genau ein Fördersatz spezifiziert, bspw. ein anteiliger von 15% der Investition. Da ein Endzustand aber für unterschiedliche Ausgangszustände optimal sein kann, sind die zur Kompensation der Kapitalwertverschlechte-

163 Ausgangs- und Endzustand sollten dabei hinreichend detailliert spezifiziert werden, damit sichergestellt ist, dass jeder Ausgangszustand einen eindeutigen Endzustand hat. Trotz dieser Anforderung umfasst ein Ausgangszustand meist mehrere Gebäude. Da bei hinreichender Detaillierung jedes Gebäude individuell ist, wären die Fälle A und C bei vollständiger Spezifizierung des Ausgangs- und Endzu-stands identisch. 
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rung notwendigen Investitionszuschüsse sowie die damit verbundenen Ver-besserungen hinsichtlich der Dimension Umwelt heterogen. Soll der ange-strebte Endzustand für jedes Gebäude eines Förderpakets wirtschaftlich sein, so muss unter den Gebäuden das Maximum des anteiligen bzw. flächenspezifi-schen Fördersatzes je Endzustand gewählt werden. Problematisch ist dabei, dass für einzelne Ausgangszustände zwar höhere Fördersätze gerechtfertigt sein können, sofern ihnen eine entsprechende Verbesserung in der Dimension Umwelt gegenübersteht. Werden die entsprechenden Fördersätze aber pau-schal je Endzustand gewährt, so werden Gebäude mit niedrigeren erforderli-chen Fördersätzen überfördert. Werden die  Fördersätze niedriger angesetzt, so sinkt zwar die Überförderung, es wird aber nur für einen Teil der Gebäude der anvisierte Endzustand optimal. Es entsteht also bereits bei der Festlegung der Fördersätze einzelner Förderpakete ein Zielkonflikt zwischen der Über-förderung und Verbesserungen in der Dimension Umwelt.  Bei Fall C wird zu jeder Ausgangszustand-Endzustands-Kombination ein För-derpaket definiert. Diese Förderpakete sind homogener als bei reiner Förde-rung des Endzustands (Fall B) und heterogener als bei individueller Förderung je Gebäude (Fall A). Entsprechend ist die Überförderung ceteris paribus gerin-ger als in Fall B. Die Heterogenität innerhalb der Förderpakete sinkt mit zu-nehmender Präzision der Spezifikation von Ausgangs- und Endzuständen, mit zunehmender Präzision steigt aber auch die Anzahl an unterschiedlichen Aus-gangs- und Endzuständen und damit an Förderpaketen.  Gemäß obiger Argumentation gibt es bei der Ausgestaltung von Förderpaketen aus Staatssicht folgende konfligierende Zielsetzungen: 
• Minimierung der Förderpaketanzahl 
• Minimierung der Überförderung 
• Maximierung der kumulierten Verbesserung in der Dimension Umwelt    
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6.2.3.2 Ansatz zum Design von Förderpaketen Im Folgenden wird ein Ansatz zur strukturierten Ausgestaltung aufeinander abgestimmter Förderpakete vorgestellt. Dieser zielt auf einen Kompromiss zwischen den drei Zielsetzungen ab und gliedert sich in sieben Schritte: 1. Szenarioauswahl 2. Bestimmung der Kombinationen von Ausgangs- und Endzuständen 3. Bestimmung der mittleren Förderausgaben pro Umweltverbesserung in Abhängigkeit von der kumulierten Umweltverbesserung 4. Auswahl einer Kombination von mittleren Förderausgaben pro Um-weltverbesserung und kumulierter Umweltverbesserung 5. Bestimmung des Ausnutzungsgrades der Umweltverbesserung in Ab-hängigkeit von der Förderpaketanzahl 6. Auswahl von Förderpaketanzahl und -spezifikation 7. Transformation der Förderpaketspezifikation in eine anwendungsori-entierte  Form    
6.2.3.2.1 Szenarioauswahl Die anzustrebenden Endzustände, d. h. die Maßnahmenpakete, deren Umset-zung durch die Förderpakete unterstützt werden soll, werden über das Szena-rio Staatssicht 11 MA definiert. Unter der Annahme, dass Akteure gemäß Kapi-talwert aus Selbstnutzersicht entscheiden, erfordert der Übergang vom Szena-rio KW11 MA zu diesem Szenario Förderausgaben, die der Kapitalwertver-schlechterung aus Selbstnutzersicht (zzgl. einer etwaigen Anreiz- oder Risiko-pauschale) entsprechen. Werden sonstige volkswirtschaftliche Effekte ver-nachlässigt, so stehen diese Förderausgaben der Umweltverbesserung, defi-niert als Verbesserung in der Dimension Umwelt aus Gebäudeeigentümersicht, als Kapitalwertverschlechterung der aus Staat, Eigentümer und Mieter beste-henden Gruppe gegenüber. Die Definition des Szenarios Staatssicht 11 MA be-inhaltet damit bereits einen Kompromiss zwischen Förderausgaben und Um-weltverbesserung. 
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6.2.3.2.2 Bestimmung der Kombinationen von 
Ausgangs- und  Endzuständen Die Spezifikation von Ausgangs- und Endzuständen erfolgt basierend auf den Ergebnissen der Simulation des Szenarios Staatssicht 11 MA. Wichtig ist dabei die Interpretierbarkeit der Zustände. Sowohl Ausgangs- als auch Endzustand werden daher, wie in Tabelle 93 dargestellt, anhand von komponentenbezoge-nen Qualitätsstufen für die Gebäudehülle und einer Typisierung von Wärme-versorgungspaketen über die eingesetzten Energieträger spezifiziert. Bei der vorgeschlagenen Typisierung können maximal 207.360 (12*12*12*12*10) unterschiedliche Ausgangszustände und 2.560 (4*4*4*4*10) unterschiedliche Endzustände auftreten.164 Tabelle 93: Merkmale zur Spezifikation von Ausgangs- und Endzustand für die Förder-paketdefinition (vgl. Abschnitt 5.3.7 bez. der Qualitätsstufen) Merkmale Ausprägungen beim Aus-gangszustand Ausprägungen beim Endzu-stand Skalenni-veauQualitäts-stufen Gebäu-dehülle Ob. Gebäudeabschluss 0 (Urzustand), 1, …, 11 0 (beibehalten), 9, 10, 11 OrdinalWand 0 (Urzustand), 1, …, 11 0 (beibehalten), 9, 10, 11 OrdinalFenster 0 (Urzustand), 1, …, 11 0 (beibehalten), 9, 10, 11 OrdinalUnt. Gebäudeabschluss 0 (Urzustand), 1, …, 11 0 (beibehalten), 9, 10, 11 OrdinalTypisierung der Wärmeversorgungspaketeanhand der eingesetzten Energieträger (ge-ordnet nach zunehmender Bereitschaft für Wechsel des Hauptenergieträgers) 

1 (Fernwärme), 2 (Fernwärme/solar), 3 (Gas),  4 (Gas/solar), 5 (Heizöl), 6 (Heizöl/solar),7 (Holz(pellets)), 8 (Holz(pellets)/solar),  9 (Sonstige fossile Energieträger), 10 (Sonstige fossile Energieträger/solar)
Ordinal

6.2.3.2.3 Bestimmung der mittleren Förderausgaben 
pro  Umweltverbesserung in Abhängigkeit 
von der  kumulierten Umweltverbesserung Für jede auftretende Kombination aus Ausgangs- und Endzustand können für die entsprechenden Gebäude die mit dem Übergang vom Szenario KW11 MA zum Szenario Staatsicht 11 MA verbundenen Differenzen der Bewertungen aus Eigentümersicht in den Dimensionen Umwelt und Wirtschaftlichkeit (vgl. Ka-

164 Auf eine Differenzierung nach der Gebäudegröße und anderen Merkmalen wur-de verzichtet, um die Komplexität bzw. die Anzahl möglicher Kombinationen nicht weiter zu erhöhen. Eine derartige Differenzierung kann aber prinzipiell in den An-satz integriert werden, bspw. wie in Abschnitt 6.2.2. 
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pitel  5) bestimmt werden. Wegen der Anschaulichkeit werden diese Differen-zen im Folgenden vor der Normierung betrachtet und beschränken sich in der Dimension Umwelt165 auf die CO2-Emissionen (inkl. Emissionen aus Biomas-se)166. Für die Betrachtung mehrerer Indikatoren müssten diese ceteris paribus gemäß der Bewertung aus Staatssicht (vgl. Abschnitt 6.1) gewichtet und aggregiert werden.  Basierend auf den in Tabelle 94 auf Gebäudeebene spezifizierten Variablen werden mittlere Förderausgaben pro CO2-Vermeidung [€/t] in Abhängigkeit von der kumulierten CO2-Vermeidung [t] abgeleitet. Die diesem funktionalen Zusammenhang entsprechenden Kurven können nach dem ebenfalls in Tabel-le 94 spezifizierten Schema zunächst separat für jede Kombination aus Aus-gangs- und Endzustand erzeugt und anschließend für mehrere Förderpakete bzw. Endzustände aggregiert werden. Das Schema ist ebenfalls anwendbar, wenn mehrere einem Endzustand zugeordnete Ausgangszustände in einem Förderpaket zusammengefasst oder bestimmte Kombinationen von Ausgangs- und Endzuständen eliminiert werden. Auf eine Diskontierung der Förderaus-gaben und der CO2-Vermeidung wird bei dem Schema verzichtet. Die Anreiz- oder Risikopauschale wird im Folgenden nicht berücksichtigt.  Für die Aggregation der gebäudespezifischen Ergebnisse werden in Tabelle 94 drei grundlegende Varianten betrachtet: die individuelle Förderung, die antei-lige Förderung und die (wohn)flächenbezogene Förderung. Bei der aufgrund der hohen Förderpaketanzahl nicht praktikablen167 individuellen Förderung tritt keine Überförderung auf. Die zugehörigen Kurven können daher als Refe-
165 In der Dimension Wirtschaftlichkeit wird in den Szenarien Staatssicht 11 MA und KW11 MA ohnehin nur der Kapitalwert aus Selbstnutzersicht betrachtet. 166 Vgl. Fußnote 187 und Abschnitt 8.2 bez. indirekter Emissionen. Diese werden in AWOHM nicht berücksichtigt. 167 Alternativ könnte die Spezifikation bei obligatorischer Wirtschaftlichkeitsrech-nung auf wirtschaftlicher Ebene erfolgen. Eine Wirtschaftlichkeitsrechnung bedarf allerdings klarer Vorgaben und weist eine hohe Komplexität sowie zahlreiche Be-einflussungsmöglichkeiten auf. 
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renz herangezogen werden. Bei anteiliger Förderung wird sukzessive ein stei-gender Fördersatz vorgegeben. Dadurch wird der jeweilige Endzustand für eine steigende Anzahl an Gebäuden wirtschaftlich, sodass die kumulierte CO2-Vermeidung steigt.  Die mittleren Förderausgaben pro CO2-Vermeidung steigen aber nicht not-wendigerweise monoton, da bei einem höheren notwendigen Fördersatz überproportional steigende CO2-Vermeidungen möglich sind. Daher können die Kurven bei anteiliger Förderung auch fallen. Fallen die Kurven stückweise, so werden allerdings Punkte in dem Sinne dominiert, dass mit niedrigeren mittleren Förderausgaben pro CO2-Vermeidung eine größere kumulierte CO2-Vermeidung möglich ist. Daher werden derartige Punkte eliminiert, indem für jeden Punkt der Kurve die mittleren Förderausgaben pro CO2-Vermeidung auf das Minimum der entsprechenden Werte von Punkten mit einer größeren ku-mulierten CO2-Vermeidung gesetzt werden, sofern dieses kleiner ist. Das Vor-gehen bei der flächenbezogenen Förderung ist analog zur anteiligen Förde-rung. Auch dabei kann es notwendig sein, dominierte Punkte zu eliminieren.  Basierend auf den Kurven bei anteiliger und flächenbezogener Förderung kann eine Kurve bei wahlweise anteiliger oder flächenbezogener Förderung be-stimmt werden. Bei dieser wird angenommen, dass eine kumulierte CO2-Vermeidung mit dem Minimum der beiden mittleren Förderausgaben  pro CO2-Vermeidung erreicht werden kann. Dies ist möglich, wenn aus Staatssicht jeweils der effizientere Fördermechanismus eingesetzt wird. 



Tabelle 94: Schema zur Bestimmung  der mittleren Förderausgaben pro CO2 -Vermeidung in Abhängigkeit von der kumulierten CO2 -
Vermeidung bei individueller, anteiliger und flächenbezogener Förderung 
Ebene Variablenkategorie 

Variable
Anmerkung

Gebäudeebene 
Gebäudeeigenschaften 

Wohnfläche [m²]
-

Szenario Staatssicht 11 MA im Vergleich zum Szenario 
KW 11 MA

CO2 -Vermeidung [t]
Differenz basierend auf Ü,multipliziert mit der Wohnflächeund 
derLebensdauer von Gebäudehüllenpaketen

Kapitalwertverschlechterung aus Selbstnutzer-
sicht [€]

Differenz basierend auf dem Kapitalwert aus Selbstnutzersicht 
Ö(vgl. Abschnitt 5.4.3)

Szenario Staatssicht 11 MA 
Investition [€]

Entspricht Ö(vgl. Abschnitt 5.4.3)
Abgeleitete Variablen 

NotwendigerInvestitionszuschuss [€] 
Kapitalwertverschlechterung aus Selbstnutzersicht

Notwendiger anteiligerFördersatz [€/€] 
Notw.Investitionszuschuss / Investition

Notw.flächenbezogenerFördersatz [€/m²]
Notw.Investitionszuschuss / Wohnfläche

Förderung bei individueller Förderung [€] 
Notwendiger Investitionszuschuss

Förderung bei anteiligerFörderung [€] 
AnteiligerFördersatz * Investition

Förderung bei flächenbez.Förderung [€] 
Flächenbezogener Fördersatz* Wohnfläche

Notw.Förderausg.pro CO2 -Vermeidung [€/t]Notw.Investitionszuschuss / CO2 -Vermeidung

Förderpaket mit genau einem Endzustand(ein oder mehrere Ausgangszustände sind möglich) Kurve: Mittlere Förderausgaben proCO2 -Vermeidung 
in Abh. von der kumul. CO2 -Vermeidung bei individuel-
ler Förderung (Gebäude geordnet nach aufsteigenden 
notwendigen Förderausgaben pro CO2 -Vermeidung) x-Achse: Kumulierte CO2 -Vermeidung [t] 

Summe der CO2 -Vermeidung der ersten n Gebäude 
y-Achse: Mittlere Förderausgaben pro CO2 -
Vermeidung[€/t]

Summe der Förderungen der ersten n Gebäude bei individueller 
Förderung/ Summe der CO2 -Vermeidung der ersten n Gebäude  

Kurve: Mittlere Förderausgaben proCO2 -Vermeidung 
in Abh. von der kumul. CO2 -Vermeidung bei anteiliger
Förderung, (Gebäude geordnet nach aufsteigendem 
notwendigen anteiligen Fördersatz)

x-Achse: Kumulierte CO2 -Vermeidung [t] 
Summe der CO2 -Vermeidung der ersten nGebäude

y-Achse: Mittlere Förderausgaben pro CO2 -
Vermeidung[€/t]

Summe der Förderungen der ersten n Gebäude bei anteiliger
Förderung / Summe der CO2 -Vermeidung der ersten n Gebäude 

Kurve: Mittlere Förderausgaben proCO2 -Vermeidung 
in Abh. von der kumul. CO2 -Vermeidung bei flächenbe-
zogener Förderung (Gebäude geordnet nach aufstei-
gendemnotw. flächenbez. Fördersatz)

x-Achse: Kumulierte CO2 -Vermeidung [t] 
Summe der CO2 -Vermeidung der ersten n Gebäude

y-Achse: Mittlere Förderausgaben pro CO2 -
Vermeidung[€/t]

Summe der Förderungen der ersten n Gebäude bei flächenbezo-
gener Förderung / Summe der CO2 -Vermeidung der ersten n 
Gebäude

Kurve: Mittlere Förderausgaben proCO2 -Vermeidung 
in Abh. von der kumul. CO2 -Vermeidung bei wahlweise 
anteiligeroder flächenbez. Förderung

Die y-Werte der Kurve entsprechen dem Minimum der y-Werte der Kurven bei prozentualer und bei flächenbezo-
gener Förderung nach der Elimination dominierterPunkte.

Mehrere Förder-pakete Kurve: Mittlere Förderausgaben proCO2 -Vermeidung 
in Abh. von der kumul. CO2 -Vermeidung

x-Achse: Kumulierte CO2 -Vermeidung [t] 
Summe der CO2 -Vermeidung der Kurven der einzelnen Förder-
pakete zu denvorgegebenen mittleren Förderausgaben pro CO2 -
Vermeidung

y-Achse: Mittlere Förderausgaben pro CO2 -
Vermeidung[€/t]

Beliebiger nicht-negativer Wert
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6.2.3.2.4 Auswahl einer Kombination von mittleren 
Förderausgaben pro Umweltverbesserung 
und kumulierter Umweltverbesserung Nach der Bestimmung der mittleren Förderausgaben pro Umweltverbesserung in Abhängigkeit von der kumulierten Umweltverbesserung als Aggregation aller Ausgangs-Endzustands-Kombinationen bei wahlweise anteiliger oder flä-chenbezogener Förderung muss ein aus Staatssicht anzuvisierender Punkt die-ser Kurve gewählt werden. Die Auswahl kann durch Vorgabe einer kumulier-ten Umweltverbesserung168 bzw. CO2-Vermeidung, von mittleren Förderaus-gaben pro Umweltverbesserung bzw. CO2-Vermeidung oder des Förderbud-gets strukturiert werden. Bspw. können Förderpakete angestrebt werden, de-ren mittlere Förderausgaben pro CO2-Vermeidung den Schätzungen von Scha-denskosten für CO2 (vgl. Schwermer, 2007) entsprechen, wovon im Folgenden ausgegangen wird.  

6.2.3.2.5 Bestimmung des Ausnutzungsgrades der Umwelt-
verbesserung in Abhängigkeit von der Förderpaketanzahl Die Ausgestaltung der Förderpakete erfolgt im Folgenden unter der Annahme, dass alle Gebäudeeigentümer gemäß dem Kapitalwert aus Selbstnutzersicht entscheiden. Der anvisierte Zielpunkt umfasst eine kumulierte Umweltverbes-serung bzw. CO2-Vermeidung und mittlere Förderausgaben pro Umweltver-besserung bzw. CO2-Vermeidung. Wird zu jeder Ausgangs-Endzustands-Kombination ein eigenes Förderpaket definiert, so ist der anvisierte Punkt er-reichbar. Soll die daraus resultierende Anzahl an Förderpaketen reduziert werden, bspw. um eine entsprechende Förderpaketspezifikation realisierbarer zu machen, so müssen  

• Förderpakete eliminiert oder  
• Förderpakete mit demselben Endzustand zusammengelegt  

168 Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Hochrechnungsfaktoren des SUF des Mikrozensus 2006 noch nicht in das vorgeschlagene Schema eingehen. 
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werden. Sollen dabei die mittleren Förderausgaben pro CO2-Vermeidung kon-stant bleiben, so sinkt durch die Reduktion der Förderpaketanzahl die kumu-lierte CO2-Vermeidung. Das Verhältnis aus dieser reduzierten kumulierten CO2-Vermeidung und der anvisierten CO2-Vermeidung wird im Folgenden als Ausnutzungsgrad bezeichnet. Für die strukturierte Reduktion der Förderpa-ketanzahl werden die zwei Methoden reine Elimination sowie Zusammenle-gung und Auswahl eingesetzt.  Reine Elimination Ausgehend von einem Förderpaket je Ausgangs-Endzustands-Kombination werden sukzessive die Förderpakete mit der niedrigsten kumulierten CO2-Vermeidung bei den vorgegebenen mittleren Förderausgaben pro CO2-Vermeidung eliminiert. Somit erhält man für jede Förderpaketanzahl eine ein-deutige Menge an Förderpaketen sowie die zugehörige kumulierte CO2-Vermeidung und damit den Ausnutzungsgrad. Zusammenlegung und Auswahl Ausgehend von einer leeren Menge von Förderpaketen werden sukzessive Förderpakete mit der höchsten kumulierten CO2-Vermeidung in die Menge von Förderpaketen aufgenommen. Als Vorbereitung werden zunächst für jeden Endzustand  mit  Ausgangszuständen  Clusteranalysen (Erläuterung folgt weiter unten) durchgeführt. Diese Clusteranalysen gruppieren die Aus-gangszustände (und damit die zugehörigen Gebäude) mit Endzustand  dabei in 1, 2, … ,  Cluster.169 Insgesamt ergeben sich damit ∗ ( + 1) 2⁄  Clus-ter und damit potenzielle Förderpakete je Endzustand . Für jeden dieser Clus-ter kann gemäß dem Schema in Tabelle 94 die kumulierte CO2-Vermeidung bei den vorgegebenen mittleren Förderausgaben pro CO2-Vermeidung bestimmt werden. Für jede der  Clusteranalysen eines Endzustands  werden die Clus-ter nach absteigender kumulierter CO2-Vermeidung sortiert. Anschließend 
169 Da die Bündelung von Ausgangszuständen im Vordergrund steht, wurde die Clusteranalyse als Analyseverfahren gewählt (vgl. Backhaus u. a. 2003). 
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werden zu der kumulierten CO2-Vermeidung jedes Clusters die kumulierten CO2-Vermeidungen seiner Vorgänger derselben Clusteranalyse addiert. Somit ergibt sich bspw. für den vierten Cluster einer Clusteranalyse die Summe der kumulierten CO2-Vermeidung der vier Cluster mit der höchsten kumulierten CO2-Vermeidung. Daher können zu einem Endzustand  die  Förderpakete mit der höchsten Summe kumulierter CO2-Vermeidungen identifiziert werden, indem die Cluster und Förderpakete zum Maximum der -ten Cluster gewählt werden. Mit den Maxima der 1. , 2. , … , -ten Cluster erhält man somit die Summe der kumulierten CO2-Vermeidungen in Abhängigkeit von der Förder-paketanzahl für jeden Endzustand . Damit kann für jeden Endzustand die zu-sätzliche kumulierte CO2-Vermeidung eines zusätzlichen Förderpakets mit die-sem Endzustand bestimmt werden. Insgesamt kann basierend auf diesen in absteigender Reihenfolge zu ordnenden zusätzlichen kumulierten CO2-Vermeidungen über alle Endzustände hinweg zu jeder Förderpaketanzahl die Menge an Clustern und damit Förderpaketen identifiziert werden, die zur höchsten Summe kumulierter CO2-Vermeidungen basierend auf den identifi-zierten Clustern führt.170 Zu diesen kann dann auch der Ausnutzungsgrad be-stimmt werden.  Im Folgenden wird die in der Methode Zusammenlegung und Auswahl ange-wandte Clusteranalyse erläutert. Das Vorgehen orientiert sich wiederum an den acht Schritten eines Schemas für die Anwendung der Clusteranalyse, das von Backhaus u. a. (2003) erläutert wurde. Problemstellung: Ziel der Anwendung der Clusteranalyse ist die Zusammenfas-sung von Ausgangszuständen (und damit der zugehörigen Gebäude), die im 
170 Das Vorgehen basiert auf der Annahme, dass die zusätzliche CO2-Vermeidung eines Endzustands mit der Förderpaketanzahl sinkt. Ist dies nicht der Fall, so ist die Menge der Förderpakete nicht zulässig und die Summe kumulierter CO2-Vermeidungen stellt (nur) eine obere Schranke dar. Zulässige Kombinationen las-sen sich durch vollständige Enumeration ableiten. Diese erfordert aber hohe Lauf-zeiten, sodass dieser das beschriebene Verfahren mit anschließender Überprüfung der Zulässigkeit der Förderpakete vorgezogen wird. 
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Szenario Staatssicht 11 MA denselben Endzustand aufweisen, in einem För-derpaket. Dabei sollen „ähnliche“ Ausgangszustände und „ähnliche“ anteilige bzw. flächenbezogene Fördersätze bei vorgegebenen mittleren Förderausga-ben pro CO2-Vermeidung zusammengefasst werden. Dadurch sollen einerseits die Ausgangszustände auch für die Cluster inhaltlich spezifizierbar bleiben und andererseits Überförderungen vermieden bzw. die kumulierte CO2-Vermeidung bei vorgegebenen mittleren Förderausgaben pro CO2-Vermeidung  maximiert werden.  Zu klassifizierende Objekte: Die zu klassifizierenden Objekte sind die Aus-gangszustände zu einem Endzustand. Darüber werden implizit auch die Ge-bäude mit den jeweiligen Ausgangszuständen Clustern zugeordnet. Variablenauswahl: Als Variablen werden für die Charakterisierung des Aus-gangszustands komponentenbezogene Qualitätsstufen der Gebäudehülle (or-dinal) sowie eine die Wärmeversorgungspakete typisierende Variable heran-gezogen (vgl. Tabelle 93). Letztere repräsentiert basierend auf den Wärmever-sorgungspaketen (nominal) auch die Bereitschaft für einen Wechsel des Hauptenergieträgers (ordinal). Es wird angenommen, dass diese Wechselbe-reitschaft ausgehend von Fernwärme über Gas, Heizöl, Holz (im Bestand meist keine Pellets) bis zu sonstigen fossilen Energieträgern (Elektrizität exkl. Wär-mepumpenstrom, Braunkohlebriketts, Steinkohle(koks)) zunimmt. Zudem wird je Ausgangszustand der zu der vorgegebenen mittleren Förderausgabe pro CO2-Vermeidung gehörende Fördersatz, entweder anteilig [€/€] oder flä-chenbezogen [€/m²], als metrische Variable berücksichtigt. Je kleiner die Ab-weichung zwischen  den Förderhöhen ist, desto kleiner ist das Absinken der kumulierten CO2-Minderung bei vorgegebenen mittleren Förderausgaben je CO2-Vermeidung, falls die Ausgangszustände in einem Förderpaket zusam-mengelegt werden. Die ordinalen Merkmale werden wie metrische Variablen 
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behandelt.171 Alle Variablen werden mittels z-Transformation auf einen Mit-telwert von 0 und eine Varianz von 1 standardisiert.  Proximitätsmaß: Siehe Abschnitt 6.2.2. Fusionierungsalgorithmus: Siehe Abschnitt 6.2.2. Clusteranzahl: Die Clusteranalyse wird sukzessive für eine Clusteranzahl von eins bis zur Anzahl der Ausgangszustände je Endzustand und damit der Anzahl der zu clusternden Objekte durchgeführt. Für jeden dieser Cluster wird basie-rend auf den zugehörigen Gebäuden gemäß dem Schema in Tabelle 94 die ku-mulierte CO2-Vermeidung bei den vorgegebenen mittleren Förderausgaben pro CO2-Vermeidung bestimmt. Die Auswahl der Förderpakete und damit der Clusteranzahl erfolgt dann gemäß der Beschreibung zur Methode Zusammen-legung und Auswahl (siehe weiter vorne).  Clusterbildung: Die Anwendung der Clusteranalyse erfolgt in Kapitel 7.  Analyse und Interpretation: Auf die Analyse und Interpretation der Cluster wird unter „Transformation der Förderpaketspezifikation in eine anwen-dungsorientierte Form“ eingegangen (siehe Abschnitt  6.2.3.2.7). 
6.2.3.2.6 Auswahl von Förderpaketanzahl und -spezifikation Insgesamt ergeben sich für die beiden Methoden reine Elimination sowie Zu-sammenlegung und Auswahl Ausnutzungsgrade in Abhängigkeit von der För-derpaketanzahl. Dadurch können bei vorgegebenen mittleren Förderausgaben pro CO2-Vermeidung der Kompromiss zwischen Förderpaketanzahl und ku-mulierten CO2-Emissionen quantitativ aufgezeigt und die zugehörigen Cluster identifiziert werden. Die einfachere Methode reine Elimination führt dabei bei gleicher Förderpaketanzahl zu kleineren oder maximal identischen Ausnut-zungsgraden. Allerdings ist neben der Methode auch die Transformation der Förderpaketspezifikation von Clustern in eine anwendungsorientierte Form 
171 Ordinale Merkmale werden in der Praxis nach Müller (2004) häufig als metri-sche Merkmale interpretiert.  
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bei der Methode Zusammenlegung und Auswahl aufwändiger. Daher sollte bei der Auswahl eines Kompromisses aus Förderpaketanzahl und Ausnutzungs-grad auch die Transformierbarkeit der Cluster, die im folgenden Abschnitt dis-kutiert wird, berücksichtigt werden.  
6.2.3.2.7 Transformation der Förderpaketspezifikation 

in eine anwendungsorientierte Form Die identifizierten Cluster umfassen mindestens einen Ausgangszustand und damit jeweils mehrere Einzelgebäude. Der Endzustand ist dabei eindeutig. Die Ausgangszustände sind sich hingegen nur „ähnlich“. Daher müssen die Aus-gangszustände, falls ein Cluster mehr als einen Ausgangszustand umfasst, bspw. durch Angabe von komponentenbezogenen Qualitätsstufenintervallen für die Gebäudehülle so spezifiziert werden, dass diese Spezifikation möglichst alle Ausgangszustände dieses Clusters und keine Ausgangszustände anderer Cluster umfasst. Durch diese Transformation werden die Förderpaketspezifi-kationen in eine anwendungsorientierte, d. h. leicht verständliche, Form ge-bracht.172 In Kapitel 7 wird basierend auf den identifizierten Clustern beispiel-haft auf eine derartige Transformation eingegangen.   
6.2.4 Zielgruppenadaption umweltpolitischer Instrumente In den Abschnitten 6.2.2 und 6.2.3 wurden Ansätze zur Ausgestaltung von Mindestanforderungs- und Förderpaketen entwickelt. Die Ausgestaltung die-ser umweltpolitischen Instrumente basiert dabei auf den Annahmen, dass zu-mindest von einem Teil der Gebäudeeigentümer die Mindestanforderungen umgesetzt werden und über einen Wechsel zu einem geförderten Maßnah-menpaket auf Basis des Kapitalwerts aus Selbstnutzersicht entschieden wird. Der Umsetzung der mit den Mindestanforderungen und Förderpaketen anvi-sierten Maßnahmenpakete und den damit verbundenen Umweltverbesse-rungspotenzialen stehen allerdings vielfältige Hemmnisse gegenüber. Diese 
172 Hierbei könnten ggf. ebenfalls statistische Analyseverfahren angewendet wer-den. Dies ist allerdings nicht mehr Betrachtungsgegenstand dieser Arbeit. 
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umfassen einerseits die in den Abschnitten 6.2.2 und 6.2.3 erläuterte Notwen-digkeit anwendungsorientierter Spezifikationen. Andererseits erschweren bzw. verhindern auch bspw. Informationsdefizite, Finanzierungsprobleme, kurze Planungshorizonte, mangelnde Akzeptanz von Kaltmietenerhöhungen, das Investor-Nutzer-Dilemma und Sanierungsunwilligkeit (vgl. Kapitel 4) die Umsetzung der angestrebten Maßnahmenpakete. Während die Umweltverbes-serungspotenziale neben dem Nutzerverhalten überwiegend durch die Gebäu-deeigenschaften determiniert werden, sind die Hemmnisse auch von den Cha-rakteristika der Gebäudeeigentümer und -bewohner sowie von der Art der umweltpolitischen Instrumente abhängig.  Im Folgenden wird ein Ansatz vorgestellt, mit dem die u. a. mit den Mindestan-forderungen und Investitionszuschüssen anvisierten Umweltverbesserungspo-tenziale konkreten Gruppen von Gebäudeeigentümern und -bewohnern zuge-ordnet werden können. Die Gebäudeeigentümer und -bewohner werden dabei anhand von Merkmalen charakterisiert, die entweder mit den erwähnten Hemmnissen oder ihrer Eignung für bestimmte Arten von umweltpolitischen Instrumenten in Zusammenhang stehen. Somit können Zielgruppen (aus Staatssicht) mit ihren Potenzialen und drohenden Hemmnissen identifiziert sowie umweltpolitische Instrumente zielgruppenorientiert gebündelt, ange-passt und priorisiert werden. Da die Bündelung von Haushalten im Vorder-grund steht, wurde die Clusteranalyse als Analyseverfahren gewählt (vgl. Backhaus u. a. 2003). Problemstellung: Ziel der Anwendung der Clusteranalyse ist die Gruppierung von Gebäudeeigentümern und -bewohnern (und damit der zugehörigen Ge-bäude) für das Szenario Staatssicht 11 bzw. das Hilfsszenario Staatssicht 11 MA173 (vgl. Abschnitt 6.2.3). Die Gruppierung soll Eigentümer und Bewohner 
173 Durch die Deaktivierung des Moduls Haushaltsdynamik beziehen sich die Aus-sagen auf die Haushalte und Haushaltseigenschaften zum Startjahr der Simulation, d. h. die Zielgruppen, die in naher Zukunft durch die Instrumente erreicht werden müssen. 
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mit ähnlichen Eigenschaften in Bezug auf die Eignung umweltpolitischer In-strumente und das Auftreten von Hemmnissen sowie mit ähnlichen Umwelt-verbesserungspotenzialen zusammenfassen. Dadurch sollen Zielgruppen iden-tifiziert werden, die priorisiert und für die umweltpolitische Instrumente ge-eignet angepasst und gebündelt werden können. Grundsätzlich müssen dabei Selbstnutzer und (Ver-)Mieter unterschieden werden, für die separate Clus-teranalysen durchgeführt werden. Zu klassifizierende Objekte: Die zu klassifizierenden Objekte entsprechen allen Haushalten aus AWOHM. Dadurch werden implizit auch die von Ihnen be-wohnten Gebäude gruppiert. Die Vermieter werden nur indirekt über die Mie-ter und die von Ihnen bewohnten Gebäude als Zielgruppe betrachtet. Variablenauswahl: Bei der Clusteranalyse sollen das Auftreten von Hemmnis-sen, die Eignung umweltpolitischer Instrumente und Umweltverbesserungspo-tenziale berücksichtigt werden. Die Relevanz ausgewählter Merkmale in Bezug auf das Auftreten von Hemmnissen und die Eignung umweltpolitischer In-strumente ist in Tabelle 95 dargestellt. Die Clusteranalyse wird jeweils separat für Selbstnutzer und Mieter durchgeführt. Haushaltsnettoeinkommen, Grenz-steuersatz, Alter und Bildungsgrad des Haushaltsvorstands, Investition sowie die notwendige Förderung werden für die Clusteranalyse als Variablen heran-gezogen. Resultierende Cluster können somit indirekt hinsichtlich drohender Hemmnisse wie Finanzierungproblemen, Sanierungsunwilligkeit, kurzen Pla-nungshorizonten, mangelnder Akzeptanz bzw. Tragbarkeit von Kaltmietener-höhungen und Informationsdefiziten als möglichst homogene Gruppen charak-terisiert werden. Darauf basierend können sie hinsichtlich der Eignung von steuerlicher Abzugsfähigkeit, Krediten, Investitionszuschüssen, Mindestanfor-derungen, größerer Flexibilität bei Mieterhöhungen und Informationskampag-nen charakterisiert sowie diese Instrumente angepasst und ggf. zielgruppen-orientiert gebündelt werden. Um die Zielgruppen priorisieren zu können, wer-den auch Variablen in die Clusteranalyse mit einbezogen, die die Höhe des Umweltverbesserungspotenzials charakterisieren. Neben dem Umweltverbes-
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serungspotenzial pro Haushalt ist auch das Gesamtpotenzial je Cluster für die Priorisierung der Zielgruppen aus Staatssicht relevant. Dies kann allerdings nicht als Variable in die Clusterung eingehen, sondern ergibt sich als Ergebnis der Clusteranalyse. In Bezug auf die Umweltverbesserung werden wiederum aus Gründen der Übersichtlichkeit nur die CO2-Emissionen174 betrachtet. Ta-belle 96 fasst die in die Clusteranalyse eingehenden Variablen zusammen. Die-se umfassen sechs metrische und eine ordinale Variable, die als metrische Va-riable behandelt wird.175 Die Variablen werden mittels z-Transformation auf einen Mittelwert von 0 und eine Varianz von 1 standardisiert. Tabelle 95: Relevanz ausgewählter Merkmale in Bezug auf das Auftreten von Hemmnis-sen und die Eignung umweltpolitischer Instrumente Merkmals-kategorie Merkmal Relevanz in Bezug auf Auftreten von Hemmnissen Eignung umweltpolitischer In-strumente Gebäude-eigentümer/ -bewohner Eigentumsstatus Sanierungswilligkeit, Investor-Nutzer-Dilemma Steuerliche Abzugsfähigkeit, größere Flexibilität bei Mieterhö-hungen Haushaltsnettoein-kommen Finanzierungsprobleme, mangelnde Akzeptanz/Tragbarkeit von Kaltmie-tenerhöhungen Kredit, größere Flexibilität bei Mieterhöhungen Grenzsteuersatz - Steuerliche AbzugsfähigkeitAlter des Haushaltsvor-stands Finanzierungsprobleme, Sanierungs-unwilligkeit, kurzer Planungshorizont, Informationsdefizite, mangelnde Ak-zeptanz von Kaltmietenerhöhungen
Informationskampagnen, Kredit,Mindestanforderungen, Investiti-onszuschuss Bildungsgrad des Haus-haltsvorstands Sanierungsunwilligkeit, Informations-defizite, mangelnde Akzeptanz von Kaltmietenerhöhungen Informationskampagnen 

Gebäude Investition Finanzierungsprobleme, Sanierungs-unwilligkeit, mangelnde Akzep-tanz/Tragbarkeit von Kaltmietenerhö-hungen
Kredit

Notwendige Förderung Sanierungsunwilligkeit, Finanzie-rungsprobleme Investitionszuschuss, Kredit, steuerliche AbzugsfähigkeitProximitätsmaß: Siehe Abschnitt 6.2.2. Fusionierungsalgorithmus: Siehe Abschnitt 6.2.2.  Clusteranzahl: Der Differenzierungsgrad der Zielgruppen wird durch die Clus-teranzahl bestimmt. Eine Clusteranalyse wird sukzessive für eine Clusteran-
174 Vgl. Fußnote 187 und Abschnitt 8.2 bez. indirekter Emissionen. Diese werden in AWOHM nicht berücksichtigt. 175 Ordinale Merkmale werden in der Praxis nach Müller (2004) häufig als metri-sche Merkmale interpretiert.   
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zahl von 1, 2, …, N durchgeführt. Somit erhält man für jede Clusteranzahl ein Heterogenitätsmaß. Die Auswahl der vielversprechendsten Clusteranzahl er-folgt in Abhängigkeit von den Ergebnissen anhand des Ellbogenkriteriums (vgl. Backhaus u. a. 2003). Tabelle 96: Variablen für die Zielgruppenadaption umweltpolitischer Instrumente mit-tels einer Clusteranalyse; *: energiebedingte Mehrinvestition in die Gebäudehülle und Gesamtinvestition in das Wärmeversorgungspaket176 Variablenkategorie Variable Einheit Skalenniveau Nr. Gebäudeeigentümer/ -bewohner Haushaltsnettoeinkommen €/(Monat Person) Metrisch 1 Grenzsteuersatz % Metrisch 2 Alter des Haushaltsvorstands Jahre Metrisch 3 Bildungsgrad des Haushaltsvorstands - Ordinal 4 Gebäude Investition* € Metrisch 5 Notwendige Förderung € Metrisch 6 Umweltverbesserungs-potenzial CO2-Vermeidung (direkte Emissionen inkl. Emissionen aus Biomasse) t/(Haushalt a) Metrisch 7 
Clusterbildung: Die Anwendung der Clusteranalyse erfolgt in Kapitel 7.  Analyse und Interpretation177: Die sich ergebenden Cluster werden als Ziel-gruppen interpretiert. Diese können anhand ihres Potenzials zur gesamten und durchschnittlichen CO2-Vermeidung priorisiert werden. Anschließend werden ihnen Hemmnisse und dazu passende umweltpolitische Instrumente zugeordnet. Grundsätzlich müssen dabei selbstnutzende Eigentümer sowie Mieter (und damit Vermieter) unterschieden werden. Bei Selbstnutzern wei-sen hohe notwendige Förderungen sowie, kombiniert mit niedrigen Haus-haltseinkommen, hohe Investitionen auf die etwaige Notwendigkeit entspre-chender Förderprogramme hin. Kredite eignen sich eher für einkommens-schwache Selbstnutzer und weniger für ältere Haushalte aufgrund deren kur-zer Planungshorizonte. Zuschüsse sind demnach eher  für ältere Selbstnutzer adäquat. Die Eignung der steuerlichen Abzugsfähigkeit bei Selbstnutzern ist in Relation zur Zuschuss- oder Kreditvariante zu sehen und hängt vom Vergleich des Grenzsteuersatzes der Haushalte mit der notwendigen anteiligen Förde-rung ab. Bei vermieteten Immobilien sind u. a. die Durchsetzbarkeit von Kalt-
176 Vgl. Abschnitt 5.4.3.2 (Ö2a) bez. Gesamt- und Mehrinvestition. 177 Vgl. Fußnote 159 bez. Stabilitäts- und Validitätsprüfungen. 
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mietensteigerungen, die Fähigkeit der Bewohner, Kaltmietensteigerungen in-folge von Modernisierungen zu tragen, Planungshorizont und Informations-stand der Mieter sowie die Finanzierung der Investitionen durch die Eigentü-mer von Bedeutung. Die Ersteren können bspw. mit dem Alter, Haushaltsnet-toeinkommen und Bildungsgrad der Bewohner sowie mit der Höhe der zu täti-genden Investition zusammenhängen. Eine hohe zu tätigende Investition kann zudem insbesondere bei privaten Vermietern auf die Notwendigkeit entspre-chender Finanzierungsschemata bspw. über Kredite hinweisen. Die erwähnten umweltpolitischen Instrumente könnten durch angepasste suasorische In-strumente wie Informationskampagnen begleitet werden. Diese können eben-falls auf Basis der Umweltverbesserungspotenziale priorisiert und an die an-deren umweltpolitischen Instrumente und die Zielgruppeneigenschaften wie Alter und Bildungsgrad angepasst werden. 
6.2.5 Identifizierung von „sozialen Brennpunkten“ In diesem Abschnitt wird ein Ansatz zur Analyse der Verteilung von mit der energetischen Modernisierung verbundenen finanziellen Belastungen entwi-ckelt, der in unterschiedlichen AWOHM-Szenarien angewendet werden kann. Dadurch sollen drohende Überbelastungen von Haushalten mit niedrigen Ein-kommen und damit auch finanziell bedingte „soziale Brennpunkte“ frühzeitig erkannt werden. In der Folge können die Notwendigkeit von Gegenmaßnah-men a priori identifiziert und ggf. angepasste umweltpolitische Instrumente vorgeschlagen werden. Als Ergebnis werden interpretierbare Haushaltsgrup-pen angestrebt, die sich in ihren finanziellen Belastungen unterscheiden. Da-her eignet sich wiederum die Clusteranalyse, deren Schritte im Folgenden er-läutert werden (vgl. Backhaus u. a. 2003).  Problemstellung: Ziel der Anwendung der Clusteranalyse ist die Gruppierung von Gebäudebewohnern für unterschiedliche Szenarien, um die Verteilung der finanziellen Belastungen durch die energetische Modernisierung vor dem Hin-tergrund der finanziellen Stärke und der Lebensphase der Bewohner interpre-tieren zu können. Damit kann beurteilt werden, ob bestimmte Haushaltsgrup-
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pen über- oder unterdurchschnittlich belastet werden. Als Folge können Ver-änderungen der Bündel umweltpolitischer Instrumente oder die Notwendig-keit von Transfer- oder Kompensationsleistungen abgeleitet werden. Um den grundsätzlichen Unterschieden Rechnung zu tragen, werden dabei separate Clusteranalysen für Selbstnutzer und Mieter durchgeführt.  Zu klassifizierende Objekte: Die zu klassifizierenden Objekte entsprechen allen Haushalten aus AWOHM. Diese tätigen im Falle der Selbstnutzer die Investition und werden im Falle von Mietern mit einer durch eine Modernisierungsumlage erhöhten Kaltmiete konfrontiert, die bei steigenden Energiepreisen verstärkt in den ersten Jahren nach der Modernisierung die Reduktion der warmen Ne-benkosten übersteigen kann.  Variablenauswahl: Durch die Variablen sollen die Haushalte charakterisiert sowie deren finanzielle Belastung quantifiziert werden. Die bei Selbstnutzern und Mietern nur teilweise identische Variablenauswahl ist in Tabelle 97 darge-stellt. Für die Charakterisierung der Haushalte werden in beiden Fällen die Haushaltsgröße und das Alter des Haushaltsvorstands herangezogen. Daraus lassen sich Rückschlüsse auf die Lebensphase des Haushalts ziehen. Bspw. weist ein hohes Alter auf Rentner hin und ein niedriges bis mittleres Alter bei einer Haushaltsgröße von mindestens drei Personen auf Familien mit Kindern. Zur Quantifizierung der finanziellen Belastung wird bei Mietern das Haus-haltsnettoeinkommen178 abzüglich Warmmiete vor der Sanierung, die Verän-derung des Haushaltsnettoeinkommens abzüglich Warmmiete durch die Sa-nierung (bei Energiepreisen im Jahr der Sanierung) sowie der Modernisie-rungsanteil der Investition pro Kaltmiete vor der Sanierung herangezogen. Zur Quantifizierung der finanziellen Belastungen der Selbstnutzer wird einerseits über die Investition pro Haushaltsnettoeinkommen die Notwendigkeit der Fi-nanzierung der Investition in die Betrachtung einbezogen. Andererseits wird die Gesamtbelastung durch die Veränderung des Haushaltsnettoeinkommens 
178 Das Haushaltsnettoeinkommen im Mikrozensus 2006 enthält u. a. Wohngeld sowie Transferleistungen für Unterkunft und Heizung (LDS NRW 2008). 
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abzüglich Energiekosten (bei Energiepreisen im Jahr der Sanierung) für Raumwärme und Warmwasser sowie abzüglich der Abnutzung der Investition berücksichtigt. Diese muss allerdings mit Bezug zum jeweiligen Haushaltsnet-toeinkommen interpretiert werden. Die Variablen sind ausschließlich metrisch und werden mittels z-Transformation auf einen Mittelwert von 0 und eine Va-rianz von 1 standardisiert.  Tabelle 97: Variablen für die Identifizierung „sozialer Brennpunkte“ mittels einer Clus-teranalyse; *: energiebedingte Mehrinvestition in die Gebäudehülle und Gesamtinvestiti-on in das Wärmeversorgungspaket179; **: bei Energiepreisen im Jahr der Sanierung Bewohnertyp Variable Einheit Skalenniveau Nr.Mieter und Selbstnutzer Haushaltsgröße Personen Metrisch 1Alter des Haushaltsvorstands Jahre Metrisch 2Mieter Modernisierungsanteil der Investition pro Kaltmie-te vor Sanierung €/(€/Monat) Metrisch 3aHaushaltsnettoeinkommen abzüglich Warmmie-te** vor der Sanierung €/(Monat Person) Metrisch 4aVeränderung des Haushaltsnettoeinkommens abzüglich Warmmiete** €/(Monat Person) Metrisch 5aSelbstnutzer Investition* pro monatlichem Haushaltsnettoein-kommen €/(€/(Monat Haus-halt)) Metrisch 3bHaushaltsnettoeinkommen €/(Monat Person) Metrisch 4bVeränderung des Haushaltsnettoeinkommens abzüglich Energiekosten** für Raumwärme und Warmwasser sowie der Abnutzung der Investition* €/(Monat Person) Metrisch 5b
Proximitätsmaß: Siehe Abschnitt 6.2.2. Fusionierungsalgorithmus: Siehe Abschnitt 6.2.2. Clusteranzahl: Die Cluster werden sukzessive für eine Clusteranzahl von 1, 2, …, N bestimmt. Basierend auf dem Heterogenitätsmaß wird dann die Cluster-anzahl mit dem Ellbogenkriterium bestimmt (Backhaus u. a. 2003).  Clusterbildung: Die Anwendung der Clusteranalyse erfolgt in Kapitel 7.  Analyse und Interpretation180: Bei der Analyse der Cluster können für unter-schiedliche Szenarien ggf. kritische Kombinationen von Haushalten mit niedri-gem Einkommen und hoher finanzieller Belastung identifiziert werden, die auf die Notwendigkeit von staatlichen Eingriffen bzw. Anpassungen des umwelt-politischen Instrumentenbündels hinweisen. Bei den Mietern kann der Ver-
179 Vgl. Abschnitt 5.4.3.2 (Ö2a) bez. Gesamt- und Mehrinvestition. 180 Vgl. Fußnote 159 bez. Stabilitäts- und Validitätsprüfungen. 
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gleich von Szenarien mit unterschiedlichen Modernisierungsumlagehöhen ent-sprechende Eingriffsmöglichkeiten aufdecken. Alternativ können Anpassungen beim Wohngeld (vgl. WoGG, 2013)181, Leistungen für Unterkunft und Heizung (vgl. SGB 2010) oder anderen Transferleistungen wie dem Heizkostenzu-schuss als Gegenmaßnahme in Betracht gezogen werden. Bei den Selbstnut-zern kann eine Anpassung der finanziellen Förderprogramme oder ein ver-stärktes Wärmecontracting als Lösungsansatz untersucht werden.  
6.2.6 Identifizierung von Abhängigkeiten In diesem Abschnitt wird das Vorgehen zur Identifizierung von Abhängigkei-ten zwischen auf Mikroebene vorliegenden Daten des integrierten Wohnge-bäude- und Haushaltsmodells vorgestellt. Da die Treibhausgas- und Luftschad-stoffemissionen182 und deren Reduktionen im Fokus der Hauptforschungsfra-ge liegen, wird das Vorgehen anhand dieses Anwendungsfalls erläutert. Durch die energetische Modernisierung der Gebäudehülle und eine damit verbunde-ne Verminderung des Nutzenergiebedarfs können alle Emissionsarten um denselben Prozentsatz vermindert werden. Werden allerdings Wärmeerzeu-ger ausgetauscht, so können die prozentualen Emissionsreduktionen zwischen den Emissionsarten variieren und auch erhöhte Emissionen auftreten. Daher existieren Zielkonflikte zwischen den Emissionsarten, die auf aggregierter Ebene anhand der indikatorenbasierten Bewertung der Szenarien aufgedeckt werden. Die aggregierten Ergebnisse resultieren aus Entscheidungen der Ge-bäudeeigentümer über Maßnahmenpakete auf Mikroebene. Diese Entschei-dungen wurden je nach Szenario bereits durch die Treibhausgas- und Luft-schadstoffemissionen beeinflusst. Mit dem im Folgenden erläuterten Vorgehen sollen Treibhausgas- und Luftschadstoffemissionen sowie die entsprechenden Reduktionen auf Mikroebene näher analysiert und Abhängigkeiten identifiziert werden können. Die Betrachtung auf Mikroebene ermöglicht eine erweiterte 
181 WoGG steht für Wohngeldgesetz. 182 Vgl. Fußnote 187 und Abschnitt 8.2 bez. indirekter Emissionen. Diese werden in AWOHM nicht berücksichtigt. 
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inhaltliche Interpretation der Emissionen, Emissionsreduktionen und Zielkon-flikte. Darauf aufbauend kann bspw. weiterer technischer Forschungsbedarf abgeleitet werden. Objekte und Variablen Die Objekte, deren Daten bzw. Variablen auf Mikroebene vorliegen und auf Abhängigkeiten untersucht werden sollen, sind Gebäude (und alternativ Haus-halte). Für den Anwendungsfall werden die in Tabelle 98 angegebenen Variab-len ausgewählt. Diese beziehen sich auf Gebäude und umfassen Luftschadstoff- und Treibhausgasemissionen als wohnflächenspezifische Werte im Startjahr und im letzten Jahr der Simulation, die zugehörigen prozentualen Emissions-reduktionen sowie zur räumlichen Differenzierung Bundesland und Gemein-degrößenklasse. Es werden jeweils entweder die absoluten Emissionen oder die prozentuale Reduktion für die Analyse herangezogen. Die räumliche Diffe-renzierung ist optional.  Tabelle 98: Variablen für die Identifizierung von Abhängigkeiten auf Gebäudeebene Variablen Einheit Skalenniveau Nr.Räumliche Differen-zierung Bundesland - Nominal 1 Gemeindegrößenklasse - Ordinal 2 Emissionen im Jahr 2006 und im Jahr 2030 bei unterschied-lichen Szenarien (vgl. Abschnitt 5.4.3) 
CO2-Emissionen (inkl. Biomasse) kg/(m² a) Metrisch 3,4CO2-Emissionen (exkl. Biomasse) kg/(m² a) Metrisch 5,6CH4-Emissionen g/(m² a) Metrisch 7,8NOx-Emissionen g/(m² a) Metrisch 9,10SO2-Emissionen g/(m² a) Metrisch 11,12VOC-Emissionen g/(m² a) Metrisch 13,14NMVOC-Emissionen g/(m² a) Metrisch 15,16PM-Emissionen g/(m² a) Metrisch 17,18Emissionsreduktion von 2006 bis 2030 in unterschiedlichen Szenarien (vgl. Ab-schnitt 5.4.3) 
CO2-Emissionen (inkl. Biomasse) % Metrisch 19 CO2-Emissionen (exkl. Biomasse) % Metrisch 20 CH4-Emissionen % Metrisch 21 NOx-Emissionen % Metrisch 22 SO2-Emissionen % Metrisch 23 VOC-Emissionen % Metrisch 24 NMVOC-Emissionen % Metrisch 25 PM-Emissionen % Metrisch 26 

Vorgehen Zur Identifizierung von Abhängigkeiten auf Mikroebene werden paarweise Korrelationen und Streudiagramme verwendet. Für jedes betrachtete Szenario werden Korrelationen zwischen den Emissionsreduktionen unterschiedlicher 
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Emissionsarten bis 2030 bestimmt. Sind die Emissionsminderungen zweier Emissionsarten in einem Szenario positiv korreliert, so ist bei den umgesetzten Maßnahmenpaketen zwischen den Emissionsarten kein grundsätzlicher Ziel-konflikt identifizierbar. Bei negativer Korrelation sind die Maßnahmenpakete dieses Szenarios im Vergleich bei zunehmender Reduktion der einen Emissi-onsart mit einem Anstieg bzw. einer abnehmenden Reduktion der anderen Emissionsart verbunden. Die Korrelation erlaubt jedoch keine Aussage über Ursache und Wirkung und beschränkt sich auf die Identifizierung eines linea-ren Zusammenhangs zwischen zwei Variablen. Da jedoch bspw. bei unter-schiedlichen Wärmeerzeugerpaketen und variierender Energieeffizienz meh-rere lineare Zusammenhänge existieren können und neben der Reduktion auch die absoluten Werte vor der Sanierung bzw. im Jahr 2006 sowie nach der Sanierung bzw. im Jahr 2030 in unterschiedlichen Szenarien relevant sind, werden zusätzlich Streudiagramme eingesetzt. Diese werden ebenfalls paar-weise für jeweils zwei Emissionsarten erstellt und beinhalten entweder Emis-sionsreduktionen für ein oder mehrere Szenarien oder Emissionen für unter-schiedliche Zeitpunkte, d. h. 2006 und 2030, sowie ein oder mehrere Szenari-en. Die Streudiagramme ermöglichen über die Zuordnung von Punktwolken oder linearen Zusammenhängen zu bestimmten Energieträgern, Wärmeerzeu-gertypen und Maßnahmenpaketen an der Gebäudehülle eine direkte Gegen-überstellung von Szenarien auf technischer Ebene. Dadurch kann ggf. auch technischer Forschungsbedarf in Abhängigkeit von den Szenarien abgleitet werden.
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7. Anwendung von AWOHM Die Anwendung von AWOHM auf die Bundesrepublik Deutschland unterglie-dert sich in die Plausibilisierung der Startbestandserstellung in Abschnitt 7.1, die Simulation der Wohngebäude- und Haushaltsentwicklungspfade in den Ab-schnitten 7.2, 7.3 und 7.4 sowie die nachhaltigkeitsorientierte Bewertung die-ser Pfade in Abschnitt 7.5. Die Simulation der Entwicklungspfade dient dabei der Bestimmung technischer Potenziale in Abschnitt 7.2, ökonomischer Poten-ziale in Abschnitt 7.3 und ausschöpfbarer Potenziale in Abschnitt 7.4. Dabei werden Bündel umweltpolitischer Instrumente identifiziert, die die Ausnut-zung der Potenziale unterstützen können, und die Basis für die Beantwortung der Forschungsfragen in Kapitel 8 hergestellt.  Jeder Wohngebäude- und Haushaltsentwicklungspfad basiert auf einem Szena-rio, das mit Bezug zu Basisszenarien, deren Szenarioelemente (vgl. Abschnitt 5.6.1) in Tabelle 99 dargestellt sind, definiert wird. Bei der Definition der Sze-narien in den jeweiligen Abschnitten werden nur diejenigen Szenarioelemente erwähnt, die jeweils im Vergleich zu den Basisszenarien variiert werden. Es existieren mehrere Basisszenarien, da zwar die Wahrscheinlichkeitsverteilun-gen für die Realisation von Zufallsvariablen vom Modellnutzer festgelegt wer-den, aber nicht die jeweiligen Realisationen. Diese ergeben sich erst im Laufe der Simulation.   
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Tabelle 99: Übersicht über die AWOHM-Szenarioelemente der Basisszenarien, auf die bei der Definition aller sonstigen Szenarien Bezug genommen wird (Datengrundlage: An-nahmen) 
Szenarioelemente BasisszenarienWert bzw. Erläuterung Vgl. Abschnitt

Umwel
tpoliti-

sche In
stru-

mente 

Mindestanforderungen H++++W** 5.6.3 Investitionszuschüsse $ 5.6.3 Steuerliche Absetzbarkeit Nein 5.6.3 Energiesteuern # 5.6.3 Informationskampagnen Nein 5.6.3 

Entsch
ei-

dungsa
nsätze Rein selbstnutzender Eigentümer Ökonom 5.4 Selbstnutzende Eigentümergemeinschaft Ökonom 5.4 Amateurvermieter mit teils selbstg. Gebäude Substanzerhaltungsstr. Erweitert 5.4 Amateurvermieter mit vollst. verm. Gebäude Substanzerhaltungsstr. Erweitert 5.4 Professioneller/institutioneller Vermieter Substanzerhaltungsstr. Erweitert 5.4 

Aktivie
rte Mo

dule Gebäudedynamik Sanierung Aktiv 5.4 Neubau Aktiv 5.4.6 Abbruch Aktiv 5.4.5 Haushaltsdynamik Haushaltsveränderung im engeren Sinne Aktiv 5.5.1 Wohnungsmarktwechsel Aktiv 5.5.2 Wohnungssuche Aktiv 5.5.3 

Realisa
tionen 

von Zu
falls-

variabl
en 

Gebäudebestand Baujahr Durch Zufallsziehung bestimmt 5.3 Gebäudetyp Durch Zufallsziehung bestimmt 5.3 Gebäudehülle Durch Zufallsziehung bestimmt 5.3 Wärmeversorgungspaket Durch Zufallsziehung bestimmt 5.3 Eigentümerstruktur Durch Zufallsziehung bestimmt 5.3 Haushaltsdynamik Tod Durch Zufallsziehung bestimmt 5.5.1 Geburt Durch Zufallsziehung bestimmt 5.5.1 Kinderauszug Durch Zufallsziehung bestimmt 5.5.1 Zusammenlegen/Teilen Durch Zufallsziehung bestimmt 5.5.1 Wohnungsmarktwechsel Durch Zufallsziehung bestimmt 5.5.2 

Sonstig
e unsic

here Pa
ramete

r 

Primärenergiefaktoren Gemäß Tabelle 29 5.3.9 Emissionsfaktoren Gemäß Tabelle 27 5.3.9 Energieträgerpreise Gemäß Tabelle 29 5.3.9 Jährliche Energieteuerungsrate [1/a] 0,03 (vgl. Tabelle 49) 5.4.3 Auf die Mieter umgelegter Anteil der Modernisierung [-] 0,11 (vgl. Tabelle 49) 5.4.3 Anzahl der Energieberater pro Wohngebäude mit 1-2 Wohneinheiten [-] 0,0001 (vgl. Tabelle 49) 5.4.3 Garantiejahre [a] 2 (vgl. Tabelle 49) 5.4.3 Energiepreisanstiegserwartung [1 (steigend), 0 (kon-stant)] 0 (vgl. Tabelle 49) 5.4.3 Renteneintrittsalter [a] 65 5.5.1 Anteil des verbleibenden Einkommens bei Renteneintritt[-] 0,5 5.5.1 Jährlicher Nettoeinkommensanstieg [1/a] 0,01 5.5.1 Lebensdauer von Hüllenpaketen [a] 40 (vgl. Tabelle 49) 5.4.3 Wärmeerzeugern [a] 20 (vgl. Tabelle 49) 5.4.3 Planungshorizont für Energieträgerwechselinvestitionen[a] 40 (vgl. Tabelle 49) 5.4.3 Planungshorizont für Verrohrungs- und Speicherinvesti-tionen [a] 40 (vgl. Tabelle 49) 5.4.3 Kalkulationszinssatz [1/a] 0,05 (vgl. Tabelle 49) 5.4.3 Gradstunden, Heizzeit und Globalstrahlung mit 
Raumsolltemperatur [°C] 17 5.4 Heizgrenztemperatur [°C] 15 5.4 Außentemperaturen Gemäß Loga (2012) 5.4 Solarstrahlung Gemäß Loga (2012) 5.4 Sonstige Parameter Nicht variiert 5 (Kapitel) 



7.1 Plausibilisierung der Startbestandserstellung 

347 

7.1 Plausibilisierung der Startbestandserstellung In diesem Abschnitt wird die AWOHM-Startbestandserstellung (vgl. Abschnitt 5.3) im Rahmen mehrerer Unsicherheitsanalysen (vgl. Abschnitt 5.6.2) plausi-bilisiert. Die Plausibilisierung der Bestandsveränderung erfolgt begleitend zur Ergebnisableitung und -diskussion in den folgenden Abschnitten. Die Un-sicherheitsanalysen können charakterisiert werden anhand  
• der Analyseart, 
• der analysierten Parameter und 
• der räumlichen Auflösung. Das folgende Vorgehen ist gemäß den analysierten Parametern strukturiert. Diese umfassen strukturelle Parameter und Indikatoren, die auch zur Bewer-tung aus Staatssicht herangezogen werden. Als Analysearten kommen (1) der Vergleich von Modellparametern mit exogenen Daten, (2) der Vergleich von Modellparametern mehrerer, im Rahmen einer Monte-Carlo-Simulation auto-matisch generierter Szenarien, (3) der Vergleich von Modellparametern meh-rerer, manuell definierter Szenarien sowie entsprechende Kombinationen zum Einsatz (vgl. Abschnitt 5.6.2). Beim Vergleich mit exogenen Daten ist die Ver-fügbarkeit entsprechender Daten maßgebend für die Auswahl der zu analysie-renden Parameter und deren räumliche Auflösung. Als strukturelle Parameter werden dabei (1) die  Wohnfläche und die Wohneinheitenanzahl, (2) die Wärmeerzeugeranzahl sowie (3) die energetische Qualität der Gebäudehül-lenkomponenten herangezogen. Als Indikatoren werden aus Abschnitt 6.1 die-jenigen mit Bestandsbezug (im Gegensatz zum Bestandsveränderungsbezug) herangezogen. Diese umfassen vor allem den (1) Energieverbrauch, (2) die Luftschadstoff- und Treibhausgasemissionen sowie (3) das verfügbare Ein-kommen nach Energiekosten bzw. Wohnen183. Darüber hinaus werden wegen 

183 Bei Selbstnutzern wurde das Haushaltsnettoeinkommen abzüglich Energiekos-ten für Raumwärme und Warmwasser angesetzt. Im Falle der Mieter wurde zudem die Kaltmiete abgezogen. 
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entsprechender Datenverfügbarkeit im SUF des Mikrozensus 2006 bei Mietern (4) die warmen Nebenkosten auf Wohnungsebene herangezogen. Die Un-sicherheitsanalysen umfassen als räumliche Ebenen je nach Datenverfügbar-keit und Schwerpunkt der Forschungsfragen (vgl. Kapitel 1) die räumlichen Auflösungen (1) Deutschland bzw. nationale Ebene, (2) Kreise, (3) Gemeinden und (4) Gebäude- bzw. Haushaltsebene.184 Tabelle 100 fasst differenziert nach zu analysierenden Parametern zusammen, welche Szenarien für die Unsicherheitsanalyse des Startbestands im Jahr 2006 herangezogen werden. Vorwiegend sollen die Parameter der Basisszenarien als Grundlage für die Modellierung der Bestandsentwicklung plausibilisiert werden. Für die Analyseart (1), d. h. den Vergleich von Modellparametern mit exogenen Daten, werden daher primär die Basisszenarien betrachtet. Sich er-gebende Abweichungen können als Gesamtunsicherheit interpretiert werden. In der Analyseart (2), d. h. dem Vergleich von Modellparametern mehrerer, im Rahmen einer Monte-Carlo-Simulation automatisch generierter Szenarien, werden mehrere Simulationsläufe betrachtet, um die durch die Zufallsziehun-gen eingebrachte Unsicherheit im Vergleich zur Gesamtunsicherheit interpre-tieren zu können. Anhand der Analyseart (3), d. h. des Vergleichs von Modell-parametern mehrerer, manuell definierter Szenarien, werden für jeden zu ana-lysierenden Parameter bis zu drei von den Basisszenarien abweichende Szena-rien betrachtet. Dabei werden gezielt Szenarioelemente variiert, auf die die zu analysierenden Parameter sensitiv reagieren („Modelliererwissen“). Diese Abweichungen können denen der Analysearten (1) und (2) vergleichend ge-genübergestellt werden.  

184 Wird bspw. die Häufigkeitsverteilung des haushaltsspezifischen Energiever-brauchs in Deutschland betrachtet, so wird diese der räumlichen Auflösung Deutschland zugeordnet. 
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Tabelle 100: Szenarien für die Unsicherheitsanalyse des Startbestands im Jahr 2006 dif-ferenziert nach zu analysierenden Parametern (Datengrundlage: Annahmen); X (Simula-tionsanzahl): Parameter wird für dieses Szenario analysiert  Zu analysierende Parameter  Szenarien für die UnsicherheitsanalyseBasis I II III IV- Lebensdau-er Hüllen-paket: 30 a; Wärmeer-zeuger: 15 a
Lebensdau-er Hüllen-paket: 50 a; Wärmeer-zeuger: 25 a

Raumsoll-temperatur 18°C (statt 17°C) 
Veränderte Wärmeversorgungspa-ketverteilung durch: 4 (statt 1) WE (Wohneinheiten) pro Etage; 1 (statt 3) dezentraler Raumwärmeerzeu-ger pro WE; 1 (statt 2) dezentralerWarmwassererzeuger pro WE

Struktu
relle 

Daten 

Wohnflächen und Wohneinheitenanzahl X (1) - - - -Wärmeerzeugeranzahl X (1) X X - XEnergetische Qualität der Bauteile X (1) X X - -

Indikat
oren 

Endenergiebedarf X (20) X X X -Luftschadstoff- und Treibhausgasemissio-nen X (20) X X X -
Verfügb. Einkommen nach Wohnen X (20) X X X -Warme Nebenkosten X (20) - - X -Sonstiges X (20) X X X -

7.1.1 Wohnflächen und Wohneinheitenanzahl Nach Tabelle 101 weisen Wohnfläche und Wohneinheitenanzahl in Wohnge-bäuden für das Jahr 2006 in AWOHM auf nationaler Ebene Abweichungen von weniger als 1% im Vergleich zu Angaben vom Statistischen Bundesamt (2008a) auf. Angaben des IWU (2007), bei denen nicht klar spezifiziert war, ob diese sich auf alle oder nur bewohnte Wohneinheiten beziehen, liegen inner-halb des Schwankungsbereichs von bewohnter bis gesamter Wohnfläche bzw. Wohneinheitenanzahl. Tabelle 101: Vergleich von Wohnfläche und Wohneinheitenanzahl in Wohngebäuden für das Jahr 2006 bzw. 2007 Kennwert Datenherkunft Gesamt Bewohnt JahrWohnfläche [Mrd. m²] AWOHM-Basisszenario 3,54 3,26 2006IWU (2007) 3,35 (Zuordnung unklar) 2007Statistisches Bundesamt (2008a) - 3,29 2006Wohneinheitenanzahl [Mio. Wohneinheiten] AWOHM-Basisszenario 39,4 36,2 2006IWU (2007) 39,0 (Zuordnung unklar) 2007Statistisches Bundesamt (2008a) 39,3 36,2 2006Im Vergleich zu Angaben des IWU (2007) (Annahme: inkl. Leerstand) weichen in AWOHM die Wohnflächen der Gebäudetypen EFH, RH, MFH, GMH und HH jeweils um 0% bis 14% ab, die Wohneinheitanzahl dahingegen um -6% bis 22%. Aufgrund unterschiedlicher Baualtersverteilungen in den Datenquellen 
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sind die Abweichungen bei Differenzierung nach Gebäudetyp und Baualters-klasse mit durchschnittlich 8% bzw. 0% und maximal 41% bzw. -44% größer (vgl. Anhang A.2, Tabelle 135). Auch bei Sonderbauten sind größere Abwei-chungen zu beobachten (vgl. Anhang A.2, Tabelle 136).  Gemäß Tabelle 102 liegt die maximale Abweichung der Wohneinheitenanzahl im Vergleich zur amtlichen Gemeindestatistik (Statistisches Bundesamt 2008b) differenziert nach Bundesländern bei -1,6% (Bayern). Bei zusätzlicher Differenzierung nach der Anzahl an Wohneinheiten im Gebäude steigt diese auf 10,9% (Gebäude mit einer Wohneinheit, Sachsen-Anhalt). Tabelle 102: Abweichung der AWOHM-Wohneinheitenanzahl (inkl. Leerstand) in einem Basisszenario von Daten der amtlichen Gemeindestatistik differenziert nach Bundeslän-dern im Jahr 2006 (eigene Berechnung; Datengrundlage für Vergleichswerte: Statisti-sches Bundesamt 2008b) 
Bundesland Abweichung der AWOHM-Wohneinheitenanzahl (inkl. Leerstand) in Gebäuden mit 1 Wohneinheit 2 Wohneinheiten mindestens 3 Wohneinheiten beliebiger Wohneinhei-tenanzahl Baden-Württemberg 0,8% -0,2% -2,9% -1,3% Bayern -1,5% -0,3% -2,3% -1,6% Berlin 1,1% 5,5% -0,1% 0,1% Brandenburg 4,4% 4,2% -4,1% -0,1% Bremen 1,7% -0,8% -0,8% -0,2% Hamburg -0,2% 2,7% -0,9% -0,6% Hessen 0,2% -0,4% -2,2% -1,2% Mecklenburg-Vorpommern 3,4% 4,0% -3,5% -0,7% Niedersachsen 0,8% -1,0% -3,9% -1,5% Nordrhein-Westfalen 2,2% 0,0% -2,2% -0,7% Rheinland-Pfalz -0,6% 0,7% -3,0% -1,2% Saarland 1,3% -0,1% -4,1% -0,8% Sachsen 5,3% 7,2% -3,7% -0,6% Sachsen-Anhalt 10,9% 9,7% -7,6% -0,1% Schleswig-Holstein 1,1% -4,3% -2,9% -1,5% Thüringen 3,3% 6,8% -4,7% -0,3% Deutschland 1,3% 0,7% -2,7% -1,0% 
7.1.2 Wärmeerzeugeranzahl Gemäß Tabelle 103 liegt die Anzahl der Gas- und Ölfeuerungen in AWOHM um 41% bzw. 36% über den von Struschka u. a. (2008) angegebenen Werte. Ins-besondere auch da Struschka u. a. (2008) auf Daten aus älteren Forschungsar-beiten (vgl. Pfeiffer u. a. 2000; Struschka u. a. 2003) und von persönlichen Auskünften von Unternehmensmitarbeitern zurückgreifen sowie eigene Schät-zungen und Berechnungen durchführen, kann keine Aussage darüber getroffen 
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werden, welche Wärmeerzeugeranzahl verlässlicher ist. Gas- und Ölbrenn-wertgeräte werden um 143% bzw. 171% überschätzt, was trotz der gerade bei Ölfeuerungen noch relativ geringen Anteile tendenziell zu einer leichten Un-terschätzung von Energieeinsparpotenzialen führen kann.  Da in AWOHM keine Nebenfeuerstätten berücksichtigt werden, werden Wär-meerzeuger vom Typ Holz - Sonstige im Vergleich zu den Zahlen von Struschka u. a. (2008) nur zu 15% abgedeckt. Auch Steinkohlebriketts, Steinkohle und Steinkohlekoks nutzende Wärmeerzeuger werden nur zu 15% abgedeckt. Dies kann ggf. dadurch erklärt werden, dass dem Bereich der privaten Haushalte, auf die sich die Daten von Struschka u. a. (2008) beziehen, nicht nur Wohnge-bäude zugeordnet werden.  Tabelle 103: Vergleich der AWOHM-Wärmeerzeugeranzahl in einem Basisszenario [bzw. Szenario I, II, IV] mit von Struschka u. a. (2008) veröffentlichten Daten differenziert nach Energieträger bzw. aggregiertem Wärmeerzeugertyp  Energieträger bzw. aggregierter  Wärmeerzeugertyp Wärmeerzeugeran-zahl im Jahr [Tsd. Wärmeerzeuger] Abweichung der AWOHM-Werte im Basisszenario  im Ver-gleich zu Struschka u. a. (2008) 2006 gemäß Modell 2005 gemäß Struschka u. a. (2008) Relativ [Szenario I, II, IV] Absolut [Tsd. Wärmeerzeu-ger] Braunkohlebriketts 1.254 720 74% [74%; 74%; -30%] 74% 533 533Gas – Brennwertgeräte 2.532 1.044 143% [196%; 105%; 101%] 41% [40%; 43%; 15%] 1.488 5.633Gas - Gasbrenner mit/ohne Gebläse 10.397 7.082 47% [38%; 53%; 21%] 3.315Gas – Sonstige 6.349 5.520 15% [13%; 18%; -9%] 829 Holz - Pelletöfen und Heizkessel für Pellets 78 74 5% [30%; -10%; -2%] 9% [10%; 9%; 5%] 4 51Holz - Heizkessel handbeschickt 515 468 10% [6%; 12%; 6%] 47 Holz – Sonstige 1.442 9.792 -85% [-85%; -85%; -94%] -85% -8.350 -8.350Öl – Brennwertgeräte 184 68 171% [226%; 116%; 135%] 36% [36%; 26%; 22%] 116 2.494Öl - Heizkessel mit Ölgebläsebrenner 7.497 5.669 32% [29%; 33%; 17%] 1.828Öl - Ölofen mit Verdampfungsbrenner 1.713 1.162 47% [59%; 46%; 36%] 550 Steinkohlebriketts, Steinkohle und Steinkohlekoks 233 1.590 -85% [-85%; -85%; -93%] -85% -1.356 -1.356Strom - Dezentrale Warmwasserbe-reitung 26.254 - - - - -Strom - Dezentrale Raumwärme 6.440 - - - - -Strom - Zentrale Raumwärme 364 - - - - -Solarthermie 658 - - - - -Fernwärme 1.783 - - - - -Die Abweichung der Wärmeerzeugeranzahl in den Szenarien I, II und IV vom Basisszenario wird in Tabelle 103 differenziert nach (aggregierten) Wärmeer-zeugertypen dargestellt. In Szenario IV sinkt bspw. die Überschätzung der An-zahl der Gas- und Ölfeuerungen im Vergleich zu Struschka u. a. (2008) auf 15% 
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bzw. 22%. Bei den Szenarien I und II ändert sich dahingegen überwiegend die Verteilung der Wärmeerzeuger innerhalb der Energieträgerklassen. 
7.1.3 Energetische Qualität der Bauteile Der mit AWOHM bestimmte Anteil der Wohneinheiten im Jahr 2006 mit nach-träglicher energetischer Verbesserung der Gebäudehülle wird in Tabelle 104 von Diefenbach u. a. (2010) veröffentlichten Daten (Anteil der Gebäude), die sich auf das Jahr 2009/2010 beziehen, gegenübergestellt. Dabei werden so-wohl Bauteile als auch (aggregierte) Gebäudetypen und Baualtersklassen un-terschieden. Die AWOHM-Modellwerte (für „alle“ Gebäude) unterschreiten die Vergleichswerte um 3-6% (Anteil der Wohneinheiten bzw. Gebäude) für obere Gebäudeabschlüsse, 2-8% für Wände und 1-3% für untere Gebäudeabschlüsse. Bei jährlichen energetischen Modernisierungsraten in der Periode 2005-2008 von 1,5% für obere Gebäudeabschlüsse, 0,8% für Wände und 0,3% für untere Gebäudeabschlüsse (Diefenbach u. a. 2010) kann diese Abweichung durch un-terschiedliche Bezugsjahre erklärt werden.  Tabelle 104: Anteil der Wohneinheiten im Jahr 2006 mit nachträglicher energetischer Verbesserung der Gebäudehülle gemäß AWOHM im Basisszenario [bzw. Szenario II, I] im Vergleich zu von Diefenbach u. a. (2010) veröffentlichten Daten (Anteil der Gebäude) zum Jahr 2009/2010 differenziert nach Gebäudetypen und Baualtersklassen  Gebäude-typ Bau-alters-klasse Datenherkunft Fenster Oberer Ge-bäude-abschluss Wand Unterer Gebäude-abschlussAlle Alle AWOHM  – 2006 – Basisszenario[Szenario II, I] 44%[30-55%] 33%[23-42%] 14%  [10-18%] 6%  [5-8%]Diefenbach u. a. – 2009/2010 - 37% 16% 8% Differenz  - 4% 2% 2% EFH, RH Alle AWOHM  – 2006 – Basisszenario[Szenario II, I] 40%[28-51%] 31%[22-40%] 13%  [9-16%] 6%  [4-8%]Diefenbach u. a. – 2009/2010 - 36% 15% 7% Differenz - 5% 2% 1% -1978 AWOHM  – 2006 – Basisszenario[Szenario II, I] 57%[40-72%] 44%[31-56%] 18%  [13-23%] 9%  [6-11%]Diefenbach u. a. – 2009/2010 - 47% 20% 10% Differenz - 3% 2% 1% MFH, GMH, HH und Son-derbauten 

Alle AWOHM  – 2006 – Basisszenario[Szenario II, I] 47%[32-58%] 35%[24-44%] 15%  [11-19%] 7%  [5-9%]Diefenbach u. a. – 2009/2010 - 41% 23% 10% Differenz - 6% 8% 3% -1978 AWOHM  – 2006 – Basisszenario[Szenario II, I] 57%[37-73%] 44%[29-56%] 18%  [12-24%] 8%  [6-11%]Diefenbach u. a. – 2009/2010 - 48% 26% 11% Differenz - 4% 8% 3% 
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Der mit AWOHM bestimmte Anteil der Fensterbaualtersklassen im Jahr 2006 gemäß Wohneinheitenanzahl im Vergleich zu von Diefenbach u. a. (2010) ver-öffentlichten Daten (Anteil der Gebäude) zum Jahr 2009/2010 ist in Tabelle 105 dargestellt. Die AWOHM-Modellwerte (für „alle“ Gebäude) über-schreiten die Vergleichswerte für die Fensterbaualtersklasse bis 1984 um 18-22% (Anteil der Wohneinheiten bzw. Gebäude) und unterschreiten sie für die übrigen Baualtersklassen um 1-7%. Bei einer jährlichen Fenstermodernisie-rungsrate für den Bestand von 1,8% in der Periode 2005-2009 (Diefenbach u. a. 2010) kann nur die Abweichung der Baualtersklasse ab 2005 und ein Teil der Abweichung der Baualtersklasse bis 1984 durch diese erklärt werden. Für die übrigen Baualtersklassen wurde eine im Vergleich zu niedrige Sanierungs-rate für Fenster angesetzt. Insgesamt wird die bisherige Sanierungsaktivität bei den Fenstern im Gegensatz zu den Sanierungsaktivitäten an den anderen Gebäudehüllenelementen also unterschätzt. 
Tabelle 105: Anteil der Fensterbaualtersklassen im Jahr 2006 an allen Wohneinheiten gemäß AWOHM im Basisszenario [bzw. Szenario II, I] im Vergleich zu von Diefenbach u. a. (2010) veröffentlichten Daten (Anteil der Gebäude) zum Jahr 2009/2010  Baualters-klasse Datenherkunft Fensterbaualtersklasse-1984 1985-1989 1990-1994 1995-1999 2000-2004 Ab 2005Alle AWOHM – 2006 – Basis-szenario [Sz. II, I] 46%[60-38%] 8%[8-13%] 12%[7-14%] 15%[10-16%] 14%  [12-14%] 4%[4-4%]Diefenbach u. a. – 2009/2010 28% 12% 16% 19% 16% 9%Differenz 18% -4% -4% -4% -2% -5%-1978 AWOHM – 2006 – Basis-szenario [Sz. II, I] 55%[73-44%] 5%[4-12%] 11%[4-13%] 12%[5-14%] 12%  [10-13%] 5%[4-5%]Diefenbach u. a. – 2009/2010 33% 12% 16% 18% 13% 8%Differenz 22% -7% -5% -6% -1% -3%Der mit AWOHM bestimmte Anteil der Wohneinheiten im Jahr 2006 mit nach-träglicher energetischer Verbesserung der Gebäudehülle ist differenziert nach Gebäudetyp und Bauteil in Tabelle 106 angegeben und nicht bauteilspezifi-schen Vergleichswerten  gegenübergestellt. Bei allen Gebäudetypen liegen die Vergleichswerte zwischen den AWOHM-Anteilen für die nachträgliche Däm-mung von oberem Gebäudeabschluss und Außenwand. 
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Tabelle 106: Anteil der Wohneinheiten im Jahr 2006 mit nachträglicher energetischer Verbesserung der Gebäudehülle gemäß AWOHM im Basisszenario differenziert nach Gebäudetyp und Bauteil Gebäudetyp Fenster Ob. Gebäude-abschluss Wand Unt. Gebäu-deabschluss VergleichswertEFH 31% 25% 10% 5% 20% „Wärmeschutz nach Altbauanforde-rungen der EnEV für die gesamte Gebäudehülle“ (Diefenbach & Enseling 2007) RH 42% 32% 13% 6%MFH 41% 32% 13% 6%GMH 52% 42% 17% 8%HH 27% 21% 10% 5%MFH_NBL 72% 46% 24% 9% 40% Energetisch sanierte Sonderbauten in den neuen Bundesländern (Kret-schmer 2006) GMH_NBL 73% 45% 24% 8%HH_NBL 67% 42% 24% 8%
7.1.4 End- und Primärenergieverbrauch Gemäß Tabelle 107 werden auf nationaler Ebene der End- und der Primär-energieverbrauch in AWOHM im Vergleich zu exogenen Referenzwerten um 2% überschätzt. Ein Vergleich des Endenergieverbrauchs je Energieträger zeigt, dass Gas- und Ölverbrauch um 5% bzw. 7% überschätzt werden, wobei der Verbrauch an Holz u. a. erneuerbaren Energien sowie Steinkohle und Braunkohle unterschätzt wird. Da die SUF-Daten und damit der AWOHM-Startbestand nur die Hauptfeuerstätten und deren Energieträgerverbrauch berücksichtigen, ist dies plausibel. Nebenfeuerstätten wie Kamine und Kamin-öfen werden vernachlässigt. Entsprechend wird der Verbrauch von Holz (u. a. erneuerbaren Energien), das häufig in Nebenfeuerstätten verwendet wird, mit -47% Abweichung zum Referenzwert stark unterschätzt.   Im Gegensatz zu diesen strukturellen, systemgrenzenbedingten Abweichungen ist die durch nicht-deterministische Berechnungsvorschriften induzierte Unsi-cherheit, die basierend auf den Ergebnissen mehrerer Basisszenarien durch die maximale Abweichung vom Mittelwert quantifiziert wird, mit höchstens 2% gering. Diese kann den Zufallsziehungen der Anlagentechnik, Gebäudety-pen und Energieeffizienzeigenschaften der Gebäudehülle, für die ausschließ-lich die Häufigkeitsverteilung bekannt war (vgl. Abschnitt 5.3), zugeschrieben werden.  Die manuell definierten Szenarien I, II und III zeigen, dass die Variation der Lebensdauern bei der Erstellung des Startbestands durch die Verschiebung 
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der Sanierungszeitpunkte in der Vergangenheit Abweichungen im Vergleich zum Basisszenario von maximal 6% zur Folge hat, wohingegen eine Erhöhung der Raumsolltemperatur um 1°C mit ca. 10% einen größeren Einfluss hat. Die durch manuelle Parametervariationen bedingten Abweichungen sind einer-seits größer als die zufallsziehungsbedingten. Andererseits liegen sie in den meisten Fällen in derselben Größenordnung wie die Abweichungen von den Referenzwerten, sodass für einzelne Indikatoren entsprechende Nachjustie-rungen möglich wären. Diese führten allerdings wieder zu verstärkten Abwei-chungen bei anderen Indikatoren.  Tabelle 107: Vergleich von Endenergiebedarfsindikatoren auf nationaler Ebene für das Jahr 2006 für mehrere Szenarien gemäß AWOHM und mit exogenen Referenzwerten (eigene Berechnung; Datengrundlage für Referenzwerte: DIN EN 15603 2008; Statisti-sches Bundesamt 2008a; Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen e.V. 2012) Indikator auf Ebene 4 Ein-heit Mittelwertüber Basis-szenarien Refe-renz-wert Abweichung des Mittel-werts vom Referenzwert
Max. Abwei-chung vom Mittelwert in den Basisszen. 

Abweichungvom Mittelwert in SzenarioI II III Wohnflächenspezifischer Endenergiebedarf kWh/(m² a) 177,01 173,68 2% 0% -3% 4% 10%
 Gesamtprimärenergie-bedarf (inkl. erneuerbare Energien) EJ/a  3,12 3,10 1% 0% -3% 4% 9%
 Endenergiebedarf Gas EJ/a 1,04 0,99 5% 0% -3% 4% 10% Endenergiebedarf Öl EJ/a 0,78 0,73 7% 0% -3% 4% 10% Endenergiebedarf Strom EJ/a 0,12 0,12 -6% 0% -3% 3% 7% Endenergiebedarf Braunkohle EJ/a 0,02 0,02 -1% 1% -4% 3% 10% Endenergiebedarf Stein-kohle EJ/a 0,01 0,02 -67% 2% -3% 4% 10% Endenergiebedarf Fern-wärme EJ/a 0,19 0,15 23% 0% -2% 6% 10% Endenergiebedarf Holz u. a. erneuerbare Ener-gien EJ/a 0,11 0,21 -47% 0% -3% 3% 10%
 Anteil Holz u. a. erneuer-bare Energien am End-energiebedarf kWh/kWh  0,05 0,09 -48% 0% 0% -1% 0%

Auf Wohnungsebene reicht der Endenergieverbrauch gemäß Abbildung 25 von ca. 60 bis zu über 350 kWh/(m² a). Der nicht erneuerbare bzw. gesamte Pri-märenergieverbrauch reicht von ca. 0 bzw. 40 bis über 500 kWh/(m² a) und weist damit eine größere Spannbreite auf. Diese ist bedingt durch Unterschie-de im Anteil erneuerbarer Energien und in der Effizienz der Energieversor-gungsketten. Die rechten Enden der Primärenergieverbrauchsverteilungen 
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können bspw. auf die Verwendung von Elektrizität als Energieträger hinwei-sen. Der große Anteil an Wohnungen mit einem überdurchschnittlichen End-energieverbrauch, d. h. größer als 177 kWh/(m² a), verdeutlicht die Notwen-digkeit und die Potenziale energetischer Modernisierungen im Wohngebäude-bestand. Die durch nicht-deterministische Berechnungsvorschriften induzierte Unsicherheit der Verteilungskurven, operationalisiert durch die relative Ab-weichung der Wohnungsanzahl bei vorgegebenem Energieverbrauch (vgl. „Obergrenzen“ und „Untergrenzen“ in Abbildung 25), ist deutlich niedriger als die Schwankungsbreite des Energieverbrauchs (d. h. der relativen Abweichung vom Mittelwert) im Gebäudebestand.  

Abbildung 25: Unter- und Obergrenzen der Häufigkeiten von Wohneinheiten in Abhängigkeit vom Energieverbrauch für Raumwärme und Warmwasser im Jahr 2006 differenziert nach Endenergie sowie nicht erneuerbarer und gesamter Primärenergie bei der Simulation von 20 Basisszenarien 
7.1.5 Luftschadstoff- und Treibhausgasemissionen Als Folge der durch die Nichtberücksichtigung von Nebenfeuerstätten indu-zierten Unterschätzung des Verbrauchs von Holz u. a. erneuerbaren Energie-trägern (vgl. Abschnitt 7.1.4) werden im Vergleich zu exogenen Referenzwer-
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ten gemäß Tabelle 108 die CO2-Emissionen exkl. bzw. inkl. Biomasse185 auf na-tionaler Ebene geringfügig über- bzw. unterschätzt. Während die Emissionen an SO2 und NOx um 4% unterschätzt werden, treten bei Emissionen an CH4, VOC, NMVOC und PM größere Unterschätzungen auf, was durch hohe Emissi-onsfaktoren von häufig als Nebenfeuerstätten eingesetzten Festbrennstofffeu-erungen erklärbar ist. Bei der Beurteilung dieser Unsicherheiten sollte berück-sichtigt werden, dass die Unsicherheiten der verwendeten Emissionsfaktoren in einigen Fällen auch relativ hoch sind, bspw. über 60% bei NMVOC, 20-90% bei SO2, 20-70% bei NOx und VOC sowie mehr als 20% bei CH4 und PM (Struschka u. a. 2008). Die durch nicht-deterministische Berechnungsvor-schriften induzierten Abweichungen vom Mittelwert sind im Vergleich zur Ge-samtunsicherheit mit maximal 2% gering. Die manuell definierten Szenarien I, II und III zeigen analog zum Energieverbrauch Abweichungen von maximal 10% und sind damit größer als die zufallsziehungsbedingte Unsicherheit sowie je nach Indikator kleiner oder größer als die Gesamtunsicherheit. Tabelle 108: Vergleich von Luftschadstoff- und Treibhausgasemissionsindikatoren auf nationaler Ebene für das Jahr 2006 für mehrere Szenarien gemäß AWOHM und mit exo-genen Referenzwerten (eigene Berechnung; Datengrundlage für Referenzwerte: Statisti-sches Bundesamt 2008a; Umweltbundesamt 2012a, 2012c); km² entsprechen der Sied-lungsfläche für Wohnzwecke Indikator auf Ebene 4 (Typ-A-Aggregat) Einheit Mittelwert über Basis-szenarien Referenz-wert Abweichung vom Refe-renzwert Unsicher-heit gemäß Struschka u. a. (2008)
Max. Abwei-chung vom Mittelwert in den Basisszen. 

Abweichung vom Mittelwert in Szenario Emissionen an  I II III CO2 (inkl. Biomasse)  Tg/a 128,51 133,10 -3% - 0% -3% 4% 10% CO2 (exkl. Biomasse)  Tg/a 117,74 113,44 4% - 0% -3% 4% 10% CH4  Gg/a 11,86 25,46 -53% >20% 2% 0% 0% 9% NOx  t/(km² a) 0,06 0,06 -4% 20%-70% 0% -5% 5% 9% SO2  t/(km² a) 0,05 0,05 -4% 20%-90% 0% -4% 4% 10% VOC  t/(km² a) 0,01 0,03 -58% 20%-70% 2% -4% 2% 9% NMVOC  t/(km² a) 0,01 0,03 -58% >60% 2% -4% 2% 9% PM  t/(km² a) 0,01 0,02 -36% >20% 1% -4% 3% 10%Gesundheitliche Auswirkungen und Schäden durch Luftschadstoffe hängen großteils von der Exposition ab. Bspw. reichen Schadensschätzungen für PM-
185 In dieser Arbeit werden Emissionen exkl. bzw. inkl. Emissionen aus Biomasse auch verkürzt als Emissionen exkl. bzw. inkl. Biomasse bezeichnet. 
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Emissionen aus Kleinfeuerungen in Deutschland von 20 k€/t außerorts über 36 k€/t in Städten bis zu 100 k€/t in Großstädten (Maibach u. a. 2007).  Daher wurden die auf die Siedlungsfläche für Wohnzwecke bezogenen Emissi-onen an NOx, SO2, VOC, NMVOC und PM auf Gemeindeebene berechnet und an-schließend räumlich aggregiert (vgl. Abschnitt 6.1.4). Mittelwert und maximale Abweichung vom Mittelwert für 20 Basisszenarien sind in Tabelle 109 ange-geben.  Tabelle 109: Mittelwert, 90%-Quantil und Maximum von Luftschadstoffemissionen auf Gemeindeebene als Mittelwert über 20 Basisszenarien sowie als Maximum des Betrags der relativen Abweichung von diesem Mittelwert 
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<5 95 1% 85 1% 65 3% 40 4% 38 4% 5-20 72 1% 59 1% 37 5% 21 7% 21 4% 20-100 85 0% 57 1% 23 5% 12 7% 10 7% 100-500 26 1% 14 2% 4 7% 2 14% 1 19% ≥500 98 2% 79 3% 31 17% 20 24% 16 27% <20 40 1% 38 1% 23 5% 14 9% 11 6% Alle 83 1% 73 1% 52 2% 32 4% 30 4% 
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<5 158 1% 146 3% 130 4% 82 5% 73 7% 5-20 109 1% 94 2% 58 6% 32 4% 30 2% 20-100 123 1% 85 1% 35 4% 19 7% 18 4% 100-500 40 2% 23 2% 6 13% 2 16% 1 21% ≥500 167 2% 132 4% 59 21% 40 29% 30 30% <20 63 1% 62 1% 32 6% 19 11% 16 6% Alle 121 1% 105 1% 93 4% 57 5% 52 3% 
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<5 4.897 2% 3.854 3% 2.970 13% 1.861 21% 1.664 15% 5-20 2.306 4% 1.368 8% 1.327 21% 803 30% 865 21% 20-100 1.186 2% 638 7% 555 20% 305 38% 233 26% 100-500 56 3% 30 3% 8 26% 4 28% 2 61% ≥500 231 2% 183 4% 82 21% 56 29% 42 30% <20 125 1% 117 2% 60 8% 35 12% 27 12% Alle 4.897 2% 3.854 3% 2.970 13% 1.861 21% 1.664 15% Wie erwartet steigt die Unsicherheit bzw. die maximale Abweichung in den Modellergebnissen von (räumlichen) Mittelwerten zu 90%-Quantilen und Ma-xima. Zudem steigt die Unsicherheit der Mittelwerte mit steigender Gemeinde-größenklasse aufgrund geringerer Fallzahlen mit Abweichungen von mehr als 10% für VOC, NMVOC und PM. Gemeinden mit 100.000 bis 500.000 Einwoh-
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nern weisen die niedrigsten spezifischen Emissionen auf. Ein Grund könnte ein niedrigerer Anteil an Festbrennstoffen in größeren Gemeinden sein. Ein Ver-gleich von Mittelwerten, 90%-Quantilen und Maxima zeigt, dass 90%-Quantile grob den doppelten und Maxima grob den 50-fachen Mittelwerten entspre-chen. In letzterem Falle steigen die Unsicherheiten aber grob nur auf das Sechsfache. Die auf 20 Basisszenarien basierenden Korridore (definiert durch „Obergren-zen“ und „Untergrenzen“) für die Häufigkeitsverteilungen der durch die Wär-menutzung bedingten direkten  Emissionen an CO2 (inkl. bzw. exkl. Biomasse), NOx, SO2, NMVOC und PM sind in Abbildung 26 dargestellt. Die Breite der Ver-teilungen, bspw. 0 bis ca. 80 (kg CO2)/(m² a), 0 bis ca. 50 (g NOx)/ (m² a), 0 bis ca. 70 (g SO2)/(m² a) und 0 bis ca. 6 (g PM)/(m² a) verdeutlichen die Emissi-onsreduktionspotenziale energetischer Modernisierungen im Wohngebäude-bestand. Sie zeigt allerdings auch, dass für drastische Emissionsreduktionen auf nationaler Ebene auch weitere Verbesserungen an Gebäuden mit unter-durchschnittlichen spezifischen Emissionen notwendig sind. Die relativ große Anzahl von Wohnungen mit keinen direkten Luftschadstoff- und CO2-Emissionen exkl. Biomasse resultiert aus der Verwendung der Energieträger Fernwärme und Elektrizität. Die zusätzlichen Wohnungen beim Übergang von CO2-Emissionen exkl. zu denjenigen inkl. Biomasse resultieren aus der biomas-sebasierten Wärmebereitstellung. Die Wohnungen mit knapp über 3 (kg CO2)/ (m² a) resultieren aus hoher Energieeffizienz der Gebäudehülle und/oder niedrigen (aber positiven) Emissionsfaktoren der Wärmeerzeuger. 
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Abbildung 26: Unter- und Obergrenzen der Häufigkeiten von Wohneinheiten in Abhängigkeit von den direkten Emissionen für Raumwärme und Warmwasser im Jahr 2006 differenziert nach CO2 inkl./exkl. Emissionen aus Biomasse (oben), CH4, NOx, SO2, NMVOC und PM (unten) bei der Simulation von 20 Basisszenarien 
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Abbildung 27 zeigt den Anteil der PM-, CO2-, NOx-, SO2-, VOC- und NMVOC-Emissionen des Emissionskatasters für Bayern (nicht genehmigungspflichtige Anlagen, 2000), der von den AWOHM-Ergebnissen (nur Wohngebäude) im Jahr 2006 auf Kreisebene abgedeckt wird. Da die nicht genehmigungspflichti-gen Anlagen nicht nur Wohngebäude, sondern auch Gewerbe-, Handels- und Dienstleistungsgebäude abdecken, sollten die Anteile trotz des Vergleichs der Jahre 2006 und 2000 100% nicht überschreiten. In Bezug auf die PM-Emissionen sind die Modellergebnisse daher für ca. 20 Kreise (von 96) unplausibel. Für die übrigen Kreise und Emissionsarten kann dies nicht gefol-gert werden. Hervorzuheben ist, dass die Bedeutung der Wohngebäude unter den nicht genehmigungspflichtigen Anlagen in der Mehrzahl der bayerischen Kreise von PM über CO2, NOx, SO2, VOC zu NMVOC abnimmt. 

Abbildung 27: Anteil von Luftschadstoff- und Treibhausgasemissionen des Emissionskatasters für Bayern (nicht genehmigungspflichtige Anlagen, 2000), der von den AWOHM-Emissionen (nur Wohngebäude) im Jahr 2006 auf Kreisebene abgedeckt wird (eigene Berechnung; Datengrundlage für Vergleichswerte: Bayerisches Landesamt für Umwelt 2000) Abbildung 28 zeigt den Betrag maximaler Kenngrößenabweichung von dem zugehörigen Mittelwert  bei der Simulation von 20 Basisszenarien für mehrere 
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Kenngrößen auf Wohnungsebene im Jahr 2006. Auf der Ebene einzelner Woh-nungen liegt der Betrag der maximalen Abweichung des Endenergiever-brauchs für 90% der Gebäude (nur) unter 50%. Damit sind Aussagen auf Mik-roebene, im Gegensatz zu Aussagen über die Häufigkeitsverteilung von Kenn-größen auf Mikroebene, mit großen Unsicherheiten verbunden. Diese Unsi-cherheiten nehmen ausgehend vom Endenergieverbrauch über die Wärmekos-ten der Mieter sowie Emissionen an CO2, SO2, PM, NMVOC und NOx bis zu Emissionen an CH4 zu bzw. über den Primärenergieverbrauch bis zum Haus-haltsnettoeinkommen abzüglich Energiekosten für Selbstnutzer und Mieter ab.  

Abbildung 28: Betrag maximaler Kenngrößenabweichung von dem zugehörigen Mittelwert bei der Simulation von 20 Basisszenarien für mehrere Kenngrößen auf Wohnungsebene im Jahr 2006 in Abhängigkeit vom Anteil der betrachteten Wohneinheiten; Energiekosten beziehen sich auf Raumwärme und Warmwasser; HHNEK: Haushaltsnettoeinkommen; M: Mieter; SN: Selbstnutzer  
7.1.6 Verfügbares Einkommen nach Wohnen Tabelle 110 zeigt Mittelwert und 20%-Quantil des mittleren verfügbaren Ein-kommens nach Wohnen für das Jahr 2006 differenziert nach Selbstnutzern und Mietern (vgl. Abschnitt 6.1.5). Bei Selbstnutzern wurde dabei das Haus-haltsnettoeinkommen abzüglich Energiekosten für Raumwärme und Warm-wasser angesetzt. Im Falle der Mieter wurde zudem die Kaltmiete abgezogen. 
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Diese Kennwerte, die auch in die nachhaltigkeitsorientierte Bewertung einflie-ßen, sind in dem Sinne stabil, dass bei 20 Basisszenarien die maximale Abwei-chung vom Mittelwert maximal 0,2% beträgt und auch beim Vergleich der Szenarien I, II und III maximal eine Abweichung von -1,2% auftritt. Letztere resultiert aus einer Erhöhung der Raumsolltemperatur um 1°C. Die Unsicher-heit der 20%-Quantile, d. h. der Kennwerte für einkommensschwache Haus-halte, ist ca. doppelt so groß wie diejenige der Mittelwerte. Tabelle 110: Vergleich von Indikatoren der Einkommensverteilung nach Wohnen auf nationaler Ebene für das Jahr 2006 für mehrere Szenarien gemäß AWOHM; WW: Warmwasser; *: im Jahr 2006 ist diese 0 Indikator auf Ebene 4 (Typ-A-Aggregat) Einheit Mittel-wert über Basissze-narien
Max. Abwei-chung vom Mittelwert in den Basisszen. 

Abweichung vom Mittelwert in Szena-rio  I II III Mittleres verfügbares Einkommen von Selbstnut-zern abzüglich Energiekosten für Raumwärme und WW sowie der Abnutzung der Investition* €/(Monat Person) 1.094 0,0% 0,2% -0,2% -0,5%
 20%-Quantil des verfügbaren Einkommens von Selbstnutzern abzüglich Energiekosten für Raumwärme und WW sowie der Abnutzung der Investition* 

€/(Monat Person) 561 0,1% 0,3% -0,3% -0,9%
 Mittleres verfügbares Einkommen von Mietern abzüglich Energiekosten für Raumwärme und WW sowie Kaltmiete €/(Monat Person) 695 0,0% 0,2% -0,3% -0,6%
 20%-Quantil des verfügbaren Einkommens von Mietern abzüglich Energiekosten für Raumwär-me sowie Kaltmiete €/(Monat Person) 283 0,2% 0,3% -0,6% -1,2%

Abbildung 29 zeigt die Häufigkeitsverteilung der Haushaltsnettoeinkommen auf Haushaltsebene differenziert nach Selbstnutzern und Mietern. Der Modal-wert ist bei Selbstnutzern und Mietern mit ca. 1.000 €/(Monat Person) relativ ähnlich, wobei bei Selbstnutzern wegen der Verteilungsform ein höherer Mit-telwert zu erwarten ist. Auch die Verschiebung durch Abzug der Energiekosten ist relativ ähnlich. Durch den Abzug der Kaltmiete ist bei Mietern eine weitere Verschiebung zu erkennen, der allerdings bei Selbstnutzern entsprechende, in AWOHM nicht berücksichtigte Aufwendungen gegenüberstehen. Die Vertei-lungskurven sind sowohl für Selbstnutzer als auch für Mieter hinsichtlich der durch nicht-deterministische Berechnungsvorschriften induzierten Unsicher-heiten stabil.   
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Abbildung 29: Unter- und Obergrenzen der Häufigkeiten von Haushalten in Abhängigkeit vom Haushaltsnettoeinkommen im Jahr 2006 differenziert nach Selbstnutzer und Mieter ohne Abzug, abzüglich Energiekosten für Raumwärme und Warmwasser sowie abzüglich der Warmmiete (nur bei Mietern) bei der Simulation von 20 Basisszenarien 
7.1.7 Warme Nebenkosten  In AWOHM stehen neben den berechneten Energiekosten für Raumwärme und Warmwasser im Jahr 2006 für vermietete Wohnungen auch im SUF des Mikro-zensus 2006 angegebene warme Nebenkosten zur Verfügung, die zur Plausibi-lisierung auf Haushaltsebene herangezogen werden können. Die Gegenüber-stellung der jeweiligen Häufigkeitsverteilungen in Abbildung 30 zeigt eine prinzipiell gute Übereinstimmung der warmen Nebenkosten gemäß Mikrozen-sus 2006 mit den AWOHM-Modellergebnissen, obwohl die Systemgrenzen voneinander abweichen können (vgl. nächster Absatz). Die warmen Nebenkos-ten werden jedoch tendenziell unterschätzt, was u. a. durch eine Unterschät-zung der Energiepreise oder des Energieverbrauchs erklärt werden kann. Am häufigsten sind in beiden Fällen Kosten von 10 bis 20 €/(m² a). Werte unter 3 
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und über 30 €/(m² a) sind dagegen selten. Anhand des auf 20 Basisszenarien basierenden Korridors für die Häufigkeitsverteilung der berechneten Energie-kosten wird zudem ersichtlich, dass diese Verteilung relativ stabil ist.    

Abbildung 30: Vergleich der Energiekosten für Raumwärme und Warmwasser  in vermieteten Wohnungen anhand der Unter- und Obergrenze der Anzahl an Wohnungen gemäß AWOHM im Jahr 2006 bei der Simulation von 20 Basisszenarien und den im SUF des Mikrozensus 2006 angegebenen warmen Nebenkosten  Abbildung 31 zeigt den Korridor der Häufigkeitsverteilungen des Verhältnisses der berechneten Energiekosten zu den im Mikrozensus 2006 angegebenen warmen Nebenkosten für das Jahr 2006. Das Verhältnis reicht von 0 bis 500% mit einem Modalwert von 70%. 39% der Haushalte haben ein Verhältnis zwi-schen 70% und 130%, 64% zwischen 50 und 150% und 88% zwischen 20 und 180%. Die Gründe für diese Abweichungen sind vielfältig. Da es sich um von den Befragten angegebene warme Nebenkosten handelt, basieren sie auf Ver-brauchswerten, aber etwaige Nachzahlungen sind ggf. nicht berücksichtigt. Energiekosten für die Warmwasserbereitung und Nebenfeuerstätten sind manchmal beinhaltet und manchmal nicht. Außerdem beziehen sich die Kosten teilweise auf überholte Nutzungsverhältnisse. Zudem berücksichtigen die SUF-Daten im Gegensatz zu AWOHM regionale und vertragsabhängige Unterschie-de in Energiepreisen, Nutzerverhalten (Innenraumtemperaturen, Warmwas-
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serverbrauch, Lüftung, innere Wärmegewinne etc.), Variationen in Außentem-peraturen und Solarstrahlungen, die tatsächliche technische Gebäudespezifika-tion (ohne Zufallsziehungen) etc. Die Spannweite des Korridors zeigt, dass die Verteilung wiederum relativ stabil ist. Aussagen auf Mikroebene sind aller-dings mit Bedacht zu interpretieren. 

Abbildung 31: Unter- und Obergrenzen der Anzahl an Wohnungen in Abhängigkeit vom Verhältnis von in AWOHM für das Jahr 2006 berechneten Energiekosten für Raumwärme und Warmwasser zu den im SUF des Mikrozensus 2006 angegebenen warmen Nebenkosten bei der Simulation von 20 Basisszenarien 
7.1.8 Schlussfolgerungen Ein zentrales Problem bei der Modellierung ist die Validierung bzw. Plausibili-sierung. Exogene Daten zur Plausibilisierung stehen überwiegend auf nationa-ler Ebene zur Verfügung. Ein Vergleich von Wohnflächen und Wohneinheiten-anzahl aus AWOHM mit exogenen Daten zeigte auf nationaler und auf Bundes-landebene geringe Abweichungen. Bei weiterer Differenzierung nach Gebäude-typen und Baualtersklassen nahmen die Abweichungen allerdings zu, wobei auch die Verlässlichkeit der exogenen Daten sank. Ein Vergleich der Wärmeer-zeugeranzahl mit exogenen Daten zeigte für AWOHM eine größere Anzahl an Öl- und Gaskesseln sowie mit Holz, Pellets und Braunkohlebriketts befeuerten Heizkesseln. Häufig als Nebenfeuerstätten eingesetzte und auf Steinkohlebri-
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ketts, Steinkohle oder Steinkohlekoks basierende Wärmeerzeuger wurden da-hingegen unterschätzt. Der Anteil der Wohneinheiten mit nachträglicher ener-getischer Verbesserung von oberem und unterem Gebäudeabschluss sowie Außenwänden zeigt nur geringe Abweichungen zu exogenen Daten. Bei Fens-tern wurde die bisherige Sanierungsaktivität dahingegen unterschätzt, sodass ceteris paribus von einer leichten Überschätzung der verbleibenden Einspar-potenziale ausgegangen werden kann.  Die Abweichungen des Endenergieverbrauchs von Vergleichswerten der nati-onalen Energiebilanz sind kleiner als 7% für die Energieträger Öl, Gas, Elektri-zität und Braunkohle sowie 23% für Fernwärme. Der Verbrauch an Holz (u. a. erneuerbaren Energien) sowie Steinkohle wird dahingegen um 47% bzw. 67% unterschätzt, da Nebenfeuerstätten (häufig Kamine und Kaminöfen) in AWOHM, bedingt durch die Datenlage, nicht berücksichtigt wurden. Obwohl diese Energieträger hinsichtlich des Energieverbrauchs (im Falle von Holz bzw. Holzpellets noch) von untergeordneter Bedeutung sind, verursacht deren Unterschätzung beträchtliche Abweichungen in den Schätzungen derjenigen Luftschadstoffemissionen, für die Nebenfeuerstätten eine Hauptquelle sind. Daher werden die NMVOC- und PM-Emissionen um 58% bzw. 37% unter-schätzt. Die Unsicherheit für die Emissionen an NOx, SO2 und CO2 sind dahin-gegen auf nationaler Ebene kleiner als 4%.  Ein Vergleich auf Kreisebene zeigte für Bayern, dass die Luftschadstoffemissi-onen aus Wohngebäuden gemäß AWOHM in den meisten Fällen die exogene obere Schranke von Emissionen für nicht genehmigungspflichtige Anlagen, die auch Nicht-Wohngebäude betreffen, nicht überschreiten. Bez. der Häufigkeits-verteilung der Energiekosten in deutschen Haushalten zeigen die AWOHM-Ergebnisse bei leichter Unterschätzung eine gute Übereinstimmung mit den von Mietern im SUF 2006 angegebenen warmen Nebenkosten. Die Gegenüber-stellung von Energiekosten und angegebenen warmen Nebenkosten auf Haus-haltsebene zeigt allerdings Abweichungen von -100% bis +500%. Für 39%, 64% bzw. 88% aller Haushalte liegt diese Unsicherheit nur bei +/-30%, 
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+/-50% bzw. +/-80%. Daher sollten die Modellergebnisse nicht für Aussagen zu individuellen Haushalten, sondern für Aussagen zu Haushaltsgruppen ge-nutzt werden.  Manuell definierte Szenarien Durch die Variation der Sanierungszyklen, der Wohneinheitenanzahl pro Eta-ge, der Wärmeerzeugeranzahl pro Wohneinheit und der Raumsolltemperatur können die Abweichungen zu einigen der zur Plausibilisierung von AWOHM herangezogenen Daten reduziert werden. Bspw. können durch eine Erhöhung der Raumsolltemperatur um 1°C die Emissionen um ca. 10% erhöht werden. In der Folge sinkt die Unterschätzung der PM-Emissionen. Allerdings steigen da-mit auch die Emissionen zuvor bereits überschätzter Emissionsarten wie bspw. CO2 (exkl. Biomasse) weiter an. Zufallsziehungsbedingte Unsicherheit Die integrierte Abbildung von Gebäuden und Haushalten auf Mikroebene er-fordert die Kombination mehrerer Datensätze. Die hierfür notwendigen An-nahmen induzieren jedoch Unsicherheiten. In AWOHM wurden Datensätze un-terschiedlicher Quellen auf Mikroebene über Zufallsziehungen, d. h. nicht-deterministische Modellgleichungen, zugeordnet. Der hierdurch bedingte An-stieg in der Unsicherheit kann weder den Datenunsicherheiten noch den Mo-dellunsicherheiten (vgl. Abschnitt 5.6.2) klar zugeordnet werden. Die Ergeb-nisse zeigen, dass die zufallsziehungsbedingten Unsicherheiten der strukturel-len Daten und der Indikatoren des Startbestands nicht vernachlässigbar sind und stark zwischen den analysierten Parametern sowie den räumlichen Auflö-sungen variieren. Daher war eine intensive Plausibilisierung des Startbestands notwendig, um eine Basis für die Interpretation simulierter dynamischer Ent-wicklungspfade zu schaffen. Zufallsziehungen wurden für die Bestimmung des Gebäudetyps, der Wärmeerzeugertypen und der energetischen Qualität der Gebäudehüllenkomponenten eingesetzt. Entsprechend sind die Unsicherheiten für Indikatoren am größten, die sensitiv auf Variationen in all diesen Bereichen 
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reagieren, wie bspw. bei den Luftschadstoffemissionen. Für die meisten End-energieträger und damit auch Energiekosten, verfügbares Einkommen nach Wohnen sowie CO2-Emissionen liegt die zufallsziehungsbedingte Unsicherheit auf nationaler Ebene unter 1%. Die höchsten zufallsziehungsbedingten Unsi-cherheiten ergaben sich für Emissionen an VOC, NMVOC und PM, die sowohl von Gebäudetyp und -hülle als auch vom Wärmeerzeugertyp maßgeblich be-einflusst werden. Die Unsicherheit steigt, wenn die räumliche Auflösung auf Gemeindeebene mit anschließender Aggregation differenziert nach Gemeinde-größenklassen erhöht wird. Dabei hängt die Höhe der Unsicherheit neben dem Indikator auch von der Gemeindegrößenklasse und der Aggregationsfunktion ab, mit der höchsten Unsicherheit für die Maxima, gefolgt von den 90%-Quantilen und den Mittelwerten. Doch selbst für die Maxima sind die Unsi-cherheiten niedriger als diejenigen der verwendeten Emissionsfaktoren.  Die Häufigkeitsverteilungen für End- und Primärenergieverbrauch, Treibhaus-gas- und Luftschadstoffemissionen, Energiekosten, das Verhältnis von berech-neten zu im SUF 2006 angegebenen Energiekosten, Haushaltsnettoeinkommen abzüglich Energiekosten bzw. Warmmiete – jeweils je Haushalt – weisen alle-samt, im Gegensatz zu den Ergebnissen auf Mikroebene, geringe zufallszie-hungsbedingte Unsicherheiten auf.  Insgesamt sind die zufallsziehungsbedingten Unsicherheiten von ähnlicher Größe wie andere den Daten inhärente Unsicherheiten und sind somit kein Ausschlusskriterium für die Nutzung räumlich oder anderweitig differenzier-ter Modellergebnisse. Die Daten sollten allerdings nicht überinterpretiert wer-den. Zufallsziehungen induzieren immer Unsicherheiten, die für einzelne Ob-jekte groß sind, aber mit zunehmender Stichprobengröße abnehmen. Je aggre-gierter demnach die verwendeten Modellergebnisse sind, desto niedriger ist die Unsicherheit. Ein Vorteil des Ansatzes ist diesbezüglich (vorbehaltlich der Annahmen) die Quantifizierbarkeit der Unsicherheiten.   
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Fazit Insgesamt erzeugt das Bottom-Up-Modell AWOHM plausible Ergebnisse für den Startbestand im Jahr 2006, wobei teilweise systemgrenzenbedingte Prob-leme auftreten. Daher sollte auf die adäquate Interpretation der Modellergeb-nisse geachtet werden. AWOHM stellt für die Umweltpolitikgestaltung wert-volle Informationen auf aggregierter nicht notwendiger Weise nur nationaler Ebene zur Verfügung. Eine Anwendung von AWOHM für die Analyse konkreter individueller Haushalte und Gebäude sollte allerdings wegen zu großer Unsi-cherheiten unterbleiben.  
7.2 Technisches Potenzial Dieser Abschnitt hat einen Bezug zu folgenden (Teil-)Forschungsfragen: 

• Wie groß sind die technischen Reduktionspotenziale für Treibhausgas- und Luftschadstoffemissionen sowie den Primärenergieverbrauch? 
• Hinsichtlich welcher Teilbereiche der Nachhaltigkeitsbewertung treten Zielkonflikte auf? In Abschnitt 7.2.1 werden Szenarien definiert, mittels derer in Abschnitt 7.2.2 bis zum Jahr 2030 die technischen Minderungspotenziale für die mit der Nut-zung des Wohngebäudebestands in Deutschland verbundenen Emissionen an Treibhausgasen und Luftschadstoffen sowie für den Primärenergieverbrauch abgeschätzt  werden. Das technische Potenzial sei definiert als maximale Emis-sionsminderung bzw. Primärenergieverbrauchsreduktion bei den in AWOHM vorgegebenen technischen Möglichkeiten und Beibehaltung der zeitlichen Kopplung von Modernisierungsmaßnahmen an die Sanierungszyklen von Ge-bäudehülle und Anlagentechnik. Dabei werden die Treibhausgase CO2 und CH4, die Luftschadstoffe PM, NOx, SO2 und NMVOC sowie der nicht erneuerbare und der gesamte Primärenergieverbrauch unterschieden. Durch die Bestimmung der technischen Minderungspotenziale können u. a. Zielkonflikte zwischen den technischen Potenzialen aufgedeckt, ein Kompromiss zwischen den Zielkon-flikten als „das“ technische Minderungspotenzial definiert und somit Ver-
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gleichswerte bzw. Obergrenzen für ökonomische und ausschöpfbare Potenzia-le bestimmt werden. Die mit AWOHM bestimmten Minderungspotenziale wer-den, soweit möglich, in Abschnitt 7.2.3 mittels Literaturdaten plausibilisiert. Auf die Identifizierung von Abhängigkeiten auf Mikroebene gemäß dem in Ab-schnitt 6.2.6 beschriebenen Ansatz wird in Abschnitt 7.2.4 eingegangen.  
7.2.1 Szenarien Tabelle 111 ist die Definition neun technischer Potenzialszenarien zu entneh-men, d. h. derjenigen Szenarien, die zur Bestimmung der technischen Potenzia-le eingesetzt werden. Die Definition erfolgt in Bezug auf die Basisszenarien (vgl. Tabelle 99 in Abschnitt 7.1), wobei nur von den Basisszenarien abwei-chende Szenarioelemente spezifiziert werden. Die Abweichungen beschränken sich auf die Entscheidungsansätze, die die Grundlage für die Entscheidung der als Akteure abgebildeten Gebäudeeigentümer bilden. Jedem Szenario, das zur Bestimmung eines technischen Potenzials eingesetzt wird, wird ein entspre-chender Potenzialakteurstyp zugeordnet (vgl. Abschnitt 5.4.4). Bspw. handeln im Szenario TP 186 PM alle Gebäudeeigentümer gemäß dem Entscheidungsan-satz Min PM, d. h. sie wählen diejenige Kombination aus Gebäudehülle und/oder Anlagentechnik, die zu den niedrigsten durch die Bereitstellung von Raumwärme und Warmwasser bedingten direkten PM-Emissionen des Ge-bäudes führt. Im Falle von CO2, CH4, NOx, SO2, NMVOC, nicht erneuerbarem Primärenergieverbrauch und (gesamtem) Primärenergieverbrauch erfolgt die Szenariodefinition analog. Da Zielkonflikte zwischen diesen Potenzialen exis-tieren können, wird mit dem Szenario TP Kompromiss ein Kompromiss zwi-schen diesen angestrebt. Die genaue Spezifikation dieses Szenarios und des zugrundeliegenden Potenzialakteurstyps erfolgt in Abhängigkeit von den auf-gedeckten Zielkonflikte.   
186 TP steht für Technisches Potenzial. 
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Tabelle 111: Definition der Szenarien zur Bestimmung der technischen Potenziale (tech-nische Potenzialszenarien) durch Spezifikation der von den Basisszenarien abweichen-den Szenarioelemente Kürzel Szenarioname (TP: Technisches Potenzial) Entscheidungsansätze (alle Eigentümerstrukturen) T1 TP CO2 Min CO2T2 TP CH4 Min CH4T3 TP NOx Min NOxT4 TP SO2 Min SO2T5 TP NMVOC Min NMVOCT6 TP PM Min PMT7 TP Primärenergie nicht erneuerbar Min nicht erneuerbarer Primärenergiebedarf T8 TP Primärenergie  Min PrimärenergiebedarfT9 TP Kompromiss Technischer Kompromiss
7.2.2 Emissionsminderungs- und Energieeinsparpotenziale Die Reduktionen der direkten187 Luftschadstoff- und Treibhausgasemissionen sowie des Primärenergieverbrauchs sind für die technischen Potenzialszenari-en in Tabelle 112 angegeben. Zum Zwecke der Plausibilisierung wird zudem die Endenergieverbrauchsreduktion ausgewiesen. Die Reduktionen beziehen sich auf die Bereitstellung von Raumwärme und Warmwasser von 2006 bis 2030. Die technischen Reduktionspotenziale im Bereich Wärmenutzung in Wohngebäuden liegen für Treibhausgasemissionen bei 49% für CO2 und 73% für CH4, für Luftschadstoffemissionen bei 85% für SO2, 75% für NOx, 79% für PM und 71% für NMVOC. Die Reduktionspotenziale des gesamten bzw. nicht erneuerbaren Primärenergiebedarfs liegen bei 46% bzw. 76%. Die maximalen Minderungen des Endenergieverbrauchs und der Emissionen an CO2 exkl. Bi-omasse entsprechen nur Näherungen des technischen Potenzials und betragen 41% und 85%.  
187 Zur Quantifizierung der gesamten Umweltentlastung müssten die indirekten Emissionen berücksichtigt werden. In AWOHM werden diese nicht berücksichtigt (Quellenprinzip), da die Luftschadstoffemissionen auf die Siedlungsfläche für Wohnzwecke bezogen werden und nicht davon ausgegangen werden kann, dass die indirekten Emissionen im Wohngebiet anfallen. Im Falle von CO2 führt diese Wahl der Systemgrenzen allerdings insbesondere bei den Energieträgern Elektrizität und Fernwärme zu Interpretationsproblemen in Bezug auf das technische Potenzial. Ein Wechsel zu Elektrizität und Fernwärme wird allerdings in AWOHM ausgeschlossen, sodass die Auswirkungen auf die simulierten Sanierungsentscheidungen vernach-lässigbar sind. Vgl. Abschnitt 8.2 (Kritische Würdigung des Modells). 
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Tabelle 112: Reduktionen der direkten verbrennungsbedingten CO2-, CH4-, NOx-, SO2-, NMVOC- und PM-Emissionen sowie des End- und Primärenergieverbrauchs des Wohn-gebäudebestands in Deutschland für Raumwärme und Warmwasser von 2006 bis 2030 in den technischen Potenzialszenarien                   Indikator      Szenario 

Reduktion bis 2030 in Bezug auf 2006 [%]Emissionen Energieverbrauch 
CO 2  CO 2 (ex

kl. 
Biomas

se)  
CH 4 NO x SO 2 NMVOC

 
PM End Primär

  
(nicht 

ern.) 
Primär

  
(gesam

t) 

TP CO2 49 49 -4 75 85 71 79 41 44 42 TP CH4 42 42 73 46 84 67 79 39 42 41 TP NOx  49 49 -4 75 85 71 79 41 43 42 TP SO2 49 49 -4 75 85 71 79 41 43 42 TP NMVOC 48 47 11 66 85 71 79 41 43 42 TP PM 49 49 -4 75 85 71 79 41 44 42 TP Primärenergie nicht erneuerbar 14 85 64 -28 77 61 43 37 76 46 TP Primärenergie  15 85 64 -26 77 61 44 37 76 46 TP Kompromiss 49 49 -4 75 85 71 79 41 43 42 Min 14 42 -4 -28 77 61 43 37 42 41 Max 49 85 73 75 85 71 79 41 76 46 
Die Reduktionpotenziale sind (neben Abbruch und Neubau) auf energetische Modernisierungen der Gebäudehüllen, Erhöhungen der Jahresnutzungsgrade der Wärmeversorgungspakete, Leerstand sowie Reduktionen der Primärener-gie- und Emissionsfaktoren zurückzuführen. In den betrachteten Szenarien wird die Sanierungsentscheidung nicht durch ökonomische Indikatoren beein-flusst, sodass in allen Szenarien, gekoppelt an die Sanierungszyklen, die gesam-te Gebäudehülle energetisch modernisiert und jeweils die Varianten mit den niedrigsten Wärmedurchgangskoeffizienten gewählt werden. Daraus resultiert die geringe Schwankung der Endenergieverbrauchsreduktionen von 37% bis 41%. Die Sanierungsentscheidungen können sich zwischen den Szenarien in der Wahl der Wärmeversorgungspakete unterscheiden. Tendenziell sind die Reduktionspotenziale umso größer, je stärker sich die Primärenergie- und Emissionsfaktoren der Wärmeerzeugerpakete unterscheiden. Daher steigen die Reduktionspotenziale vom End- und gesamten Primärenergieverbrauch (41% bzw. 46%) über die CO2-Emissionen (49%) bis zum nicht erneuerbaren Primärenergieverbrauch (76%) sowie den Emissionen an CO2 exkl. Biomasse (85%), CH4 (73%) und Luftschadstoffen (71-85%) an. 
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Da den angegeben technischen Reduktionspotenzialen nicht immer dieselben Maßnahmenpakete zugrundeliegen, können Zielkonflikte entstehen, wie bspw.  zwischen nicht erneuerbarem und gesamtem Primärenergieverbrauch sowie Emissionen an CH4 und CO2 exkl. Biomasse auf der einen (vgl. TP Primärener-gie) und Endenergieverbrauch sowie NOx-, SO2-, NMVOC-, PM- und CO2-Emissionen inkl. Biomasse auf der anderen Seite (vgl. TP NOx). Im Szenario TP Primärenergie nimmt die Nutzung von Biomasse zu, da trotz der Berücksichti-gung des im Vergleich zu Brennwertgeräten niedrigeren Jahresnutzungsgrades von Holzpelletkesseln eine Kombination aus Pelletkessel und Solar-thermiekollektoren aufgrund des niedrigen Primärenergiefaktors zum nied-rigsten nicht erneuerbaren und (mit Ausnahme von Fernwärme188) gesamten Primärenergieverbrauch führt (die Abweichungen von 1% können durch die Zufallsziehungen bei der Bestandsveränderung erklärt werden). Dadurch sin-ken zudem die Emissionen an CO2 exkl. Biomasse um 85%. Allerdings sinkt die Emissionsreduktion für CO2 inkl. Biomasse, NOX und PM im Vergleich zum Szenario TP NOx von 49% auf 15%, von 75% auf -26% und von 79% auf 44%, sodass eine vertiefte Betrachtung von Herkunft und alternativer Verwendung der Biomasse von Relevanz wäre.  Die Szenarien TP CO2, TP NOx, TP SO2 und TP PM führen zu nahezu identischen Ergebnissen, da aufgrund der hohen Jahresnutzungsgrade und niedrigen CO2-, NOx-, SO2- und PM-Emissionsfaktoren von Gasbrennwertgeräten mit Solarther-miekollektoren, sofern möglich,  ein Energieträgerwechsel zu Gas und Solar-thermie stattfindet. Im Szenario TP CH4 können die CH4-Emissionen durch den verminderten Einsatz von Gasbrennwertgeräten im Vergleich zum Szenario TP NOx um 73% reduziert statt um 4% erhöht werden. Die CH4-Emissionen sind aber aufgrund eines Global Warming Potential 100 von 21 (IINAS 2013) und einer Emissionsmenge von ca. 2/10.000 der CO2-Emissionen (Umweltbundes-amt 2012a) von untergeordneter Bedeutung.  
188 Wechsel von oder zu Fernwärme sind in AWOHM ausgeschlossen. 
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Basierend auf dem aufgedeckten Zielkonflikt kann je nach Priorisierung als Kompromiss des technischen Potenzials eine Mischung aus den Szenarien TP Primärenergie und TP NOx gewählt werden. Da im Szenario TP NOx mit Aus-nahme der zweitrangigen CH4-Emissionen alle Emissionen um mindestens 49% sinken, wird dieses als TP Kompromiss gewählt und demzufolge auch der Entscheidungsansatz Technischer Kompromiss dem Entscheidungsansatz Min NOx gleichgesetzt. 
7.2.3 Plausibilisierung Die AWOHM-Reduktionen in den technischen Potenzialszenarien reichen von 42% bis 85% für Emissionen an CO2 exkl. Biomasse, -4% bis 73% für CH4-Emissionen und 37% bis 41% für den Endenergieverbrauch. Für die durch die Bereitstellung von Raumwärme und Warmwasser bedingten CO2-Emissionen (exkl. Biomasse) im Bereich der privaten Haushalte geben Matthes u. a. (2009) nach dem Quellenprinzip für die Jahre 2005 bis 2030 eine Reduktion von 25% für ein konservatives Szenario („Mit-Maßnahmen-Szenario“) und 69% für ein Extremszenario („Strukturwandel“-Szenario) an. Die Werte des Extremszena-rios liegen damit innerhalb des von den AWOHM-Szenarien aufgespannten Be-reichs. Gleiches gilt bei den CH4-Emissionen, für die von Matthes u. a. (2009) für denselben Zeitraum ein Anstieg um 3% bzw. 6% berechnet wird. Für die Jahre 2006 bis 2030 geben Matthes u. a. (2009) Endenergieverbrauchsreduk-tionen von 20% bzw. 48% an. Die Energieverbrauchsreduktion ist in AWOHM mit maximal 41% geringer als die um 48% gemäß Matthes u. a. (2009). Dies kann möglicherweise dadurch erklärt werden, dass die Solarenergie in AWOHM als Bestandteil der Endenergie bilanziert wird.   
7.2.4 Identifizierung von Abhängigkeiten In diesem Abschnitt werden exemplarisch gemäß dem in Abschnitt 6.2.6 be-schriebenen Vorgehen Abhängigkeiten zwischen Emissionen und Emissions-minderungen auf Gebäudeebene analysiert bzw. identifiziert. Tabelle 113 zeigt paarweise Korrelationen zwischen Emissionsreduktionen auf Gebäudeebene 
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im Szenario TP NOx. Bei ausschließlicher Gebäudehüllenmodernisierung soll-ten die Emissionsreduktionen perfekt korreliert sein. Da in den meisten Fällen jedoch ein Austausch der Wärmeversorgungspakete anstand, ist dies nicht der Fall, wenn auch keine negativen Korrelationen auftreten. Da Emissionsreduk-tionen bei CO2 exkl. Biomasse auch Emissionsreduktionen für CO2 inkl. Bio-masse implizieren, sind diese Emissionsreduktionen, wie erwartet, mit 0,85 stark korreliert. Die Reduktionen der Emissionen von CO2 exkl. Biomasse und PM sind dahingegen nahezu unkorreliert, was insbesondere durch die im Ver-gleich starke Variation der PM-Emissionsfaktoren zwischen den Wärmeerzeu-gertypen bedingt ist. Insbesondere Festbrennstoffe führen zu deutlich höheren PM-Emissionen als flüssige und gasförmige Brennstoffe. PM-Emissions-reduktionen sind dahingegen am stärksten mit NMVOC-Emissionsreduktionen korreliert, die ebenfalls stark vom eingesetzten Energieträger abhängen. Die CH4-Emissionsreduktionen weisen mit maximal 0,11 eine niedrige Korrelation mit allen anderen Emissionsarten auf.  Tabelle 113: Paarweise Korrelationen zwischen Emissionsreduktionen auf Gebäudeebe-ne im Szenario TP NOx Emissionsart CO2 (exkl. Biomasse) CO2 CH4 PM NOx SO2 NMVOC CO2 (exkl. Biomasse) 1,00 0,85 0,06 0,02 0,30 0,13 0,03 CO2 - 1,00 0,11 0,09 0,49 0,15 0,10 CH4 - - 1,00 0,04 0,05 0,01 0,10 PM - - - 1,00 0,28 0,26 0,75 NOx - - - - 1,00 0,32 0,23 SO2 - - - - - 1,00 0,32 NMVOC - - - - - - 1,00 Abbildung 32 zeigt für die Gebäudeebene exemplarisch ein Streudiagramm zu Emissionen an CO2 (exkl. Biomasse) und PM im Jahr 2006 sowie im Jahr 2030 gemäß den beiden, die aufgedeckten Zielkonflikte repräsentierenden Szenari-en TP NOx und TP Primärenergie. Dargestellt sind nur Gebäude mit positiven PM-Emissionen. Vom Ursprung ausgehende Geraden, auf denen die Emissi-onskombinationen von mehreren Gebäuden liegen, können als Wärmeerzeu-gertypen interpretiert werden. Eine Verschiebung eines Gebäudes auf einer derartigen Geraden resultiert aus einer energetischen Verbesserung der Ge-
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bäudehülle, während ein Wechsel des Wärmeversorgungspakets zu einem Sprung zwischen den Geraden führt.  Im Szenario TP Primärenergie (schwarze „o“, im Vordergrund) sind die direk-ten CO2-Emissionen (exkl. Biomasse) häufig null, wobei im Vergleich zum Jahr 2006 (graue „x“, im Hintergrund) PM-Emissionen in derselben Größenord-nung auftreten (vgl. horizontale schwarze Linie). Dies ist auf die intensive Verwendung von Holzpellets in diesem Szenario zurückzuführen. Durch die exogene Vorgabe der Energieträgerverteilung beim Neubau und wegen der hohen angesetzten Lebensdauern von Festbrennstofffeuerungen sind in die-sem Szenario jedoch auch positive CO2-Emissionen möglich, wobei die Gera-den mit mittleren bzw. hohen Steigungen Festbrennstofffeuerungen bzw. Öl- und Gasfeuerungen (im Neubau) entsprechen. Im Szenario TP NOx (graue „+“, im Hintergrund) treten häufig sehr niedrige, aber positive PM-Emissionen auf (vgl. vertikale graue Linie), was auf die inten-sive Verwendung von Gasbrennwertkesseln zurückzuführen ist, die niedrige PM-Emissionsfaktoren aufweisen. Die teils hohen CO2-Emissionen können durch eine sanierungszyklusbedingt noch nicht erfolgte Modernisierung der Gebäudehülle erklärt werden.  Insgesamt wird deutlich, dass eine drastische CO2-Emissionsreduktion wie im Szenario TP Primärenergie nicht mit einer entsprechenden PM-Emissions-reduktion einhergeht. Im Szenario TP NOx können dahingegen niedrige PM-Emissionen erreicht werden, die aber im Vergleich dazu mit höheren CO2-Emissionen verbunden sind. Technische Lösungsansätze wären die weitere Reduktion der PM-Emissionen durch die Entwicklung effektiverer189 Partike-labscheider bei Festbrennstofffeuerungen oder die weitere Reduktion der CO2-Emissionen bei Gasfeuerungen durch eine Erhöhung des solaren Deckungsan-teils bspw. durch Wechsel von der reinen Trinkwassererwärmung zur Raum-heizungsunterstützung. 
189 Partikelabscheider sind in den Szenarien bereits berücksichtigt. 



Abbildung 32: Streudiagramm zu Emissionen an CO2  (exkl. Biomasse) und PM im Jahr 2006 sowie im Jahr 2030 gemäß den Szenarien 
TP NOx  und TP Primärenergie nicht erneuerbar (gestutzte Abbildung) 
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7.3 Ökonomisches Potenzial Dieser Abschnitt hat einen Bezug zu folgenden (Teil-)Forschungsfragen: 
• Wie groß sind die ökonomischen Reduktionspotenziale für Treibhaus-gas- und Luftschadstoffemissionen sowie den Primärenergiever-brauch? 
• Welche Bündel umweltpolitischer Instrumente sind für den Bereich Wärmenutzung in Wohngebäuden geeignet, um die Treibhausgas- und Luftschadstoffemissionen sowie den Primärenergieverbrauch zu re-duzieren? In Abschnitt 7.3.1 werden Szenarien definiert, die in Abschnitt 7.3.2 zur Be-stimmung der aus Gebäudeeigentümer-/-bewohnersicht ökonomischen190 Re-duktionspotenziale für Treibhausgas- und Luftschadstoffemissionen sowie den Primärenergieverbrauch herangezogen werden. Dabei wird zudem untersucht, wie sich diese Potenziale durch umweltpolitische Instrumente  verändern. In Abschnitt 7.3.3 werden die Potenziale mittels Literaturdaten plausibilisiert. Zur Unterstützung der Ausschöpfung der ökonomischen Potenziale werden in Abschnitt 7.3.4 diesbezüglich geeignete Ausgestaltungen von Mindestanforde-rungspaketen spezifiziert. Für die aus gesellschaftlicher Sicht effiziente Unter-stützung der Ausschöpfung von Potenzialen, die über die aus Gebäudeeigen-tümer-/-bewohnersicht ökonomischen Potenziale hinausgehen, werden in Ab-schnitt 7.3.5 entsprechende Förderpaketausgestaltungen identifiziert. 

7.3.1 Szenarien Tabelle 114 fasst die Definition zwölf ökonomischer Potenzialszenarien zu-sammen, d. h. derjenigen Szenarien, die zur Bestimmung der ökonomischen Reduktionspotenziale für Treibhausgas- und Luftschadstoffemissionen sowie 
190 Das ökonomische Potenzial sei definiert als das Potenzial, das bei Entscheidung gemäß Kapitalwert aus Selbstnutzersicht bei den in AWOHM vorgegebenen techni-schen Möglichkeiten unter Beibehaltung der zeitlichen Kopplung von Modernisie-rungsmaßnahmen an die Sanierungszyklen von Gebäudehülle und Anlagentechnik resultiert. Es ist daher auch von umweltpolitischen Instrumenten abhängig. 
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den Primärenergieverbrauch eingesetzt werden. Die Definition erfolgt in Be-zug auf die Basisszenarien (vgl. Tabelle 99 in Abschnitt 7.1), wobei nur von den Basisszenarien abweichende Szenarioelemente spezifiziert werden.   Die Szenarien KW9 und KW11 dienen der Identifizierung der Potenziale, die bei Entscheidung aller Gebäudeeigentümer gemäß dem Entscheidungsansatz Max Kapitalwert – Selbstnutzersicht ausgeschöpft würden. Dabei wird davon ausgegangen, dass vom Staat keine Investitionszuschüsse gewährt werden, keine steuerliche Absetzbarkeit energetischer Modernisierungsinvestitionen möglich ist und keine Variation der Energiesteuern erfolgt. Die beiden Szenari-en unterscheiden sich in Hinsicht auf die Mindestanforderungen an Wärme-versorgungspakete und Gebäudehülle im Falle von Neubau und  Sanierung (vgl. H++W* 191 und H++++W**192 in Abschnitt 5.6.3), wobei die Sanierung der Gebäudehülle in beiden Szenarien umgangen werden kann. Die Ergebnisse in Abschnitt 7.3.2 zeigen, dass die beiden Szenarien zu ähnlichen Ergebnissen führen, weshalb die übrigen ökonomischen Potenzialszenarien das mit stark verringerten Modelllaufzeiten einhergehende Mindestanforderungspaket H++++W** umfassen. Die Szenarien KW11 $$, KW11 $$$, KW11 Steuer, KW11 $$ Steuer, KW11 ## und KW11 ### dienen der Identifizierung der Potenziale bei der Gewährung von Investitionszuschüssen und erhöhten Investitionszuschüssen, der steuer-lichen Abzugsfähigkeit energetischer Modernisierungen bei selbstnutzenden Eigentümern, der Kombination aus Investitionszuschüssen und der steuerli-chen Abzugsfähigkeit, erhöhten Energiesteuern sowie stark erhöhten Energie-steuern. Durch diese Szenarien wird implizit die Sichtweise des Staates bzw. 
191 Das Mindestanforderungspaket ist angelehnt an die EnEV 2009. 192 Darunter sind um ca. 50% reduzierte Wärmedurchgangskoeffizienten im Ver-gleich zur EnEV 2009 bei der Sanierung, erhöhte Anforderungen an die Wärmeer-zeuger (Verbot von Holzpelletkesseln ohne Partikelabscheider u. a. Wärmeerzeu-gern; vgl. Qualitätsstufen in Tabelle 131 in Anhang A.1) und erhöhte Anforderun-gen an den Neubau zu verstehen. Das Verbot von Holzpelletkesseln ohne Partike-labscheider betrifft allerdings in der Realität die 1. BImSchV und nicht die EnEV.  
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der Gesellschaft eingenommen. Dieser bzw. diese kann Interesse an der über die Szenarien KW9 und KW11 hinausgehenden Reduktion von Treibhausgas- und Luftschadstoffemissionen sowie dem Primärenergieverbrauch haben, da bspw. Schäden durch Luftschadstoffe und Treibhausgase vermieden werden. Um die entsprechenden Modernisierungspakete in der Simulation für die ge-mäß dem Entscheidungsansatz Max Kapitalwert – Selbstnutzersicht handeln-den Gebäudeeigentümer optimal werden zu lassen, müssen allerdings ent-sprechende Förderprogramme, das Instrument der steuerlichen Absetzbarkeit oder Energiesteuern eingesetzt werden, sofern auf über die wirtschaftlichste Variante hinausgehende Mindestanforderungen verzichtet wird. Da Förderungen und Steuererleichterungen bzw. -erhöhungen auch Mitnah-meeffekte implizieren, wird über das Szenario Staatssicht 11 als Referenz auf-gezeigt, welche Reduktionspotenziale existieren, falls die Gebäudeeigentümer gemäß dem Entscheidungsansatz Techno-ökonomischer Kompromiss ent-scheiden. Die zugehörigen Modernisierungspakete wären zwar nur bei indivi-dueller Förderung ohne Überförderung erreichbar, sind aber Ausgangspunkt für die Identifizierung vielversprechender Förderpakete, losgelöst von den ak-tuellen Förderstrukturen. Die Szenarien KW11 MA, und Staatssicht 11 MA unterscheiden sich von den Szenarien KW11 und Staatssicht 11 durch die Deaktivierung der Module Neu-bau, Abbruch und Haushaltsdynamik. Durch diese Deaktivierung existieren in beiden Szenarien im Jahr 2030 dieselben Gebäude und Haushalte wie im Jahr 2006, sodass diese für die Ausgestaltung von Förderpaketen und die Zielgrup-penadaption umweltpoltischer Instrumente in den Abschnitten 7.3.5 und 7.4.4 gegenübergestellt werden können, ohne dass zahlreiche Gebäude wegen der Zufallsziehungen wegfallen. Bei der Zielgruppenadaption umweltpolitischer Instrumente beziehen sich die Aussagen damit auch auf die Haushalte und Haushaltseigenschaften zum Startjahr der Simulation, d. h. die Zielgruppen, die in naher Zukunft durch die Instrumente erreicht werden müssen. 



 Tabelle 114: Definition der Szenarien zur Bestimmung der ökonomischen Potenziale (ökonomische Potenzialszenarien) durch Spezifi-
kation der von den Basisszenarien abweichenden Szenarioelemente (Datengrundlage: Annahmen) 
Kürzel Szenarioname (KW: 

Kapitalwert, MA: 
Multivariate Analyse) Entscheidungsansätze (alle 

Eigentümerstrukturen)
Umweltpolitische Instrumente

Aktivierte ModuleSonstige unsichere Parameter 
Mindestanfor-
derungen

Investitions-
zuschüsse Steuerliche Ab-

zugsfähigkeit Energie-
steuern

Auf die Mieter umgelegter 
Anteil der Modernisierung [ -]  

O1 KW9
Max Kapitalwert -Selbstnut-
zersicht 

H++W*
$

Nein
#

Alle aktiv
0,11

O2 KW11
Max Kapitalwert -Selbstnut-
zersicht 

H++++W**$
Nein

#
0,11

O3 KW11 $$
Max Kapitalwert -Selbstnut-
zersicht 

$$
Nein

#
0,11

O4 KW11 $$$
Max Kapitalwert -Selbstnut-
zersicht 

$$$
Nein

#
0,11

O5 KW11 Steuer
Max Kapitalwert -Selbstnut-
zersicht 

$
Ja

#
0,11

O6 KW11 $$ Steuer 
Max Kapitalwert -Selbstnut-
zersicht 

$$
Ja

#
0,11

O7 KW11##
Max Kapitalwert -Selbstnut-
zersicht 

$
Nein

##
0,11

O8 KW11###
Max Kapitalwert -Selbstnut-
zersicht 

$
Nein

###
0,11

O9 Staatssicht11
Techno-ökonomischer Kom-
promiss 

$
Nein

#
0,11

O10 KW11MA 
Max Kapitalwert -Selbstnut-
zersicht 

$
Nein

#
Neubau, Abbruch und 
Haushaltsdynamik 
deaktiviert 

0,11
O11 Staatssicht 11 MA 

Techno-ökonomischer Kom-
promiss 

$
Nein

#
0,11

O12 Staatssicht 11 MA 
reduzierte Umlage Techno-ökonomischer Kom-

promiss 
$

Nein
#

0,055
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Auch bei der Identifizierung „sozialer Brennpunkte“ in Abschnitt 7.4.5 wird das Szenario Staatssicht 11 MA eingesetzt, um die sozialen Auswirkungen mit Schwerpunkt auf der aktuellen Haushaltskonstellation zu betrachten. Das Sze-nario Staatssicht MA reduzierte Umlage wird zusätzlich verwendet, um die Auswirkung reduzierter Modernisierungsumlagen auf die Mieter zu analysie-ren. 
7.3.2 Emissionsminderungs- und Energieeinsparpotenziale Tabelle 115 fasst die Reduktionen der direkten193 CO2-, CH4-, NOx-, SO2-, NMVOC- und PM-Emissionen sowie des End- und Primärenergieverbrauchs des Wohngebäudebestands in Deutschland für Raumwärme und Warmwasser von 2006 bis 2030 in den ökonomischen Potenzialszenarien zusammen.    Tabelle 115: Reduktionen der direkten verbrennungsbedingten CO2-, CH4-, NOx-, SO2-, NMVOC- und PM-Emissionen sowie des End- und Primärenergieverbrauchs des Wohn-gebäudebestands in Deutschland für Raumwärme und Warmwasser von 2006 bis 2030 in den ökonomischen Potenzialszenarien                  Indikator      Szenario 

Reduktion bis 2030 in Bezug auf 2006 [%]

Gesam
tindika

tor Emissionen Energieverbrauch 

CO 2  CO 2 (ex
kl. 

Biomas
se)  

CH 4 NO x SO 2 NMVOC
 

PM End Primär
   

(nicht 
ern.) 

Primär
   

(gesam
t) 

KW9 35 34 33 43 69 61 69 33 34 34 0,55KW11 37 36 35 44 70 61 74 35 35 35 0,56KW11 $$ 39 38 33 48 73 62 74 37 37 37 0,52KW11 $$$ 39 38 31 49 75 62 74 38 38 38 0,51KW11 Steuer 38 37 35 46 72 62 74 36 36 37 0,53KW11 $$ Steuer 39 38 32 49 75 62 74 37 37 38 0,50KW11 ## 39 38 33 48 73 62 75 37 37 38 0,54KW11 ### 39 38 31 49 76 63 75 38 38 38 0,52Staatssicht 11 44 43 -14 71 82 66 75 37 37 37 0,57Min 35 34 -14 43 69 61 69 33 34 34 0,50Max 44 43 35 71 82 66 75 38 38 38 0,57Die ökonomischen Reduktionspotenziale von 2006 bis 2030 liegen gemäß KW9 und damit ohne Förderung bei 69% für PM-Emissionen, 69% für SO2-Emissionen, 61% für NMVOC-Emissionen, 33% für CH4-Emissionen, 43% für NOx-Emissionen, 35% für CO2-Emissionen inkl. Biomasse und 34% für CO2-
193 Vgl. Fußnote 187 und Abschnitt 8.2 bez. indirekter Emissionen. Diese werden in AWOHM nicht berücksichtigt. 
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Emissionen exkl. Biomasse sowie 33% bzw. 34% für den End- bzw. gesamten und nicht erneuerbaren Primärenergieverbrauch. Durch die Verschärfung der Mindestanforderungen für die Gebäudehülle auf die höchste Qualitätsstufe und für die Anlagentechnik auf die zweithöchste Qualitätsstufe verändern sich die Reduktionen gemäß KW11 nur geringfügig. Dabei werden auch die Neubauan-forderungen erhöht, sodass die Auswirkungen für Bestandsgebäude vernach-lässigbar sind, da ein Teil der geringfügigen Änderungen den Neubauten zuge-schrieben werden kann. Die Ausnutzungsgrade der Reduktionen in Bezug zum Szenario Technischer Kompromiss sind mit Ausnahme derjenigen der CH4-Emissionen194 in Tabelle 116 dargestellt. Im Szenario KW11 sind diese für die Emissionen an NOx bzw. CO2 exkl. Biomasse mit 59% bzw. 74% am niedrigsten sowie für PM-Emissionen mit 93% am höchsten. Bei den CO2-Emissionen inkl. Biomasse, den SO2- und NMVOC-Emissionen sowie dem End- und Primärenergieverbrauch liegen die Ausnutzungsgrade bei 75-86%. Insgesamt sind die ökonomischen Potenziale damit bereits ohne Förderung mit Ausnutzungsgraden von mindes-tens 59% (in Bezug auf das technische Potenzial) vielversprechend. Ein Ver-gleich der energetischen Vollsanierungsrate von 1,7% im Szenario KW11 für das Jahr 2006 mit der im Energiekonzept der Bundesregierung genannten Sa-nierungsrate von 1% (Bundeskabinett 2010) verdeutlicht allerdings, dass die-ses Potenzial nicht ausgenutzt wird. Daher bietet sich die Unterstützung der Ausschöpfung des ökonomischen Potenzials durch entsprechende Mindestan-forderungspakete an, deren adäquate Ausgestaltung exemplarisch in Abschnitt 7.3.4 erläutert wird. Ausgehend vom Szenario KW11 lassen sich die Ausnutzungsgrade bzw. der stellvertretend ausgewählte Ausnutzungsgrad für CO2-Emissionen von 75% 
194 Die Ausnutzungsgrade der CH4-Emissionsreduktionen sind aufgrund negativer Emissionsreduktionen von -4% im Szenario Technischer Kompromiss nicht darge-stellt. Unter den ökonomischen Potenzialszenarien führt nur das Szenario Staats-sicht 11 mit -14% ebenfalls zu einer Erhöhung der CH4-Emissionen. Die übrigen Szenarien führen zu einer Reduktion um mindestens 31%. 
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durch die steuerliche Abzugsfähigkeit energetischer Modernisierungen auf 78%, durch Investitionszuschüsse auf 79% sowie durch die Kombination von Investitionszuschüssen und der steuerlichen Abzugsfähigkeit oder durch er-höhte Investitionszuschüsse auf 80% steigern. Alternativ können auch durch die Erhöhung der Energiepreise um 25% bzw. 50% Ausnutzungsgrade von 79% und 80% erreicht werden. Diese Ausnutzungsgrade liegen jedoch alle un-ter dem Ausnutzungsrad von 90% im Szenario Staatssicht 11, in dem alle Ge-bäudeeigentümer gemäß dem Entscheidungsansatz Techno-ökonomischer Kompromiss entscheiden.  Tabelle 116: Ausnutzungsgrad der Reduktionen der direkten verbrennungsbedingten CO2-, NOx-, SO2-, NMVOC- und PM-Emissionen sowie des End- und Primärenergiever-brauchs des Wohngebäudebestands in Deutschland für Raumwärme und Warmwasser von 2006 bis 2030 in den ökonomischen Potenzialszenarien in Bezug auf das Szenario Technischer Kompromiss                    Indikator      Szenario 

Ausnutzungsgrad des technischen Kompromisses bis 2030 [%]Emissionen Energieverbrauch 

CO 2  CO 2 (ex
kl. 

Biomas
se)  

NO x SO 2 NMVOC
 

PM End Primär
   

(nicht 
ern.) 

Primär
   

(gesam
t) 

KW9 72 71 58 82 85 87 81 78 80KW11 75 74 59 82 86 93 86 81 84KW11 $$ 79 78 64 86 87 94 90 85 88KW11 $$$ 80 79 66 88 87 94 91 87 89KW11 Steuer 78 76 62 85 87 94 88 84 86KW11 $$ Steuer 80 78 65 88 87 94 91 86 89KW11 ## 79 78 64 86 87 94 91 86 89KW11 ### 80 79 66 89 88 95 92 88 90Staatssicht 11 90 89 96 97 92 95 90 85 88Min 72 71 58 82 85 87 81 78 80Max 90 89 96 97 92 95 92 88 90Stellt man die Barwerte der Gesamtausgaben von Eigentümern und Mietern (zzgl. Förderung, abzüglich Restwert der Investitionen) für die Wärmeversor-gung der Gebäude von 2006 bis 2030, wie in Tabelle 117 dargestellt, gegen-über, so zeigt sich, dass diese ausgehend von 734 Mrd. € im Szenario KW11 über 736 Mrd. € in den Szenarien KW11 $$ und KW11 $$$ auf 748 Mrd. € im Szenario Staatssicht 11 ansteigen. Die Förderung bzw. der Entscheidungsan-satz Techno-ökonomischer Kompromiss bewirken also, wie erwartet, ein Ab-weichen von den wirtschaftlich optimalen Maßnahmenpaketen des Szenarios 
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KW11. Im Gegenzug sinken die über 2006 bis 2030 gemittelten CO2-Emissionen von 104,0 bis auf 98,0 Tg/a. Bewirkt wird die Abweichung vom Szenario KW11 im Szenario KW11 $$ bzw. KW11 $$$ durch Förderausgaben mit einem Barwert von 23 bzw. 35 Mrd. €. Diese stehen allerdings einer Bar-werterhöhung von jeweils nur 2 Mrd. € gegenüber, sodass von einer beträcht-lichen Überförderung ausgegangen werden kann. Im Szenario Staatssicht 11 wird dahingegen simuliert, dass alle Gebäudeeigentümer von sich aus gemäß dem Entscheidungsansatz Techno-ökonomischer Kompromiss entscheiden. Ginge man von einer individuellen Förderung in Höhe der Kapitalwertver-schlechterung aus Selbstnutzersicht aus, so wären die Maßnahmenpakete des Szenarios Staatssicht 11 ab Förderausgaben mit einem Barwert von ca. 14 Mrd. € erreichbar. Tabelle 117: Barwerte der Ausgaben für die Wärmeversorgung der Gebäude und der Förderausgaben, mittlere CO2-Emissionen sowie mittlere Förderausgaben pro vermiedenen CO2-Emissionen für ausgewählte Szenarien jeweils für 2006 bis 2030 Szenarioname Barwert der Ausgaben (zzgl. Förderung,  abzüglichRestwert) abgezinst auf 2005 [Mrd. €] Barwert der Förderaus-gaben abge-zinst auf 2005 [Mrd. €]
Mittlere CO2-Emissionen von 2006 bis 2030 [Tg/a] 

Mittlere För-derausgaben pro vermiede-nen CO2-Emissionen [€/t] 
Professionelle oder institutio-nelle Vermieter und Mieter  

Amateur-vermieter und  Mieter  Selbstnutz-ende Eigen-tümer Summe
KW11 161 224 349 734 - 104,0 - KW11 $$ 161 225 349 736 23 102,3 330 KW11 $$$ 161 225 349 736 35 101,8 400 Staatssicht 11 164 229 355 748 (14)195 98,0 57 KW11 Steuer 161 225 350 736 21 102,9 479 KW11 ## 187 261 409 857 - 102,3 - KW11 ### 213 296 470 980 - 102,0 - Als mittlere Förderausgaben pro vermiedenen CO2-Emissionen im Vergleich zum Szenario KW11 ergeben sich bei einem für die Maßnahmen angenomme-nen Wirkungshorizont von 40 Jahren196 in den Szenarien KW11 $$ und KW11 
195 Die hier angegebene Differenz der Barwerte der Ausgaben (zzgl. Förderung, ab-züglich Restwert) in den Szenarien Staatssicht 11 und KW11 entspricht bei einem Zinssatz von 5%, einem jährlichen Energiepreisanstieg von 3% und linearer Abnut-zung der Investition zur Restwertschätzung nicht exakt der Summe der Kapital-wertverschlechterungen aus Selbstnutzersicht. 196 Der angenommene Wirkungshorizont entspricht der in AWOHM angesetzten Lebensdauer von Hüllenpaketen (vgl. Tabelle 99). Bei geförderten Wärmeerzeu-
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$$$ 330 und 400 €/t. Diese stehen im Szenario Staatssicht 11 bei der Annahme individueller Förderung ca. 57 €/t bei höherer CO2-Vermeidung gegenüber. Dies verdeutlicht die Existenz eine Potenzials für eine verbesserte Ausgestal-tung der Förderstruktur, die im Vergleich zu den Szenarien KW11 $$ und KW11 $$$ einen höheren Ausnutzungsgrad und niedrigere mittlere Förder-ausgaben pro vermiedenen CO2-Emissionen aufweist. Entsprechende Vor-schläge für Förderpaketausgestaltungen mit geringerer Überförderung wer-den exemplarisch in Abschnitt 7.3.5 identifiziert. Beim Übergang vom Szenario KW11 zum Szenario Staatssicht 11 können u. a. auch die Ausnutzungsgrade für NOx- und SO2-Emissionen von 59% auf 96% bzw. von 82% auf 97% gesteigert werden. Im Szenario KW11 Steuer verursacht die steuerliche Absetzbarkeit energeti-scher Modernisierungen Steuermindereinnahmen bzw. Förderausgaben von 21 Mrd. €, obwohl der Barwert der Gesamtausgaben (zzgl. Förderung, abzüg-lich Restwert der Investitionen) sich im Vergleich zum Szenario KW11 nur um 2 Mrd. € erhöht. Dabei wird angenommen, dass alle Gebäudeeigentümer und somit auch die Vermieter aus Selbstnutzersicht entscheiden. Der Effekt der steuerlichen Absetzbarkeit energetischer Modernisierungen bei selbstnutzen-den Eigentümern wird daher überschätzt. Doch selbst in diesem Falle führt dieses Instrument im Vergleich zum Szenario KW11 $$ zu einer niedrigeren CO2-Vermeidung und höheren mittleren Förderausgaben pro CO2-Vermeidung. Die Erhöhung der Energiepreise um 25% (KW11 ##) bzw. 50% (KW11 ###) ermöglicht zwar eine Reduktion der mittleren CO2-Emissionen auf 102,3 bzw. 102,0 Tg/a. Bei einer derartig beträchtlichen Erhöhung stiege allerdings der Barwert der Gesamtausgaben von Eigentümern und Mietern (abzüglich Rest-wert) für die Wärmeversorgung der Gebäude von 2006 bis 2030 auf 857 bzw. 980 Mrd. € und damit um 17% bzw. 34% im Vergleich zum Szenario KW11. Die Mehrbelastung fiele in letzterem Falle zwar bei Selbstnutzern mit 35% hö-
gern wird implizit davon ausgegangen, dass nach Ablauf ihrer Lebensdauer ohne erneute Förderung wieder derselbe Wärmeerzeugertyp eingebaut wird. 
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her aus als bei den Mietern mit Amateurvermietern und den Mietern mit pro-fessionellen und institutionellen Vermietern (beide 32%). Dennoch würden alle und damit auch einkommensschwache Haushalte finanziell belastet, so-dass der Einsatz kompensierender Transferleistungen notwendig erscheint. Da Letztere kein Betrachtungsgegenstand dieser Arbeit sind, wird die erhöhte Be-steuerung von Energieträgern nicht detailliert analysiert.  Erweitert man die Analyse von den CO2-Emissionen und der ökonomischen Betrachtung auf den in Tabelle 115 angegebenen nachhaltigkeitsorientierten Gesamtnutzen aus Staatssicht197, so zeigt sich unter den ökonomischen Poten-zialszenarien das Maximum für das Szenario Staatssicht 11, gefolgt von KW11, KW9 und KW11 ##. Eine Ausrichtung von Mindestanforderungspaketen am Szenario KW11 und von Förderpaketen am Szenario Staatssicht 11 wird daher ebenfalls durch die Bewertung aus Staatssicht gestützt.  
7.3.3 Plausibilisierung Höhe der energetischen Sanierungsraten In den Szenarien KW11 und KW11 $$  liegt die energetische Sanierungsrate der Anlagentechnik für das Jahr 2007 bei 3,1%. Diefenbach u. a. (2010) nennen eine ähnliche jährliche Modernisierungsrate für die  Wärmeerzeuger von 2,8% für 2005-2009. Da in AWOHM in jedem Szenario vom Austausch der Anlagen-technik nach Ablauf der technischen Lebensdauer ausgegangen wird, ist diese Sanierungsrate nicht auf die betrachteten Szenarien beschränkt. Die energeti-sche Sanierungsrate der Gebäudehülle, die in AWOHM zwischen den Szenarien variiert, liegt in den Szenarien KW11 und KW11 $$ für das Jahr 2007 bei 1,7% bzw. 1,9%, wobei im Szenario KW11 $$ auch die Sanierungsraten für Wände, oberen und unteren Gebäudeabschluss sowie Fenster jeweils bei 1,9% liegen. Durch die Förderung kann dabei ausgehend von Szenario KW11 (in der ersten Nachkommastelle) nur die Sanierungsrate der Fenster von 1,1% auf 1,9% er-
197 Eine detaillierte Diskussion der Bewertung aus Staatssicht erfolgt in Abschnitt 7.5. 
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höht werden, sodass von Mitnahmeeffekten ausgegangen werden kann. Die-fenbach u. a. (2010) nennen für die Jahre 2005 bis 2008/2009 energetische Modernisierungsraten von 0,65% für die Außenwand, 1,20% für Dach bzw. oberste Geschossdecke, 0,25% für Fußboden bzw. Kellerdecke und 1,34% für Fenster. Mit Ausnahme der Anlagentechnik und der Fenster im Szenario KW11, liegen in AWOHM die den ökonomischen Potenzialen entsprechenden Sanierungsraten für alle Bauteile über den tatsächlichen Sanierungsraten, was durch die Nichtausnutzung ökonomischer Potenziale begründet werden kann. Diese Nichtausnutzung ist bei Fußböden und Kellerdecken gefolgt von den Außenwänden am stärksten ausgeprägt.  Jährliche Investitionen und Fördervolumina Die Investitionen in den Wohngebäudebestand belaufen sich in AWOHM im Szenario KW11 für das Jahr 2007 auf 16,3 Mrd. € (brutto), davon sind 4,1 Mrd. € für die energetische Modernisierung der Wände, 0,9 Mrd. € für den oberen Gebäudeabschluss, 0,6 Mrd. € für den unteren Gebäudeabschluss, 1,2 Mrd. € für die energetische Modernisierung der Fenster (energiebedingte Mehrinves-tition) und 9,5 Mrd. € für die Wärmeversorgungspakete (davon 5,1 Mrd. € für die Wärmeerzeuger). Das Gesamtvolumen des Modernisierungsmarktes für Wohngebäude betrug im Jahr 2004 2 Mrd. € für Wärmedämmung und 8 Mrd. € für die Anlagentechnik (Heinze GmbH 2005). In Hinsicht auf die Gebäudehülle kann die Überschätzung in AWOHM analog zur Sanierungsrate durch die Nichtausnutzung der ökonomischen Potenziale erklärt werden.  Die Finanzmittel des Bundes für das CO2-Gebäudesanierungsprogramm lagen im Jahr 2007 bei 0,85 Mrd. € und für das nicht auf Wohngebäude beschränkte Marktanreizprogramm „Erneuerbare Energien“ bei ca. 0,2 Mrd. €  (Matthes u. a. 2009). Im Szenario KW11 $$ betragen die Förderausgaben im Jahr 2007 1,1 Mrd. € für die Gebäudehülle und 0,4 Mrd. € für die Anlagentechnik. Da das CO2-Gebäudesanierungsprogramm nicht auf die Gebäudehülle beschränkt war und von einer Nichtausnutzung der ökonomischen Potenziale ausgegangen werden kann, sind diese Werte plausibel.  
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In den Szenarien KW9 bzw. KW11 lagen die Investitionen in den Neubau bei 14 bzw. 24 Mrd. € (brutto, Kostengruppen 330 bis 360 und 420 nach DIN 276 (1993)) für das Jahr 2007. Die Unterschiede zwischen den Szenarien sind auf die unterschiedlichen Ausstattungsstandards, die unterstellt werden,  zurück-zuführen. Die Investitionen in neue Wohngebäude beliefen sich im Jahr 2007 gemäß dem statistischen Bundesamt auf 27 Mrd. € (Statistisches Bundesamt 2011). Diese übersteigen die mit AWOHM berechneten Investitionen, obwohl die Anzahl der Neubauten diejenige der Raumordnungsprognose (vgl. BBSR 2006), die auch in AWOHM verwendet wurde, um ca. 25% unterschreitet. Während die Abweichung der Neubauanzahl durch Finanzkrise und Wegfall der Eigenheimzulage erklärt werden kann, ist die Unterschätzung der Investi-tionen in AWOHM ggf. auf die Wahl der Systemgrenzen und die entsprechende Beschränkung der betrachteten Kostengruppen zurückzuführen. 
7.3.4 Ausgestaltung von Mindestanforderungspaketen In diesem Abschnitt sollen gemäß dem in Abschnitt 6.2.2 beschriebenen An-satz Mindestanforderungen für die Sanierung des Gebäudebestands identifi-ziert werden. Dies erfolgt unter der Annahme, dass die Mindestanforderungen die Umsetzung der im Szenario KW11 gewählten Kombinationen aus Maß-nahmen an Gebäudehüllen und Wärmeversorgungspaketen unterstützen sol-len.  Werden für alle Gebäude, die sowohl im Startjahr 2006 als auch im Endjahr 2030 der Simulation im Modell existieren, basierend auf den in Tabelle 92 an-gegebenen Variablen sukzessive Clusteranalysen für eine steigende Clusteran-zahl durchgeführt, so sinkt das verwendete Heterogenitätsmaß, die Summe der Fehlerquadratsummen innerhalb der Cluster, sukzessive (vgl. Abbildung 33). Gemäß dem Ellbogenkriterium (vgl. Backhaus u. a. 2003) kann eine Clusteranzahl von zehn ausgewählt werden, wobei diese Wahl einen sub-jektiven Charakter besitzt. Diese Clusteranzahl entspricht einem Kompromiss aus einem möglichst niedrigen Heterogenitätsmaß und einer möglichst niedri-gen Clusteranzahl. Je kleiner das Heterogenitätsmaß ist, desto präziser können 
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Gebäudeeigenschaften vor und nach der Sanierung spezifiziert werden und somit aus Staatssicht im Sinne des Szenarios KW11 als Mindestanforderungen gesetzt werden. Je kleiner die Clusteranzahl ist, desto überschaubarer ist die Anzahl der zu formulierenden Mindestanforderungspakete, sodass diese eher in der Realität zum Einsatz kommen könnten.198 

Die sich bei einer Clusteranzahl von zehn ergebenden Cluster beinhalten zwi-schen 3% und 20% der Gebäude. Die folgende Analyse und Interpretation be-schränkt sich auf zwei exemplarische Cluster A und B. Bei den verbleibenden 
198 Die abgeleiteten Ergebnisse waren trotz des nicht-deterministischen Fusionie-rungsalgorithmus strukturell reproduzierbar und die Cluster inhaltlich interpre-tierbar. Da somit aus anwendungsorientierter Sicht verwertbare Ergebnisse resul-tierten, wurde auf weitere Stabilitäts- und Validitätsprüfungen verzichtet. 

Abbildung 33: Normiertes Heterogenitätsmaß (Summe der Fehlerquadratsummeninnerhalb von Clustern) in Abhängigkeit von der Clusteranzahl bei derAusgestaltung von Mindestanforderungspaketen
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Clustern kann analog vorgegangen werden. Tabelle 118 zeigt die Variablenmit-telwerte der Cluster A und B. Im Vergleich zu Cluster B umfasst Cluster A klei-nere Gebäude älteren Baujahrs, die vor der (etwaigen)199 Sanierung höhere Wärmedurchgangskoeffizienten der Gebäudehülle aufweisen.  
Tabelle 118: Variablenmittelwerte von Clustern mit 18% und 7% Anteil an allen Objek-ten bei der Clusteranalyse zur Ausgestaltung von Mindestanforderungen bei einer Clus-teranzahl von zehn; ET: Energieträger Variablen Cluster mit 18% Anteil (A) Cluster mit 7%Anteil (B) 

Gebäud
eeigen

schafte
n  

  

Basiseigenschaften Anzahl Wohneinheiten [Wohneinheiten] 1,7 2,6 Baujahr [a] 1947 1965 Wärmedurchgangskoeffizien-ten (vor Sanierung) Ob. Gebäudeabschluss [W/(m² K)] 0,82 0,67 Wand [W/(m² K)] 1,29 0,99 Fenster [W/(m² K)] 2,81 2,24 Unt. Gebäudeabschluss [W/(m² K)] 1,01 0,89 Wärmeversorgungspaket für Raumwärme und Warmwas-ser (vor Sanierung) Anteil Fernwärme 0,00 0,96 Anteil Gas 0,97 0,02 Anteil Heizöl 0,01 0,00 Anteil Holz 0,01 0,00 Anteil sonstige fossile ET 0,01 0,02 Anteil sonstige erneuerb. ET 0,00 0,00 Effizienz Hauptwärmeerzeuger für Raum-wärme 0,91 0,90 

Maßna
hmene

igensch
aften 

Wärmedurchgangskoeffizien-ten (nach Sanierung) Ob. Gebäudeabschluss [W/(m² K)] 0,12 0,33 Wand [W/(m² K)] 0,17 0,54 Fenster [W/(m² K)] 1,17 1,37 Unt. Gebäudeabschluss [W/(m² K)] 0,15 0,48 Wärmeversorgungspaket für Raumwärme und Warmwas-ser (nach Sanierung) Anteil Fernwärme 0,00 0,99 Anteil Gas 1,00 0,00 Anteil Heizöl 0,00 0,00 Anteil Holz 0,00 0,00 Anteil sonstige fossile ET 0,00 0,01 Anteil sonstige erneuerb. ET 0,00 0,00 Effizienz Hauptwärmeerzeuger für Raum-wärme 0,92 0,94 
Durch die Sanierung wurden die mittleren Wärmedurchgangskoeffizienten von oberem Gebäudeabschluss, Wand, Fenster und unterem Gebäudeabschluss bei Cluster A um 85%, 87%, 58% und 85% sowie bei Cluster B um 50%, 45%, 39% und 46% gesenkt. Die Wärmebereitstellung (Raumwärme und Warm-wasser) in Cluster A erfolgte vor der Sanierung zu 97% (Endenergieanteil) 
199 Weder alle Gebäudehüllen noch alle Wärmeerzeuger stehen in der Periode von 2006 bis 2030 zur Sanierung bzw. zum Austausch an.  
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Sanierung wurde der Anteil des Energieträgers Gas auf 100% erhöht und die mittlere Effizienz auf 92% gesteigert. Die Wärmebereitstellung in Cluster B wurde durch den Wechsel der Wärmeerzeugerpakete von 96% Fernwärme, 2% Gas und 2% Elektrizität (sonstige fossile Energieträger) auf 99% Fern-wärme und 1% sonstige fossile Energieträger verändert. Dabei wurde die mitt-lere Effizienz der Wärmeerzeuger von 90% auf 94% angehoben.  Da die Mittelwerte für die Spezifikation von Mindestanforderungspaketen nicht hinreichend sind, werden die beiden exemplarischen Cluster A und B nä-her analysiert, damit zu diesen konkrete Mindestanforderungen spezifiziert werden können. Anzahl Wohneinheiten Cluster A umfasst zu 74% Gebäude mit 1-2 Wohneinheiten und damit über-wiegend Reihen- und Einfamilienhäuser. Cluster B umfasst zu 78% Gebäude mit mindestens 3 Wohneinheiten und somit MFH, GMH und HH bzw. die ent-sprechenden Sonderbauten in den neuen Bundesländern. Baujahr Cluster A umfasst zu 45%, 35% und 19% Gebäude der Baualtersklassen 1967-1990, 1927-1950 und 1887-1910 (vgl. Abbildung 34). Bei Sanierungszyklen von 40 Jahren für die Gebäudehülle und 20 Jahren für die Wärmeerzeuger um-fasst der Cluster damit zu (mindestens) 99% Gebäude, bei denen während des betrachteten Zeitraums von 2006 bis 2030 sowohl eine Sanierung der Gebäu-dehülle als auch ein Austausch der Wärmeerzeuger ansteht. Cluster B umfasst dahingegen nur zu 41%, 11% und 4%, d. h. insgesamt zu 56%, Gebäude dieser Baualtersklassen. Die verbleibenden 44% verteilen sich mit 13%, 28% und 3% auf die Baualtersklassen 1991-2006, 1951-1966 und 1911-1926, bei denen im 

durch Gas und jeweils zu 1% durch Heizöl, Holz und sonstige fossile Energie-träger bei einer mittleren Effizienz der Wärmeerzeuger von 91%. Durch die 
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Betrachtungszeitraum nur bzw. höchstens200  ein Austausch der Wärmeerzeu-ger ansteht.   

Abbildung 34: Häufigkeiten (ohne Hochrechnung) der zu Cluster A gehörenden Gebäude in Abhängigkeit vom Baujahr bei der Clusteranalyse zur Identifizierung von Mindestanforderungen bei einer Clusteranzahl von zehn 
Wärmedurchgangskoeffizienten des unteren Gebäudeabschlusses In Cluster A wird bei 100% der Gebäude der untere Gebäudeabschluss energe-tisch modernisiert. Gemäß Abbildung 35 weisen diese Gebäude vor der Sanie-rung Wärmedurchgangskoeffizienten des unteren Gebäudeabschlusses von über 0,5 W/(m² K) auf. Nach der Sanierung erreichen sie Wärmedurchgangs-
200 Bei einigen Festbrennstofffeuerungen wurden Lebensdauern von 40 Jahren an-gesetzt, sodass nicht alle Wärmeerzeuger in der Periode von 2006 bis 2030 ausge-tauscht werden müssen. Diese sind mengenmäßig aber von untergeordneter Be-deutung.  
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koeffizienten von 0,15 W/(m² K). Analoges gilt für Cluster B, in dem bei 53% aller Gebäude der untere Gebäudeabschluss energetisch modernisiert wird. Dieser Anteil entspricht ebenfalls in etwa allen Gebäuden, bei denen eine Sa-nierung der Gebäudehülle ansteht (56%), sodass die Abweichungen überwie-gend auf die unterschiedlichen Baujahre zurückgeführt werden können.  

Abbildung 35: Häufigkeiten (ohne Hochrechnung) der zu Cluster A gehörenden Gebäude in Abhängigkeit vom Wärmedurchgangskoeffizienten des unteren Gebäudeabschlusses vor und nach einer etwaigen Sanierung bei einer Clusteranzahl von zehn Wärmedurchgangskoeffizienten des oberen Gebäudeabschlusses In Cluster A wird bei 99% der Gebäude der obere Gebäudeabschluss energe-tisch modernisiert, wobei bei 100% eine Sanierung der Gebäudehülle ansteht. Gemäß Abbildung 36 verschieben sich die Wärmedurchgangskoeffizienten der oberen Gebäudeabschlüsse für Cluster A überwiegend von Werten von min-destens 0,3 W/(m² K) zu einem Wert von 0,12 W/(m² K). Gebäude mit einem 
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Wärmedurchgangskoeffizienten zwischen 0,3 und 0,35 W/(m² K) durchlaufen zwar auch großteils eine Veränderung der Wärmedurchgangskoeffizienten. Ein marginaler Teil dieser Gebäude wird jedoch nicht energetisch moderni-siert, sodass bei diesen Gebäuden (unter den getroffenen Annahmen) die Grenze der „wirtschaftlichen Vertretbarkeit“ erreicht worden sein könnte und somit die niedrigere Sanierungsrate des oberen Gebäudeabschlusses im Ver-gleich zum unteren Gebäudeabschluss erklärt wird. Eine analoge Argumenta-tion gilt für die Gebäude von Cluster B, bei denen in 49% der Fälle eine energe-tische Modernisierung des oberen Gebäudeabschlusses erfolgt, wobei 56% der Gebäudehüllen zur Sanierung anstehen.  

Abbildung 36: Häufigkeiten (ohne Hochrechnung) der zu Cluster A gehörenden Gebäude in Abhängigkeit vom Wärmedurchgangskoeffizienten des oberen Gebäudeabschlusses vor und nach einer etwaigen Sanierung bei einer Clusteranzahl von zehn  



7.3 Ökonomisches Potenzial 

397 

Wärmedurchgangskoeffizienten der Wände In Cluster A werden nur bei 92% der Gebäude die Wände energetisch moder-nisiert, obwohl 100% der Gebäude den Sanierungszyklus der Gebäudehülle erreicht haben. Gemäß Abbildung 37 erreichen Gebäude aus Cluster A, bei de-nen die Wand energetisch saniert wird, einen Wärmedurchgangskoeffizienten von 0,12 W/(m² K).  

Abbildung 37: Häufigkeiten (ohne Hochrechnung) der zu Cluster A gehörenden Gebäude in Abhängigkeit vom Wärmedurchgangskoeffizienten der Wände vor und nach einer etwaigen Sanierung bei einer Clusteranzahl von zehn Vor der Sanierung hatten diese Gebäude einen Wärmedurchgangskoeffizienten von mindestens 0,8 W/(m² K). Analog zu den Ausführungen beim oberen Ge-bäudeabschluss könnte bei einem Wärmedurchgangskoeffizienten von 0,8 W/(m² K) die Grenze der „wirtschaftlichen Vertretbarkeit“ erreicht werden. Aufgrund höherer energiebedingter Mehrinvestitionen bei der Außendäm-mung im Vergleich zur Dämmung des oberen Gebäudeabschlusses liegt dieser 
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Wärmedurchgangskoeffizient über den entsprechenden bei der Dämmung des oberen Gebäudeabschlusses. In Cluster B werden die Wände bei 47% aller Ge-bäude energetisch modernisiert. In der Relation zu den zur Sanierung anste-henden Gebäudehüllen (56%) ist die Sanierungsrate bei Cluster B im Gegen-satz zu Cluster A für Wände demnach deutlich niedriger. Die Grenze der „wirt-schaftlichen Vertretbarkeit“ liegt bei Cluster B zwischen 0,5 und 0,75 W/(m² K) und damit niedriger als bei Cluster A. Dies kann auf Unterschiede in den Energieträgerpreisen zwischen den Wärmeversorgungspaketen und zwischen den Sanierungszeitpunkten zurückgeführt werden. Wärmedurchgangskoeffizienten der Fenster In Cluster A werden bei 68% der Gebäude die Fenster energetisch moderni-siert. Im Falle der energetischen Modernisierung wird ein Wärmedurchgangs-koeffizient von 0,7 W/(m² K) erreicht (vgl. Abbildung 37). Ersetzt werden da-bei überwiegend Fenster mit Wärmedurchgangskoeffizienten von mindestens 2,57 W/(m² K). Da jedoch nicht alle Gebäude mit diesem Wärmedurchgangs-koeffizienten energetisch modernisiert werden, könnte bei diesem die Grenze der „wirtschaftlichen Vertretbarkeit“ liegen. Da ein Fenstertausch im Gegen-satz zu einer Modernisierung der übrigen Gebäudehüllenkomponenten jedoch typischerweise mit einer energetischen Modernisierung verbunden ist, ist die Interpretation der Unterlassungsalternative problematisch. Analoges gilt für Cluster B, für den bei 38% der Gebäude die Fenster energetisch modernisiert werden. In diesem Cluster werden allerdings auch teilweise Fenster mit Wär-medurchgangskoeffizienten zwischen 1 und 2 W/(m² K) erneuert. Dies kann wiederum durch Unterschiede in den Energieträgerpreisen zwischen den Wärmeversorgungspaketen und zwischen den Sanierungszeitpunkten erklärt werden.  



7.3 Ökonomisches Potenzial 

399 

Abbildung 38: Häufigkeiten (ohne Hochrechnung) der zu Cluster A gehörenden Gebäude in Abhängigkeit vom Wärmedurchgangskoeffizienten der Fenster vor und nach einer etwaigen Sanierung bei einer Clusteranzahl von zehn Energieträgeranteile bei der Wärmebereitstellung Cluster A umfasst gemäß Abbildung 39 überwiegend Gebäude, deren Wärme-versorgung vor der (etwaigen)201 Sanierung zu 100% auf Gas basiert. Es exis-tieren allerdings auch Gebäude, deren mit zwischen 68% und 100% überwie-gend auf Gas basierende Wärmeversorgung durch bis zu 32% sonstige fossile Energieträger – vor allem Elektrizität zur Warmwasserbereitung – ergänzt 

201 Vgl. Fußnote 200. 
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wird.202 Durch den Austausch der Wärmeerzeuger erhöht sich der Anteil rein gasbasierter Wärmebereitstellung.  

Abbildung 39: Häufigkeiten (ohne Hochrechnung) der zu Cluster A gehörenden Gebäude in Abhängigkeit vom Anteil von Gas und sonstigen fossilen Energieträgern am Endenergiebedarf vor und nach einer etwaigen Sanierung bei einer Clusteranzahl von zehn; ET: Energieträger Cluster B umfasst gemäß Abbildung 40 überwiegend Gebäude, deren Wärme-versorgung vor der (etwaigen)203 Sanierung zu 100% auf Fernwärme basiert. Er beinhaltet aber auch Gebäude, deren überwiegend fernwärmebasierte Wärmeversorgung durch eine gasbasierte oder elektrizitätsbasierte Warm-
202 Auf die Darstellung der Anteile von Heizöl und Holz (vgl. Tabelle 118) wurde zugunsten der Übersichtlichkeit verzichtet. Diese gleichen in Cluster A strukturell den Anteilen der sonstigen fossilen Energieträger. 203 Vgl. Fußnote 200. 
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wasserbereitung ergänzt wird. Durch den Austausch der Wärmeerzeuger er-höht sich der Anteil rein fernwärmebasierter Wärmeversorgungspakete.   

Abbildung 40: Häufigkeiten (ohne Hochrechnung) der zu Cluster B gehörenden Gebäude in Abhängigkeit vom Anteil von Gas, Fernwärme und sonstigen fossilen Energieträgern am Endenergiebedarf vor und nach einer etwaigen Sanierung bei einer Clusteranzahl von zehn; ET: Energieträger 
Mittlere Effizienz der Wärmeerzeuger Die mittlere Effizienz der Wärmeerzeuger, d. h. der Mittelwert der Jahresnut-zungsgrade der Wärmeerzeuger der Wärmeversorgungspakete, liegt gemäß Abbildung 41 in Cluster A vor der (etwaigen)204 Sanierung überwiegend bei 
204 Vgl. Fußnote 200. 



7 Anwendung von AWOHM 

402 

91%205 (Modalwert), wobei u. a. auch Werte von 86%, 93%, 95% und 100%  auftreten. Der Modalwert entspricht dabei dem angesetzten Jahresnutzungs-grad von Gaskesseln mit und ohne Gebläse. Durch den Austausch der Wärme-versorgungspakete erhöhen sich die Anteile der Effizienzen von 91% (weiter-hin Modalwert) und 100%. Diese entsprechen den Jahresnutzungsgraden von Niedertemperaturkesseln und Brennwertkesseln. Der Niedertemperaturkessel wird dabei deutlich häufiger verbaut als der Brennwertkessel. 

Abbildung 41: Häufigkeiten (ohne Hochrechnung) der zu Cluster A gehörenden Gebäude in Abhängigkeit von der mittleren Effizienz der Wärmeerzeuger vor und nach einer etwaigen Sanierung bei einer Clusteranzahl von zehn 

205 Da die Abbildung auf Klassen mit einer Breite von 1% basiert, kann die tatsäch-liche Effizienz um bis zu 1% vom genannten bzw. dargestellten Wert abweichen. 
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In Cluster B (vgl. Abbildung 42) liegt die mittlere Effizienz der Wärmeerzeuger vor der Sanierung überwiegend bei 91% (Modalwert) und 93%. Nach dem Austausch der Wärmeversorgungspakete treten Effizienzen von 95%, die für gut gedämmte Fernwärmeübergabestationen angesetzt wurden, als Modal-wert auf.  

Abbildung 42: Häufigkeiten (ohne Hochrechnung) der zu Cluster B gehörenden Gebäude in Abhängigkeit von der mittleren Effizienz der Wärmeversorger vor und nach einer etwaigen Sanierung bei einer Clusteranzahl von zehn 
Schlussfolgerungen Aus Cluster A lassen sich Mindestanforderungen für Gebäude mit 1-2 Wohn-einheiten, Baujahren von 1967-1990, 1927-1950 und 1887-1910 sowie über-wiegend gasbasierter Wärmebereitstellung ableiten. Mindestanforderungen an die Wärmedurchgangskoeffizienten von unterem Gebäudeabschluss, Fenstern, oberem Gebäudeabschluss und Außenwand von 0,15, 0,7, 0,12 und 0,12 
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W/(m² K) sollten gesetzt werden, sind aber nur zu erfüllen, sofern die Gebäu-dehülle saniert wird. Bei der Sanierung des unteren Gebäudeabschlusses und der Fenster gibt es keine weiteren Einschränkungen. Die Mindestanforderun-gen von Außenwand und Fenstern sind allerdings nur zu erfüllen, falls die Wärmedurchgangskoeffizienten vor der Sanierung mindestens 0,8 W/(m² K) bei der Außenwand bzw. mindestens 2,57 W/(m² K) bei den Fenstern betra-gen. Die Wärmeversorgungspakete sollten gemäß der technischen Lebensdau-er der Wärmeerzeuger ausgetauscht werden und weiterhin überwiegend gas-basiert bleiben, wobei eine elektrizitätsbasierte Warmwasserbereitung unter-bunden werden sollte. Als Wärmeerzeuger sollten mindestens Niedertempera-turkessel, teilweise aber auch Brennwertkessel, eingesetzt werden. Eine präzi-sere Differenzierung erfordert eine weiterführende Analyse der Cluster.  Aus Cluster B lassen sich Mindestanforderungen für Gebäude mit mindestens 3 Wohneinheiten, überwiegend fernwärmebasierter Wärmebereitstellung sowie  Baujahren bis 1990 (bei Gebäudehüllensanierung und Wärmeerzeugeraus-tausch) bzw. 2006 (bei Wärmeerzeugeraustausch) ableiten. Für die Gebäude-hülle sollten die Mindestanforderungen analog zu Cluster A gesetzt werden, wobei diese für die Außenwände bereits zu erfüllen sind, wenn die Wärme-durchgangskoeffizienten vor der Sanierung mindestens 0,5 bzw. 0,75 (statt 0,8) W/(m² K) betragen. Die Mindestanforderungen für die Fenster sind wie bei Cluster A bei Wärmedurchgangskoeffizienten vor der Sanierung von  min-destens 2,57 W/(m² K) zu erfüllen. Die Wärmeversorgungspakete sollten ge-mäß der technischen Lebensdauer der Wärmeerzeuger ausgetauscht werden und weiterhin überwiegend fernwärmebasiert bleiben, wobei gut gedämmte Übergabestationen eingesetzt und die gas- und elektrizitätsbasierte Warm-wasserbereitung unterbunden werden sollten.  
7.3.5 Ausgestaltung von Förderpaketen In diesem Abschnitt sollen gemäß dem in Abschnitt 6.2.3 beschriebenen An-satz geeignete Förderpakete für die Sanierung des Gebäudebestands identifi-ziert werden. Dieser Ansatz untergliedert sich in sieben Schritte. 
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7.3.5.1 Szenarioauswahl  Die Ausgestaltung von Förderpaketen erfolgt unter der Annahme, dass Investi-tionszuschüsse die Umsetzung der Maßnahmenpakete des Szenarios Staats-sicht 11 durch eine Kompensation der Kapitalwertverschlechterung aus Selbstnutzersicht im Vergleich zum Szenario KW11 unterstützen sollen (vgl. Abschnitt 6.2.3). Beim Wechsel zwischen den Szenarien steigt die Reduktion der (stellvertretend betrachteten) direkten206 CO2-Emissionen (inkl. Emissio-nen aus Biomasse) von 2006 bis 2030 von 37% auf 44%. Für die Ausgestal-tung der Förderpakete werden die Hilfsszenarien Staatssicht 11 MA und KW11 MA eingesetzt, bei denen die Module Neubau, Abbruch und Haushaltsverände-rung deaktiviert wurden. 
7.3.5.2 Bestimmung der Kombinationen von 

Ausgangs- und Endzuständen Im Szenario Staatssicht 11 MA treten 39 unterschiedliche Endzustände, d. h. Maßnahmenpakete nach der Sanierung, auf. In Tabelle 119 sind diejenigen Endzustände aufgelistet, die einen Anteil von mindestens 1% am gesamten CO2-Emissionsreduktionspotenzial eines Wechsels vom Szenario KW11 MA zum Szenario Staatssicht 11 MA (vgl. Abschnitt 7.3.1) haben. Diese sechs End-zustände entsprechen 99% des Gesamtpotenzials dieses Wechsels. Im Endzu-stand 2 wird ein Wärmeversorgungspaket mit dem Energieträger Gas einge-baut. In den Endzuständen 36, 30 und 27 wird zusätzlich die Gebäudehülle mit der höchsten Qualitätsstufe energetisch modernisiert, wobei bei den Endzu-ständen 30 und 27 auf die energetische Modernisierung der Fenster bzw. die Dämmung der Außenwände verzichtet wird. In den Endzuständen 38 und 1 wird ein Wärmeversorgungspaket mit dem Energieträger Holzpellets bzw. Fernwärme eingebaut, wobei in ersterem Falle wiederum die gesamte Gebäu-dehülle energetisch modernisiert wird. Die Anteile der CO2-Emissions-
206 Vgl. Fußnote 187 und Abschnitt 8.2 bez. indirekter Emissionen. Diese werden in AWOHM nicht berücksichtigt. 
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reduktionspotenziale reichen von 2% bis 56%, diejenigen der zu fördernden Gebäude von 4% bis zu 91%, wobei die Endzustände mit einer energetischen Modernisierung der Gebäudehülle die höchsten Anteile zu fördernder Gebäude aufweisen.   Tabelle 119: Endzustände im Szenario Staatssicht 11 MA mit mindestens 1% Anteil am CO2-Emissionsreduktionspotenzial eines Wechsels vom Szenario KW11 MA ID End-zustand Qualitätsstufen Gebäudehülle Typisierung der Wärmever-sorgungspakete anhand der eingesetzten Energieträger Anteil am CO2-Emissionsreduk-tionspotenzial (inkl. Biomasse) 
Anteil zu fördernder GebäudeOberer Gebäudeab-schluss Wand  Fenster Unterer Gebäudeab-schluss2 0 0 0 0 3 (Gas) 56% 43% 36 11 11 11 11 3 (Gas) 28% 91% 30 11 11 0 11 3 (Gas) 8% 88% 27 11 0 11 11 3 (Gas) 3% 90% 38 11 11 11 11 7 (Holz(pellets)) 2% 74% 1 0 0 0 0 1 (Fernwärme) 2% 4% In Tabelle 120 sind für diese 6 Endzustände die Quantile der notwendigen Fördersätze auf Gebäudeebene bei flächenspezifischer und anteiliger Förde-rung angegeben. Sollen 90% des CO2-Emissionsreduktionspotenzials ausge-nutzt werden, zeigt das Verhältnis der 90%- zu den 50%-Quantilen, dass bei den betrachteten Endzuständen eine anteilige Förderung gleichmäßiger207 ist als eine flächenspezifische Förderung. Bei einer flächenspezifischen Förderung von 16 €/m² (Wohnfläche) würden bspw. bei Endzustand 2 90% der Gebäude überfördert. Bei 50% der Gebäude entsprächen diese 16 €/m² einer „Überför-derung“ und bei 75% mindestens 7 €/m² (16-9).  Tabelle 120: Quantile der notwendigen Fördersätze auf Gebäudeebene bei flächenspezi-fischer und anteiliger Förderung bei den Endzuständen mit mindestens 1% Anteil am CO2-Emissionsreduktionspotenzial im Szenario Staatssicht 11 MA ID End-zustand (Wohn-)Flächenspezifische Förderung [€/m²] Anteilige Förderung [-]Quantile Quantile25% 50% 75% 90% 100% 90%/50% 25% 50% 75% 90% 100% 90%/50%2 0 0 9 16 356 - 0% 3% 21% 21% 42% 7,1 36 5 11 20 32 385 2,9 2% 5% 9% 13% 36% 2,4 30 4 9 15 23 168 2,7 2% 5% 8% 12% 29% 2,4 27 4 9 15 20 58 2,2 1% 6% 10% 13% 27% 2,0 38 0 2 11 22 164 12,9 0% 1% 3% 6% 15% 8,8 1 0 0 0 0 62 - 0% 0% 0% 0% 251% - 

207 Gleichmäßiger (bzw. homogener) bedeutet in diesem Zusammenhang, dass die relative Abweichung der notwendigen Fördersätze (und damit auch die Überförde-rung) der zu einem Endzustand gehörenden Gebäude geringer ist. 
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Prinzipiell steigt mit zunehmender Inhomogenität der durch die Endzustände definierten Förderpakete entweder die Überförderung, oder der Ausnutzungs-grad des CO2-Emissionsreduktionspotenzials sinkt. Ein Endzustand kann dabei von unterschiedlichen Ausgangszuständen, d. h. Zuständen vor der Sanierung, erreicht werden, sodass die Homogenität der Förderpakete durch eine Diffe-renzierung der Ausgangszustände erhöht werden kann. Die sechs betrachteten Endzustände werden im Szenario Staatssicht 11 MA bspw. von 14 bis 248 un-terschiedlichen Ausgangszuständen erreicht.  
7.3.5.3 Bestimmung der mittleren Förderausgaben 

pro Umweltverbesserung in Abhängigkeit 
von der kumulierten Umweltverbesserung Abbildung 43 zeigt die nach dem Schema in Tabelle 94 bestimmten mittleren Förderausgaben pro CO2-Vermeidung [€/t] in Abhängigkeit von der kumulier-ten CO2-Vermeidung [t] bei unterschiedlichen Differenzierungen der Förder-pakete. Die Ergebnisse beziehen sich auf das SUF des Mikrozensus 2006, wobei auf eine Hochrechnung mittels Hochrechnungsfaktoren verzichtet wurde. Un-abhängig von der Differenzierung der Förderpakete können die CO2-Emissionen maximal um 2,2 Mt gemindert werden. Wird eine vorgegebene CO2-Emissionsminderung anvisiert, so führen individuelle Förderpakete je Ge-bäude zu den niedrigsten und eine reine Differenzierung nach Endzuständen zu den höchsten Förderausgaben. Werden vorgegebene mittlere Förderausga-ben pro Minderung direkter CO2-Emissionen anvisiert, so führen individuelle Förderpakete zur größten und eine reine Differenzierung nach Endzuständen zu der niedrigsten CO2-Emissionsminderung. Werden die Förderpakete nach Ausgangs- und Endzustand differenziert, so liegen die Förderausgaben bzw. die CO2-Emissionsminderungen zwischen denjenigen der individuellen För-derpakete je Gebäude und denen bei reiner Differenzierung nach Endzustän-den.  
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Abbildung 43: Mittlere Förderausgaben pro CO2-Vermeidung (direkte Emissionen inkl. Biomasse) in Abhängigkeit von der kumulierten CO2-Vermeidung bei unterschiedlichen Differenzierungen der Förderpakete  
7.3.5.4 Auswahl einer Kombination von mittleren Förderausgaben pro 

Umweltverbesserung und kumulierter Umweltverbesserung Im Folgenden werden in Anlehnung an CO2-Schadenskosten nach Schwermer (2007) mittlere Förderausgaben von 70 €/t208 anvisiert (vgl. „Anvisierter Punkt“ in Abbildung 43). Bei individueller Förderung wäre dann eine CO2-Emissionsreduktion (bei einem für die Maßnahmen angenommenen Wir-kungshorizont von 40 Jahren209) von knapp 2,2 Mt erreichbar, bei Differenzie-rung nach Endzustand 0,1 Mt und bei Differenzierung nach Ausgangs- und 
208 Gemäß der Europäischen Kommission (2012) sollen als Kosten von CO2-Emis-sionen prognostizierte CO2-Zertifikats-Preise von mindestens 20 €/t bis 2025, 35 €/t bis 2030 und 50 €/t ab 2030 angesetzt werden (gemessen in realen und kon-stanten Preisen 2008). Bei der Verwendung dieser Werte würden ceteris paribus niedrigere Förderausgaben und eine niedrigere CO2-Vermeidung resultieren.  209 Der angenommene Wirkungshorizont entspricht der in AWOHM angesetzten Lebensdauer von Hüllenpaketen (vgl. Tabelle 99). Bei geförderten Wärmeerzeu-gern wird implizit davon ausgegangen, dass nach Ablauf ihrer Lebensdauer ohne erneute Förderung wieder derselbe Wärmeerzeugertyp eingebaut wird. 
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Endzustand 1,5 Mt. Durch eine Differenzierung der Ausgangszustände ließen sich also die theoretischen Reduktionspotenziale um ca. 1400% steigern. 1,5 Mt CO2-Emissionsreduktion für die Stichprobe des SUF 2006 entsprächen bei einem Hochrechnungsfaktor von ca. 150 einer Minderung von ca. 225 Mt im gesamten Gebäudebestand und zugehörigen Förderausgaben von ca. 16 Mrd. €. Bei gleichmäßiger Verteilung der Förderausgaben auf die Jahre 2007 bis 2030, den Zeitraum der Umsetzung der Maßnahmen, entspricht dies ca. 0,7 Mrd. €/a, also weniger als die Finanzmittel des Bundes für das CO2-Gebäude-sanierungsprogramm im Jahr 2007.210  
7.3.5.5 Bestimmung des Ausnutzungsgrades der Umweltverbesserung 

in Abhängigkeit von der Förderpaketanzahl Die zu dem anvisierten Punkt (1,5 Mt;  70 €/t) gehörende Menge an Förderpa-keten umfasst allerdings ca. 300 Förderpakete mit entweder prozentualer oder anteiliger Förderung. Eine generelle Beschränkung auf einen dieser Förderme-chanismen führt zu einer Reduktion der maximal erreichbaren CO2-Vermeidung, da je nach Förderpaket entweder die prozentuale oder die antei-lige Förderung effizienter sein kann. Im Folgenden wird exemplarisch nur die flächenspezifische Förderung betrachtet. Dadurch sinkt die maximal erreich-bare CO2-Vermeidung von 1,54 Mt auf 1,49 Mt bei 304 Förderpaketen. Um die die Praktikabilität der Förderung zu erhöhen, kann die Förderpaketanzahl re-duziert werden. Hierzu können die Methoden Zusammenlegung und Auswahl sowie Reine Elimination eingesetzt werden (vgl. Abschnitt 6.2.3). Bei beiden Methoden führt eine Reduktion der Förderpaketanzahl bei Beibehaltung der mittleren Förderausgaben pro CO2-Vermeidung von 70 €/t zu einer Reduktion des Ausnutzungsgrades der anvisierten CO2-Vermeidung (d. h. im Vergleich zu 1,5 bzw. 225 Mt). In Abbildung 44 sind für beide Methoden die Ausnutzungs-
210 Die Finanzmittel des Bundes für das CO2-Gebäudesanierungsprogramm lagen im Jahr 2007 bei 0,85 Mrd. € und für das nicht auf Wohngebäude beschränkte Marktanreizprogramm „Erneuerbare Energien“ bei ca. 0,2 Mrd. €  (Matthes u. a. 2009). 
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grade der CO2-Vermeidung bei mittleren Förderausgaben von 70 €/t in Ab-hängigkeit von der Förderpaketanzahl bei Beschränkung auf die flächenspezi-fische Förderung dargestellt.211 Die die Clusteranalyse nutzende Methode Zu-sammenlegung und Auswahl führt zu einem deutlich höheren Ausnutzungs-grad. Bei ihr sinkt der Ausnutzungsgrad von 95% bei 25 Förderpaketen über 90% bei 13 Förderpaketen bis auf 41% bei einem Förderpaket. 

Abbildung 44: Ausnutzungsgrad der anvisierten CO2-Vermeidung (direkte Emissionen inkl. Biomasse) bei mittleren Förderausgaben von 70 €/t in Abhängigkeit von der Förderpaketanzahl (nur Mengen zulässiger Förderpakete sind als Datenpunkt eingezeichnet)   
211 Bei der Methode Zusammenlegung und Auswahl kann es vorkommen, dass die Menge der Förderpakete nicht zulässig ist und der Ausnutzungsgrad eine obere Schranke darstellt. Stets zulässige Kombinationen lassen sich durch vollständige Enumeration ableiten. Diese erfordert aber hohe Laufzeiten, sodass dieser das in Abschnitt 6.2.3.2.5 beschriebene Verfahren mit anschließender Überprüfung der Zulässigkeit vorgezogen wird. Für die Anwendung in dieser Arbeit wurde jedoch zusätzlich die vollständige Enumeration durchgeführt. Die Überschätzung des Aus-nutzungsgrades gemäß vollständiger Enumeration durch die obere Schranke im Falle unzulässiger Mengen von Förderpaketen lag bei maximal 0,4%. 
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7.3.5.6 Auswahl von Förderpaketanzahl und Spezifikation Im Folgenden wird exemplarisch davon ausgegangen, dass 13 Förderpakete (zulässig) aufgesetzt werden sollen, die mit der Methode Zusammenlegung und Auswahl identifiziert wurden (vgl. Abbildung 44). Bei dem zugehörigen Ausnutzungsgrad von 90% liegt die CO2-Emissionsminderung um ca. 2600% über der maximalen bei reiner Differenzierung der Endzustände, bei der je-doch 20 Förderpakete notwendig wären.  
7.3.5.7 Transformation der Förderpaketspezifikation in eine  

anwendungsorientierte Form Tabelle 121 gibt einen Überblick über die 13 Förderpakete mit zugehörigen Endzuständen und CO2-Vermeidungen. Die Förderpakete fassen jeweils meh-rere, aber nicht alle Ausgangszustände, die zu einem Endzustand führen, zu-sammen. Die Förderpakete 1 bis 8 bzw. 10 und 11 stammen bspw. aus der Un-terteilung von Endzustand 2 bzw. 30 in 29 bzw. 8 Cluster. Hinsichtlich der zu fördernden Endzustände wird bei den Förderpaketen 1 bis 8 der Einbau eines gasbasierten Wärmeversorgungspakets ohne energetische Verbesserung der Gebäudehülle gefördert. Bei den fünf übrigen Förderpaketen umfassen alle die energetische Modernisierung des oberen und des unteren Gebäudeabschlus-ses, vier die Dämmung der Außenwände und drei die energetische Moderni-sierung der Fenster. Unter den Förderpakten mit energetischer Modernisie-rung der Gebäudehülle umfassen vier den Einbau eines gasbasierten Wärme-versorgungspakets und eines den Einbau eines Holzpelletkessels. Tabelle 121: 13 Förderpakete bei mittleren Förderausgaben pro CO2-Vermeidung (di-rekte Emissionen inkl. Biomasse) von 70 €/t bei Identifizierung mit der Methode Zu-sammenlegung und Auswahl  ID Förder-paket ID End-zu-stand 
CO2-Vermei-dung [t] CO2-Ver-meidung pro Paket [t] Zu fördernder EndzustandQualitätsstufen Gebäudehülle Typisierung der Wärmeversor-gungspakete anhand der einge-setzten Energieträger Oberer Gebäude-abschluss Wand Fenster Unterer Gebäude-abschluss1-8 2 8 1.037.654 0 0 0 0 3 (Gas) 9 36 1 154.302 11 11 11 11 3 (Gas) 10-11 30 2 106.793 11 11 0 11 3 (Gas) 12 27 1 53.932 11 0 11 11 3 (Gas) 13 38 1 25.363 11 11 11 11 7 (Holz(pellets)) 
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Im Folgenden wird exemplarisch anhand der Förderpakete 4, 6, 10 und 11 aufgezeigt, wie diese in eine anwendungsorientierte Form gebracht werden können. Diese Förderpakete umfassen 7, 11, 16 und 10 Ausgangszustände, die jeweils einem Endzustand zugeordnet sind. Die Anteile der Wärmeversor-gungspakettypen, der energetische Zustand der Gebäudehüllen und die För-derhöhen der zu den Förderpaketen gehörenden Ausgangszustände (nicht der Gebäude), die eine positive Förderung erhalten sollen, sind in Tabelle 122 dar-gestellt. Die Förderpakete 4 und 6 beziehen sich auf Gebäude, bei denen nur der Austausch des  Wärmeversorgungspakets ansteht, die Förderpakete 10 und 11 dahingegen auf Gebäude, bei denen gleichzeitig die Sanierung der Ge-bäudehülle und der Austausch des  Wärmeversorgungspakets anstehen. Tabelle 122: Verteilung der Wärmeversorgungspakettypen, energetischer Zustand der Gebäudehüllen und Förderhöhen der zu den Förderpaketen 4, 6, 10 und 11 gehörenden Ausgangszustände mit positiver Förderung ID Förder-paket Anteile der Wärmeversorgungspaketty-pen[%] Energetischer Zustand der Gebäudehülle:X: (nachträglich) energetisch modernisiert(X): teilweise (nachträglich) energetisch modernisiert -: im Urzustand
Förderhöhe [€/m²] (Wohnflä-che) Heizöl Holz (pellets) Sonstige fossile Energieträger Oberer Gebäu-deabschluss Wand Fenster Unterer Gebäude-abschluss 4 - 60 40 - - X - 21 6 60 40 - X X X - 34 10 - 20 80 (X) (X) (X) - 14 11 100 - - X X X (X) 12 Steht (nur) der Austausch des Wärmeversorgungspakets an, so wird bei einer vor der Modernisierung auf sonstigen fossilen Energieträgern, Holz oder Holz-pellets212 basierenden Wärmeversorgung gemäß Förderpaket 4 mit einem Fördersatz von 21 €/m² (Wohnfläche) gefördert, falls die Wärmeversorgung auf Gas umgestellt wird, die Fenster bereits energetisch modernisiert wurden und die sonstigen Gebäudehüllenelemente sich in energetischer Hinsicht noch 

212 Ein Energieträgerwechsel von Holz oder Holzpellets zu Gas kann bei dem ange-wandten Ansatz „förderwürdig“ sein, da dieser u. a. eine Reduktion der Emissionen an CO2 inkl. Emissionen aus Biomasse (sowie der Luftschadstoffemissionen und des gesamten Primärenergieverbrauchs) bewirkt. Dies steht der aktuellen Förderpra-xis entgegen, die sich auf den fossilen Primärenergieverbrauch und CO2-Emissionen exkl. Emissionen aus Biomasse fokussiert.  
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im Urzustand befinden.213 Wurden allerdings bereits der obere Gebäudeab-schluss, die Außenwände und die Fenster energetisch modernisiert und ba-siert die Wärmeversorgung dahingegen auf Heizöl, Holz oder Holzpellets, so wird für den Einbau einer gasbasierten Wärmeversorgung mit 34 €/m² eine um 62% höhere Förderung gewährt. Die Unterschiede zwischen den Förder-sätzen sind auf das Verhältnis von Kapitalwertverschlechterung und CO2-Vermeidung bei einem vom wirtschaftlichsten Maßnahmenpaket abweichen-den Maßnahmenpaket und auf die Homogenität der Cluster zurückzuführen. Durch die reine Umstellung der Wärmeversorgung auf den Energieträger Gas, bzw. konkreter auf einen Gasbrennwertkessel, können die CO2-Emissionen re-duziert werden, wobei die Umstellung bei einem Teil der Gebäude nicht dem wirtschaftlichsten Maßnahmenpaket entspricht. Gemäß dem folgenden, ver-einfachenden Erklärungsansatz müsste im Förderpaket 4 zwar ein Gaskessel die wirtschaftlichste Variante darstellen, aber dieser entspräche zumindest in einigen Fällen einem Niedertemperaturkessel, sodass die durch einen Brenn-wertkessel bedingte Kapitalwertverschlechterung durch die Förderung kom-pensiert werden muss. Eine Differenzierung der Kesseltypen muss demnach in die Förderpaketspezifikation aufgenommen werden. In Förderpaket 6 wäre dahingegen wegen des bereits existierenden Heizöltanks ein Ölkessel die wirt-schaftlichste Variante, sodass die Kapitalwertverschlechterung durch den An-schluss an das Gasnetz, die Entsorgung des Öltanks und einen etwaigen Einsatz eines Brennwertkessels kompensiert werden muss. Da die Kapitalwertver-schlechterung durch den Einsatz von Brennwerttechnik wegen der bereits er-folgten energetischen Modernisierung zudem stärker ins Gewicht fällt, kann die höhere Förderung erklärt werden.  Steht sowohl der Austausch des Wärmeversorgungspakets als auch die Sanie-rung der Gebäudehülle an, so werden in Förderpaket 11 Gebäude mit einer auf 
213 Auf eine Differenzierung nach der Gebäudegröße und anderen Merkmalen wur-de verzichtet, um die Komplexität bzw. die Anzahl möglicher Kombinationen nicht weiter zu erhöhen. Eine derartige Differenzierung kann aber prinzipiell in den An-satz integriert werden, bspw. wie in Abschnitt 6.2.2. 
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Heizöl basierenden Wärmeversorgung mit 12 €/m² gefördert, sofern die Wärmeversorgung auf Gas umgestellt wird und die Gebäudehülle mit Aus-nahme der Fenster gemäß der höchsten Qualitätsstufe modernisiert wird. Als Fördervoraussetzung muss die gesamte Gebäudehülle, ggf. mit Ausnahme des unteren Gebäudeabschlusses, bereits zuvor energetisch modernisiert worden sein, da das Maßnahmenpaket vermutlich sonst bereits ohne Förderung wirt-schaftlich wäre. Basiert die Wärmeversorgung vor der Sanierung dahingegen auf sonstigen fossilen Energieträgern, Holz oder Holzpellets, so wird dasselbe Maßnahmenpaket mit 14 €/m² gefördert. Als Fördervoraussetzung muss sich der untere Gebäudeabschluss in energetischer Hinsicht noch im Urzustand be-finden. Die übrigen Gebäudehüllenelemente können bereits, müssen aber nicht, energetisch modernisiert worden sein.  Einschränkungen Die exemplarische Ableitung der Förderpaketspezifikationen basierend auf den identifizierten Clustern soll nur die prinzipielle Vorgehensweise aufzeigen. Der erreichte Differenzierungsgrad, bspw. derjenige der Wärmeversorgungs-pakettypen, ist noch nicht hinreichend für eine Anwendung in der Praxis. Für eine exakte Spezifikation der Förderpakete muss eine detailliertere Analyse der den Förderpaketen zugeordneten Gebäude erfolgen. Insbesondere muss auch die Abgrenzung zu den verbleibenden neun Förderpaketen, zu den nicht zu fördernden Gebäuden sowie zu den im vorigen Abschnitt identifizierten Mindestanforderungspaketen sichergestellt werden, um Fehl- bzw. Überförde-rungen zu vermeiden. Ggf. bietet sich auch eine Aufnahme weiterer Merkmale zur schärferen Charakterisierung der Förderpakete an, entweder vor der Durchführung der Clusteranalyse oder zur nachträglichen Analyse.  Die in AWOHM angesetzten Preise für Maßnahmen(pakete) und Energieträger sind als mittlere Preise zu interpretieren. Es gibt allerdings teilweise erhebli-che Preisschwankungen, die Einfluss auf die Wirtschaftlichkeit von Maßnah-menpaketen und damit auf die notwendigen Fördersätze nehmen. Diese wären bei einer Übertragung der Ergebnisse in die Praxis zu berücksichtigen.  



7.4 Ausschöpfbares Potenzial 

415 

Wurden bereits vor einer anstehenden Sanierung energetische Modernisie-rungsmaßnahmen durchgeführt, so beeinflusst dies sowohl die Wirtschaftlich-keit als auch die Umweltverbesserung eines Übergangs zu einem Endzustand. Daher umfassen die Fördervoraussetzungen teilweise auch Anforderungen hinsichtlich eines hinreichend schlechten Ausgangszustandes. Dies kann je-doch dazu führen, dass bspw. Gebäude, die bereits teilweise gedämmt wurden, die Fördervoraussetzungen nicht erfüllen. Diese fallen dann in ein anderes po-tenzielles Förderpaket (eventuell mit Förderung 0), das ggf. von untergeordne-ter Bedeutung ist und daher bei vorgegebener Förderpaketanzahl nicht be-rücksichtigt wird. Um energetische Modernisierungsaktivitäten der Vergan-genheit nicht zu „bestrafen“, könnten ggf. spezielle Förderpakete für derartige Fälle spezifiziert werden. Da derartige Modernisierungsaktivitäten aus Sicht der Eigentümer allerdings häufig bereits wirtschaftlich waren, ist dies nicht erforderlich. 
7.4 Ausschöpfbares Potenzial Dieser Abschnitt hat einen Bezug zu folgenden (Teil-)Forschungsfragen: 

• Wie groß sind die ausschöpfbaren Reduktionspotenziale für Treib-hausgas- und Luftschadstoffemissionen sowie den Primärenergiever-brauch? 
• Wie verteilen sich die techno-ökonomischen Potenziale auf sozio-demographische Cluster? 
• Welche Akteure tragen die Hauptlasten der Transformation des Ener-giesystems Wärmenutzung in Wohngebäuden, und führt dies zur übermäßigen Belastung einkommensschwacher Haushalte? 
• Wie können diese Hauptlasten verschoben werden, um die Transfor-mation für Wohngebäudeeigentümer und -bewohner möglichst „zu-mutbar“ zu gestalten? 
• Welche Bündel umweltpolitischer Instrumente sind für den Bereich der Wärmenutzung in Wohngebäuden geeignet, um die Treibhausgas- und Luftschadstoffemissionen sowie den Primärenergieverbrauch zu reduzieren? 
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In Abschnitt 7.4.1 werden Szenarien definiert, die in Abschnitt 7.4.2 zur Be-stimmung der ausschöpfbaren Reduktionspotenziale für Treibhausgas- und Luftschadstoffemissionen sowie den Primärenergieverbrauch herangezogen werden. Das ausschöpfbare Potenzial sei definiert als der Teil des ökonomi-schen Potenzials, der in der Realität genutzt werden kann. Die Ausnutzung des ökonomischen Potenzials wird bspw. durch mangelnde Möglichkeiten zur Fi-nanzierung, Informationsdefizite und Sanierungsunwilligkeit behindert (vgl. Kapitel 4). Das ausschöpfbare Potenzial ist daher neben den technischen und ökonomischen Randbedingungen des Gebäudes auch von umweltpolitischen Instrumenten sowie Charakteristika der Gebäudeeigentümer und -bewohner abhängig. Diese Instrumente und Charakteristika werden daher in den Ab-schnitten 7.4.1 und 7.4.2 variiert. Eine Plausibilisierung des ausschöpfbaren Potenzials mittels Literaturdaten erfolgt, soweit möglich, in Abschnitt 7.4.3. In Abschnitt 7.4.4 wird analysiert, wie die umweltpolitischen Instrumente an vielversprechende Zielgruppen, d. h. homogene und interpretierbare Haus-halts- und Gebäudecluster mit beträchtlichen ökonomischen Potenzialen, an-gepasst werden können. Abschließend wird in Abschnitt 7.4.5 untersucht, in-wieweit sich durch die Ausschöpfung von Potenzialen „soziale Brennpunkte“ im Sinne übermäßiger finanzieller Belastung insbesondere einkommens-schwacher Haushalte ergeben können.  
7.4.1 Szenarien Tabelle 123 fasst die Definition von 15 ausschöpfbaren Potenzialszenarien zu-sammen, d. h. derjenigen Szenarien, die zur Bestimmung der ausschöpfbaren Reduktionspotenziale für Treibhausgas- und Luftschadstoffemissionen sowie den Primärenergieverbrauch eingesetzt werden. Die Definition erfolgt in Be-zug auf die Basisszenarien (vgl. Tabelle 99 in Abschnitt 7.1), wobei nur von den Basisszenarien abweichende Szenarioelemente spezifiziert werden.  
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Prinzipiell werden Extremszenarien und Prognoseszenarien unterschieden. Mittels Extremszenarien werden Entwicklungspfade simuliert, bei denen alle Gebäudeeigentümer von einem annahmenbasierten Entscheidertypen sind bzw. gemäß einer annahmenbasierten Entscheiderstrategie entscheiden (vgl. Abschnitt 5.4.4). Somit kann analysiert werden, welche Entscheidertypen und -strategien die Entwicklungspfade aus Staatssicht verbessern bzw. verschlech-tern. Darauf aufbauend können umweltpolitische Instrumente zur Unterbin-dung von Fehlentwicklungen und Unterstützung vielversprechender Teilent-wicklungen identifiziert werden. Dem Vorgehen liegt die Annahme zugrunde, dass die Gesamtbevölkerung jeweils zu bestimmten Anteilen entsprechenden Entscheidertypen und -strategien zugeordnet werden kann. Im Szenario Aus-besserer 11 wird die Gebäudehülle nicht energetisch modernisiert. Die Wär-meversorgungspakete werden nach Ablauf der Lebensdauer ausgetauscht, wobei möglichst keine Energieträger- und Verrohrungswechsel durchgeführt werden. Im Szenario Mindestmaßsanierer 9 werden die an die EnEV 2009 an-gelehnten Mindestanforderungen gerade eingehalten, wobei diese im Szenario Mindestmaßsanierer 11 gemäß H++++W**214 erhöht werden. Im Szenario Ökonom I 11 werden gehemmte ökonomische Entscheidungen simuliert, wo-bei im Gegensatz zu den ökonomischen Potenzialen nicht von einem langfristi-gen, sondern von einem mittel- bis langfristigen Planungshorizont ausgegan-gen wird. Bei Selbstnutzern beeinflussen zudem die finanzielle Situation der Eigentümer und die Konformität der Maßnahmenpakete mit den Mindestan-forderungen die Entscheidungen. Im Szenario Ökonom II 11 wird bei gleichem Entscheidungsansatz für die Selbstnutzer dahingegen von einem langfristigen Planungshorizont bei Vermietern ausgegangen. Im Szenario Ökomodernisierer 11 wird analog zum Szenario TP Primärenergie nicht erneuerbar das Maß-nahmenpaket mit minimalem nicht erneuerbarem Primärenergieverbrauch gewählt, wobei dieses Szenario im Vergleich zu dem Szenario Ökomodernisie-rer 11 W* höhere Mindestanforderungen an die Wärmeerzeuger stellt, u. a. die 
214 Vgl. Fußnote 192. 
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obligatorische Verwendung von Partikelabscheidern beim Einbau von Holzpelletkesseln. Die Extremszenarien dienen damit der Simulation von typi-siertem Extremverhalten und nicht der Prognose der Gesamtentwicklung.  Daher werden zudem Prognoseszenarien definiert, die entsprechende Progno-sen ermöglichen. Dabei wird in den Szenarien Prognose Stieß-Schätzl 9 und Prognose Stengel 9 die Häufigkeit der Entscheidertypen und -strategien unter den Gebäudeeigentümern abgeschätzt und jedem individuellen Gebäude ein Typ bzw. eine Strategie zugeordnet. Als Basis dafür dienen bei Prognose Stieß-Schätzl 9 empirische Erhebungen zu Sanierungseinstellungen und geplanten Sanierungen. Bei Prognose Stengel 9  werden die Gebäudeeigentümer den Ent-scheidertypen und -strategien basierend auf der Eigentümerstruktur und den sozio-demographischen Eigenschaften der Bewohner zugeordnet (vgl. Ab-schnitt 5.4.4). In den Szenarien Prognose Modell A 9 und Prognose Modell B 9 werden für die Selbstnutzer dahingegen empirisch basierte Entscheidungsan-sätze (vgl. Abschnitt 5.4.4) eingesetzt.  Da im Szenario Prognose Stengel 9 die hinsichtlich der Sanierungsrate plausi-belsten Entwicklungspfade resultieren, werden basierend auf diesem durch die Variation der umweltpolitischen Instrumente zudem vier weitere Szenari-en definiert, um vielversprechende Instrumente zu identifizieren. Im Szenario Prognose Stengel 11 werden die Mindestanforderungen verschärft, in den Sze-narien Prognose 11 $$$ bzw. Prognose 11 $$$ Steuer Investitionszuschüsse gewährt bzw. zudem die steuerliche Abzugsfähigkeit energetischer Moderni-sierungen bei selbstnutzenden Eigentümern ermöglicht. Im Szenario Prognose 11 ### werden die Energiepreise um 50% erhöht.   
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7.4.2 Emissionsminderungs- und Energieeinsparpotenziale Tabelle 124 fasst die Reduktionen der direkten215 verbrennungsbedingten CO2-, CH4-, PM-, NOx-, SO2-. und NMVOC-Emissionen sowie des End- und Pri-märenergieverbrauchs des Wohngebäudebestands in Deutschland für Raum-wärme und Warmwasser von 2006 bis 2030 in den ausschöpfbaren Potenzial-szenarien zusammen. Als Referenz ist zudem das ökonomische Minderungspo-tenzial gemäß den Szenarien KW11 und Staatssicht 11 dargestellt.  
Tabelle 124: Reduktionen der direkten verbrennungsbedingten CO2-, CH4-, NOx-, SO2-, NMVOC- und PM-Emissionen sowie des End- und Primärenergieverbrauchs des Wohn-gebäudebestands in Deutschland für Raumwärme und Warmwasser von 2006 bis 2030 in den ausschöpfbaren Potenzialszenarien 

Szenar
iotyp 

                                               Indikator      Szenario 

Reduktion bis 2030 in Bezug auf 2006 [%]

Gesam
tindika

tor Emissionen Energieverbrauch 

CO 2  CO 2 (ex
kl. 

Biomas
se)  

CH 4 NO x SO 2 NMVOC
 

PM End Primär
  

(nicht 
ern.) 

Primär
   

(gesam
t) 

Refe- renz KW11 37 36 35 44 70 61 74 35 35 35 0,555Staatssicht 11 44 43 -14 71 82 66 75 37 37 37 0,565

Extrem
 

Ausbesserer 11 0 -1 52 -2 3 45 61 0 0 1 0,485Mindestmaßsanierer 9 30 29 64 30 35 63 69 29 30 30 0,538Mindestmaßsanierer 11 39 38 69 38 43 67 77 38 38 39 0,552Ökonom I 11 20 58 48 1 71 58 56 31 53 36 0,543Ökonom II 11 24 62 52 4 73 61 58 35 57 41 0,549Ökomodernisierer 11 W* 14 85 65 -29 77 62 -71 37 76 46 0,515Ökomodernisierer 11 14 85 64 -28 77 61 43 37 76 46 0,526

Progno
se 

Prognose Stieß-Schätzl 9 15 66 59 -14 66 60 -10 32 60 38 0,524Prognose Stengel 9 12 22 53 5 27 51 48 15 22 17 0,510Prognose Modell A 9 25 28 43 27 50 58 62 25 28 27 0,535Prognose Modell B 9 25 28 43 27 50 58 61 25 28 27 0,535Prognose Stengel 11 15 26 56 8 29 52 62 19 26 21 0,517Prognose Stengel 11 $$$ 15 26 55 8 29 52 62 19 26 21 0,481Prognose Stengel 11 $$$ Steuer 15 26 56 8 29 52 62 19 26 21 0,462Prognose Stengel 11 ### 16 26 55 9 29 52 62 19 26 21 0,471Alle Min 0 -1 -14 -29 3 45 -71 0 0 1 0,462Max 44 85 69 71 82 67 77 38 76 46 0,565Extremszenarien Im Szenario Ausbesserer 11 resultieren für den Gebäudebestand modernisie-rungsbedingte Emissions- und Energieverbrauchsreduktionen ausschließlich 
215 Vgl. Fußnote 187 und Abschnitt 8.2 bez. indirekter Emissionen. Diese werden in AWOHM nicht berücksichtigt. 
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durch höhere Jahresnutzungsgrade und niedrigere Emissionsfaktoren der nach Ablauf der Lebensdauer ausgetauschten Wärmeversorgungsanlagen, wo-bei möglichst keine Energieträgerwechsel und Verrohrungswechsel durchge-führt werden. Diese Einsparungen werden allerdings trotz des Abbruchs von Gebäuden überwiegend durch das Hinzukommen von Neubauten kompensiert, sodass mit Ausnahme der zwischen 45% und 61% liegenden Emissionsreduk-tionen für CH4, NMVOC und PM keine nennenswerten Emissions- und Energie-verbrauchsreduktionen auftreten. Im Szenario Mindestmaßsanierer 9 treten durch die vollständige Sanierung der Gebäudehülle von zur Sanierung anstehenden Gebäuden und durch den Austausch der Wärmeversorgungspakete Reduktionen von End- und Primär-energieverbrauch sowie Emissionen an NOx, SO2 und CO2 inkl./exkl. Biomasse von 29-35% auf. Höhere Emissionsreduktionen ergeben sich mit 63-69% für CH4, NMVOC und PM. Durch die Verschärfung der Mindestanforderungen kön-nen alle Reduktionen gemäß dem Szenario Mindestmaßsanierer 11 um 4-9%216 erhöht werden. Das ökonomische Reduktionspotenzial gemäß KW11 wird allerdings bspw. bei NOx und SO2 wegen der unterstellten Trägheit bez. Energieträgerwechseln um 6% und 27% (der Emissionen im Jahr 2006) ver-fehlt, im Vergleich zum Szenario Staatssicht 11 sogar um 33% und 39%. Im Szenario Ökonom I 11 wird von den Gebäudeeigentümern gemäß Kom-promiss aus Kapitalwert und Amortisationszeit entschieden. Im Falle der Selbstnutzer gehen zudem die Kapitalverfügbarkeit und die Konformität des Maßnahmenpakets mit den Mindestanforderungen in die Entscheidung ein. In der Folge wird im Vergleich zum Szenario KW11 aufgrund kürzerer Amortisa-tionszeiten (aus Selbstnutzersicht) verstärkt in die Anlagentechnik sowie ins-besondere auch in Holzpelletkessel investiert. Die Selbstnutzer investieren zu-
216 Prozentuale Angaben zu Änderungen oder Abweichungen von Prozentangaben werden in dieser Arbeit durchgehend nicht als Prozent der Prozentangabe verwen-det. Stattdessen wird bspw. unter einem Anteil von 5%, der um 5% erhöht wird, ein Anteil von 10% verstanden.  
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dem verstärkt in die Modernisierung der Gebäudehülle, um die Konformität mit den Mindestanforderungen zu verbessern. Die Vermieter investieren da-hingegen weniger in die Gebäudehülle, um die Amortisationszeit zu verkürzen. Dadurch weist das Szenario im Vergleich zum Szenario KW11 hinsichtlich CO2-Emissionen exkl. Biomasse sowie nicht erneuerbarem Primärenergiever-brauch größere und hinsichtlich NOx- und PM-Emissionen kleinere Reduktio-nen auf. Im Szenario Ökonom II 11, in dem die Selbstnutzer analog entschei-den, wird dahingegen unterstellt, dass die Vermieter gemäß Kapitalwert aus Selbstnutzersicht entscheiden. Daher wird wieder mehr in die Gebäudehülle und (geringfügig) weniger in die Anlagentechnik investiert. In der Folge kön-nen alle Emissions- und Energieverbrauchsreduktionen um 1% bis 5% gestei-gert werden.  Im Szenario Ökomodernisierer 11 W* werden unter den Extremszenarien die höchste CO2-Emissionsreduktion exkl. Biomasse, die höchste SO2-Emissions-reduktion sowie die höchste fossile und gesamte Primärenergieverbrauchsre-duktion erreicht. Allerdings steigen die PM- und die NOx-Emissionen sogar um 71% und 29% an. Im Szenario Ökomodernisierer 11 wurden dahingegen die Mindestanforderungen an die Qualität der Anlagentechnik verschärft. In der Folge wird (statt einer Erhöhung um 71%) eine Reduktion der PM-Emissionen bis 2030 um 43% erreicht, da Holzpelletkessel nicht mehr ohne Partikelab-scheider eingebaut werden können. Die sonstigen Reduktionen bleiben nahezu identisch. Die Gesamtbewertung aus Staatssicht nimmt unter den Extremszenarien vom Mindestmaßsanierer 11 über Ökonom II 11, Ökonom I 11, Mindestmaßsanie-rer 9, Ökomodernisierer 11 und Ökomodernisierer 11 W* zum Ausbesserer 11 ab. Die Szenarien KW11 und Staatssicht 11 führen allerdings zu noch höheren Bewertungen. Eine detaillierte Diskussion der Bewertung aus Staatssicht er-folgt in Abschnitt 7.5.  
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Prognoseszenarien  Die Endenergieverbrauchsreduktion ist im Szenario Prognose Stengel 9 mit 15% deutlich geringer als im Szenario Prognose Stieß-Schätzl 9 mit 32%. Er-klärt werden kann dies durch unterschiedliche mittlere energetische Sanie-rungsraten der Gebäudehülle von 1,0% bzw. 1,8%, die nur durch einen größe-ren Anteil an Ausbesserern (bzw. Abbruchstrategien) im Szenario Prognose Stengel 9 erklärt werden kann. In den Szenarien Prognose Modell A und Prog-nose Modell B resultieren Endenergieverbrauchsreduktionen von 25% bei mittleren energetischen Sanierungsraten von 1,4% für die Gebäudehülle. Da-mit führen die Szenarien Prognose Stieß-Schätzl 9 und die (zumindest für die Selbstnutzer) empirisch fundierten Entscheidungsansätze in den Szenarien Prognose Modell A und Prognose Modell B im Vergleich zur im Energiekonzept der letzten Bundesregierung genannten Sanierungsrate von 1% zu einer Über-schätzung der Sanierungsrate, weshalb weitere Analysen auf einer Abände-rung des Szenarios Prognose Stengel 9 basieren.  Neben den unterschiedlichen Sanierungsraten für die Gebäudehülle gibt es in den Szenarien auch strukturelle Unterschiede in der Anlagentechnik. Bspw. steigt in den Szenarien Prognose Modell A und Prognose Modell B der Anteil erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch bis 2030 nur auf 7%, im Sze-nario Prognose Stengel 9 auf 12% und im Szenario Prognose Stieß-Schätzl 9 auf 46%.  Ausgehend vom Szenario Prognose Stengel 9 können die PM-Emissionsreduktionen durch die Verschärfung der Mindestanforderungen ge-mäß Szenario Prognose Stengel 11 von 48% auf 62% gesteigert werden. Grund hierfür ist überwiegend, dass Holzpelletfeuerungen in diesem Szenario nur noch mit Partikelabscheider eingesetzt werden dürfen. Die sonstigen Emissi-ons- und Energieverbrauchsreduktionen können gemäß Szenario Prognose Stengel 11 durch die Verschärfung der Mindestanforderungen um 1-4% ge-steigert werden. Durch die Ergänzung der verschärften Mindestanforderungen durch Investitionszuschüsse, die steuerliche Abzugsfähigkeit oder eine Erhö-
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hung der Energiepreise können die Reduktionen gemäß den Szenarien Prog-nose Stengel 11 $$$, Prognose Stengel 11 $$$ Steuer und Prognose Stengel 11 ### um maximal 1% weiter erhöht werden. In all diesen Szenarien werden jedoch die ökonomischen Reduktionspotenziale gemäß Szenario KW11 und Staatssicht 11 teilweise beträchtlich verfehlt, bspw. mindestens um 10% bzw. 17% bei CO2-Emissionen exkl. Biomasse, 35% bzw. 62% bei NOx-Emissionen, 41% bzw. 53% bei SO2-Emissionen und 12% bzw. 13% bei PM-Emissionen. Analoges gilt für die nachhaltigkeitsorientierte Gesamtbewertung aus Staats-sicht, die unter den betrachteten Prognoseszenarien bei ausschließlicher Ver-schärfung der Mindestanforderungen gemäß Szenario Prognose Stengel 11 ihr Maximum erreicht. Insgesamt zeigt sich, dass die Emissions- und Energieverbrauchsreduktionen zwischen den Extremszenarien deutlich größere Schwankungen aufweisen als bei reiner Variation der umweltpolitischen Instrumente, ausgehend vom Prognoseszenario Prognose Stengel 9. Demnach sind ggf. Verschiebungen zwi-schen den Extremszenarien bzw. den von diesen repräsentierten Entscheider-typen und -strategien vielversprechend, die durch die Anpassung umweltpoli-tischer Instrumente an die betroffenen Akteure sowie durch in AWOHM nicht direkt abgebildete umweltpolitische Instrumente wie bspw. den Vollzug der Mindestanforderungen erreicht werden können.  
7.4.3 Plausibilisierung Höhe der energetischen Sanierungsrate Die energetische Sanierungsrate der Anlagentechnik liegt für das Jahr 2007 in allen Szenarien bei 3,0%. Damit wird die von Diefenbach u. a. (2010) genannte jährliche Modernisierungsrate für die  Wärmeerzeuger von 2,8% für 2005-2009 nur leicht überschätzt. Die mittlere energetische Sanierungsrate der Ge-bäudehülle liegt in den AWOHM-Szenarien Prognose Stengel 9, Prognose Sten-gel 11 und Prognose Stengel 11 $$$ für die Jahre 2007-2030 bei 1,0%, die Sa-nierungsrate des Jahres 2007 bei 1,3%. Das Szenario Prognose Stengel 9 führt 
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damit für das Jahr 2007 zu einer Überschätzung der Sanierungsrate von 1% gemäß Energiekonzept der Bundesregierung (Bundeskabinett 2010) um 30%, wobei die mittlere Sanierungsrate dieser entspricht. 1,3% werden allerdings auch von Kleemann & Hansen (2005) genannt. Die Sanierungsraten für Wän-de, oberen und unteren Gebäudeabschluss sowie Fenster liegen im Szenario Prognose Stengel 9 für das Jahr 2007 bei 1,3%, wobei sich diese auf 0,9%-1,0% gemäß Qualitätsstufe ++, <0,1% gemäß +++ und 0,3%-0,4% gemäß ++++ aufteilen (vgl. Abschnitt 5.4.2.1 bez. der Kürzel). Das Szenario Prognose Sten-gel 9 kann die von Diefenbach u. a. (2010) mit 0,25%-1,34% angegebene Spanne der bauteilspezifischen Sanierungsraten damit nicht nachbilden. Diese Schwachstelle weisen auch die empirisch fundierten Szenarien Prognose Mo-dell A und Prognose Modell B auf, die zudem höhere und damit unplausiblere Sanierungsraten aufweisen als das Szenario Prognose Stengel 9. In den AWOHM-Prognoseszenarien werden insgesamt die Sanierungsaktivitäten bei Außenwänden und unteren Gebäudeabschlüssen im Vergleich zu Sanierungs-aktivitäten bei Fenstern und oberen Gebäudeabschlüssen überschätzt. Jährliche Investitionen und Fördervolumina Die Investitionen in den Wohngebäudebestand belaufen sich im Szenario Prognose Stengel 9 im Jahr 2007 auf 16,5 Mrd. € (brutto), davon 2,5 Mrd. € für die energetische Modernisierung der Wände, 0,5 Mrd. für die der oberen Ge-bäudeabschlüsse, 0,4 Mrd. € für die der unteren Gebäudeabschlüsse,  0,5 Mrd. € für die energetische Modernisierung der Fenster und 12,7 Mrd. € für die Wärmeversorgungspakete, davon 7,6 Mrd. € für die Wärmeerzeuger, 0,7 Mrd. € für Energieträgerwechsel und 4,4 Mrd. € für Verrohrungswechsel. Die Inves-titionen in die Wärmedämmung sind damit mit 3,3 Mrd. € um 65% höher als diejenigen des Jahres 2004 gemäß Heinze GmbH (2005), was ggf. auf unter-schiedliche Bezugsjahre, Systemgrenzen und die Überschätzung der Wärme-dämmtätigkeit an den Außenwänden zurückgeführt werden kann. Die Investi-tionen in die Wärmeerzeuger unterschreiten nur um 5% diejenigen in die An-
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lagentechnik im Jahr 2004 gemäß Heinze GmbH (2005) und sind somit plausibel.  Im Szenario Prognose Stengel 11 $$$ betragen die Förderausgaben im Jahr 2007 1,1 Mrd. € für die Gebäudehülle und 1,0 Mrd. € für die Anlagentechnik. Bei Förderung gemäß $$ entsprächen diese bei denselben Maßnahmenpaketen Förderausgaben von 1,4 Mrd. €. Diese übersteigen die 1,05 Mrd. € (Matthes u. a. 2009) an Finanzmitteln des Bundes für das CO2-Gebäudesanierungs-programm und das Marktanreizprogramm „Erneuerbare Energien“ im Jahr 2007 um 33%. Diese Überschätzung kann durch eine höhere Sanierungstätig-keit in AWOHM, durch die Nichtinanspruchnahme von Förderprogrammen in der Realität und durch die Nichtabbildung von (in der Realität) alternativ in Anspruch genommenen Förderprogrammen erklärt werden. Da die Neubauin-vestitionen ausschließlich von den Mindestanforderungen abhängen, wurden diese bereits bei der Plausibilisierung der ökonomischen Potenziale in Ab-schnitt 7.3.3 diskutiert. 
Energieverbrauch und Emissionen Die Endenergieverbrauchsreduktion für Raumwärme und Warmwasser von 2006 bis 2030 im Szenario Prognose Stengel 11 $$$ ist mit 19% konsistent mit dem von Matthes u. a. (2009) für ein konservatives „Mit-Maßnahmen-Szenario“ angegebenen Wert von 20%. Gleiches gilt für die Emissionen an CO2 exkl. Biomasse mit einer Reduktion um 26% in AWOHM im Vergleich zu einer Reduktion um 25% gemäß Matthes u. a. (2009) von 2005 bis 2030. Bei den CH4-Emissionen wird allerdings in AWOHM, das detailliertere Emissionsfakto-ren verwendet, eine CH4-Emissionsreduktion von 55% berechnet, die einem Anstieg um 3% gemäß Matthes u. a. (2009) gegenübersteht. Behnke (2011) geht von einem Rückgang der PM2,5-Emissionen von 2006 bis 2025 um ca. 20-30% aus. Struschka u. a. (2008) prognostizierten für 2005-2020 für die Emissionen des Haushalts-, Gewerbe-, Handels- und Dienstleis-tungssektors einen Rückgang von 18% für NOx, 85% für SO2, 30% für VOC und 
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30% für PM. Für 2006-2020 werden im Szenario Prognose Stengel 9 Emissi-onsreduktionen von 2% für NOx, 20% für SO2, 39% für VOC und 38% für PM geschätzt. Bei NOx, VOC und PM liegen die Abweichungen bei maximal 16% (bezogen auf 2005 bzw. 2006). Die Abweichung von 65% bei SO2 ist darauf zurückzuführen, dass Struschka u. a. (2008) annehmen, dass 2020 ausschließ-lich schwefelarmes Heizöl verwendet wird und die Verwendung von schwefel-armem Heizöl in AWOHM nicht berücksichtigt wird.  
7.4.4 Zielgruppenadaption umweltpolitischer Instrumente Für die Zielgruppenadaption umweltpolitischer Instrumente gemäß dem in Abschnitt 6.2.4 beschriebenen auf einer Clusteranalyse basierenden Ansatz werden die Szenarien Staatssicht MA und KW11 MA verwendet, die sich von den Szenarien Staatssicht 11 und KW11 durch Deaktivierung der Module  Haushaltsdynamik, Neubau und Abbruch unterscheiden. Somit können Aussa-gen in Hinsicht auf die Charakteristika von Haushalten und Gebäuden im Jahr 2006 getroffen werden. Diese weisen im Vergleich zu den durch die Module Haushaltsdynamik, Neubau und Abbruch veränderten Charakteristika kleinere Unsicherheiten auf.  Abbildung 45 und Abbildung 46 zeigen für selbstnutzende Eigentümer und Mieter (und damit implizit Vermieter) das auf eins normierte Heterogenitäts-maß – die Summe der Fehlerquadratsummen innerhalb von Clustern – in Ab-hängigkeit von der Clusteranzahl. Anhand des Ellbogenkriteriums wird im Fol-genden jeweils die Clusteranzahl sieben für selbstnutzende Eigentümer und Mieter gewählt.217  

217 Die abgeleiteten Ergebnisse waren trotz des nicht-deterministischen Fusionie-rungsalgorithmus strukturell reproduzierbar und die Cluster inhaltlich interpre-tierbar. Da somit aus anwendungsorientierter Sicht verwertbare Ergebnisse resul-tierten, wurde auf weitere Stabilitäts- und Validitätsprüfungen verzichtet. 
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Abbildung 45: Normiertes Heterogenitätsmaß (Summe der Fehlerquadratsummen innerhalb von Clustern) in Abhängigkeit von der Clusteranzahl bei der Zielgruppen-adaption umweltpolitischer Instrumente für Selbstnutzer 

Abbildung 46: Normiertes Heterogenitätsmaß (Summe der Fehlerquadratsummen innerhalb von Clustern) in Abhängigkeit von der Clusteranzahl bei der Zielgruppen-adaption umweltpolitischer Instrumente für (Ver-)Mieter 
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7.4.4.1 Selbstnutzende Eigentümer Tabelle 125 zeigt die Variablenmittelwerte der sich für selbstnutzende Eigen-tümer ergebenden sieben Haushaltscluster. Die Cluster sind nach steigendem (mittlerem) Haushaltsnettoeinkommen sortiert. Tabelle 125: Variablenmittelwerte der Haushaltscluster selbstnutzender Eigentümer bei der Clusteranalyse zur Zielgruppenadaption umweltpolitischer Instrumente bei einer Clusteranzahl von sieben; *: energiebedingte Mehrinvestition in die Gebäudehülle und Gesamtinvestition in das Wärmeversorgungspaket Variablenkategorie Variable Cluster (sortiert nach steigendem Haushaltsnettoeinkommen)A B C D E F GGebäudeeigentü-mer/-bewohner Haushaltsnettoeinkommen [€/(Monat Person)] 127 1.013 1.100 1.112 1.213 1.726 9.128Grenzsteuersatz [-] 0% 30% 27% 29% 31% 37% 43%Alter des Haushaltsvorstands [a] 56 41 71 53 58 52 55Bildungsgrad des Haushalts-vorstands [-] 4 4 3 5 4 7 6Gebäude Investition* [€] 12.003 7.849 9.242 46.012 21.671 9.795 15.587Notwendige Förderung [€] 613 312 462 655 2.017 381 607Umweltverbesse-rungspotenzial CO2-Vermeidung [t/(Haushalt a)] 2 1 1 8 5 1 3Abgeleitete Ergeb-nisse Clustergröße gemäß Haus-haltsanzahl [-] 10% 25% 23% 6% 14% 21% 1%Clustergröße gemäß CO2-Vermeidung [-] 9% 11% 13% 22% 30% 13% 1%Investition pro Haushaltsnet-toeinkommen [€/(€/(Person Monat))] 94 8 8 41 18 6 2Notwendige Förderung pro Investition [-] 5% 4% 5% 1% 9% 4% 4%Cluster E (Potenzialreichste218) umfasst mit nur 14% der selbstnutzenden Ei-gentümer 30% der CO2-Vermeidung – gemessen anhand der CO2-Emissions-differenz für 2006 und 2030. Die Kombination eines moderaten Haushaltsnet-toeinkommens mit der im Vergleich der Clustermittelwerte zweithöchsten In-vestition führt zu einem im Vergleich mit anderen Clustern hohen Verhältnis 
218 Nicht alle Cluster- bzw. Zielgruppennamen beziehen sich auf dasselbe Merkmal. Stattdessen werden jeweils hervorstechende Merkmale bzw. Merkmalsmittelwerte für die Namensgebung herangezogen, um die Lesbarkeit im Vergleich zu den Be-zeichnungen „Cluster A“ etc. zu verbessern. Die Namen weisen daher keine hinrei-chende Trennschärfe für eine eindeutige Zuordnung eines Haushalts zu einem Clus-ter auf, für die das bei der Clusteranalyse verwendete Proximitätsmaß herangezo-gen werden muss (vgl. Abschnitt 6.2). Mit diesem wird die Distanz eines Haushalts zu dem Schwerpunkt eines Clusters unter Berücksichtigung aller für die Cluster-analyse herangezogenen Merkmale quantifiziert. 
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von Investition zu Haushaltsnettoeinkommen und damit ggf. zu Liquiditäts-problemen. Die Investitionen umfassen hierbei nur die energiebedingte Mehr-investition in die Gebäudehülle und die Gesamtinvestition in das Wärmever-sorgungspaket219, sodass die Problematik durch das Hinzukommen nichtener-giebedingter Investitionen in die Gebäudehülle noch verstärkt wird. Sowohl absolut als auch in Prozent der Investitionssumme ausgedrückt ist die Förder-summe von 2.017 € die höchste aller Cluster. Wird diese Fördersumme ggf. im Rahmen zinsvergünstigter Darlehen bereitgestellt, so kann auch die etwaige Liquiditätsproblematik dieses Clusters reduziert werden. Das Alter von 58 Jah-ren ist kein Ausschlusskriterium für entsprechende Kredite für energetische Modernisierungen. Auch die mit der Investition verbundene Amortisations-dauer kann bei dieser Altersklasse durchaus innerhalb des Planungshorizontes bzw. der Restlebenserwartung der Entscheider liegen. Würde die Förderung durch die (vollständige) Absetzbarkeit der Investition vom zu versteuernden Einkommen  erfolgen, so würden die Gebäudeeigentümer bei einem Grenz-steuersatz von 31% und einer notwendigen Förderung von 9% überfördert. Zudem wäre die Liquiditätsproblematik bei diesem Förderansatz nicht gelöst. Cluster D (Umweltsünder) erfordert mit 46.012 € die im Vergleich der Clus-termittelwerte höchsten Investitionen. Er weist die mit 8 t/a größte (potenzi-elle) CO2-Vermeidung pro Haushalt auf, sodass er trotz eines Anteils von nur 6% an allen Selbstnutzerhaushalten 22% Anteil am gesamten CO2-Vermeidungspotenzial der Selbstnutzer hat. Aufgrund des relativ niedrigen Haushaltsnettoeinkommens und der im Vergleich der Clustermittelwerte ho-hen Investition ist bei diesem Cluster mit kritischen Liquiditätshemmnissen zu rechnen. Insbesondere das im Vergleich zur Investition niedrige Haushaltsnet-toeinkommen kann hierbei die Kreditwürdigkeit belasten, sodass die Gewäh-rung von Förderungen ggf. mit Instrumenten zum Risikotransfer kombiniert werden müssten. 
219 Vgl. Abschnitt 5.4.3.2 (Ö2a) bez. Gesamt- und Mehrinvestition. 
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Cluster C (Rentner) umfasst bei einem (mittleren) Alter von 71 Jahren die im Vergleich der Clustermittelwerte ältesten Haushalte. Trotz unterdurchschnitt-licher CO2-Vermeidung pro Haushalt liegt der Anteil des Clusters an der CO2-Vermeidung aufgrund seines Anteils von 23% an allen Selbstnutzerhaushalten bei 13%. Die Amortisationsdauer energetischer Modernisierungen kann oft-mals länger sein als der Planungshorizont bzw. die Restlebenserwartung der Eigentümer. Daher könnten die umweltpolitischen Instrumente direkt auf die Folgeeigentümer bzw. den Eigentumswechsel abgestimmt werden. Da die In-vestitionen mit durchschnittlich 9.242 € im Vergleich der Clustermittelwerte niedrig sind, kann alternativ auch durch Förderungen die Mobilisierung der „Alt“-Eigentümer trotz deren hohen Alters angestrebt werden. In diesem Falle hätten Zuschüsse den Vorteil, dass sie dem Eigentümer unmittelbar zufließen und somit der Planungshorizont weniger in den Fokus rückt. Zudem könnten die Eigentümer bzw. die Banken einer Kreditaufnahme altersbedingt kritisch gegenüberstehen. In beiden Fällen könnten entsprechende Informationskam-pagnen – entweder angepasst an die voraussichtlich jüngeren Eigenheimkäu-fer oder die älteren „Alt“-Eigentümer – die Ziele unterstützen.  Cluster G (Gutverdiener) ist unter den mengenmäßig relevanten Clustern der-jenige mit dem höchsten (durchschnittlichen) Haushaltsnettoeinkommen und Grenzsteuersatz sowie dem zweithöchsten (mittleren) Bildungsgrad. Das für die Investitionshöhe von 15.587 € hohe Haushaltsnettoeinkommen führt zum niedrigsten Verhältnis von Investition zu Haushaltsnettoeinkommen, sodass keine oder geringe Liquiditätsprobleme zu erwarten sind. Da auch das Alter der Haushaltsvorstände kein Hemmnis darstellt, erscheint eine Mischung aus Mindestanforderungen, Förderinstrumenten und Informationskampagnen für Besserverdienende geeignet, um dieses Potenzial zu nutzen. Das Instrument der (vollständigen) steuerlichen Abzugsfähigkeit würde für diesen Cluster bei einer notwendigen Förderung von 4% und einem Grenzsteuersatz von 43% zu einer massiven Überförderung führen. Hinsichtlich des Anteils am CO2-Vermeidungspotenzial ist der Cluster allerdings mit 1% der Unbedeutendste.  
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Cluster B (Jüngere) umfasst die mit einem (mittleren) Alter von 41 Jahren im Vergleich der Clustermittelwerte jüngsten Selbstnutzer. Diese stellen 25% der selbstnutzenden Haushalte dar. Sie weisen allerdings eine unterdurchschnittli-che (potenzielle) CO2-Vermeidung auf. Dies kann dadurch erklärt werden, dass sie Wohneigentum jüngeren Baualters bewohnen. Da dieser Cluster hinsicht-lich Investitionshöhe und potenziellem Planungshorizont kaum Hemmnisse und allenfalls Liquiditätsprobleme aufweist, sollte sein CO2-Vermeidungs-potenzial bei entsprechender Kreditbereitstellung und Informationspolitik ausschöpfbar sein.  Cluster F (Akademiker) umfasst im Vergleich der Clustermittelwerte die Haushalte mit dem höchsten (mittleren) Bildungsgrad, dem zweithöchsten (mittleren) Haushaltsnettoeinkommen und dem zweitniedrigsten (mittleren) Alter. Es sind damit weder altersbedingte noch liquiditätsbedingte Hemmnisse zu erwarten. Trotz unterdurchschnittlicher CO2-Vermeidung pro Haushalt liegt der Anteil des Clusters an der CO2-Vermeidung aufgrund seines Anteils von 21% an allen Selbstnutzerhaushalten bei 13%. Cluster A (Wenigverdiener) sticht durch das im Vergleich der Clustermittel-werte niedrigste (mittlere) Haushaltsnettoeinkommen hervor, welches aller-dings auch durch die Datenlage begründet sein kann. Der Cluster hat einen An-teil von 9% am gesamten CO2-Vermeidungspotenzial der Selbstnutzer. Es muss davon ausgegangen werden, dass diese Haushalte die notwendige Investition von 12.003 € nicht tätigen können. Ggf. wäre Contracting eine Möglichkeit, dieses Hemmnis zu umgehen. 
7.4.4.2 Mieter Tabelle 126 fasst die sich für Mieter ergebenden und nach steigendem Haus-haltsnettoeinkommen sortierten sieben Haushaltscluster zusammen. Die Ver-mieter können über diese Cluster nur indirekt berücksichtigt werden.    
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Tabelle 126: Variablenmittelwerte der Haushaltscluster von Mietern bei der Clusterana-lyse zur Zielgruppenadaption umweltpolitischer Instrumente bei einer Clusteranzahl von sieben; *: energiebedingte Mehrinvestition in die Gebäudehülle und Gesamtinvesti-tion in das Wärmeversorgungspaket Variablenkategorie Variable Cluster (sortiert nach steigendem Haushaltsnettoeinkommen)A B C D E F GGebäudeeigentü-mer/-bewohner Haushaltsnettoeinkommen [€/(Monat Person)] 219 901 1.005 1.014 1.042 1.231 3.367Grenzsteuersatz [-] 0% 26% 25% 28% 26% 31% 42%Alter des Haushaltsvorstands [a] 48 37 46 53 71 47 49Bildungsgrad des Haushalts-vorstands [-] 4 4 4 4 3 6 6Gebäude Investition* [€] 8.567 7.151 108.971 22.041 7.654 8.023 11.217Notwendige Förderung [€] 338 263 3.572 1.157 299 274 447Umweltverbesse-rungspotenzial CO2-Vermeidung [t/(Haushalt a)] 1 1 1 5 1 1 1Abgeleitete Ergeb-nisse Clustergröße gemäß Haus-haltsanzahl [-] 13% 30% 2% 11% 26% 14% 4%Clustergröße gemäß CO2-Vermeidung [-] 9% 14% 2% 46% 15% 9% 5%Investition pro Haushaltsnet-toeinkommen [€/(€/(Person Monat))] 39 8 108 22 7 7 3Notwendige Förderung pro Investition [-] 4% 4% 3% 5% 4% 3% 4%Cluster D (Potenzialreichste220) weist bei einer Clustergröße gemäß Haus-haltsanzahl von 11% und gemäß CO2-Vermeidung von 46% eine stark über-durchschnittliche (potenzielle) CO2-Emissionsreduktion auf. Daher sind mit durchschnittlich 22.041 € im Vergleich zu anderen Clustern hohe Investitionen je Haushalt bzw. Wohneinheit notwendig. Die notwendige Förderung pro In-vestition liegt bei 5%, dem Maximum aller Mietercluster, sodass in diesem po-tenzialreichsten Cluster auch der stärkste Fördereingriff notwendig ist. Durch zinsvergünstigte Kredite könnte ggf. sichergestellt werden, dass die Vermieter über die notwendige Liquidität verfügen. Für eine belastbare Einschätzung sind allerdings weitere Informationen über die Vermieter notwendig, über die in AWOHM keine detaillierten Informationen vorliegen. Auf der Mieterseite entspräche eine 11%-Umlage der Investition einer Kaltmietenerhöhung von 202 €/Monat bzw. 191 €/Monat nach Abzug der Förderung. Bei den Wärme-versorgungspaketen enthält die Investition allerdings die Gesamtinvestition221, 
220 Vgl. Fußnote 218 bez. der verwendeten Namen. 221 Vgl. Abschnitt 5.4.3.2 (Ö2a) bez. Gesamt- und Mehrinvestition. 
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von der nur der Modernisierungsanteil umlagefähig ist. Die Mieter des Clusters haben im Durchschnitt ein Alter von 53 Jahren und ein Haushaltsnettoein-kommen von 1.014 €/(Monat Person). Eine geeignete Informationspolitik könnte darauf abzielen, die Akzeptanz dieser Mietergruppe gegenüber Kalt-mietenerhöhungen zu erhöhen, sofern diesen entsprechende Energiekosten-einsparungen gegenüberstehen. Ggf. wären auch Konzepte wie Warmmieten oder Teilwarmmieten geeignet. Eine Analyse der finanziellen Belastungen, d. h. eine Gegenüberstellung von Kaltmietenerhöhung und Energiekostenreduktion, erfolgt im folgenden Abschnitt (7.4.5).  Cluster B (Jüngere) umfasst im Vergleich der Clustermittelwerte mit einem  Alter von 37 Jahren die jüngsten Mieter, die das zweitniedrigste Haushaltsnet-toeinkommen aufweisen. Der Cluster ist zwar gemäß Haushaltsanzahl mit 30% der größte, hat aber nur einen Anteil von 14% an der CO2-Vermeidung, da die CO2-Vermeidung pro Haushalt stark unterdurchschnittlich ist. Aufgrund der mit 7.151 € niedrigsten durchschnittlichen Investition fiele eine 11%-Umlage moderat aus. Ggf. ist aufgrund des niedrigen Alters mit erhöhten Wohnungs-wechselraten zu rechnen, sodass bei steigenden Energiepreisen insbesondere die „Alt“-Bewohner in den ersten Jahren nach der Modernisierung erhöhte Ausgaben zu tragen hätten, denen auszugsbedingt keine niedrigeren in den Folgejahren gegenüberstünden. Eine sukzessive steigende, (im Vergleich zum nicht modernisierten Zustand) warmmietenneutrale Kaltmietenerhöhung könnte diese Problematik beheben. Cluster E (Rentner) umfasst 26% der Mieterhaushalte und (unterdurchschnitt-liche) 15% der CO2-Vermeidung. Obwohl der Cluster im Vergleich der Clus-termittelwerte mit einem Alter von 71 Jahren mit Abstand der älteste Cluster ist, kann aufgrund der mit 7.654 € niedrigen Investition von geringen Akzep-tanzproblemen ausgegangen werden. Eine sukzessive steigende, warmmie-tenneutrale Kaltmietenerhöhung könnte aber auch für diesen Cluster vorteil-haft sein, da in den ersten Jahren ggf. keine Warmmietenneutralität erreichbar ist und die Haushalte aufgrund ihrer niedrigen Restlebenserwartung die Phase 
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mit (im Vergleich zur Unterlassungsalternative) sinkenden Warmmieten ggf. nicht mehr erleben.  Cluster G (Bestverdiener) umfasst bei einem mittleren Alter von 49 Jahren im Vergleich der Clustermittelwerte die Mieterhaushalte mit dem höchsten Haus-haltsnettoeinkommen und dem zweithöchsten Bildungsgrad (aufgrund der Rundung nicht erkennbar). Bei gleichzeitig mäßigen Investitionen von 11.217 € ist mit geringen Hemmnissen auf Mieterseite zu rechnen. Bei einer Cluster-größe von 4% gemäß Haushaltsanzahl sind die CO2-Vermeidungen mit 5% leicht überdurchschnittlich, der Cluster insgesamt aber von untergeordneter Bedeutung.   Cluster A (Wenigverdiener) umfasst die Haushalte mit dem im Vergleich der Clustermittelwerte niedrigsten Haushaltsnettoeinkommen, wobei Fehler in der Datengrundlage nicht ausgeschlossen werden können. Die Haushalte sind vermutlich überwiegend Bezieher von Wohngeld. Um die Ausnutzung der trotz leichter Unterdurchschnittlichkeit 9% umfassenden (potenziellen) CO2-Vermeidung zu unterstützen, sind ggf. Anpassungen von Regelungen zum Wohngeld hinsichtlich der Zulässigkeit von höheren Kaltmieten bei niedrige-ren warmen Nebenkosten denkbar.  Cluster C (potenzielle Umrüster) erfordert mit 108.971 € im Vergleich der Clustermittelwerte die höchste Investition mit einer Förderung von nur 3%. Die hohe Investition kann ggf. auf einen Wechsel zu einer Zentralheizung ggf. kombiniert mit einem Energieträgerwechsel und einer Modernisierung der Gebäudehülle  zurückgeführt werden. Der Cluster ist hinsichtlich der Anzahl betroffener Haushalte und des CO2-Vermeidungspotenzials derjenige mit der geringsten Bedeutung. Für die Identifizierung evtl. geeigneter Förderspezifika-tionen sollten die Gebäude und die eingesetzten Maßnahmenpakete detaillier-ter betrachtet werden. Insbesondere bei diesem Cluster könnte jedoch auch der Gebäudeabbruch mit etwaigem Ersatzneubau eine vielversprechende Op-tion darstellen. Ohne Förderung entspräche eine 11%-Umlage der Investition 999 €/Monat, die bei einem Monatseinkommen von im Mittel 1.005 €/(Monat 
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Person) von den Mietern nicht getragen werden kann. Die Investition beinhal-tet allerdings einen ggf. beträchtlichen Nichtmodernisierungsanteil, der nicht umlagefähig ist. Cluster F (Gutverdiener) umfasst 14% der Haushalte und (unterdurchschnitt-liche) 9% des CO2-Vermeidungspotenzials in Mietwohnungen. Aufgrund einer mit 8.023 € niedrigen Investition und dem im Vergleich der Clustermittelwerte zweithöchsten Haushaltsnettoeinkommen sollten entsprechende Mieterhö-hungen durchsetzbar sein. Die Cluster A, B, C, E, F und G erfordern allesamt eine gleichmäßige Förderung von 3% bis 4%, sodass hier keine Differenzierung nach den identifizierten Clustern notwendig erscheint. Bei dem potenzialreichsten Cluster D wäre al-lerdings eine mit 5% höhere Förderung anzustreben. Bedingt durch die Daten-lage konzentrierten sich die Analyse und die Argumentation auf die Mieter und die Gebäude. Lägen weitere Informationen über die Vermieter vor, so könnten die umweltpolitischen Instrumente besser an die eigentlichen Entscheider an-gepasst werden.   
7.4.5 Identifizierung von „sozialen Brennpunkten“ Die Identifizierung „sozialer Brennpunkte“ erfolgt gemäß dem in Abschnitt  6.2.5 beschriebenen auf einer Clusteranalyse basierenden Ansatz. Dabei wird, wie im vorigen Abschnitt, das Hilfsszenario Staatssicht 11 MA hinsichtlich dro-hender „sozialer Brennpunkte“ analysiert, da das Ausgangszenario Staatssicht 11 unter den ausschöpfbaren Potenzialszenarien die höchste Bewertung aus Staatssicht aufweist. Durch die Wahl des Szenarios wird die Situation analy-siert, in der die aus Staatssicht anzustrebenden Maßnahmenpakete ohne För-derung umgesetzt werden. Im Hilfsszenario Staatssicht 11 MA sind die Module Haushaltsdynamik, Neubau und Abbruch deaktiviert. Somit können wiederum Aussagen in Hinsicht auf die Charakteristika von Haushalten und Gebäuden im Jahr 2006 getroffen werden, die im Vergleich zu den durch die Module Haus-
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haltsdynamik, Neubau und Abbruch veränderten Charakteristika kleinere Un-sicherheiten aufweisen.  Anhand des Ellbogenkriteriums wird im Folgenden die Clusteranzahl fünf für selbstnutzende Eigentümer und sechs für Mieter gewählt. Vgl. hierzu Abbil-dung 53 und Abbildung 54 in Anhang A.3. Diese zeigen für selbstnutzende Ei-gentümer und Mieter das auf eins normierte Heterogenitätsmaß (Summe der Fehlerquadratsummen innerhalb von Clustern) in Abhängigkeit von der Clus-teranzahl.222    
7.4.5.1 Selbstnutzende Eigentümer Tabelle 127 zeigt die Variablenmittelwerte der sich für selbstnutzende Eigen-tümer ergebenden fünf Haushaltscluster. Die Cluster sind nach den Haushalts-nettoeinkommen sortiert. Durch die Investitionen in die Modernisierung der Gebäudehülle und das Wärmeversorgungspaket verändert sich das Haushalts-nettoeinkommen abzüglich Energiekosten und Abnutzung der Investitionen. Die Abnutzung der Investition wurde dabei annuitätisch, und als Energiepreis derjenige des Sanierungsjahres angesetzt, wobei im Szenario Staatssicht 11 MA allgemein von einem jährlichen Energiepreisanstieg um 3% ausgegangen wird. Demnach wird die Situation direkt nach der Sanierung betrachtet bzw. eine Situation, in der die Energiepreise ab dem Sanierungszeitpunkt entgegen den Szenarioannahmen konstant bleiben. Selbst bei diesen Annahmen sinkt bei drei der neun Cluster das verbleibende Haushaltsnettoeinkommen nicht, sondern verändert sich jeweils um 0 bis 6 €/(Monat Person). Die Investition entspricht bei diesen Clustern, die 73% der Selbstnutzerhaushalte umfassen, zwischen 2 und 8 monatlichen Haushaltsnettoeinkommen. Der mit einem mitt-leren Alter von 70 Jahren älteste Cluster C muss dabei um mindestens 60% höhere Investitionen pro Haushaltsnettoeinkommen tätigen als die anderen 
222 Die abgeleiteten Ergebnisse waren trotz des nicht-deterministischen Fusionie-rungsalgorithmus strukturell reproduzierbar und die Cluster inhaltlich interpre-tierbar. Da somit aus anwendungsorientierter Sicht verwertbare Ergebnisse resul-tierten, wurde auf weitere Stabilitäts- und Validitätsprüfungen verzichtet. 



7 Anwendung von AWOHM 

438 

Cluster. Können die Investitionen, wie angenommen, annuitätisch zu einem Zinssatz von 5% über die erwartete Lebensdauer finanziert werden, so ergibt sich bei ab Sanierungszeitpunkt konstanten Energiepreisen eine finanzielle Besserstellung der Haushalte dieser drei Cluster durch die energetische Mo-dernisierung. Bei steigenden Energiepreisen werden die Haushalte zwar ins-gesamt schlechtergestellt, ihre Besserstellung im Vergleich zur Situation ohne energetische Modernisierung fällt dann aber stärker aus.  
Tabelle 127: Variablenmittelwerte der Haushaltscluster von Selbstnutzern bei der Clus-teranalyse zur Identifizierung „sozialer Brennpunkte“ bei einer Clusteranzahl von fünf im Szenario Staatssicht 11 MA; *: energiebedingte Mehrinvestition in die Gebäudehülle und Gesamtinvestition in das Wärmeversorgungspaket223; **: bei Energiepreisen im Jahr der Sanierung Clu-ster Haus-halts-größe [Pers.] 

Alter des Haushalts-vorstands [Jahre] 
Investition* pro Haushaltsnetto-einkommen [€/(€/Monat)] 

Haushaltsnetto-einkommen [€/(Monat Per-son)]
Veränderung des Haushaltsnetto-einkommens abzüglich Energie-kosten** und Abnutzung der In-vestition* [€/(Monat Person)] 

Clustergrö-ße gemäß Haushalts-anzahl A 3,8 44 5 901 0 32% B 1,3 57 68 1.039 -212 2% C 1,7 70 8 1.178 6 40% D 1,6 43 5 1.599 -7 24% E 1,8 56 2 6.561 1 1% 
Die zwei Cluster mit einer Verringerung des verbleibenden Einkommens – die Cluster B und D – umfassen 26% der Selbstnutzerhaushalte. Die Schlechter-stellung beläuft sich bei dem 24% der Selbstnutzerhaushalte umfassenden Cluster D auf nur 7 €/(Monat Person), was weniger als 0,5% des Haushaltsnet-toeinkommens entspricht. Als kritisch kann nur der Cluster B eingestuft wer-den, welcher nur 2% der Selbstnutzerhaushalte umfasst. Bei diesem resultiert ein um 212 €/(Monat Person) verringertes verbleibendes Haushaltsnettoein-kommen. Zudem ist die Finanzierungsannahme kritisch zu hinterfragen, da die Investition 68 monatlichen Haushaltsnettoeinkommen entspricht. Die hohen Investitionen sind maßgeblich auf die angenommene Umstellung auf eine zentrale Wärmebereitstellung zurückzuführen, die in der Realität in diesen Fällen wohl nicht umgesetzt würde.  
223 Vgl. Abschnitt 5.4.3.2 (Ö2a) bez. Gesamt- und Mehrinvestition. 



7.4 Ausschöpfbares Potenzial 

439 

Im Szenario Staatssicht 11 MA wurde eine erwartete Lebensdauer von 40 Jah-ren für die modernisierte Gebäudehülle angesetzt, auf Basis derer auch die Abnutzung der Investition berechnet wurde. Wird diese erwartete Lebensdau-er auf 20 Jahre reduziert, so resultiert nach Tabelle 128 zwar für alle fünf Clus-ter ein modernisierungsbedingte Reduktion des verbleibenden Haushaltsnet-toeinkommens, aber es ergibt sich wiederum nur ein Cluster mit deutlicher Verringerung, welcher für die Realität von untergeordneter Bedeutung ist. In den übrigen Clustern verringert sich das verbleibende Haushaltsnettoein-kommen im Mittel mäßig um 2 bis 12 €/(Monat Person) bzw. 0,1% bis 0,8% des Haushaltsnettoeinkommens.  
Tabelle 128: Variablenmittelwerte der Haushaltscluster von Selbstnutzern bei der Clus-teranalyse zur Identifizierung „sozialer Brennpunkte“ bei einer Clusteranzahl von fünf im Szenario Staatssicht 11 MA bei auf 20 Jahre verkürzter erwarteter Lebensdauer der modernisierten Gebäudehülle; *: energiebedingte Mehrinvestition in die Gebäudehülle und Gesamtinvestition in das Wärmeversorgungspaket; **: bei Energiepreisen im Jahr der Sanierung Clu-ster Haus-halts-größe [Pers.] 

Alter des Haushalts-vorstands [Jahre]
Investition* pro Haushaltsnetto-einkommen [€/(€/Monat)]

Haushaltsnetto-einkommen [€/(Monat Per-son)]
Veränderung des Haushaltsnetto-einkommens abzüglich Energie-kosten** und Abnutzung der In-vestition* [€/(Monat Person)] 

Clustergrö-ße gemäß Haushalts-anzahlA 3,8 44 5 901 -3 32%B 1,3 57 66 1.049 -216 2% C 1,7 70 8 1.177 -2 40%D 1,6 43 5 1.599 -12 24%E 1,8 56 2 6.559 -9 1% Insgesamt konnten bei den Selbstnutzern zwar teilweise finanzielle Schlech-terstellungen durch den angenommenen Wechsel zu einer zentralen Wärme-versorgung identifiziert werden. Auf eine übermäßige finanzielle Belastung mengenmäßig relevanter Selbstnutzergruppen durch im Szenario Staatssicht 11 MA realisierte Maßnahmenpakete ergeben sich jedoch keine Hinweise.  
7.4.5.2 Mieter Tabelle 129 zeigt die Variablenmittelwerte der sich für Mieter ergebenden sechs Haushaltscluster bei einer jährlichen Umlage von 11% des Modernisie-rungsanteils der Investition auf die Kaltmiete. Sonstige Kaltmietensteigerun-gen wurden nicht berücksichtigt. Die Cluster sind nach den Haushaltsnettoein-
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kommen abzüglich Warmmiete vor der Sanierung bei Energiepreisen im Jahr der Sanierung sortiert. In der Analyse werden zwar Energiepreissteigerungen um 3% je Jahr bis zur jeweiligen Sanierung berücksichtigt, aber anschließend wird von konstanten Energiepreisen ausgegangen und somit ein Schwerpunkt auf die finanzielle Belastung von Mietern in dem bzw. den ersten Jahren nach der Modernisierung gelegt.  Tabelle 129: Variablenmittelwerte der Haushaltscluster von Mietern bei der Clusterana-lyse zur Identifizierung „sozialer Brennpunkte“ im Szenario Staatssicht 11 MA bei einer Clusteranzahl von sechs und einer jährlichen Umlage von 11% der umlagefähigen Mo-dernisierungsinvestitionen; *: bei Energiepreisen im Jahr der Sanierung Clu-ster Haus-halts-größe [Pers.] 
Alter des Haushalts-vorstands [Jahre] 

Modernisierungsanteil der Investition pro Kaltmiete vor Sanie-rung [€/(€/Monat)]
Haushaltsnettoeinkom-men abzüglich Warmmie-te* vor der Sanierung [€/(Monat Person)]

Veränderung des Haus-haltsnettoeinkommens abzüglich Warmmiete* [€/(Monat Person)] 
Clustergrö-ße gemäß Haushalts-anzahl A 3,6 40 21 457 -9 21% B 1,4 35 20 588 -20 33% C 1,5 69 21 633 -19 35% D 1,2 49 817 734 -840 3% E 1,4 45 18 1.983 -23 8% F 1,4 44 18 12.546 -42 0% Für keinen der Cluster wird unter diesen Rahmenbedingungen im ersten Jahr nach der Sanierung eine Warmmietenneutralität erreicht, sodass die Moderni-sierung eine Reduktion des Haushaltsnettoeinkommens abzüglich Warmmiete verursacht. Mit Ausnahme von Cluster C und D sind Haushalte von umso stär-keren Warmmietenerhöhungen betroffen, je höher ihr Haushaltsnettoein-kommen abzüglich Warmmiete vor der Sanierung war.  Der Cluster A (Familien224) umfasst bei einem mittleren Alter des Haushalts-vorstands von 40 Jahren und einer mittleren Haushaltsgröße von 3,6 Personen vermutlich überwiegend Familien, die durch die energetische Modernisierung im ersten Jahr nach der Sanierung im Mittel 2% ihres Haushaltsnettoeinkom-mens abzüglich Warmmiete verlieren. Sie umfassen 21% der Mieterhaushalte und sind daher auch mengenmäßig von Bedeutung. Diese einkommensschwa-chen Familien werden damit ggf. in der Zeit, in der die Kinder noch bei den El-tern wohnen, durch die energetische Modernisierung finanziell schlechter-

224 Vgl. Fußnote 218 bez. der verwendeten Namen. 
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gestellt. Bei steigenden Energiepreisen in den Folgejahren würden sie zwar ggf. bessergestellt als ohne energetische Modernisierung, aber dennoch zusätz-lich finanziell belastet.  Die Cluster B (Jüngere) und C (Rentner) stellen überwiegend Ein- und Zwei-personenhaushalte niedrigen und hohen Alters dar. Sie umfassen 33% und 35% – insgesamt also 68% – aller Mieterhaushalte. Ihr Haushaltsnettoein-kommen abzüglich Warmmiete reduziert sich jeweils im Mittel um 3%. Auch bei steigenden Energiepreisen können die Haushalte ggf. nicht von im Ver-gleich zur Situation ohne energetische Modernisierung niedrigeren Warmmie-ten profitieren, sofern man altersbedingt eine höhere Umzugswahrscheinlich-keit bzw. Sterbewahrscheinlichkeit unterstellt. Die Haushalte in Cluster D (potenzielle Umrüster) werden durch die Moderni-sierung um 817 €/(Monat Kopf) schlechtergestellt. Bedingt wird diese, das Haushaltsnettoeinkommen abzüglich Warmmiete vor der Sanierung überstei-gende Schlechterstellung – analog zu Cluster B bei den Selbstnutzern –  durch den Wechsel zu einer zentralen Wärmebereitstellung. Da dieser Wechsel in der Realität wohl nicht umgesetzt würde und der Cluster zudem nur 3% der Mie-terhaushalte umfasst, ist er von untergeordneter Bedeutung.  Bei den Haushaltsclustern E (Gutverdiener) und F (Bestverdiener), den Clus-tern mit den im Vergleich der Clustermittelwerte höchsten Haushaltsnettoein-kommen abzüglich Warmmiete vor der Sanierung, beträgt die modernisie-rungsbedingte Reduktion des Haushaltsnettoeinkommens abzüglich Warm-miete 1% bzw. 0%. Damit ist bspw. Cluster F mit 42 €/(Monat Person) zwar von einer stärkeren absoluten Reduktion des Haushaltsnettoeinkommens ab-züglich Warmmiete betroffen als die Cluster A, B, C und E, aber in der Relation zum Haushaltsnettoeinkommen abzüglich Warmmiete vor der Sanierung ist die finanzielle Belastung geringer. Hinsichtlich übermäßiger finanzieller Belas-tungen im Sinne „sozialer Brennpunkte“ sind Cluster E und F daher irrelevant. Bei der Analyse wurden Mittelwerte der zu den jeweiligen Clustern gehören-den Haushalte zur Argumentation herangezogen. Durch die Streuung inner-
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halb der Cluster kann die finanzielle Belastung von Clusterteilmengen deutlich höher sein, als die Mittelwerte indizieren. 
Tabelle 130: Variablenmittelwerte der Haushaltscluster von Mietern bei der Clusterana-lyse zur Identifizierung „sozialer Brennpunkte“ im Szenario Staatssicht 11 MA reduzierte Umlage bei einer Clusteranzahl von sechs und einer jährlichen Umlage von 5,5% der um-lagefähigen Modernisierungsinvestitionen; *: bei Energiepreisen im Jahr der Sanierung Clu-ster Haus-halts-größe [Pers.] 

Alter des Haushalts-vorstands [Jahre] 
Modernisierungsanteil der Investition pro Kaltmiete vor Sanie-rung [€/(€/Monat)]

Haushaltsnettoeinkom-men abzüglich Warmmie-te* vor der Sanierung [€/(Monat Person)]
Veränderung des Haus-haltsnettoeinkommens abzüglich Warmmiete* [€/(Monat Person)] 

Clustergrö-ße gemäß Haushalts-anzahl A 3,6 40 21 457 3 21% B 1,4 35 21 589 1 33% C 1,5 69 22 634 2 35% D 1,2 49 824 724 -407 2% E 1,4 44 18 1.985 2 8% F 1,4 44 18 12.546 0 0% Da eine 11%-Umlage die gesetzliche Obergrenze darstellt, die am Markt zu-mindest teilweise schwer durchsetzbar sein kann, und bei dieser für keinen Haushaltscluster im ersten Jahr nach der Sanierung Warmmietenneutralität erreicht wird, wird mit dem Szenario Staatssicht 11 MA reduzierte Umlage (vgl. Abschnitt 7.3.1) zudem die Situation bei einer 5,5%-Umlage analysiert. Gemäß Tabelle 130 wird mit Ausnahme des Clusters D die Warmmietenneut-ralität für alle Cluster erreicht. Somit kann durch eine Begrenzung der Moder-nisierungsumlage auf 5,5% die modernisierungsbedingte finanzielle Belastung der Mieter beseitigt werden. Vermieter würden dadurch allerdings deutlich schlechtergestellt und ihr Investitionsanreiz sänke.  
7.5 Indikatorenbasierte Bewertung Dieser Abschnitt hat einen Bezug zu folgenden (Teil-)Forschungsfragen: 

• Welche Bündel umweltpolitischer Instrumente sind für den Bereich der Wärmenutzung in Wohngebäuden geeignet, um die Treibhausgas- und Luftschadstoffemissionen sowie den Primärenergieverbrauch zu reduzieren? 
• Hinsichtlich welcher Teilbereiche der Nachhaltigkeitsbewertung tre-ten Zielkonflikte auf? 
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In Abschnitt 7.5.1 werden ausgewählte Szenarien anhand der nachhaltigkeits-orientierten Bewertung  aus Staatssicht (vgl. Kapitel 6) mittels aggregierter Indikatoren gegenübergestellt. Dabei werden einerseits Entscheidertypen und -strategien entsprechende Extremszenarien sowie plausible Prognoseszena-rien analysiert, um Rückschlüsse auf die Ausgestaltung umweltpolitischer In-strumentenbündel ziehen zu können. Andererseits werden die Szenarien KW11 und Staatssicht 11 betrachtet, die aufgrund ihrer relativ guten Bewer-tung aus Staatssicht (vgl. Abschnitt 7.4) als Basis für die Ausgestaltung von Mindestanforderungs- und Förderpaketen herangezogen wurden. Auf aus der Bewertung resultierende Implikationen hinsichtlich der Hauptforschungsfrage wird in Abschnitt 7.5.2 eingegangen, bevor in Abschnitt 7.5.3 exemplarisch die Möglichkeit aufgezeigt wird, mit AWOHM die aggregierten Indikatoren detail-lierter aufzuschlüsseln.  
7.5.1 Aggregierte Bewertung aus Staatssicht Die nachhaltigkeitsorientierte Bewertung aus Staatssicht wird in zwei Aggre-gationsebenen dargestellt. Dabei wird zunächst die Gesamtbewertung nach Dimensionen, d. h. nach Ebene 1, unterteilt. Anschließend wird jede Dimension separat anhand der Ebene-3-Indikatoren als Kompromiss zwischen Detaillie-rung und Übersichtlichkeit vertiefend diskutiert. Die indikatorenbasierte Be-wertung dient einerseits der Darstellung der Vor- und Nachteile von Szenarien in den Bewertungsdimensionen bzw. -indikatoren im direkten Vergleich. An-dererseits ermöglicht sie auch die Gesamtbewertung von Szenarien, die aller-dings neben den Indikatorwerten vor der Normierung wesentlich von den Normierungsfunktionen, den Normierungsgrenzen und den Gewichtungen be-einflusst wird (vgl. Kapitel 6). Daher sind die Gesamtnutzen aus Staatssicht, bspw. 0,485 und 0,552 für die Szenarien Ausbesserer 11 und Mindestmaßsa-
225 Die Nachhaltigkeitsbewertung wird durch den Betrachtungsgegenstand von AWOHM, d. h. den Gebäude- und Haushaltsbestand, und die mit AWOHM bereitstellbaren Informationen eingeschränkt, sodass jeweils nur Teilaspekte der Nachhaltigkeit bzw. ihrer Dimensionen und Kriterien abgedeckt werden (können). 
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nierer 11, in dieser aggregierten Form ohne weitere Betrachtung der Teilnut-zen nur als exemplarische Bewertung zu interpretieren. Das Bewertungssys-tem kann von etwaigen Entscheidungsträgern ihren Präferenzen entsprechend angepasst werden. Abbildung 47 zeigt für ausgewählte Szenarien die Gesamtbewertung aus Staatssicht differenziert nach Dimensionen. In den sechs Extremszenarien auf der linken Seite entscheiden jeweils alle Gebäudeeigentümer einer Eigentü-merstruktur gemäß derselben Nutzenfunktion. Die Szenarien auf der rechten Seite entsprechen dahingegen Prognoseszenarien, bei denen jeder Gebäudeei-gentümer in Abhängigkeit von den Gebäude- und Bewohnereigenschaften ei-nem Entscheidertypen bzw. einer Entscheiderstrategie zugeordnet wird (vgl. Abschnitt 5.4). Hierdurch kann die Heterogenität von Entscheidern bei der Prognose berücksichtigt werden.  Die Extremszenarien sind nach steigendem Teilnutzen in der Dimension Gene-rationengerechtigkeit sortiert. Beim Übergang vom Szenario Ausbesserer 11 zum Szenario KW11 geht der Anstieg des Teilnutzens Generationengerechtig-keit mit einer Erhöhung des Gesamtnutzens und der Teilnutzen Lebensqualität sowie sozialer Zusammenhalt einher. Beim Übergang zum Szenario Mindest-maßsanierer 11 wird das Sinken der Lebensqualität nicht durch den weiteren Anstieg der Generationengerechtigkeit kompensiert, sodass bei gleichbleiben-dem sozialem Zusammenhalt ein sinkender Gesamtnutzen resultiert. Im Sze-nario Staatssicht 11 kann die Generationengerechtigkeit weiter gesteigert werden. Dabei sinkt zwar der soziale Zusammenhalt leicht ab, aber sowohl Le-bensqualität als auch Gesamtnutzen sind in diesem Szenario maximal. Die über das Szenario Staatssicht 11 hinausgehende Erhöhung des Teilnutzens Genera-tionengerechtigkeit in den Szenarien Ökonom I 11 und Ökomodernisierer 11 führt zu einem sinkenden Gesamtnutzen, da die Reduktionen der Teilnutzen Lebensqualität und sozialer Zusammenhalt durch die steigende Generationen-gerechtigkeit nicht kompensiert werden.    
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Ausgehend vom Prognoseszenario Prognose Stengel 9, d. h. ohne Förderung und ohne über die EnEV 2009 hinausgehende Verschärfungen der Mindestan-forderungen, führt eine Verschärfung der Mindestanforderungen gemäß Sze-nario Prognose Stengel 11 zu einer Erhöhung des Gesamtnutzens, die bei gleichbleibendem sozialem Zusammenhalt und Verschlechterung der Lebens-qualität auf eine Erhöhung der Generationengerechtigkeit zurückzuführen ist. Die zusätzliche Erhöhung der Energiesteuern gemäß Szenario Prognose Sten-gel 11 ### führt aufgrund beträchtlicher Verschlechterungen in den Dimensi-onen Lebensqualität und sozialer Zusammenhalt zum minimalen Gesamtnut-zen unter den hier betrachteten Szenarien.  Im Folgenden werden die aggregierten Ergebnisse der drei Dimensionen auf Ebene 3 detaillierter analysiert. Die zugehörigen Teilnutzen sind in Abbildung 48, Abbildung 49 und Abbildung 50 dargestellt.  Generationengerechtigkeit Unter den Extremszenarien steigen in der Dimension Generationengerechtig-keit die Teilnutzen erneuerbare Energien und Energieeffizienzinvestitionen im Bestand (inkl. Investitionen zur Nutzung erneuerbarer Energien) mit zuneh-mender Generationengerechtigkeit. Mit Ausnahme des Szenarios Mindestmaß-sanierer 11 gilt dies auch für den Teilnutzen Verbrauch fossiler Brennstoffe und mit Ausnahme der Szenarien Ökonom I 11 und Ökomodernisierer 11 für den Teilnutzen Treibhausgasemissionen. Die Teilnutzen Investitionen Neubau und Förderbudget sind für die betrachteten Extremszenarien identisch, da sich die Unterschiede zwischen den Szenarien auf die Sanierung von Bestandsge-bäuden beschränken und in allen Szenarien keine Förderung gewährt wird. Der Teilnutzen Energieeffizienz ist in den Szenarien Mindestmaßsanierer 11 und Ökomodernisierer 11 am höchsten. Der Teilnutzen Rohstoffeinsatz (für die Modernisierung) ist maximal (bzw. minimal) für das Szenario Ausbesserer 11 (bzw. Ökomodernisierer 11), dem Szenario mit den niedrigsten (bzw. höchsten) Investitionen.  
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Unter den Prognoseszenarien führt eine Verschärfung der Mindestanforde-rungen von Szenario Prognose Stengel 9 zu Szenario Prognose Stengel 11 zu einer steigenden Generationengerechtigkeit, die insbesondere durch höhere Investitionen in den Neubau bedingt ist. Eine zusätzliche Erhöhung der Ener-giesteuern gemäß Szenario Prognose Stengel 11 ### hat dahingegen nur mar-ginale Auswirkungen (gerundet dargestellt). Lebensqualität Unter den Extremszenarien weist das Szenario Staatssicht 11 den größten Teilnutzen Lebensqualität auf, was insbesondere durch die niedrigste Schad-stoffbelastung der Luft (d. h. den höchsten Teilnutzen Schadstoffbelastung der Luft) bei relativ niedriger Investitionsbelastung im Bestand und relativ hoher Wirtschaftlichkeit der Maßnahmen bedingt ist. Die größte Wirtschaftlichkeit der Maßnahmen wird gemeinsam mit relativ niedriger Investitionsbelastung im Bestand und niedriger Schadstoffbelastung der Luft in den Szenarien KW11 und Mindestmaßsanierer 11 erreicht (gerundet dargestellt), die damit ähnlich hohe Teilnutzen Lebensqualität aufweisen wie das Szenario Staatssicht 11. Im Szenario Ausbesserer 11 tritt zwar die niedrigste Investitionsbelastung im Be-stand auf, allerdings führt die höchste Schadstoffbelastung der Luft mit mittle-rer Wirtschaftlichkeit der Maßnahmen zu einem relativ niedrigen Teilnutzen Lebensqualität. Das Szenario Ökonom I 11 wird in jedem Ebene-3-Indikator von den Szenarien Mindestmaßsanierer 11, KW11 und Staatssicht 11 domi-niert. Die Einbeziehung der Amortisationszeit in die Investitionsentscheidung führt damit zu einer erhöhten Investitionsbelastung, einer erhöhten Schad-stoffbelastung der Luft und einer verminderten Wirtschaftlichkeit der Maß-nahmen. Das Szenario Ökomodernisierer 11 weist den niedrigsten Teilnutzen Lebensqualität auf, da trotz höchster Investitionsbelastung im Bestand die niedrigste Wirtschaftlichkeit der Maßnahmen und die zweithöchste Schad-stoffbelastung der Luft resultieren. Die Investitionsbelastung im Neubau bleibt bei allen hier betrachteten Extremszenarien unverändert.  



Abbild
ung 49

: Teilnu
tzen a

usgewä
hlter S

zenarie
n aus 

Staatss
icht in

 der D
imensi

on Leb
ensqua

lität di
fferenz

iert na
ch Ebe

ne-3-
Indikat

oren 

7.5 Indikatorenbasierte Bewertung 

449 



7 Anwendung von AWOHM 

450 

Unter den Prognoseszenarien führt, ausgehend vom Szenario Prognose Stengel 9, sowohl eine Verschärfung der Mindestanforderungen gemäß Szenario Prog-nose Stengel 11 als auch die zusätzliche Erhöhung der Energiesteuern gemäß Szenario Prognose Stengel 11 ### zu einer sinkenden Lebensqualität. Bedingt wird dies maßgeblich durch eine erhöhte Investitionsbelastung im Bestand sowie die durch diese und die um 50% erhöhten Energiepreise bewirkte Erhö-hung der Gesamtausgaben für die Wärmeversorgung der Gebäude (vgl. Wirt-schaftlichkeit der Maßnahmen).  Sozialer Zusammenhalt Unter den Extremszenarien nimmt der Teilnutzen Einkommensverteilung (nach Wohnen) Selbstnutzer der Dimension sozialer Zusammenhalt, ausge-hend vom Szenario Ausbesserer 11, mit steigender Generationengerechtigkeit bis zum Szenario KW11 zu und anschließend ab. Die Szenarien Ökonom I 11 und Ökomodernisierer 11 führen dabei zu einem niedrigeren Teilnutzen als das Szenario Ausbesserer 11. Die Teilnutzen Einkommensverteilung (nach Wohnen) Mieter bzw. Selbstnutzer erreichen beide ihr Maximum im Szenario KW11 und sinken bei zunehmender Generationengerechtigkeit bis zu ihrem Minimum im Szenario Ökomodernisierer 11 wieder ab.  Die Teilnutzen der Dimension sozialer Zusammenhalt  sinken, ausgehend vom Prognoseszenario Prognose Stengel 9, durch die Verschärfung der Mindestan-forderungen für Selbstnutzer und Mieter leicht ab (gerundet dargestellt). Die Erhöhung der Energiesteuern gemäß Szenario Prognose Stengel 11 ### zeigt, wie erwartet, den niedrigsten Teilnutzen sozialer Zusammenhalt. Im Vergleich zu den Szenarien Mindestmaßsanierer 11, KW11 und Staatssicht 11 zeigen die Prognoseszenarien sowohl für Selbstnutzer als auch für Mieter teils deutliche Verbesserungspotenziale. 
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7.5.2 Implikationen hinsichtlich der Hauptforschungsfrage Aus den aggregierten Bewertungen der betrachteten Szenarien ergeben sich Implikationen hinsichtlich der Hauptforschungsfrage „Welche Bündel umwelt-politischer Instrumente sind für den Bereich Wärmenutzung in Wohngebäu-den geeignet, um die Treibhausgas- und Luftschadstoffemissionen sowie den Primärenergieverbrauch zu reduzieren?“, die im Folgenden erläutert werden. Szenario Ausbesserer 11 Das Szenario Ausbesserer 11 führt unter den Extremszenarien zum niedrigs-ten Gesamtnutzen aus Staatssicht. Eine Reduktion der Auftrittshäufigkeit der dem Szenario zugrundeliegenden Entscheidertypen/-strategien, bspw. zu-gunsten der Entscheidertypen/-strategien des Szenarios Mindestmaßsanierer 11, würde den Gesamtnutzen erhöhen. Dies könnte z. B. durch verstärkte Kon-trollen der Einhaltung der Mindestanforderungen erreicht werden. Eine derar-tige Verschiebung hätte eine Erhöhung der Teilnutzen Einkommensverteilung (nach Wohnen) Selbstnutzer und Mieter zur Folge und wäre demnach für Selbstnutzer, Mieter und – aufgrund einer angenommenen 11%-Umlage der Modernisierungsinvestitionen – auch für Vermieter ökonomisch vorteilhaft. Szenario Ökonom I 11 Eine Reduktion der Auftrittshäufigkeit der dem Szenario Ökonom I 11 zugrun-deliegenden Entscheidertypen/-strategien zugunsten derjenigen der Szenari-en KW11 und Staatssicht 11 wäre mit einer Erhöhung des Gesamtnutzens ver-bunden. Diese Verschiebung wäre für Selbstnutzer und Mieter auch ökono-misch vorteilhaft. Aus Sicht der Vermieter wäre die Verschiebung unter den getroffenen Annahmen nicht notwendigerweise ökonomisch vorteilhaft, da in den Szenarien von einer 11%-Umlage ausgegangen wird und die Investition durch den Wechsel gesenkt wird. Allerdings könnte durch die Besserstellung der Mieter das Leerstandsrisiko reduziert werden. Um derartige Verschiebun-gen zu ermöglichen, müssen allerdings die dem Szenario Ökonom I 11 zugrun-deliegenden Hemmnisse beseitigt werden. Diese umfassen einerseits die be-
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grenzte Liquidität von Selbstnutzern, deren Beseitigung durch entsprechende Kreditangebote anvisiert werden könnte (vgl. Abschnitt 7.4.4) – allerdings sind in den Szenarien KW11 und Staatssicht 11 im Mittel ohnehin niedrigere Investitionen notwendig. Andererseits wird im Szenario Ökonom I 11 die Amortisationszeit (zusätzlich zum Kapitalwert) als Entscheidungskriterium herangezogen und führt im Vergleich zum Szenario KW11 zu verstärkten In-vestitionen in die Wärmeversorgungspakete des Gebäudes und letztlich zu ei-nem „schlechteren“ Kapitalwert. Grund hierfür ist, dass Investitionen in  Wär-meversorgungspakete häufig kürzere Amortisationszeiten aufweisen als Inves-titionen in die energetische Modernisierung der Gebäudehülle. Da die Wärme-versorgungspakete aber auch kürzere Lebensdauern aufweisen, führte der Ka-pitalwert häufig zu einer anderen Entscheidung. Ansätze zur Überwindung dieses Hemmnisses könnten Informationskampagnen zur langfristigen öko-nomischen Planung sowie Maßnahmen zur Reduktion bzw. Übertragung des Risikos langfristiger Investitionen sein. Dieses Risiko wird neben Energie-preisentwicklungen und Nutzerverhalten insbesondere durch die unsichere Nutzungsdauer der Maßnahmenpakete sowie seinen am Markt durchsetzba-ren Wert bzw. Restwert bedingt. Daher könnte bspw. verstärkt Energieeffizienzcontracting (auch für die Gebäudehülle) eingesetzt, Merkmale zu Energieeffizienz und erneuerbaren Energien in den Mietspiegel aufgenom-men sowie allgemein die Transparenz derartiger Merkmale auch bei selbstge-nutztem Wohneigentum erhöht werden. In Gebieten mit starkem Bevölke-rungsrückgang kann die Verwendung kürzerer Planungshorizonte jedoch ggf. gerechtfertigt sein.  Szenario KW11 Das Szenario KW11 führt zu einem höheren Gesamtnutzen als das Szenario Mindestmaßsanierer 11. Daher könnte eine Ausrichtung der Mindestanforde-rungen am Szenario KW11 (vgl. Abschnitt 7.3.4) eine Erhöhung des Gesamt-nutzens aus Staatssicht unterstützen.  
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Szenario Staatssicht 11 Das Szenario Staatssicht 11 führt zum höchsten Gesamtnutzen und dominiert das Szenario KW11 in den Dimensionen Generationengerechtigkeit und Le-bensqualität. Daher könnte der Staat den Einsatz von Instrumenten zur Unter-stützung des Szenarios Staatssicht 11 anstreben, um den Gesamtnutzen zu er-höhen. Da die Teilnutzen Wirtschaftlichkeit der Maßnahmen sowie Einkom-mensverteilung (nach Wohnen) Mieter und Selbstnutzer beim Übergang, aus-gehend vom Szenario KW11, sinken, könnten sich finanzielle Förderungen als Kompensation der Wirtschaftlichkeitsverschlechterung und damit zur Erhö-hung der wirtschaftlichen Attraktivität der zugrundeliegenden Maßnahmen-pakete eignen. Bei einer Förderung gemäß den Szenarien KW11 $$, KW11 $$$ und KW11 Steuer ist allerdings die Potenzialnutzung gering und die Überför-derung groß, sodass ein Gesamtnutzen aus Staatssicht von maximal 0,53 (vgl. Tabelle 115) resultiert. Da dieser nicht über dem des Szenarios KW11 liegt, ist eine effizientere Förderung notwendig (vgl. Abschnitt 7.3.5), um den Gesamt-nutzen aus Staatssicht zu erhöhen. Des Weiteren können sich insbesondere bei Mietern durch eine übermäßige bzw. ungleichmäßige finanzielle Belastung „soziale Brennpunkte“ ergeben, die entweder durch die Reduktion der Moder-nisierungsumlage auf unter 11% oder Transferleistungen des Staates kompen-siert oder gemildert werden könnten (vgl. Abschnitt 7.4.5). Szenario Ökomodernisierer 11 Die im Vergleich zu den anderen Szenarien hohen Investitionen im Szenario Ökomodernisierer 11 führen bei der angewendeten Normierung und Gewich-tung zu einem niedrigeren Gesamtnutzen als in den Szenarien KW11 und Staatssicht 11. Das Szenario Ökomodernisierer 11 weist allerdings unter den Extremszenarien die höchste Generationengerechtigkeit, die zweitniedrigsten Treibhausgasemissionen, aber relativ hohe Luftschadstoffemissionen auf. Eine andere Gewichtung der Dimension Generationengerechtigkeit sowie der im Szenario Ökomodernisierer 11 mit niedrigerem Teilnutzen einhergehenden 



7.5 Indikatorenbasierte Bewertung 

455 

Dimensionen Lebensqualität und sozialer Zusammenhalt würde die Rangfolge der Szenariobewertungen verändern.  Prognoseszenarien Die Prognoseszenarien zeigen, dass auch ohne Verschiebungen zwischen den Entscheidertypen und -strategien eine Verschärfung der Mindestanforderun-gen zu einem erhöhten Gesamtnutzen führt. Eine Erhöhung  der Energiepreise bewirkt dahingegen eine starke finanzielle Belastung der Bewohner und einen niedrigeren Gesamtnutzen, sofern keine adäquaten Transferleistungen er-bracht werden.  Insgesamt sind die angewendete Bewertung aus Staatssicht und die Folgerun-gen nur als exemplarisch zu interpretieren. Diese ändern sich bei Anpassung von Normierungen und Gewichtungen an die Präferenzen der jeweiligen Ent-scheidungsträger.  
7.5.3 Exemplarische detaillierte Indikatoren Nach der aggregierten Darstellung der Indikatoren in den vorigen Abschnitten wird im Folgenden die Möglichkeit aufgezeigt, mit AWOHM die aggregierten Indikatoren detaillierter aufzuschlüsseln. Dabei wird einerseits die räumliche und andererseits die zeitliche Auflösung exemplarisch erhöht. Erhöhung der räumlichen Auflösung Abbildung 51 zeigt die räumliche Verteilung der direkten gebietsflächenspezi-fischen SO2-, NOx- und PM-Emissionen (vgl. Kapitel 6) aus Wohngebäuden auf Kreisebene für die Jahre 2006 und 2030 in den Szenarien Prognose Stengel 11 $$$ und Staatssicht 11. Die räumliche Verteilung der Emissionen im Jahr 2006 wird maßgeblich durch die Energieträgerverteilung und die Bevölkerungs-dichte beeinflusst. Die höchsten SO2- und NOx-Emissionen treten, bedingt durch eine hohe Bevölkerungsdichte, im Ruhrgebiet, in den Umkreisen von Frankfurt am Main und Stuttgart sowie in größeren Städten wie München und Berlin auf. Tendenziell sind SO2- und NOx-Emissionen sowie stärker ausge-
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prägt auch PM-Emissionen im Süden höher als im Norden. Neben der Bevölke-rungsdichte kann dies insbesondere darauf zurückgeführt werden, dass im Sü-den Heizöl und im Norden Gas der am häufigsten im Jahr 2006 für die Wärme-bereitstellung in Wohngebäuden eingesetzte Energieträger war (Stengel u. a. 2012). In den neuen Bundesländern sind die SO2- und NOx-Emissionen gerin-ger als in Niedersachsen und Schleswig-Holstein. Bei den PM-Emissionen ist dies umgekehrt. Dies kann ggf. durch eine niedrigere Bevölkerungsdichte in den neuen Bundesländern bei gleichzeitig höherem Anteil an Festbrennstoffen erklärt werden.  Im Szenario Staatssicht 11 ist eine deutliche Reduktion der betrachteten Emis-sionsarten bis 2030 zu erkennen, wobei in Kreisen mit hoher Bevölkerungs-dichte wie im Ruhrgebiet und Berlin vereinzelt noch relativ hohe Emissionen auftreten. Bei PM treten zudem in weiteren Gebieten, bspw. in Sachsen, noch mittlere Emissionshöhen auf. Dies kann z. B. auf Festbrennstofffeuerungen zu-rückgeführt werden, die in AWOHM bis 2030 aufgrund der angesetzten Le-bensdauern nicht alle ausgetauscht werden. Im Szenario Prognose Stengel 11 $$$ weisen nur die PM-Emissionen eine deutliche Reduktion auf. Bei SO2 und insbesondere bei NOx sind vor allem in den bevölkerungsreichen Bundeslän-dern nur geringe Veränderungen zum Jahr 2006 zu beobachten. 
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Abbildung 51: Direkte gebietsflächenbezogene NOx-, PM- und SO2-Emissionen [kg/(km² a)] aus Wohngebäuden auf Kreisebene für die Jahre 2006 und 2030 in den Szenarien Prognose Stengel 11 $$$ und Staatssicht 11 
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Erhöhung der zeitlichen Auflösung  Abbildung 52 zeigt die zeitliche Entwicklung der direkten PM-Emissionen aus Wohngebäuden in Deutschland für die Szenarien Ökomodernisierer 11 W*, Ökomodernisierer 11 und Prognose Stengel 11 $$$ (vgl. Abschnitt 7.4.1). Aus-gehend von 100% im Jahr 2006 steigen die Emissionen im Szenario Ökomo-dernisierer 11 W* durch den massiven Einsatz von mit solarthermischer Un-terstützung kombinierten Holzpelletkesseln bis zum Jahr 2026 auf 195% an, obwohl zur Sanierung anstehende Gebäudehüllen vollständig gemäß der höchsten Qualitätsstufe modernisiert werden. Da zu diesem Zeitpunkt mit Ausnahme der Festbrennstofffeuerungen, bei denen ein längerer Sanierungs-zyklus angesetzt wurde, alle Wärmeerzeuger bereits ausgetauscht wurden, sinken die Emissionen bis zum Jahr 2030 wieder auf 171% ab. Grund hierfür ist die fortwährende Modernisierung von Gebäudehüllen und der Austausch von Festbrennstofffeuerungen, die teilweise höhere PM-Emissionsfaktoren als Holzpelletkessel aufweisen. Durch die Verschärfung der Mindestanforderun-gen an die Wärmeerzeuger bzw. das Verbot von Holzpelletkesseln ohne Parti-kelabscheider sinken die PM-Emissionen dahingegen kontinuierlich ab dem Jahr 2006 und liegen knapp über der Verlaufskurve des Szenarios Prognose Stengel 11 $$$.  

Abbildung 52: Zeitliche Entwicklung der direkten PM-Emissionen aus Wohngebäuden in Deutschland für die Szenarien Ökomodernisierer 11 W*, Ökomodernisierer 11 und Prognose Stengel 11 $$$ von 2006 bis 2030 
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8. Schlussfolgerungen und Ausblick 

8.1 Das akteursbasierte Wohngebäude- und Haushaltsmodell 
AWOHM Im Rahmen dieser Arbeit wurde das akteursbasierte Wohngebäude- und Haushaltsmodell AWOHM entwickelt. Zielsetzung der Modellentwicklung war die Identifizierung von aus Staatssicht adäquaten Bündeln umweltpolitischer Instrumente im Themenfeld Wärmenutzung in Wohngebäuden.  Wegen ihres entscheidenden Einflusses auf die ökologische, ökonomische und soziale Dimension der Nachhaltigkeit in Deutschland liegt der Bereich Wärme-nutzung in Wohngebäuden im Fokus politischer Entscheidungsträger. Die ge-zielte Beeinflussung dieses Bereichs mittels umweltpolitischer Instrumente stellt ein multikriterielles Entscheidungsproblem mit teils synergetischen und teils konfligierenden Zielen dar. Daher eignen sich Methoden der multikrite-riellen Entscheidungsunterstützung für die Bewertung von durch ein Bündel umweltpolitischer Instrumente beeinflussten Entwicklungspfaden des Ener-giesystems Wärme in Wohngebäuden. Eine Analyse des Stands der Wissen-schaft in Kapitel 3 zeigte jedoch, dass existierende Wohngebäudebestandsmo-delle zur Politikunterstützung im Themenfeld Wärmenutzung sich meist auf die ökologische Dimension im Rahmen einer oder weniger Emissionsarten oder des Energieverbrauchs konzentrieren. Eine ökonomische Bewertung er-folgt dabei, wenn überhaupt, nur eingeschränkt. Luftschadstoffemissionen und deren räumliche Verteilung sowie eine soziale Bewertung im Sinne finanzieller Umverteilungswirkungen werden in den betrachteten Modellen nicht abgebil-det. Zur Simulation der Entwicklungspfade des Wohngebäudebestands werden meist pauschale Sanierungsraten angesetzt. Die technischen, ökonomischen und ausschöpfbaren Potenziale226 bleiben dabei wie die vielfältigen ökologi-schen, ökonomischen und sozialen Auswirkungen weitgehend unberücksich-tigt. Die Charakteristika von Eigentümern und Bewohnern, die nebst der Be-

226 Vgl. Definitionen in den Abschnitten 8.3.1, 8.3.2 und 8.3.3. 



8 Schlussfolgerungen und Ausblick 

460 

wertung etwaiger Entwicklungspfade des Wohngebäudebestands aus Staats-sicht die Modernisierungstätigkeit (gemäß Analysen von Sanierungsentschei-dungen in Kapitel 4) und damit die Ausschöpfbarkeit von Potenzialen beein-flussen, werden nicht explizit berücksichtigt. Existierende Wohngebäudebe-standsmodelle erfordern zudem die Vorgabe von Instrumentenbündeln bzw. von deren Struktur als Modelleingangsgröße. Vorschläge für eine Neu- bzw. Umgestaltung von Instrumenten, die auf modellendogen bestimmten Potenzia-len und Hemmnissen basieren, werden daher nicht ermöglicht, wie bspw. eine Zielgruppenanpassung von Instrumentenbündeln.  Die genannten Defizite wurden im Rahmen dieser Arbeit aufgegriffen und konnten großteils beseitigt werden. Das akteursbasierte Wohngebäude- und Haushaltsmodell AWOHM ermöglicht auf Mikroebene die Simulation konsis-tenter und plausibler Entwicklungspfade des Wohngebäude- und Haushaltsbe-stands in Deutschland bei unterschiedlichen Bündeln umweltpolitischer In-strumente bis zum Jahr 2030. Basis hierfür ist eine Stichprobe von ca. 227.000 Haushalten und Wohnungen. Die räumliche Auflösung des Modells entspricht primär Bundesland-Gemeindegrößenklassen-Kombinationen, wurde aber nä-herungsweise auf Gemeindeebene erhöht. Durch die integrierte Abbildung von Gebäuden und Haushalten können erstmals sowohl die Sanierungsentschei-dung beeinflussende Haushaltscharakteristika als auch die Auswirkungen von Sanierungen vor dem Hintergrund der tatsächlichen Wohnsituation berück-sichtigt werden. Haushaltsveränderungen, die bspw. aus Todesfällen, Geburten und Umzügen resultieren, werden hierfür u. a. durch Zufallsziehungen gemäß an der amtlichen Statistik angelehnten Wahrscheinlichkeitsverteilungen bzw. durch mit diesen Daten parametrisierte Regressionsmodelle bei der Modellie-rung berücksichtigt. Gebäudeeigentümer, d. h. Selbstnutzer und Vermieter, werden als individuelle Akteure modelliert, die Sanierungsentscheidungen gemäß vorgegebenen annahmenbasierten oder empirisch fundierten Nutzen-funktionen treffen. Durch die Variation der Nutzenfunktionen und deren Zu-ordnung zu konkreten Entscheidern im Rahmen von Szenarien können techni-
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sche, ökonomische und ausschöpfbare Potenziale abgeschätzt werden. Dem entwickelten Ansatz und damit auch den Ergebnissen inhärente Unsicherhei-ten wurden typisiert und durch Monte-Carlo-Simulationen und Szenarien bei Auswertungen berücksichtigt.  Um die simulierten Entwicklungspfade des Gebäudebestands unter Berück-sichtigung von Synergien und Konflikten aus Staatssicht bewertbar zu machen bzw. Vor- und Nachteile herauszustellen, wurde ein multikriterieller Bewer-tungsansatz ausgewählt. Dabei wurde in Anlehnung an die deutsche Nachhal-tigkeitsstrategie (vgl. Bundesregierung 2002) und die zugehörigen Nachhal-tigkeitsindikatoren (vgl. Statistisches Bundesamt 2010) ein spezieller, für den Bereich Wärmenutzung in Wohngebäuden und die Modellstruktur geeigneter, Indikatorensatz definiert.  Neben dieser starren indikatorenbasierten Bewertung wurden die Clusterana-lyse nutzende Verfahren entwickelt, die basierend auf dem auf Mikroebene simulierten Modelloutput die hemmnis- und potenzialgetriebene Ausgestal-tung umweltpolitischer Instrumente ermöglichen. Ausgehend von der techni-schen Gebäudespezifikation und dem ökonomischen Emissionsreduktionspo-tenzial können dabei durch die Bündelung ähnlicher Gebäude homogene Mindestanforderungspakete und Förderpakete mit hohem Reduktionspotenzi-al und niedriger Überförderung identifiziert werden. Zudem lassen sich Ge-bäude-Haushalts-Konstellationen identifizieren, die sich hinsichtlich ihrer Eig-nung für bestimmte umweltpolitische Instrumente ähneln, und dadurch In-strumentenbündel für diese Zielgruppen zusammenstellen. Des Weiteren kön-nen auch Haushaltscluster mit drohenden „sozialen Brennpunkten“ im Sinne übermäßiger finanzieller Belastungen – insbesondere von einkommensschwa-chen Haushalten – und die Notwendigkeit von Ausgleichsmaßnahmen identifi-ziert werden.  Das entwickelte Modell wurde in Bezug auf die Erstellung des Startbestands der Simulation, d. h. eines Abbilds des Wohngebäude- und Haushaltsbestands auf Mikroebene im Jahr 2006, detailliert plausibilisiert. Bei der Erstellung die-
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ses Startbestands, dessen Veränderung bis zum Jahr 2030 mit AWOHM simu-liert werden kann, werden Datensätze aus unterschiedlichen Quellen über Zu-fallsziehungen kombiniert. Es zeigte sich, dass die Unsicherheiten von Kenn-größen auf Mikroebene zwar groß, diejenige der Häufigkeitsverteilungen die-ser Kenngrößen allerdings gering sind. Zudem geht eine Erhöhung der räumli-chen Auflösung mit einer Zunahme der Unsicherheiten einher. Die Analyse ergab auch eine starke Abhängigkeit der Unsicherheiten von den konkreten Kenngrößen. Bspw. weisen PM- und VOC-Emissionen in AWOHM größere Un-sicherheiten auf als NOx- und SO2-Emissionen. Die Plausibilisierung der Be-standsveränderung erfolgte bedingt durch Datenlage und Modelllaufzeit weni-ger detailliert.  Der originäre methodische Beitrag der vorliegenden Arbeit umfasst die Ent-wicklung eines akteursbasierten Wohngebäude- und Haushaltsmodells für den Bereich Wärmenutzung, das Simulation und Nachhaltigkeitsbewertung plau-sibler und konsistenter Entwicklungspfade des Gebäude- und Haushaltsbe-stands in Abhängigkeit von Bündeln umweltpolitischer Instrumente unter Be-rücksichtigung von Unsicherheiten ermöglicht. Darüber hinaus wurden auf der Clusteranalyse basierende Ansätze zur Um- und Ausgestaltung umweltpoliti-scher Instrumente entwickelt, die den auf Mikroebene simulierten Modellinput und -output nutzen. 
8.2 Kritische Würdigung des Modells Im Folgenden wird das entwickelte, akteursbasierte Wohngebäude- und Haus-haltsmodell kritisch diskutiert, bzw. es werden Grenzen der Aussagefähigkeit der Modellergebnisse aufgezeigt. Dazu werden jeweils die Granularität, die Systemgrenzen, der Modellierungsansatz zur Bestandsentwicklung, der Be-wertungsansatz aus Staatssicht sowie die multivariaten Analyseverfahren als zentrale Elemente vor dem Hintergrund der Beantwortung der Forschungsfra-gen kritisch betrachtet.   
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Granularität Die Modellierung des Bestands und der Entwicklung einzelner Gebäude und Haushalte auf Mikroebene erfordert, wie auch die Erhöhung der räumlichen Auflösung bis auf Gemeindeebene, die Kombination von Datensätzen. In der Folge resultieren Unsicherheiten im Startbestand und der Bestandsentwick-lung von Wohngebäuden und Haushalten, die durch eine Reduktion der Granu-larität reduziert werden könnten. Für den Startbestand im Jahr 2006 konnte mittels Monte-Carlo-Simulationen jedoch gezeigt werden, dass ausgewählte Strukturdaten und Indikatoren zwar auf Mikroebene eine relativ hohe Unsi-cherheit aufweisen, diese aber bei der anschließenden Aggregation der Indika-toren wiederum sinkt und Randverteilungen über den gesamten Bestand plau-sibel getroffen werden. Aus Laufzeitgründen wurden derartige Unsicherheits-analysen bisher für die dynamische Bestandsentwicklung nur am Rande durchgeführt. Bspw. zeigte sich im Rahmen der zahlreichen Modellläufe, die zur Identifizierung der in dieser Arbeit dokumentierten Modellläufe durchge-führt wurden, dass auch für die dynamische Bestandsentwicklung auf aggre-gierter Ebene stabile Ergebnisse resultieren. Gleiches gilt für die multivariaten Analysen der Modellergebnisse auf Mikroebene, die durch die verwendete Granularität erst ermöglicht werden.  Insgesamt sind die aus der hohen Granularität resultierenden Unsicherheiten für eine Bewertung auf aggregierter Ebene vor dem Hintergrund der von der Granularität weitgehend unabhängigen Unsicherheiten durchaus vertretbar. Zudem wird gerade durch diese hohe Granularität die Ableitung neuartiger Erkenntnisse basierend auf den Zusammenhängen zwischen Gebäude, Anla-gentechnik und Haushalten ermöglicht. Systemgrenzen In AWOHM werden die aus Sicht des Wohngebäudesektors indirekten Emissi-onen – bspw. aus Raffinerien, der Herstellung von Dämmstoffen und Heiz-kraftwerken – nicht berücksichtigt, sodass die Gesamtbelastung der Umwelt 
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unterschätzt wird. Dies entspricht dem für die Emissionsberichterstattung in-ternational üblichen Quellenprinzip, das auch bspw. von Hansen (2009a) und Matthes u. a. (2013) in Wohngebäudebestandsmodellen zugrundegelegt wird. Dabei werden bspw. Emissionen bei der Fernwärme- und Elektrizitätserzeu-gung dem Energiesektor zugerechnet. Die Anwendung des Quellenprinzips in AWOHM ist einerseits darauf zurückzuführen, dass AWOHM einer Weiterent-wicklung des Teilmodells Wohngebäude des ebenfalls nach dem Quellenprin-zip bilanzierenden otello-Modellsystems (vgl. Abschnitt 3.1.4), in dem die aus Sicht des Wohngebäudesektors indirekten Emissionen in anderen Teilmodel-len berücksichtigt werden, entspricht. Deshalb wurde AWOHM derart weiter-entwickelt, dass es sich mit diesen Teilmodellen wieder zusammenführen lässt, damit zukünftig bspw. Verschiebungseffekte zwischen Energiesektor, produzierendem Gewerbe und Wohngebäudesektor analysiert werden kön-nen. Andererseits werden die Luftschadstoffemissionen in AWOHM auf die Siedlungsfläche für Wohnzwecke bezogen und es kann nicht davon ausgegan-gen werden, dass die indirekten Emissionen im (selben) Wohngebiet anfallen. Darüber hinaus sind die durch die Wärmenutzung im gesamten Wohngebäu-debestand bedingten indirekten Emissionen im Vergleich zu den direkten von untergeordneter Bedeutung (vgl. Abschnitt 2.1). Ein Wechsel zu Elektrizität und Fernwärme wird in AWOHM zudem ausgeschlossen, sodass die Auswir-kungen auf die simulierten Sanierungsentscheidungen vernachlässigbar sind.  Des Weiteren konnten in AWOHM aufgrund der Datenlage Nebenfeuerstätten nicht berücksichtigt werden. Auf deren Einbeziehung in die Modellierung wurde allerdings bewusst verzichtet, da bei der existierenden Datenlage davon ausgegangen werden kann, dass aufgrund zusätzlicher Unsicherheiten nicht belastbare Ergebnisse resultieren würden. Die mit AWOHM abgeleiteten Er-gebnisse sind vor diesem Hintergrund zu interpretieren. Modellierungsansatz zur Bestandsentwicklung Menschliches Verhalten kann nur mit Einschränkungen modelliert werden. Zu diesem zählen in AWOHM sowohl die Sanierungsentscheidung als auch die 
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Haushaltsentwicklung betreffende Entscheidungen. Die Simulation der Sanie-rungsentscheidung mittels der multikriteriellen Bewertung einzelner Maß-nahmenpakete aus Gebäudeeigentümersicht reagiert sensitiv auf die Indika-torauswahl, -normierung und -gewichtung. Da eben diese Größen bei den in AWOHM u. a. angewandten annahmenbasierten Sanierungsentscheidungsmo-dellen überwiegend auf Annahmen basieren, die zwar mittels der Literatur ar-gumentativ und qualitativ begründet, aber nur auf aggregierter Ebene plausi-bilisiert werden können, dient der Ansatz primär der Simulation transparenter und plausibler Entwicklungspfade des Gebäudebestands im Sinne von „Wenn-Dann“-Aussagen. Ähnliches gilt für die Simulation der Haushaltsbestandsent-wicklung. Die Einschränkungen hinsichtlich der Simulation des menschlichen Verhaltens bei den Sanierungsentscheidungen entfallen allerdings vollständig bei der Bestimmung technischer und ökonomischer Potenziale. Zudem wird durch AWOHM erstmals die Abschätzung ausschöpfbarer Reduktionspotenzia-le für Energieverbrauch sowie für Treibhausgas- und Luftschadstoffemissio-nen auf Mikroebene bzw. für differenzierte Haushalts- und Gebäudegruppen ermöglicht. Um den dem Ansatz inhärenten Unsicherheiten gerecht zu werden, werden für die ausschöpfbaren Potenziale neben Punktschätzungen auch ro-bustere Intervallschätzungen vorgenommen (vgl. Abschnitt 8.3.3). Zudem zeigt ein Vergleich von empirisch fundierten Sanierungsentscheidungsmodel-len, die für Selbstnutzer227 ebenfalls in AWOHM integriert wurden, mit den an-nahmenbasierten Modellen, dass letztere plausiblere Ergebnisse erzeugen und somit geringere Unsicherheiten aufweisen (vgl. Abschnitt 7.4.3). Darüber hin-aus werden auch aus dem relativen Vergleich von Gebäude- und Haushalts-entwicklungspfaden Erkenntnisse gewonnen, wobei sich Unsicherheiten durch beidseitiges auftreten ggf. ausgleichen.    
227 Für Vermieter liegen keine derartigen Daten vor (vgl. Abschnitt 3.2.3). 
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Bewertungsansatz aus Staatssicht Die multikriterielle Bewertung aus Staatssicht mittels einer Nutzwertanalyse reagiert sensitiv auf die Indikatorauswahl, -normierung und -gewichtung. Die konkreten Bewertungsergebnisse können daher nur als exemplarisch angese-hen werden. Die überwiegend angewandte Gleichgewichtung ist allerdings ei-ne verbreitete Methode (vgl. Nardo u. a. 2005). Der verwendete Bewertungs-ansatz ermöglicht zudem die strukturierte Darstellung der Ergebnisse sowie das Aufzeigen von Vor- und Nachteilen, Zielkonflikten und der Dominanz un-terschiedlicher Entwicklungspfade des Wohngebäudebestands. Prinzipiell kann der Ansatz an die Bedürfnisse der Entscheidungsträger auf Staatsseite angepasst werden. Alternativ könnten zwar auch andere Verfahren der multi-kriteriellen Entscheidungsunterstützung mit ihren jeweiligen Vor- und Nach-teilen eingesetzt werden. Die Nutzwertanalyse ist aber transparent und leicht verständlich. Zudem weisen kompliziertere Verfahren ähnliche Schwachstellen auf, bzw. der Informationsbedarf für deren Anwendung ist größer.  Multivariate Analyseverfahren Wegen ihrer Eignung für die Problemstellung wurde die Clusteranalyse als multivariates Analyseverfahren ausgewählt. Der gewählte Fusionierungsalgo-rithmus ist zwar nicht deterministisch. Im Rahmen der zahlreichen Modellläu-fe, die zur Identifizierung der in dieser Arbeit dokumentierten Modellläufe durchgeführt wurden, zeigte sich jedoch, dass die Ergebnisse strukturell re-produzierbar sind. Für die Clusterung von Haushalten wurde die Simulation der Haushaltsbestandsentwicklung deaktiviert und es wurden somit die Haus-haltseigenschaften aus dem Startjahr der Simulation, dem Jahr 2006, verwen-det. Bei der Interpretation der Ergebnisse muss daher berücksichtigt werden, dass sich die Haushaltseigenschaften sowie die Wohnsituation im Laufe der Jahre verändern. Die Beibehaltung der Haushaltscharakteristika hat den Vor-teil, dass diese für das Jahr 2006 kleinere Unsicherheiten aufweisen als die dy-namisch simulierten Charakteristika. Zudem werden bei dem Vergleich von Gebäude- und Haushaltsentwicklungspfaden nicht zahlreiche Gebäude durch 
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zufallsziehungsbedingte Abweichungen unvergleichbar. Des Weiteren bezie-hen sich abgeleitete Erkenntnisse dann auf die Haushalte, die „ab jetzt“ bzw. „ab 2006“ durch suasorische Instrumente erreicht werden sollten, und sind somit leichter interpretierbar. Als Alternative zur Clusteranalyse könnten zwar auch andere multivariate Analyseverfahren oder optimierende Ansätze auf die Problemstellung angewandt werden. Die Clusteranalyse erwies sich im Rah-men der Modellanwendung aber als geeignet und lieferte interpretierbare und strukturell reproduzierbare Ergebnisse.  Sonstiges Das Startjahr der Simulation liegt im Jahr 2006. Prinzipiell ließe sich die Da-tenbasis aber mittels des Mikrozensus 2010 und des Zensus 2011 aktualisie-ren bzw. erweitern. Des Weiteren nimmt der Energieträgerwechsel zu Gas und Solarthermie eine zentrale Rolle unter den Ergebnissen ein. Es wurden zwar für Gas pauschale Energieträgerwechselinvestitionen berücksichtigt, aber nicht die Verfügbarkeit des Energieträgers in den jeweiligen Gemeinden bzw. Straßenzügen. Hinsichtlich der Solarthermienutzung wurden die Solarstrah-lung und die Dachausrichtung nicht in Bezug auf Regionen oder konkrete Ge-bäude differenziert. Auch der technische Fortschritt, Veränderungen im Elekt-rizitätsmix, Erfahrungs- und Lerneffekte sowie weitere Technologien bei Sa-nierungen, wie der Einsatz von Wärmepumpen oder der Wechsel zu oder von Nah- bzw. Fernwärme, wurden im Modell bisher nicht berücksichtigt.  Insgesamt wurde auf entsprechende Erweiterungen von AWOHM bisher je-weils aus mindestens einem der drei folgenden Gründe verzichtet. Erstens standen einige Daten nicht oder erst kurz vor Fertigstellung der Arbeit zur Verfügung bzw. sind mit hohen Unsicherheiten behaftet. Zweitens liegt der Fo-kus von AWOHM auf der Integration von Gebäude- und Haushaltsinformatio-nen, sodass die Einarbeitung der erwähnten Daten nicht prioritär behandelt wurde, zumal da großteils von einem mäßigen Einfluss auf die Modellergeb-nisse ausgegangen wird, bzw. die primären Unsicherheiten in anderen Modell-bereichen liegen. Drittens ergibt sich die Bedeutung einiger Aspekte erst als 
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Ergebnis dieser Arbeit, sodass deren Berücksichtigung a priori nicht möglich war. Entsprechende zukünftige Modellerweiterungen sind allerdings mit dem in AWOHM verfolgten Ansatz grundsätzlich kompatibel. 
8.3 Beantwortung der Forschungsfragen In diesem Abschnitt werden auf Basis der Ergebnisse der vorhergehenden Ka-pitel alle im Kapitel 1 aufgeworfenen Forschungsfragen abschließend bzw. zu-sammenfassend behandelt. Der primäre Fokus liegt dabei auf der Beantwor-tung der Hauptforschungsfrage „Welche Bündel umweltpolitischer Instrumente sind für den Bereich Wärmenutzung in Wohngebäuden geeignet, um die Treib-hausgas- und Luftschadstoffemissionen228 sowie den Primärenergieverbrauch zu reduzieren?“ in Abschnitt  8.3.8. Vorbereitend werden die Teilfragen aus Kapitel 1 jeweils separat in den Abschnitten  8.3.1 bis 8.3.7 beantwortet.  Abschnitt 8.3.1 geht auf die technischen Reduktionspotenziale für Emissionen und den Energieverbrauch ein, welche als Referenzwerte genutzt werden. Ab-schnitt 8.3.2 beschäftigt sich mit den ökonomischen Reduktionspotenzialen aus Gebäudeeigentümersicht, deren Veränderung durch Förderungen sowie den Reduktionspotenzialen bei einem Kompromiss aus Wirtschaftlichkeit und Umweltschutz. Zudem werden effiziente Ausgestaltungen von Mindestanfor-derungen und Förderpaketen, die wirtschaftlichere Maßnahmenpakete vor-schreiben und eine niedrigere Überförderung bewirken, diskutiert. In Ab-schnitt 8.3.3 wird die Ausschöpfbarkeit der Reduktionspotenziale vor dem Hintergrund des Entscheidungsverhaltens der Gebäudeeigentümer und der umweltpolitischen Instrumente erörtert. Anschließend fasst Abschnitt 8.3.4 Zielkonflikte zusammen, die sich im Rahmen der Nachhaltigkeitsbewertung der den Reduktionspotenzialen zugrundeliegenden Gebäude- und Haushalts-bestandsentwicklungspfade ergeben. 
228 Vgl. Fußnote 187 und Abschnitt 8.2 bez. indirekter Emissionen. Diese werden in AWOHM nicht berücksichtigt. 
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In Abschnitt 8.3.7 wird gezeigt, wie eine sozio-demographische Analyse der Haushalte und ihrer Reduktionspotenziale das Erkennen und teilweise die Be-seitigung von Hemmnissen unterstützen kann. Dabei wird erläutert, wie um-weltpolitische Instrumente an diese Potenziale und Hemmnisse angepasst werden können, um die Ausschöpfbarkeit der Reduktionspotenziale zu erhö-hen. Abschnitt 8.3.6 beschäftigt sich mit der Verteilung der durch die energeti-sche Modernisierung des Wohngebäudebestands bedingten finanziellen Lasten und einer etwaigen Überlastung einkommensschwacher Haushalte. In Ab-schnitt 8.3.7 wird darauf eingegangen, wie derartige Lasten gezielt verschoben werden können, um die „Zumutbarkeit“ für Wohngebäudeeigentümer und -bewohner zu erhöhen. 
8.3.1 Technisches Potenzial Wie groß sind die technischen Reduktionspotenziale für Treibhausgas- und Luftschadstoffemissionen sowie den Primärenergieverbrauch? Die technischen Reduktionspotenziale im Bereich Wärmenutzung in Wohnge-bäuden wurde in Abschnitt 7.2 definiert als maximale Emissionsminderung bzw. Energieverbrauchsreduktion bei den in AWOHM vorgegebenen techni-schen Möglichkeiten und unter Beibehaltung der zeitlichen Kopplung von Mo-dernisierungsmaßnahmen an die Sanierungszyklen von Gebäudehülle und Wärmeversorgungspaket. Eine vollständige energetische Modernisierung der Gebäudehülle führt zu einer von der betrachteten Emissions- und Energieart unabhängigen prozentualen Reduktion. Daher sind die Reduktionspotenziale tendenziell umso größer, je stärker sich die Primärenergie- und Emissionsfak-toren der Wärmeversorgungspakete reduzieren lassen bzw. je stärker sie sich zwischen den Wärmeversorgungspaketen unterscheiden. Deshalb steigen die Reduktionspotenziale von 2006 bis 2030 vom End- und gesamten Primärener-gieverbrauch (41% bzw. 46%) über die CO2-Emissionen (49%) bis zum nicht erneuerbaren Primärenergieverbrauch (76%) sowie den Emissionen an CO2 
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exkl. Biomasse229 (85%), CH4 (73%) und Luftschadstoffen (71-85%) an. Die-sen Reduktionspotenzialen liegen allerdings nicht immer dieselben Maßnah-menpakete zugrunde, d. h. es treten Zielkonflikte auf, die insbesondere aus Vor- und Nachteilen der Energieträger Holzpellets und Gas resultieren. Als „das“ technische Reduktionspotenzial wurde – als Referenz für das ökonomi-sche Reduktionspotenzial – exemplarisch dasjenige postuliert, das den mit den niedrigsten NOx-Emissionen einhergehenden Maßnahmenpaketen entspricht. Als Wärmeerzeuger kommen dabei aufgrund niedriger Emissionsfaktoren am häufigsten Gasbrennwertkessel mit solarthermischer Unterstützung zum Ein-satz. In der Folge sinken die technischen Reduktionspotenziale für den nicht erneuerbaren bzw. gesamten Primärenergieverbrauch um 33% bzw. 4%230 sowie für die Emissionen an CH4 und CO2 exkl. Emissionen aus Biomasse um 77% (auf -4%) und 36% (bezogen auf 2006). Die Zielkonflikte können durch technische Lösungsansätze angegangen bzw. gemildert werden, bspw. durch die Erhöhung des solaren Deckungsanteils bei Gasfeuerungen zur weiteren Reduktion von nicht erneuerbarem Primärenergieverbrauch und Emissionen. Weiterhin könnten bspw. bei Festbrennstofffeuerungen die PM-Emissionen durch die Entwicklung effektiverer Partikelabscheider reduziert werden.   
8.3.2 Ökonomisches Potenzial Wie groß sind die ökonomischen Reduktionspotenziale für Treibhausgas- und Luftschadstoffemissionen sowie den Primärenergieverbrauch?  Das ökonomische Reduktionspotenzial wurde in Abschnitt 7.3 definiert als die Reduktion, die bei Entscheidung der Gebäudeeigentümer gemäß Kapitalwert aus Selbstnutzersicht resultiert. Dieses kann, sofern es auf „das“ technische 
229 In dieser Arbeit werden Emissionen exkl. bzw. inkl. Emissionen aus Biomasse auch verkürzt als Emissionen exkl. bzw. inkl. Biomasse bezeichnet. 230 Prozentuale Angaben zu Änderungen oder Abweichungen von Prozentangaben werden in dieser Arbeit durchgehend nicht als Prozent der Prozentangabe verwen-det. Stattdessen wird bspw. unter einem Anteil von 5%, der um 5% erhöht wird, ein Anteil von 10% verstanden.  
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Potenzial bezogen wird, als Ausnutzungsgrad interpretiert werden. Ohne För-derung und bei Mindestanforderungen gemäß EnEV 2009-50%231 ist dieser für die Emissionen an NOx bzw. CO2 exkl. Biomasse mit 59% bzw. 74% am niedrigsten sowie für PM-Emissionen mit 93% bzw. für CH4-Emissionen, bei denen Reduktionen statt Erhöhungen auftreten, am höchsten (dies entspricht dem Szenario KW11). Bei den CO2-Emissionen inkl. Biomasse, den SO2- und NMVOC-Emissionen sowie dem End- und Primärenergieverbrauch liegen die Ausnutzungsgrade bei 75-86%. Insgesamt sind die ökonomischen Potenziale damit bereits ohne Förderung mit Ausnutzungsgraden von mindestens 59% (in Bezug auf das technische Potenzial) vielversprechend. Die zugehörige energetische Vollsanierungsrate von 1,7% im Jahr 2006 ist aber nahezu dop-pelt so hoch wie die im Energiekonzept der Bundesregierung für den Status quo genannte von 1% (Bundeskabinett 2010). Daher bietet sich aus ökologi-scher und ökonomischer Sicht ein Vollzug der Mindestanforderungen, kombi-niert mit ihrer Anpassung an die wirtschaftlichsten Maßnahmenpakete, an. Zur Ausgestaltung entsprechender Mindestanforderungspakete wurde eine Clus-teranalyse der Gebäude anhand ihrer Charakteristika vor und nach der Sanie-rung gemäß maximalem Kapitalwert durchgeführt (vgl. Abschnitt 7.3.4). Die-ses Vorgehen ermöglicht die Identifizierung homogener Gebäudecluster, die sich jeweils für die Spezifikation eines Mindestanforderungspakets eignen. Da-bei wird implizit eine Differenzierung von Mindestanforderungen nach dem Gebäudezustand vor der Sanierung in Betracht gezogen, da dieser Einfluss auf die Wirtschaftlichkeit von Maßnahmenpaketen nimmt. Von zehn Gebäudeclus-tern wurden in Abschnitt 7.3.4 zwei exemplarisch analysiert. 
231 Darunter sind um ca. 50% reduzierte Wärmedurchgangskoeffizienten im Ver-gleich zur EnEV 2009 bei der Sanierung, erhöhte Anforderungen an die Wärmeer-zeuger (Verbot von Holzpelletkesseln ohne Partikelabscheider u. a. Wärmeerzeu-gern; vgl. Qualitätsstufen in Tabelle 131 in Anhang A.1) und erhöhte Anforderun-gen an den Neubau zu verstehen. Das Verbot von Holzpelletkesseln ohne Partike-labscheider betrifft allerdings in der Realität die 1. BImSchV und nicht die EnEV.  
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Ausgehend von dem Ausnutzungsgrad ohne Förderung von 75% für CO2-Emissionen inkl. Biomasse (stellvertretend ausgewählt) kann dieser durch Energiepreiserhöhungen um 25-50% auf 79-80% gesteigert werden. Dadurch stiegen allerdings die Gesamtausgaben der Haushalte für die Wärmeversor-gung um 17-34% an. Die in AWOHM abgebildeten Varianten von Investitions-zuschüssen und der steuerlichen Abzugsfähigkeit energetischer Modernisie-rungen können den Ausnutzungsgrad bei Förderausgaben pro CO2-Vermeidung von über 330 €/t auf 78-80% steigern. Entschiede allerdings je-der Gebäudeeigentümer von selbst (wie im Szenario Staatssicht 11 definiert) gemäß einem Kompromiss aus Wirtschaftlichkeit und Umweltschutz, so resul-tierte daraus ein höherer Ausnutzungsgrad von 90%, der bei individueller Förderung in Höhe der Kapitalwertverschlechterung im Vergleich zum wirt-schaftlichsten Maßnahmenpaket mit niedrigeren Förderausgaben pro CO2-Vermeidung von ca. 57 €/t erreichbar wäre. Dies verdeutlicht die Existenz ei-nes Potenzials für eine verbesserte Ausgestaltung der Förderstruktur mit ei-nem höheren Ausnutzungsgrad und niedrigeren Förderausgaben pro CO2-Vermeidung. Aufgrund der (zu) hohen Anzahl an notwendigen Förderpaket-spezifikationen bei einer individuellen Förderung wurde ein Ansatz zur Ausge-staltung von Förderpaketen entwickelt, der zu einer vorgegebenen Anzahl von Förderpaketen und vorgegebenen Förderausgaben pro CO2-Vermeidung viel-versprechende Förderpakete identifiziert. Dabei werden Gebäude anhand ih-rer Charakteristika vor und nach der (angestrebten) Sanierung sowie gemäß der Förderhöhe, die notwendig wäre, um die Kapitalwertverschlechterung im Vergleich zum wirtschaftlichsten Maßnahmenpaket auszugleichen, in mög-lichst homogenen Clustern zusammengefasst. Eine Differenzierung von För-derpaketen nach dem Gebäudezustand vor der Sanierung wird dabei in Be-tracht gezogen, da dieser Einfluss auf die Wirtschaftlichkeit, die Emissionsre-duktion und die Energieeinsparung von Maßnahmenpaketen nimmt. Bei einer exemplarischen Anwendung des Ansatzes in Abschnitt 7.3.5 wurden 13 För-derpakete identifiziert, die bei mittleren Förderausgaben von 70 €/t den Aus-
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nutzungsgrad auf ca. 84% steigern könnten. Vier der Förderpakete wurden detailliert analysiert. Eine präzise Formulierung der Förderpaketspezifikatio-nen sowie deren Abgrenzung zu den Mindestanforderungspaketspezifikatio-nen stehen allerdings noch aus. 
8.3.3 Ausschöpfbares Potenzial Wie groß sind die ausschöpfbaren Reduktionspotenziale für Treibhausgas- und Luftschadstoffemissionen sowie den Primärenergieverbrauch?  Das ausschöpfbare Potenzial wurde in Abschnitt 7.4 definiert als der Teil des ökonomischen Potenzials, der in der Realität genutzt werden kann. Die Aus-nutzung des ökonomischen Potenzials wird bspw. durch mangelnde Möglich-keiten zur Finanzierung, Informationsdefizite und Sanierungsunwilligkeit be-hindert (vgl. Kapitel 4). Das ausschöpfbare Potenzial ist daher neben den tech-nischen und ökonomischen Randbedingungen des Gebäudes auch von um-weltpolitischen Instrumenten sowie Charakteristika der Gebäudeeigentümer und -bewohner bzw. dem Entscheiderverhalten abhängig. In den zur Abschät-zung dieses Potenzials eingesetzten Szenarien wurden deshalb sowohl um-weltpolitische Instrumente als auch die zur Simulation des Entscheider-verhaltens herangezogenen Entscheidungsansätze variiert. Die umweltpoliti-schen Instrumente gewinnen Ihre Bedeutung durch ihre Einsetzbarkeit und Veränderbarkeit durch den Staat. Das Entscheiderverhalten im Sinne der Ent-scheidungsansätze dahingegen kann zwar nur mittelbar durch den Staat bzw. Instrumente beeinflusst werden, aber beeinflusst seinerseits die Wirksamkeit der Instrumente und die Entwicklung des Wohngebäudebestands. Sonstige Szenarioelemente wurden mit dem Ziel der besseren Vergleichbarkeit kon-stant gehalten. Aufgrund der großen Unsicherheiten, die mit der Abschätzung des ausschöpfbaren Potenzials einhergehen, wurden zwei komplementäre An-sätze verfolgt – basierend auf Extremszenarien und Prognoseszenarien.    
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Extremszenarien Den in Abschnitt 7.4.1 definierten Extremszenarien liegt die Annahme zugrun-de, dass Selbstnutzer jeweils einem der annahmenbasierten Entscheidertypen Ausbesserer, Mindestmaßsanierer, Ökonom und Ökomodernisierer entspre-chen und dass Vermieter jeweils gemäß einer der Entscheiderstrategien Ab-bruchstrategie, Substanzerhaltungsstrategie Basis bzw. Erweitert, langfristige Modernisierungsstrategie und Ökomodernisierungsstrategie handeln (vgl. Ab-schnitt 5.4.4). In Extremszenarien werden dann die Entwicklungspfade des Gebäudebestands simuliert, bei denen alle Selbstnutzer demselben Entschei-dertyp entsprechen und alle Vermieter gemäß derselben Entscheiderstrategie, die zudem ein Pendant des ausgewählten Entscheidertyps ist, handeln. Bei Mindestanforderungen gemäß EnEV 2009-50%232 (inkl. der obligatorischen Verwendung von Partikelabscheidern bei Holzpelletkesseln) ohne Förderung werden diese Szenarien mit Ausbesserer 11 (Ausbesserer und Abbruchstrate-gie), Mindestmaßsanierer 11 (Mindestmaßsanierer und Substanzerhaltungs-strategie Basis), Ökonom I 11 (Ökonom und Substanzerhaltungsstrategie Er-weitert), Ökonom II 11 (Ökonom und langfristige Modernisierungsstrategie) und Ökomodernisierer 11 (Ökomodernisierer und Ökomodernisierungsstrate-gie) bezeichnet. Sofern das Auftreten von Ausbesserern und Abbruchstrate-gien durch Vollzug der Mindestanforderungen verhindert wird, ergeben sich Korridore für die ausschöpfbaren Reduktionspotenziale von -28% bis 85% für alle Emissions- und Energieverbrauchsarten. Die Mindestreduktion steigt da-bei von NOx (-28%) und CO2 inkl. Emissionen aus Biomasse (14%) über  End-energie (31%), gesamte und nicht erneuerbare Primärenergie sowie CO2 exkl. Emissionen aus Biomasse (36-38%) bis zu SO2, PM, CH4 und NMVOC (43%-58%). Bei Einbeziehung von Ausbesserern und Abbruchstrategien sinken die Mindestreduktionen auf -28% bis 3%, mit Ausnahme von PM, CH4 und NMVOC (43-48%). Das Zulassen von Holzpelletkesseln ohne Partikelabscheider sowie die Reduktion der Mindestanforderungen auf ein Niveau gemäß EnEV 2009 
232 Vgl. Fußnote 231. 



8.3 Beantwortung der Forschungsfragen 

475 

führt zu einem teils starken Absinken der Mindestreduktionen. In Abschnitt 8.3.8 wird zudem diskutiert, welche Entscheidertypen und -strategien die Entwicklungspfade des Gebäudebestands aus Staatssicht verbessern bzw. ver-schlechtern. Darauf aufbauend werden umweltpolitische Instrumente zur Un-terbindung von Fehlentwicklungen und zur Unterstützung vielversprechender Teilentwicklungen identifiziert, die auch zur Erhöhung des ausschöpfbaren Potenzials führen.  Prognoseszenarien Um nicht nur typisiertes Extremverhalten zu simulieren, sondern eine Progno-se der Gesamtentwicklung zu ermöglichen, wurden in Abschnitt 7.4.1 auch  Prognoseszenarien definiert. Zunächst wurden vier Szenarien ohne Förderung und mit Mindestanforderungen gemäß EnEV 2009 verglichen, die sich nur hin-sichtlich der Entscheidungsansätze unterscheiden. Das Szenario Prognose Stengel 9, in dem die Gebäudeeigentümer den bereits erwähnten Entscheider-typen und -strategien basierend auf der Eigentümerstruktur und den sozio-demographischen Eigenschaften der Bewohner zugeordnet wurden, lieferte dabei die u. a. hinsichtlich der Sanierungsrate plausibelsten Ergebnisse. Die Zuordnung von Gebäudeeigentümern zu Entscheidertypen und -strategien auf Basis empirischer Erhebungen zu Sanierungseinstellungen und geplanten Sa-nierungen sowie die Nutzung empirisch basierter Entscheidungsansätze (für Selbstnutzer) führten dahingegen zu überhöhten Sanierungsraten. Als Basis für die Abschätzung der ausschöpfbaren Reduktionspotenziale durch eine Va-riation der umweltpolitischen Instrumente wurde das plausibelste Szenario (also Prognose Stengel 9) herangezogen.  Ohne Veränderung der Entscheidungsansätze resultieren bei Berücksichtigung der modellierten Instrumente die höchsten ausschöpfbaren Reduktionspoten-ziale bei einer Verschärfung der Mindestanforderungen gemäß EnEV 2009-50% ohne Förderung (für CO2 inkl. Emissionen aus Biomasse und NOx in Kom-bination mit einer Erhöhung der Energiepreise um 50%). Die Reduktion steigt dabei von NOx (9%) über CO2 inkl. Emissionen aus Biomasse (16%), Endener-
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gie und gesamte Primärenergie (19-21%), nicht erneuerbare Primärenergie und CO2 exkl. Emissionen aus Biomasse (26%) sowie SO2 (29%) bis zu PM, CH4 und NMVOC (52-62%). Dabei konnten u. a., ausgehend von der Situation mit Mindestanforderungen gemäß EnEV 2009 ohne Förderung, die PM-Emissionsreduktionen durch die Verschärfung der Mindestanforderungen von 48% auf 62% gesteigert werden. Grund hierfür ist überwiegend, dass Holzpelletfeuerungen in diesem Szenario nur noch mit Partikelabscheider ein-gesetzt werden dürfen. Die sonstigen Emissions- und Energieverbrauchsre-duktionen konnten durch die Verschärfung der Mindestanforderungen um 1-4% erhöht werden. Investitionszuschüsse, steuerliche Abzugsfähigkeit und die Erhöhung der Energiepreise ermöglichten nur noch eine geringe weitere Re-duktionssteigerung um bis zu 1%. In all diesen Szenarien werden jedoch die ökonomischen Reduktionspotenziale aus Eigentümersicht teilweise beträcht-lich verfehlt, so z. B. um 10% bzw. 21% bei CO2 exkl. bzw. inkl. Biomasse, 12% bei PM, 35% bei NOx und 41% bei SO2.  Insgesamt zeigt sich, dass die Emissions- und Energieverbrauchsreduktionen zwischen den Extremszenarien deutlich größere Schwankungen aufweisen als bei reiner Variation der umweltpolitischen Instrumente in den Prognoseszenarien. Demnach sind ggf. Verschiebungen zwischen den Extrem-szenarien bzw. den von diesen repräsentierten Entscheidertypen und -strategien vielversprechend. Erreicht werden können diese durch die Anpas-sung umweltpolitischer Instrumente an die betroffenen Akteure sowie durch in AWOHM nicht direkt abgebildete umweltpolitische Instrumente wie bspw. den Vollzug der Mindestanforderungen.   
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8.3.4 Zielkonflikte der Nachhaltigkeitsbewertung Hinsichtlich welcher Teilbereiche der Nachhaltigkeitsbewertung233 treten Ziel konflikte auf?  Zielkonflikte treten zwischen unterschiedlichen Emissions- und Energiearten bei den technischen Reduktionspotenzialen sowie zwischen den Dimensionen bzw. Indikatoren der indikatorenbasierten, nachhaltigkeitsorientierten Bewer-tung der mit AWOHM simulierten Gebäude- und Haushaltsbestandsentwick-lungspfade auf. Bei den technischen Reduktionspotenzialen dominiert der Zielkonflikt zwischen den Maßnahmenpaketen mit minimalem gesamtem Pri-märenergieverbrauch und denjenigen mit minimalen NOx-Emissionen. Der niedrigste Primärenergieverbrauch wird mit dem häufigen Einsatz einer Kom-bination aus Holzpelletkesseln und Solarthermiekollektoren (sowie vollstän-diger Dämmung der Gebäudehülle) erreicht. Dabei sind auch der nicht erneu-erbare Primärenergieverbrauch sowie die Emissionen an CO2 exkl. Biomasse minimal. Die CH4-Emissionen sind ebenfalls nahezu minimal. Die stärkste NOx-Emissionsreduktion wird dahingegen gemeinsam mit minimalem Endenergie-verbrauch sowie minimalen SO2-, NMVOC-, PM- und CO2-Emissionen inkl. Bi-omasse durch den häufigen Einsatz einer Kombination aus Gasbrennwertgerä-ten und Solarthermiekollektoren erreicht.  Zielkonflikte in Bezug auf die nachhaltigkeitsorientierte, indikatorenbasierte Bewertung werden im Folgenden auf Basis der für die Bestimmung ökonomi-scher und ausschöpfbarer Potenziale verwendeten Szenarien Ausbesserer 11, KW11, Mindestmaßsanierer 11, Staatssicht 11, Ökonom I 11 und Ökomoderni-sierer 11 (sortiert nach steigendem Teilnutzen in der Dimension Generatio-nengerechtigkeit) diskutiert. Ausgehend vom Szenario Ausbesserer 11 geht eine Verbesserung der Generationengerechtigkeit zunächst mit einer Verbes-
233 Die Nachhaltigkeitsbewertung wird durch den Betrachtungsgegenstand von AWOHM, d. h. den Gebäude- und Haushaltsbestand, und die mit AWOHM bereitstellbaren Informationen eingeschränkt, sodass jeweils nur Teilaspekte der Nachhaltigkeit bzw. ihrer Dimensionen und Kriterien abgedeckt werden (können). 
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serung der Lebensqualität und des sozialen Zusammenhalts einher. Ab dem Szenario Mindestmaßsanierer 11 ist allerdings eine weitere Erhöhung der Ge-nerationengerechtigkeit mit einem sinkenden sozialen Zusammenhalt verbun-den. Die Lebensqualität sinkt nach einem kurzzeitigen Rückgang im Szenario  Mindestmaßsanierer 11 ab dem Szenario Staatssicht 11 kontinuierlich ab. Der Anstieg der Generationengerechtigkeit wird bedingt durch steigende Investiti-onen in Energieeffizienz und erneuerbare Energien, eine Abnahme des Ver-brauchs fossiler Brennstoffe sowie (zunächst) sinkende Treibhausgasemissio-nen.  Der anfängliche Anstieg der Lebensqualität, ausgehend vom Szenario Ausbes-serer 11, ist auf sinkende Luftschadstoffemissionen und zunehmende Wirt-schaftlichkeit der Maßnahmen bei relativ niedriger Investitionsbelastung zu-rückzuführen. Im Szenario Staatssicht 11 sinkt allerdings die Wirtschaftlich-keit der Maßnahmen bei steigender Investitionsbelastung wieder, wobei die Luftschadstoffemissionen zunächst noch weiter sinken. Eine weitere Erhöhung der Investitionen, wie in den Szenarien Ökonom I 11 und Ökomodernisierer 11, wird aber begleitet von wieder steigenden Luftschadstoffemissionen, wo-raus eine sinkende Lebensqualität resultiert.  Der anfängliche Anstieg des sozialen Zusammenhalts, ausgehend vom Szenario Ausbesserer 11, ist darauf zurückzuführen, dass die getätigten Investitionen sowohl für Selbstnutzer wirtschaftlich sind als auch nicht warmmietenerhö-hend wirken. Da im Szenario Mindestmaßsanierer 11 im Vergleich zum Szena-rio KW11 verstärkt in die Gebäudehülle investiert wird, was häufig mit langen Amortisationszeiten verbunden ist, tritt bei den Mietern aufgrund einer unter-stellten Modernisierungsumlage von 11% eine Warmmietenerhöhung auf, während die Investitionen der Selbstnutzer noch eine vergleichbare Wirt-schaftlichkeit aufweisen. Die Warmmietenneutralität könnte dabei nur bei ei-ner niedrigeren Modernisierungsumlage erreicht werden, wodurch sich aller-dings ceteris paribus der Kapitalwert aus Vermietersicht verschlechterte. Eine weitere Erhöhung der Investitionen, wie in den Szenarien Ökonom I 11 und 
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Ökomodernisierer 11, führt aber sowohl bei Mietern als auch bei Selbstnut-zern zu einem deutlich sinkenden Einkommen nach Wohnen, sodass sich der soziale Zusammenhalt stark verringert.   
8.3.5 Cluster mit techno-ökonomischen Potenzialen Wie verteilen sich die techno-ökonomischen Potenziale234 auf sozio-demographische Cluster?  Um den gemäß Bewertung aus Staatssicht vielversprechenden Gebäudebe-standsentwicklungspfad des Szenarios Staatssicht 11, in dem jeder Gebäudeei-gentümer hypothetisch gemäß einem techno-ökonomischen Kompromiss aus Wirtschaftlichkeit (ökonomisches Potenzial) und Umweltschutz (technisches Potenzial) entscheidet, zu unterstützen, wurden die Gebäudebewohner an-hand von Merkmalen, die für die sozio-demographische Charakterisierung der Haushalte sowie die Priorisierung und Eignung von umweltpolitischen In-strumenten relevant sind, in Clustern zusammengefasst (vgl. Abschnitt 7.4.4). Selbstnutzer und Mieter wurden dabei jeweils in sieben Cluster eingeteilt, die mit aussagekräftigen Namen235 versehen wurden. Diese Zielgruppen (aus Staatssicht) werden im Folgenden hinsichtlich ihrer CO2-Vermeidungs-potenziale und der Eignung umweltpolitischer Instrumente charakterisiert.  
 
234 Darunter wird in dieser Arbeit ein aus Staatssicht adäquater Kompromiss aus technischen und ökonomischen Potenzialen verstanden. 235 Nicht alle Cluster- bzw. Zielgruppennamen beziehen sich auf dasselbe Merkmal. Stattdessen wurden jeweils hervorstechende Merkmale bzw. Merkmalsmittelwerte für die Namensgebung herangezogen, um die Lesbarkeit im Vergleich zu den Be-zeichnungen „Cluster A“ etc. zu verbessern. Die Namen weisen daher keine hinrei-chende Trennschärfe für eine eindeutige Zuordnung eines Haushalts zu einem Clus-ter auf, für die das bei der Clusteranalyse verwendete Proximitätsmaß herangezo-gen werden muss (vgl. Abschnitt 6.2). Mit diesem wird die Distanz eines Haushalts zu dem Schwerpunkt eines Clusters unter Berücksichtigung aller für die Cluster-analyse herangezogenen Merkmale quantifiziert. 
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Selbstnutzer Die Selbstnutzer wurden in die sieben Zielgruppen Potenzialreichste, Akade-miker, Jüngere, Gutverdiener, Umweltsünder, Rentner und Wenigverdiener eingeteilt. Bei den Potenzialreichsten liegt mit 30% Anteil am CO2-Vermeidungspotenzial das größte Gesamtpotenzial. Sie erfordern mit einer Förderhöhe von 9% (der Investition) den stärksten Fördereingriff, wobei die Fördersumme aufgrund etwaiger Liquiditätsprobleme über zinsvergünstigte Darlehen bereitgestellt werden sollte. Alle weiteren Zielgruppen erfordern da-hingegen eine Förderung von maximal 5%, sodass eine Differenzierung der Förderhöhe unter diesen nicht prioritär erscheint. Das Instrument der (voll-ständigen) steuerlichen Abzugsfähigkeit energetischer Modernisierungen ist in der betrachteten Ausgestaltung bei allen Zielgruppen, überwiegend auf-grund von Überförderung, ungeeignet. Die Akademiker, die  Jüngeren und die Gutverdiener haben einen Anteil von 13%, 11% und 1% am Vermeidungspo-tenzial und weisen kaum Hemmnisse auf. Die Jüngeren benötigen allenfalls eine Unterstützung bei der Kreditaufnahme. Bei allen drei Zielgruppen kann eine aufeinander abgestimmte Mischung aus Mindestanforderungen, Förde-rungen und auf die Zielgruppencharakteristika angepassten Informationskam-pagnen unterstützen. Die Umweltsünder haben einen Anteil von 22% am Ge-samtpotenzial und das höchste CO2-Vermeidungspotenzial pro Haushalt. Da damit auch die höchsten Investitionen bei in der Relation niedrigem Haus-haltsnettoeinkommen einhergehen, sollte die Förderung ggf. mit Instrumenten zur Übernahme des Kreditrisikos durch den Staat oder andere Akteure kombi-niert werden, um die Kreditvergabe überhaupt zu ermöglichen. Die Rentner haben einen Anteil von 13% am Gesamtpotenzial. Aufgrund ihres hohen Alters (im Mittel 71 Jahre) sind bei der Förderung Investitionszuschüsse zinsver-günstigten Krediten vorzuziehen. Bei der Informationspolitik bietet sich eine Doppelstrategie an, die auf die Mobilisierung der Potenziale bei den „Alt“-Eigentümern und beim Eigentumswechsel ausgerichtet ist. Die Wenigverdiener haben einen Anteil von 9% am Gesamtpotenzial. Ob sie in der Lage sind, die 
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Investition zu tätigen, ist einkommensbedingt fraglich, sodass sich ggf. Contracting für Wärmeversorgungspakete und die energetische Modernisie-rung der Gebäudehülle anbietet, um das Potenzial zu nutzen.  Mieter Die Mieter wurden in die sieben Zielgruppen Potenzialreichste, Rentner, Jün-gere, Wenigverdiener, Gutverdiener, Bestverdiener und potenzielle Umrüster eingeteilt. Die Potenzialreichsten haben einen Anteil von 46% am CO2-Vermeidungspotenzial. Der Cluster erfordert mit einer Förderhöhe von 5% den stärksten Fördereingriff. Wegen der zu erwartenden starken Kaltmieten-erhöhungen sind ggf. informatorische Maßnahmen zur Akzeptanzerhöhung von Modernisierungen oder Konzepte wie Warmmieten oder Teilwarmmieten geeignet. Bei den übrigen Clustern liegt die Förderhöhe bei 3-4%, sodass hin-sichtlich der Förderhöhe keine Differenzierung zwischen den Clustern not-wendig erscheint. Die Rentner  und die Jüngeren haben Anteile von 15% und 14% am Gesamtpotenzial. Aufgrund niedriger Investitionshöhen sind aus fi-nanzieller Sicht prinzipiell geringe Akzeptanzprobleme zu erwarten. Da in den ersten Jahren nach der Sanierung bei einer Umlage von 11% ggf. Warmmie-tenerhöhungen auftreten, bieten sich ggf. sukzessive steigende, an den Ener-giepreisanstieg gekoppelte und damit warmmietenneutrale Mieterhöhungen an. Dies ist insbesondere für diese Haushalte relevant, da altersbedingt von erhöhten Sterbe- und Umzugsraten ausgegangen werden kann, sodass die Be-wohner ggf. in der Phase mit niedrigeren Warmmieten im Vergleich zur Unter-lassungsalternative nicht mehr in der jeweiligen Wohnung leben. Die Wenigverdiener haben einen Anteil von 10% am Gesamtpotenzial. Da diese vermutlich großteils Wohngeld beziehen, sind ggf. Anpassungen zur Zulässig-keit höherer Kaltmieten bei niedrigeren Warmmieten notwendig. Die Gutver-diener und die Bestverdiener  haben Anteile von 9% und 5% am Gesamtpoten-zial. Es sind keine finanziell begründbaren Akzeptanzprobleme zu erwarten. Die potenziellen Umrüster haben einen Anteil von 2% am Gesamtpotenzial. Aufgrund äußerst hoher Investitionen (Wechsel zu zentraler Wärmeversor-
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gung und Energieträgerwechsel) kann die Modernisierungsumlage (je nach Modernisierungsanteil) von den Haushalten ggf. nicht getragen werden. Auch der Abbruch der Gebäude und ein etwaiger Ersatzneubau ist als Option in Be-tracht zu ziehen. Einschränkungen Die Ausführungen beziehen sich nur auf die operationalisierten Hemmnisse. Hemmnisse wie die Angst vor Schimmel können bspw. nicht berücksichtigt werden. Bei vermietetem Wohneigentum konzentriert sich die Argumentation, bedingt durch die Datenlage, auf die Mieter. Lägen weitere Informationen über die Vermieter vor, so könnten die umweltpolitischen Instrumente besser an die eigentlichen Entscheider angepasst werden. Um die identifizierten Zielgruppen in der Realität mit entsprechenden, bspw. informatorischen, Instrumenten erreichen zu können, müssten die jeweiligen Cluster vor diesem Hintergrund analysiert werden. Ziel wäre hierbei eine mög-lichst trennscharfe Adressierbarkeit der jeweiligen Gebäudeeigentümer und -bewohner anhand weniger Merkmale.  
8.3.6 Lastenverteilung und „soziale Brennpunkte“ Welche Akteure236 tragen die Hauptlasten der Transformation des Energiesys-tems Wärmenutzung in Wohngebäuden, und führt dies zur übermäßigen Belas-tung einkommensschwacher Haushalte?  Basierend auf der gemäß Bewertung aus Staatssicht vielversprechenden Ent-wicklung im Szenario Staatssicht 11 (bzw. Staatssicht 11 MA; vgl. Abschnitt 7.4.5) wurden die Selbstnutzer und die Mieter mittels eines auf der Clusterana-lyse basierenden Ansatzes hinsichtlich ihrer sozio-demographischen Eigen-schaften, der Investitionshöhe und der Auswirkungen der umgesetzten Maß-nahmenbündel auf die Ausgaben für das Wohnen in möglichst homogenen 
236 Der Fokus liegt, bedingt durch die Struktur von AWOHM, auf selbstnutzenden Eigentümern und Mietern. Auf Vermieter wird in Abschnitt 8.3.7 eingegangen. Sonstige Akteure werden in Bezug auf diese Forschungsfrage nicht berücksichtigt. 
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Clustern zusammengefasst (vgl. Abschnitt 7.4.5). Der Fokus lag dabei auf der Situation direkt nach der Sanierung bzw. einer Situation, in der die Energie-preise ab dem Sanierungszeitpunkt konstant bleiben. Selbstnutzer und Mieter wurden dabei separat analysiert und in fünf bzw. sechs Cluster eingeteilt. Selbstnutzer Durch die Investitionen in Gebäudehülle und Wärmeversorgungspakete ergibt sich bei drei der fünf Selbstnutzercluster keine Reduktion des Haushaltsnetto-einkommens abzüglich Energiekosten und der annuitätisch angesetzten Ab-nutzung der Investitionen. Unter diesen Clustern, die 73% der Selbstnutzer-haushalte umfassen, muss der mit durchschnittlich 70 Jahren älteste Cluster acht Nettomonatseinkommen investieren, und damit um mindestens 60% mehr als die anderen Cluster. Unter den zwei Clustern mit einer Verringerung des verbleibenden Einkommens verringert sich dieses bei dem mit 24% der Selbstnutzerhaushalte deutlich größeren Cluster um weniger als 0,5% des Haushaltsnettoeinkommens. Als kritisch kann daher auf den ersten Blick nur der verbleibende Cluster eingestuft werden, welcher nur 2% der Selbstnutzer-haushalte umfasst und bei dem ein um 212 €/(Monat Person) verringertes verbleibendes Haushaltsnettoeinkommen resultiert. Die hohen Investitionen sind allerdings maßgeblich auf die angenommene Umstellung auf eine zentrale Wärmebereitstellung zurückzuführen, die in der Realität in diesen Fällen wohl nicht durchgeführt würde.  Auf eine übermäßige finanzielle Belastung mengenmäßig relevanter Selbst-nutzerhaushalte ergeben sich daher trotz vereinzelter Investitionsbelastung oder Schlechterstellung keine Hinweise. Dies gilt auch bei einer Verkürzung der erwarteten Lebensdauer für die modernisierte Gebäudehülle auf 20 Jahre. Mieter Für keinen der sechs Mietercluster wird bei einer Modernisierungsumlage von 11% der umlagefähigen Investitionen im ersten Jahr der Sanierung Warmmie-tenneutralität erreicht. Daher sinkt das Haushaltsnettoeinkommen abzüglich 
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Warmmiete durch die Sanierung – in den Clustern, die mehr als 3% der Mie-terhaushalte umfassen, um bis zu 3%. Zur Charakterisierung der betroffenen Haushalte wurden die sechs Mietercluster aussagekräftig237 als Familien, Jün-gere, Rentner, Gutverdiener, Bestverdiener und potenzielle Umrüster bezeich-net. Die Familien  (21% der Mieterhaushalte) sind, bezogen auf die Haushalts-größe, die Einkommensschwächsten und verlieren durch die Sanierung 2% ihres Haushaltsnettoeinkommens abzüglich Warmmiete. Die Jüngeren (33%) und die Rentner (35%) entsprechen überwiegend Ein- und Zweipersonen-haushalten und werden mit einer Reduktion des Haushaltsnettoeinkommens abzüglich Warmmiete um 3% konfrontiert. Die Gutverdiener (8%) und die Bestverdiener (<1%) sind aus sozialer Perspektive von untergeordneter Be-deutung, insbesondere da sie maximal 1% ihres Einkommens abzüglich Warmmiete einbüßen. Bei den potenziellen Umrüstern (3%) wird für die Reali-tät aufgrund zentralitäts- und energieträgerwechselbedingter hoher Investiti-onen nicht von der Umsetzung der Maßnahmen ausgegangen. Im Falle einer Umsetzung könnten die Mieter die Modernisierungsumlage allerdings nicht aufbringen. Im Falle eines Gebäudeabbruchs benötigten sie Ersatzwohnraum.  Bei den Mietern ergeben sich im Falle einer 11%-Umlage insgesamt deutliche Hinweise auf finanzielle Belastungen, sowohl von Familien als auch von Ein- und Zweipersonenhaushalten. Bei einer 5,5%-Umlage resultierte allerdings für alle Cluster mit Ausnahme der potenziellen Umrüster Warmmietenneutralität. Einschränkungen Bei der Analyse wurden Mittelwerte der zu den jeweiligen Clustern gehören-den Haushalte zur Argumentation herangezogen. Durch die Streuung inner-halb der Cluster kann die finanzielle Belastung von Clusterteilmengen deutlich höher sein als die Mittelwerte indizieren. Zudem wurden steigende Energie-preise ab dem Sanierungszeitpunkt nicht berücksichtigt. Diese führten zwar zu einer zunehmenden Besserstellung von Mietern und Selbstnutzern im Ver-
237 Vgl. Fußnote 235 bez. der verwendeten Namen. 
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gleich zur Unterlassungsalternative, aber die Haushalte würden zunehmend schlechtergestellt, sodass sich weitere problematische Konstellationen ergä-ben, auch wenn diese Entwicklungen durch die energetischen Modernisierun-gen teilweise gedämpft würden. 
8.3.7 Lastenverschiebung Wie können diese Hauptlasten verschoben werden, um die Transformation für Wohngebäudeeigentümer und -bewohner möglichst „zumutbar“ zu gestalten? Da bei den Selbstnutzern im Szenario Staatssicht 11 (bzw. Staatssicht 11 MA; vgl. Abschnitt 7.4.5) die Wirtschaftlichkeit überwiegend gegeben ist, kann bei diesen primär etwaige Illiquidität als „Hauptlast“ betrachtet werden. Um die Liquidität zu gewährleisten bzw. zu verbessern, könnten insbesondere ent-sprechende Kredite zur Verfügung gestellt und der Zugang zu diesen erleich-tert werden. Eine Förderung ist dabei aus Perspektive dieser Forschungsfrage nicht notwendig.  Im Vergleich zu den Selbstnutzern werden Mieter im Szenario Staatssicht 11  bei einer 11%-Umlage der umlagefähigen Investitionen direkt nach der Sanie-rung finanziell schlechtergestellt. Die Warmmiete steigt, insbesondere auch bei einkommensschwachen Mieterhaushalten. Durch eine Reduzierung der Mo-dernisierungsumlage auf 5,5% ließe sich die Warmmietenneutralität zwar überwiegend erreichen, aber hierdurch würden die Vermieter schlechter-gestellt. Die statische Amortisationszeit stiege für den Modernisierungsanteil der Investitionen von 9 auf 18 Jahre, läge aber noch unter der für die Wärme-versorgungspakete angesetzten Lebensdauer von 20 Jahren. Bei einer gefor-derten Verzinsung von 3% stiege die dynamische Amortisationszeit allerdings von 11 auf 27 Jahre. Im Falle reiner Wärmeversorgungspakete wäre die Inves-tition aus Sicht des Vermieters daher zumindest kritisch zu hinterfragen. Eine Begrenzung der Modernisierungsumlage kann sich z. B. durch Mechanismen des Wohnungsmarktes oder aber auch durch die gesetzliche Veränderung der Obergrenze, bspw. durch Anpassung an die erwartete Lebensdauer der Inves-
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titionsgüter, ergeben. Auch sukzessive mit den Energiepreisen steigende Mo-dernisierungsumlagen wären eine Option. Als Ergänzung könnten insbesonde-re einkommensschwache Haushalte durch ggf. angepasste Transferleistungen des Staates entlastet werden. Bei steigenden Energiepreisen werden diese oh-nehin zunehmend notwendiger, sofern die Einkommen nicht entsprechend wachsen. 
8.3.8 Geeignete Bündel umweltpolitischer Instrumente Welche Bündel umweltpolitischer Instrumente sind für den Bereich Wärme-nutzung in Wohngebäuden geeignet, um die Treibhausgas- und Luftschadstoff-emissionen sowie den Primärenergieverbrauch zu reduzieren? Die Beurteilung der Eignung umweltpolitischer Instrumente basiert primär auf der nachhaltigkeitsorientierten Gesamtbewertung der ökonomischen und aus-schöpfbaren Potenzialszenarien aus Staatssicht in Kapitel 7. Eine zentrale An-nahme dabei ist, dass sich jeder Selbstnutzer einem der Entscheidertypen und jeder Vermieter einer der Entscheiderstrategien zuordnen lässt. Da veränderte Normierungsfunktionen, Normierungsgrenzen und Indikatorgewichtungen die Gesamtbewertung beeinflussen, sind die Ergebnisse nur als exemplarisch zu betrachten. Neben den Bewertungsergebnissen fließen zudem weitere Er-kenntnisse aus den vorigen Abschnitten und Kapitel 7 ein. Ordnungsrechtliche Instrumente und rechtlicher Rahmen Das Szenario Ausbesserer 11, in dem nur ein Austausch der Wärmeversor-gungspakete mit minimalen Investitionen nach Ablauf der technischen Le-bensdauern und keine energetische Modernisierung der Gebäudehülle erfolgt, weist eine niedrigere Gesamtbewertung als das Szenario Mindestmaßsanierer 9 auf. Da in Letzterem die Gebäudehülle und die Wärmeversorgungspakete gemäß EnEV 2009 modernisiert werden, bietet sich ein Vollzug der Mindestan-forderungen an.  Da im Szenario Mindestmaßsanierer 11, in dem die Mindestanforderungen an Gebäudehülle und Wärmeerzeuger gemäß EnEV 2009-50% und dem obligato-
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rischen Einsatz von Partikelabscheidern bei Holzpelletfeuerungen verschärft werden, eine noch bessere Bewertung resultiert, bietet sich auch eine entspre-chende Verschärfung der Mindestanforderungen an. Der obligatorische Einsatz von Partikelabscheidern bei Holzpelletfeuerungen wird auch durch die bessere Bewertung des Szenarios Ökomodernisierer 11 im Vergleich zum Szenario Ökomodernisierer 11 W* gestützt. In diesen Szenarien wird von den Gebäude-eigentümern der nicht erneuerbare Primärenergieverbrauch mit bzw. ohne den Einsatz von Partikelabscheidern minimiert.   Das Szenario KW11, in dem mit Möglichkeit zur Umgehung der Mindestanfor-derungen gemäß Kapitalwert aus (bei Vermietern fiktiver) Selbstnutzersicht entschieden wird, weist eine höhere Bewertung auf als das Szenario Mindest-maßsanierer 11. Daher bietet sich eine Anpassung der Mindestanforderungen an die im Szenario KW11 umgesetzten Maßnahmenpakete an. Da die Wirt-schaftlichkeit von Maßnahmenpaketen auch vom Zustand der Gebäude vor der Sanierung abhängt, sollte der Zustand der Gebäude vor der Sanierung ggf. in die Mindestanforderungsspezifikation integriert werden.  Ökonomische Instrumente Das Szenario Staatssicht 11, in dem jeder Entscheider eine Abweichung vom Maßnahmenpaket mit dem „besten“ Kapitalwert akzeptiert, falls dem eine hin-reichende Reduktion der CO2-Emissionen entgegensteht, weist eine höhere Gesamtbewertung auf als das Szenario KW11. Daher bietet sich eine Förderung der im Szenario Staatssicht 11 umgesetzten Maßnahmenpakete an, sofern sich die Mindestanforderungen auf die wirtschaftlichsten Maßnahmenpakete be-schränken sollen. Um diese Maßnahmenpakete auch für kapitalwertmaximie-rende Entscheider attraktiv zu machen und gleichzeitig die Überförderung ge-ring zu halten, kann die Kapitalwertverschlechterung im Vergleich zum wirt-schaftlichsten Maßnahmenpaket ggf. zuzüglich Anreizpauschale als Förderbe-trag anvisiert werden. Durch die Integration  der Zustände vor und nach der Sanierung in die Förderpaketspezifikation kann im Vergleich zur Situation ohne Berücksichtigung des Zustands vor der Sanierung bei vorgegebenen Förder-
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ausgaben pro CO2-Vermeidung die CO2-Vermeidung stark erhöht werden. Eine exemplarische Ausgestaltung von 13 nach Zuständen vor und nach der Sanie-rung differenzierenden Förderpaketen verdeutlichte, dass im Vergleich zu ei-ner exemplarischen, anteiligen, von der energetischen Qualität der Einzelmaß-nahmen abhängigen Förderung die Förderausgaben pro CO2-Vermeidung von über 330 €/t auf 70 €/t reduziert und die CO2-Vermeidung gleichzeitig erhöht werden konnte. Analoges gilt für den Vergleich mit der betrachteten Variante der steuerlichen Abzugsfähigkeit energetischer Modernisierungen bei selbst-nutzenden Eigentümern. Eine drastische Erhöhung der Energiepreise ist zwar tendenziell effektiver als die steuerliche Abzugsfähigkeit und die anteilige von der energetischen Qualität der Einzelmaßnahmen abhängige Förderung, aber wegen einer starken finanziellen Belastung aller Gebäudebewohner zumindest ohne Ausgleichsmaßnahmen ungeeignet. Bei Selbstnutzern sollte eine Anpassung von Förderart und Förderhöhe an die Charakteristika der zu Fördernden erfolgen.  Bspw. eignen sich Investitionszu-schüsse für den Cluster der Rentner, zinsvergünstigte Darlehen für die Jünge-ren, stark zinsvergünstigte Darlehen für die Potenzialreichsten und ggf. eine Übernahme des Kreditrisikos durch den Staat oder andere Akteure für die Umweltsünder. Eine Ausweitung des Contracting von den Wärmeversor-gungspaketen auf die Gebäudehülle könnte die Erschließung der Potenziale bei dem Cluster der selbstnutzenden Wenigverdiener ermöglichen. Zum Schutz einkommensschwacher Mieter kann eine Begrenzung der Moder-nisierungsumlage zum Erhalt der Warmmietenneutralität, ggf. mit sukzessiver Erhöhung in Abhängigkeit vom Energiepreisanstieg, zweckmäßig sein. Anpas-sungen bei Regelungen zum Wohngeld könnten die Zulässigkeit beliebiger Kaltmieten bei derselben Warmmiete betreffen, um den modernisierungsbe-dingten Umzug einkommensschwacher Haushalte zu verhindern.  Bei steigen-den Energiepreisen werden zudem in zunehmendem Maße Transferleistungen zur Entlastung einkommensschwacher Haushalte notwendig.   
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Suasorische Instrumente Da die Entwicklungspfade des Gebäudebestands auf veränderte Entschei-dungsansätze sensitiver reagieren als auf Variationen der in AWOHM direkt modellierten Instrumente, sollten Verschiebungen zwischen den Entscheider-typen und -strategien neben dem Vollzug der Mindestanforderungen durch entsprechende Informations- und Überzeugungskampagnen anvisiert werden. Diese sollten u. a. auf vermehrte Entscheidungen gemäß Kapitalwert, eine er-höhte Akzeptanz von warmmietenneutralen Kaltmietensteigerungen und der EnEV, eine erhöhte Inanspruchnahme von Förderprogrammen sowie Transpa-renz bezüglich umweltfreundlicher und vermeintlich umweltfreundlicher Maß-nahmenpakete abzielen. Bei der konkreten Ausgestaltung dieser Kampagnen sollten dabei die Charakteristika der jeweiligen Zielgruppen, insbesondere des Clusters der Potenzialreichsten bei den Mietern und Selbstnutzern, berück-sichtigt werden.  
8.4 Ausblick auf zukünftige Forschunsgsarbeiten Im Folgenden wird ein Ausblick auf potenzielle zukünftige Forschungsarbeiten im Zusammenhang mit dem entwickelten Modell gegeben.  Modellanwendung Eine Intensivierung der Unsicherheitsanalyse der dynamischen Bestandsent-wicklung und der multivariaten Analysen der Modellergebnisse ermöglicht die weitere Überprüfung der Stabilität der abgeleiteten Aussagen. Dabei sollten neben den Realisationen von Zufallsvariablen auch die sonstigen unsicheren Parameter und die Entscheidungsansätze systematisch variiert und Auswir-kungen ausgewertet werden. Das entwickelte Modell ermöglicht durch eine Variation der Entscheidungsansätze insbesondere auch eine verstärkte Analy-se der Wechselwirkungen zwischen Vermietern und Mietern, die in der vorlie-genden Arbeit aber nur in begrenztem Umfang durchgeführt wurde.   
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Aktualisierung und Verfeinerung der Datenlage Der Übergang zu einer aktuelleren Version der Hauptdatenquelle – des Scienti-fic-Use-File des Mikrozensus – vom Erhebungsjahr 2006 auf das Jahr 2010 würde die Unsicherheiten der abgeleiteten Aussagen verringern. Eine Anpas-sung der Modellstruktur, die eine kombinierte Verwendung von Mikrozensus 2010 und Zensus 2011 ermöglichen würde, könnte diese Unsicherheiten noch weiter reduzieren. Das Scientific-Use-File des Mikrozensus 2010 sowie der Zensus 2011 waren erst kurz vor Abschluss dieser Arbeit verfügbar und wur-den daher nicht detailliert berücksichtigt.  Der Wechsel zu den Energieträgern Gas und Solarstrahlung nimmt unter den Ergebnissen insbesondere in Hinsicht auf die technischen Potenziale eine zentrale Rolle ein, sodass eine detaillierte räumliche Differenzierung von Gas-verfügbarkeit und Solarstrahlung sowie eine Analyse der Dachflächen die Ein-schränkungen der Aussagen reduzieren könnten. Ähnliches gilt für den Ener-gieträger Nah- bzw. Fernwärme. Die gemeindescharfen Ergebnisse des Zensus 2011 bilden hierfür einen guten Anknüpfungspunkt. Darüber hinaus reduzier-te die Integration weiterer Daten zu den energetischen Eigenschaften des Wohngebäudebestands, zur Sanierungsentscheidung und zur Haushaltsent-wicklung die Unsicherheiten der abgeleiteten Aussagen. Eine Einbindung von Vertretern der Exekutive, Legislative und Förderer könnte eine Anpassung des Bewertungsansatzes aus Staatssicht, d. h. der Indikatorauswahl, -normierung  und -gewichtung, an die konkreten Bedürfnisse dieser Akteure ermöglichen.  Erweiterung der Systemgrenzen Bisher liegen Nebenfeuerstätten sowie Möglichkeiten zur Reduzierung des Elektrizitätsbedarfs und zur Elektrizitätsproduktion innerhalb des Gebäudes außerhalb der Systemgrenzen. Deren Integration in das betrachtete System würde eine Betrachtung der gesamten Energienutzung im Gebäude ermögli-chen. Somit könnten bspw. auch  Konzepte wie „Nullenergiehäuser“ berück-sichtigt werden. Weitere Möglichkeiten zur Systemgrenzenerweiterung sind 
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die Simulation des Verhaltens von Energieversorgern und anderen Dienstleis-tern, die Berücksichtigung von Wechselwirkungen mit den Energieversor-gungssystemen, die detailliertere Berücksichtigung des Neubaus sowie die verstärkte Berücksichtigung von Vorketten. Auch die Einbeziehung weiterer Technologien sowie des technischen Fortschritts könnten weitere interessante Erkenntnisse ermöglichen. Teilweise wären die Erweiterungen durch die er-neute Integration der weiterentwickelten Teilmodelle des otello-Modellsystems möglich.  
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9. Zusammenfassung Die Wärmenutzung in Wohngebäuden bedingt einen beträchtlichen Teil des Ressourcenverbrauchs, der Luftschadstoff- und Treibhausgasemissionen so-wie der Ausgaben privater Haushalte. Deshalb gilt die Verdopplung der ener-getischen Sanierungsrate auf 2% p. a. als zentraler Beitrag zu den energiepoli-tischen Kernzielen Umweltschutz, Versorgungssicherheit und wirtschaftliche Vertretbarkeit (vgl. Bundeskabinett 2010). Die notwendige Anpassung um-weltpolitischer Instrumente, wie der Energieeinsparverordnung (EnEV), ent-spricht einem multikriteriellen Entscheidungsproblem, bei dessen Lösung Wohngebäudebestandsmodelle durch die Simulation potenzieller Entwick-lungspfade des Gebäudebestands unterstützen können.  Ziel der vorliegenden Arbeit ist die Entwicklung und Anwendung einer Metho-dik zur Identifizierung und Konzipierung adäquater Bündel umweltpolitischer Instrumente im Themenfeld Wärmenutzung in Wohngebäuden mit Fokus auf der energetischen Modernisierung. Dabei sollen drei gravierende Defizite exis-tierender Wohngebäudebestandsmodelle beseitigt werden, die im Rahmen dieser Arbeit als Forschungslücke herausgearbeitet werden. Erstens bleiben Eigentümer und Bewohner von Gebäuden bisher weitgehend unberücksichtigt, obwohl diese, wie empirische Befunde zeigen, einerseits ent-scheidenden Einfluss auf Sanierungsrate und -pakete nehmen und anderer-seits für die wirtschaftliche und soziale Vertretbarkeit von Entwicklungspfa-den des Gebäudebestands maßgeblich sind. Zweitens konzentriert sich die Bewertung von Entwicklungspfaden des Gebäudebestands meist auf CO2-Emissionen, Primärenergieverbrauch, Investitionen sowie Energiekosten und lässt weitere Nachhaltigkeitsaspekte wie Luftschadstoffemissionen sowie de-ren räumliche Verteilung, finanzielle Umverteilungswirkungen sowie Überlas-tungen einkommensschwacher Haushalte außer Acht. Drittens erfordern exis-tierende Modelle die Vorgabe von Instrumentenbündeln bzw. von deren Struk-tur als Modelleingangsgröße. Vorschläge für eine Neu- bzw. Umgestaltung von Instrumenten, die auf modellendogen bestimmten Potenzialen und Hemmnis-
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sen basieren, werden daher nicht ermöglicht, wie bspw. eine Zielgruppenan-passung von Instrumentenbündeln.   Im Rahmen dieser Arbeit wird erstmals ein akteursbasiertes Wohngebäude- und Haushaltsmodell (AWOHM) für den Bereich Wärmenutzung entwickelt, das auf Mikroebene die Simulation von Entwicklungspfaden des Wohngebäu-de- und Haushaltsbestands in Deutschland bei unterschiedlichen Bündeln umweltpolitischer Instrumente bis zum Jahr 2030 ermöglicht. Basis hierfür ist eine Stichprobe von ca. 227.000 Haushalten und Wohnungen. Die räumliche Auflösung des Modells reicht bis zur Gemeindeebene. Durch die integrierte Abbildung von Gebäuden und Haushalten können erstmals sowohl Haushalts-charakteristika, welche die Sanierungsentscheidung beeinflussen, als auch die Auswirkungen von Sanierungen vor dem Hintergrund der tatsächlichen Wohnsituation berücksichtigt werden. Haushaltsveränderungen, die bspw. aus Todesfällen, Geburten und Umzügen resultieren, werden hierfür u. a. durch Zufallsziehungen gemäß an der amtlichen Statistik angelehnten Wahrschein-lichkeitsverteilungen bzw. durch mit diesen Daten parametrisierte Regressi-onsmodelle berücksichtigt. Gebäudeeigentümer, d. h. Selbstnutzer und Vermie-ter, werden als individuelle nutzenmaximierende Akteure modelliert, die Sa-nierungsentscheidungen hinsichtlich Gebäudehülle und Wärmeversorgungs-paket gemäß annahmenbasierten oder empirisch fundierten Nutzenfunktio-nen treffen. Durch die Variation der Nutzenfunktionen und deren Zuordnung zu konkreten Entscheidern im Rahmen von Szenarien können technische, öko-nomische und ausschöpfbare Reduktionspotenziale für den Energieverbrauch sowie für Emissionen an Treibhausgasen (CO2, CH4) und Luftschadstoffen (NOx, SO2, NMVOC, PM) abgeschätzt werden. Speziell für die ausschöpfbaren Potenziale – definiert als der Teil der ökonomischen Potenziale, der in der Rea-lität genutzt werden kann – werden die Entscheidertypen Ausbesserer, Min-destmaßsanierer, Ökonom und Ökomodernisierer sowie die Entscheiderstra-tegien Abbruchstrategie, Substanzerhaltungsstrategie Basis und Erweitert, langfristige Modernisierungsstrategie sowie Ökomodernisierungsstrategie – 
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jeweils mit Nutzenfunktionen – definiert, um das Investitionsverhalten der Selbstnutzer und Vermieter zu typisieren. Neben ordnungsrechtlichen und ökonomischen Instrumenten können mit AWOHM durch Verschiebungen zwi-schen den Entscheidertypen/-strategien insbesondere auch suasorische In-strumente abgebildet werden. Leerstand und Abriss von Gebäuden werden in AWOHM modellendogen bestimmt, der Neubau exogen vorgegeben.  Um simulierte Gebäudebestandsentwicklungspfade und damit vorgegebene umweltpolitische Instrumentenbündel unter Berücksichtigung von Synergien und Konflikten aus Staatssicht bewertbar zu machen bzw. Vor- und Nachteile herauszustellen, wird ein multikriterieller Bewertungsansatz angewandt. Da-bei wird in Anlehnung an die deutsche Nachhaltigkeitsstrategie ein spezieller, für den Bereich Wärmenutzung in Wohngebäuden und die Modellstruktur ge-eigneter, Indikatorensatz definiert. Hervorzuheben ist, dass bspw. Luftschad-stoffemissionen auf Gemeindeebene bestimmt werden und durch räumlich-zeitliche Aggregationsverfahren in die aggregierte Bewertung eingehen.  Da diese starre Bewertung allerdings (a priori) die Vorgabe konkreter Instru-mentenbündel erfordert, werden zudem die Clusteranalyse nutzende Ansätze entwickelt, die basierend auf den auf Mikroebene simulierten Modellergebnis-sen die hemmnis- und potenzialgetriebene Ausgestaltung von Instrumenten ermöglichen. Ausgehend von der technischen Gebäudespezifikation und dem ökonomischen Emissionsreduktionspotenzial können dabei durch die Bünde-lung ähnlicher Gebäude homogene Mindestanforderungspakete und Förder-pakete mit hohem Reduktionspotenzial und niedriger Überförderung identifi-ziert werden. Zudem lassen sich Gebäude-Haushalts-Konstellationen erken-nen, die sich hinsichtlich ihrer Eignung für bestimmte Instrumente ähneln, und Instrumentenbündel für diese Zielgruppen zusammenstellen. Des Weiteren können auch Haushaltscluster mit übermäßiger finanzieller Belastung und die Notwendigkeit von Ausgleichsmaßnahmen identifiziert werden.  Da die mittels AWOHM abgeleiteten Ergebnisse mit Unsicherheiten einherge-hen, werden Letztere typisiert und die Ergebnisse mithilfe von Monte-Carlo-
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Simulationen und Szenarien plausibilisiert. Es zeigt sich u. a., dass die Unsi-cherheiten von Kenngrößen auf Mikroebene zwar groß, diejenigen ihrer Häu-figkeitsverteilungen allerdings gering sind. Zudem geht eine Erhöhung der räumlichen Auflösung mit einer Zunahme der Unsicherheiten einher.  Das technische Reduktionspotenzial im Bereich Wärmenutzung in Wohnge-bäuden von 2006 bis 2030 steigt von den CH4-Emissionen (-4%) über End-energieverbrauch, gesamten sowie nicht erneuerbaren Primärenergiever-brauch (41%-43%) und CO2-Emissionen (49%) bis zu den Luftschadstoffemis-sionen (71-85%) an (jeweils und im Folgenden direkte Emissionen). Das öko-nomische Potenzial ist bei Mindestanforderungen gemäß EnEV 2009-50% be-reits ohne Förderung mit Ausnutzungsgraden von mindestens 59% in Bezug auf das technische Potenzial vielversprechend. Unter EnEV 2009-50% sind um ca. 50% reduzierte Wärmedurchgangskoeffizienten im Vergleich zur EnEV 2009 bei der Sanierung, erhöhte Anforderungen an die Wärmeerzeuger (Ver-bot von Holzpelletkesseln ohne Partikelabscheider u. a. Wärmeerzeugern) und erhöhte Anforderungen an den Neubau zu verstehen. Für CO2 (inkl. Emissio-nen aus Biomasse) können die in AWOHM abgebildeten Varianten von Investi-tionszuschüssen und der steuerlichen Abzugsfähigkeit energetischer Moderni-sierungen den Ausnutzungsgrad bei mittleren Förderausgaben pro CO2-Vermeidung von über 330 €/t von 75% auf 78-80% steigern. Der zur Förder-paketgestaltung entwickelte Ansatz ermöglicht allerdings bei 13 Förderpake-ten mit (niedrigeren) mittleren Förderausgaben von 70 €/t einen (höheren) Ausnutzungsgrad von ca. 84%. Bedingt wird diese Verbesserung durch Diffe-renzierung der Förderpakete nach dem Gebäudezustand vor der Sanierung.  Das größte ausschöpfbare Reduktionspotenzial ergibt sich unter den betrachte-ten Instrumentenbündeln bei Mindestanforderungen gemäß EnEV 2009-50% (für CO2 inkl. Emissionen aus Biomasse und NOx in Kombination mit einer Er-höhung der Energiepreise um 50%). Die Reduktion steigt dabei von NOx (9%) über CO2 inkl. Emissionen aus Biomasse (16%), Endenergie und gesamte Pri-märenergie (19-21%), nicht erneuerbare Primärenergie und CO2 exkl. Emissi-
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onen aus Biomasse (26%) sowie SO2 (29%) bis zu PM, CH4 und NMVOC (52-62%). Gebäudeeigentümer werden dabei den Entscheidertypen/-strategien u. a. basierend auf den sozio-demographischen Eigenschaften der Bewohner zugeordnet. Da die Emissions- und Energieverbrauchsreduktionen zwischen den Entscheidertypen/-strategien deutlich größere Schwankungen aufweisen als bei reiner Variation der umweltpolitischen Instrumente, wären gezielte Verschiebungen zwischen den Entscheidertypen/-strategien vielversprechend, um die Lücke zum ökonomischen Reduktionspotenzial zu verringern. Dieses wird teilweise beträchtlich verfehlt, so z. B. um 10% bzw. 21% bei CO2 exkl. bzw. inkl. Emissionen aus Biomasse, 12% bei PM, 35% bei NOx und 41% bei SO2 (jeweils Anteil der Emissionen im Jahr 2006). Erreicht werden könnte eine derartige Verschiebung durch die Anpassung von Instrumenten an die betrof-fenen Akteure sowie in AWOHM nicht direkt abgebildete Instrumente wie bspw. den Vollzug der Mindestanforderungen.  Das Szenario Staatssicht 11, in dem alle Eigentümer gemäß einem Kompromiss aus Wirtschaftlichkeit und Umweltschutz entscheiden, ermöglicht über das ökonomische Reduktionspotenzial hinausgehende Reduktionen. Es führt zu-dem zum höchsten Gesamtnutzen aus Staatssicht, welcher auf Teilnutzen in den Dimensionen Generationengerechtigkeit, Lebensqualität und sozialer Zu-sammenhalt basiert, die wiederum auf eine Vielzahl von Indikatoren zurückge-führt werden. Um den Gebäudebestandsentwicklungspfad dieses Szenarios durch die Zielgruppenadaption umweltpolitischer Instrumente zu unterstützen, werden Selbstnutzer und Mieter jeweils in sieben Cluster eingeteilt und die Cluster aussagekräftig benannt. Die CO2-Vermeidungspotenziale verteilen sich bei den Selbstnutzern auf die Potenzialreichsten (30%), Umweltsünder (22%), Akademiker (13%), Rentner (13%), Jüngeren (11%), Wenigverdiener (9%) sowie die Gutverdiener (1%) und bei den Mietern auf die Potenzialreichsten (46%), Rentner (15%), Jüngeren (14%), Wenigverdiener (10%), Gutverdiener (9%), Bestverdiener (5%) sowie die potenziellen Umrüster (3%). Für jeden 
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dieser Cluster werden vor dem Hintergrund der Clustereigenschaften geeigne-te umweltpolitische Instrumente diskutiert.   Eine Analyse der Haushalte auf drohende „soziale Brennpunkte“ im Szenario Staatssicht 11 ergibt trotz vereinzelter Investitionsbelastung oder Schlechter-stellung keine Hinweise auf eine übermäßige finanzielle Belastung mengen-mäßig relevanter Selbstnutzerhaushalte. Der Fokus liegt dabei auf der Situati-on direkt nach der Sanierung bzw. einer Situation, in der die Energiepreise ab dem Sanierungszeitpunkt konstant bleiben. Bei den Mietern wird deutlich, dass im Falle einer 11%-Umlage sowohl Familien als auch Ein- und Zweiper-sonenhaushalte finanziell belastet werden. Bei einer 5,5%-Umlage ist dahinge-gen großteils Warmmietenneutralität erreichbar. Allerdings werden hierdurch die Vermieter schlechtergestellt. Insgesamt wird mittels AWOHM ein vielversprechendes Bündel aus ordnungs-rechtlichen, ökonomischen und suasorischen Instrumenten zusammengestellt. Dieses basiert auf der zentralen Annahme, dass sich jeder Selbstnutzer einem Entscheidertypen und jeder Vermieter einer Entscheiderstrategie zuordnen lässt. Durch den Vollzug und die Verschärfung der Mindestanforderungen ge-mäß EnEV 2009-50% kann der Gesamtnutzen aus Staatssicht jeweils erhöht werden. Eine Anpassung der Mindestanforderungen an die aus Eigentümer-sicht wirtschaftlichsten Maßnahmenpakete führt zu einer weiteren Verbesse-rung. Förderungen können die Maßnahmenpakete des Szenarios Staatssicht 11, die zu einem maximalen Gesamtnutzen führen, ökonomisch attraktiv ma-chen. Um die Überförderung gering zu halten, sollte sich die Förderhöhe an der Kapitalwertverschlechterung im Vergleich zum wirtschaftlichsten Maßnah-menpaket orientieren und der Zustand der Gebäude vor der Sanierung bei der Förderpaketspezifikation berücksichtigt werden. Bei Selbstnutzern sollten Förderart und Förderhöhe an die Charakteristika der zu Fördernden angepasst werden. So eignen sich bspw. Investitionszuschüsse für den Cluster der Rent-ner, zinsvergünstigte Darlehen für die Jüngeren, stark zinsvergünstigte Darle-
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hen für die Potenzialreichsten und ggf. eine Übernahme des Kreditrisikos durch den Staat oder andere Akteure für die Umweltsünder.  Zum Schutz einkommensschwacher Mieter kann eine ggf. sukzessive steigende Begrenzung der Modernisierungsumlage zum Erhalt der Warmmietenneutrali-tät zweckmäßig sein. Beim Wohngeld könnten zudem beliebige Kaltmieten bei derselben Warmmiete zugelassen werden, um den modernisierungsbedingten Umzug einkommensschwacher Haushalte zu verhindern. Bei steigenden Ener-giepreisen werden zudem in zunehmendem Maße Transferleistungen zur Ent-lastung einkommensschwacher Haushalte notwendig. Informations- und Überzeugungskampagnen sollten u. a. auf vermehrte Entscheidungen gemäß Kapitalwert, eine erhöhte Akzeptanz von warmmietenneutralen Kaltmieten-steigerungen und der EnEV, eine erhöhte Inanspruchnahme von Förderpro-grammen sowie Transparenz abzielen. Bei der konkreten Ausgestaltung dieser Kampagnen sollten die Charakteristika der jeweiligen Zielgruppen, bspw. der Cluster der Potenzialreichsten bei Mietern und Selbstnutzern, berücksichtigt werden. Neben den Handlungsempfehlungen für eine zielgerichtete Energiepolitik im Bereich Wärmenutzung in Wohngebäuden liegt der originäre Beitrag der vor-liegenden Arbeit in der Entwicklung eines akteursbasierten Wohngebäude- und Haushaltsmodells, das Simulation und Nachhaltigkeitsbewertung plausib-ler und konsistenter Entwicklungspfade des Gebäude- und Haushaltsbestands in Abhängigkeit von Bündeln umweltpolitischer Instrumente unter Berück-sichtigung von Unsicherheiten ermöglicht. Darüber hinaus werden auf der Clusteranalyse basierende Ansätze zur Um- und Ausgestaltung umweltpoliti-scher Instrumente entwickelt, die den auf Mikroebene simulierten Modellinput und -output nutzen.  
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el 

2 
0,8

97,01
67

325
173 

262
295

40
-

0
0

BKB-La
usitz-H

eizkess
el 

3 
0,8

97,01
84

306
491 

262
295

40
-

0
0

BKB-Bö
hmisch

-Dauer
brandö

fen 
1 

0,8
97,01

42
259

302 
51

264
369

-
0

0
BKB-Bö

hmisch
-Kache

löfen 
1 

0,8
97,01

55
156

519 
51

481
385

-
0

0
BKB-Bö

hmisch
-Kamin

e 
1 

0,8
97,01

117
68

36
29

13
326

-
0

0
BKB-Bö

hmisch
-Kamin

öfen 
1 

0,8
97,01

117
68

36
29

13
326

-
0

0
BKB-Bö

hmisch
-Heizke

ssel 
1 

0,8
97,01

84
325

173 
262

295
140

-
0

0
BKB-Bö

hmisch
-Heizke

ssel 
2 

0,8
97,01

67
325

173 
262

295
140

-
0

0
BKB-Bö

hmisch
-Heizke

ssel 
3 

0,8
97,01

84
306

491 
262

295
140

-
0

0
Strom-

Dezent
raleW

W-Bere
itung 

1 
0,95

0
0

0
0

0 
0

0
119

0
1

Strom-
Dezent

raleRa
umwär

me 
1 

1
0

0
0

0
0 

0
0

119
0

1
Strom-

Zentra
l

4 
0,95

0
0

0
0

0 
0

0
-

0
0

Solarth
ermie-

Flach
1 

1
0

0
0

0
0 

0
0

5724
1

3
Solarth

ermie-
Flach

2 
1

0
0

0
0

0 
0

0
8556

1
3

Solarth
ermie-

Flach
3 

1
0

0
0

0
0 

0
0

22712
1

3
Solarth

ermie-
Röhren

1 
1

0
0

0
0

0 
0

0
5724

1
3

Solarth
ermie-

Röhren
2 

1
0

0
0

0
0 

0
0

8556
1

3
Solarth

ermie-
Röhren

3 
1

0
0

0
0

0 
0

0
22712

1
3

Fernwä
rme-Üb

ergabe
station

 
schlech

t gedäm
mt

1 
0,9

0
0

0
0

0 
0

0
-

0
0

Fernwä
rme-Üb

ergabe
station

 
schlech

t gedäm
mt

2 
0,9

0
0

0
0

0 
0

0
-

0
0

Fernwä
rme-Üb

ergabe
station

 
schlech

t gedäm
mt

3 
0,9

0
0

0
0

0 
0

0
-

0
0

Fernwä
rme-Üb

ergabe
station

 
gut ged

ämmt
1 

0,95
0

0
0

0
0 

0
0

2700
0,05

3
Fernwä

rme-Üb
ergabe

station
 

gut ged
ämmt

2 
0,95

0
0

0
0

0 
0

0
5240

0,05
3
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Beschr
eibung

Leistun
gs-

klasse
[-]Jahres- nutzun

gs-
grad[-

]Direkte
 Emissi

onsfak
toren

Investi
tion*[€

]Mod
ernisie

-
rungsa

nteil [€/€]
Quali- täts- stufe[-

] 
CO 2 [t/TJ]

NO x [kg/TJ]
SO 2 [kg/TJ]

VOC [kg/TJ]
 CH 4 [kg/TJ]

NMVOC [kg/TJ]
PM [kg/TJ]

Fernwä
rme-Üb

ergabe
station

 
gut ged

ämmt
3 

0,95
0

0
0

0
0 

0
0

14010
0,05

3
Monov

alente 
elektri

sche W
ärme-

pumpe
 

1 
3,5

0
0

0
0

0 
0

0
-

0,05
3

Monov
alente 

elektri
sche W

ärme-
pumpe

 
2 

3,5
0

0
0

0
0 

0
0

-
0,05

3
Monov

alente 
elektri

sche W
ärme-

pumpe
 

3 
3,5

0
0

0
0

0 
0

0
-

0,05
3

Tabelle
 132: In

stanzen
 der Kla

sse ene
rgetisch

e Stamm
daten (

Auszug
 der Me

rkmale
; Daten

grundl
age: vg

l. Tabe
lle 19) 

ID 
Kürzel

Baualte
rsklas-

se [a] 
Beheiz

te
Wohnf

läche
[m²]

Anzahl
Wohne

in-
heiten

[Wohn
ein-

heiten]
Bauteil

fläche 
oberer

 Gebäu
-

deabsc
hluss 

[m²]
Bauteil

fläche 
Außen

wände
 

[m²]
Bauteil

fläche 
untere

r Gebäu
-

deabsc
hluss 

[m²]
Transp

arente
Bauteil

flächen
 

Süd [m
²]

Transp
arente

Bauteil
flächen

 
West/O

st [m²]
Transp

arente 
Bauteil

flächen
 

Nord [m
²]

1 
RH_B

Vor 19
18 

87,24
1

60
76,47

60
7,98

0,001
10,11

2 
RH_C

1919-1
948 

102,5
1

50,35
66,14

50,35
13,55

0
7,93

3 
RH_D

1949-1
957 

136
1

81,2
136,66

81,2
25,65

0
16,2

4 
RH_E

1958-1
968 

106,7
1

46,2
42,42

46,2
8,13

0
5,39

5 
RH_F

1969-1
978 

96,642
1

60,85
55,72

60,85
0

23,36
0

6 
RH_G

1979-1
983 

98,43
1

97,63
56,1

73
11,92

0
8,33

7 
RH_H

1984-1
994 

116
1

64,87
52,9

56,08
0

18,75
0

8 
RH_I

1995-2
001 

135,3
1

77,4
45,2

51,9
18,2

0
4,2

9 
RH_J

2002-2
006 

138,1
1

91,3
142,7

70,7
19,9

13,2
3,2

10 
RH_K

2007-2
030 

138,1
1

91,3
142,7

70,7
19,9

13,2
3,2

11 
EFH_A

Vor 19
18 

199
1

134,19
171,78

85,46
9,56

15,88
3,34

12 
EFH_B

1900-1
918 

128,9
1

83,12
196,04

45,6
5,6

15,3
1,4

13 
EFH_C

1919-1
948 

275
2

213,99
237,3

144,9
22

18,2
12,15

14 
EFH_D

1949-1
957 

101
1

125,4
119,8

62
8,6

6,5
3,3

15 
EFH_E

1958-1
968 

242
1

180,9
185,33

145
10,02

18,24
10,29

16 
EFH_F

1969-1
978 

157,5
1

183,13
170,55

78,32
16,64

10
7,57

17 
EFH_G

1979-1
983 

196
1

100,8
161,4

83,4
6,02

17,38
3,6

18 
EFH_H

1984-1
994 

136,55
1

123,2
213,3

75,33
12,73

14,84
2,1

19 
EFH_I

1995-2
001 

110,8
1

115,5
128,6

84,307
6

20,26
7,2

5
20 

EFH_J
2002-2

006 
133,2

1
85,91

190,86
79,82

17,31
7,87

3,12
21 

EFH_K
2007-2

030 
133,2

1
85,91

190,86
79,82

17,31
7,87

3,12
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ID 
Kürzel

Baualte
rsklas-

se [a] 
Beheiz

te
Wohnf

läche
[m²]

Anzahl
Wohne

in-
heiten

[Wohn
ein-

heiten]
Bauteil

fläche 
oberer

 Gebäu
-

deabsc
hluss 

[m²]
Bauteil

fläche 
Außen

wände
 

[m²]
Bauteil

fläche 
untere

r Gebäu
-

deabsc
hluss 

[m²]
Transp

arente
Bauteil

flächen
 

Süd [m
²]

Transp
arente

Bauteil
flächen

 
West/O

st [m²]
Transp

arente 
Bauteil

flächen
 

Nord [m
²]

22 
MFH_A

Vor 19
18 

615,90
1

5
284,1

629,13
124,76

36,57
50,92

19,48
23 

MFH_B
1900-1

918 
284

4
102,8

148
102,8

0
52,79

1,29
24 

MFH_C
1919-1

948 
350

2
158,5

325,54
127,4

27,5
19

18,5
25 

MFH_D
1949-1

957 
574,8

9
355

464
355

3,78
91,16

3,78
26 

MFH_E
1958-1

968 
2844,6

1
32

971,11
2041

971,11
243,24

44,49
219,75

27 
MFH_F

1969-1
978 

426,01
8

216,7
338

216,7
0

81,3
0

28 
MFH_G

1979-1
983 

594,5
9

248,25
449,13

248,25
3,35

92,67
3,35

29 
MFH_H

1984-1
994 

707,4
10

249,4
776,8

249,4
84,2

22,8
54

30 
MFH_I

1995-2
001 

759
12

283,7
697,8

283,7
77,5

45,4
39,9

31 
MFH_J

2002-2
006 

1991
19

580
1700

619,5
108,6

155,8
42,7

32 
MFH_K

2007-2
030 

1991
19

580
1700

619,5
108,6

155,8
42,7

33 
MFH_N

BL_D
1946-1

960 
1753

16
558,71

4
1160,1

6
558,71

4
150,3

0
169,6

34 
MFH_N

BL_E
1961-1

969 
2493

32
811,92

1482,4
8

811,92
6

535
6

35 
GMH_B

Vor 19
18 

754
11

231,8
307,4

163,7
2,3

131,6
2,3

36 
GMH_C

1919-1
948 

1349,1
1

15
384,2

1246
395,6

24,72
253,8

0
37 

GMH_D
1949-1

957 
1457

20
353,5

1378
353,5

38,3
256,6

0
38 

GMH_E
1958-1

968 
3534

48
479,58

3249,7
9

459,24
26,59

646,13
14,31

39 
GMH_F

1969-1
978 

3020
48

540
2132

540
34

458
53

40 
GMH_N

BL_F
1970-1

980 
2825

24
598,34

1601,7
3

598,34
278

0
183

41 
GMH_N

BL_G
1981-1

985 
2825

24
598,34

1675,7
3

598,34
215

0
172

42 
GMH_N

BL_H
1986-1

990 
2825

24
598,34

1675,7
3

598,34
215

0
172

43 
HH_E

1958-1
968 

10408
189

501,19
5579,1

6
485,36

610,1
987,6

349,49
44 

HH_F
1969-1

978 
18012

254
1468,9

7
10093,

9
1468,9

7
763,88

1520,4
4

296,2
45 

HH_NB
L_F

1970-1
980 

4796
40

598,33
69

2994,0
9

598,33
69

0
756

0
46 

HH_NB
L_G

1981-1
985 

7270
64

695,12
4223,7

4
695,12

398,64
794,49

277,93
Tabelle

 133: In
stanzen

 der Kla
sse Auß

enwand
 (Auszu

g der M
erkmal

e; Date
ngrund

lage: vg
l. Tabe

lle 25);
 *: mit 

19% M
ehrwer

tsteuer
  

ID 
Im Urzu- stand

Fremd
-

schlüss
el 

energe
tische 

Stamm
daten 

Quali- täts- stufe  [-] 
Sanie- rungsja

hr
von [a]

Sanie- rungsja
hr

bis[a]
Orienti

erung 
an

U-Wer
t

[W/ (m² K)
]Investi

ti-
on*[€/

m²]Preis- stand [a] 
Beschr

eibung
Anwen

dbar-
keitFa

ch-
werk

Anwen
dbar-

keitMa
ssiv-

bau
Anwen

dbar-
keitHH

und 
HH_NB

L
Anwen

dbar-
keitRH

bis 
GMH

1 
Nein

-
1 

0 
1967

-
1,9

-
-

-  
Ja

Ja
Ja

Ja
2 

Nein
-

2 
1968 

1977
DIN 41

08
1,2

-
-

 - 
Ja

Ja
Ja

Ja
3 

Nein
-

3 
1978 

1981
WSchV

 78
1,2

-
-

 - 
Ja

Ja
Ja

Ja
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ID 
Im Urzu- stand

Fremd
-

schlüss
el 

energe
tische 

Stamm
daten 

Quali- täts- stufe  [-] 
Sanie- rungsja

hr
von [a]

Sanie- rungsja
hr

bis[a]
Orienti

erung 
an

U-Wer
t

[W/ (m² K)
]Investi

ti-
on*[€/

m²]Preis- stand [a] 
Beschr

eibung
Anwen

dbar-
keitFa

ch-
werk

Anwen
dbar-

keitMa
ssiv-

bau
Anwen

dbar-
keitHH

und 
HH_NB

L
Anwen

dbar-
keitRH

bis 
GMH

4 
Nein

-
4 

1982 
1994

WSchV
82

1,2
-

-
 - 

Ja
Ja

Ja
Ja

5 
Nein

-
5 

1995 
2001

WSchV
 95

0,5
-

-
 - 

Ja
Ja

Ja
Ja

6 
Nein

-
6 

2002 
2003

EnEV 0
2

0,5
-

-
 - 

Ja
Ja

Ja
Ja

7 
Nein

-
7 

2004 
2006

EnEV 0
4

0,45
-

-
 - 

Ja
Ja

Ja
Ja

8 
Nein

-
8 

2007 
2008

EnEV 0
7

0,45
60

2009 
HH, HH

_NBL
Nein

Ja
Ja

Nein
9 

Nein
-

9 
2007 

2050
EnEV 0

9
0,24

70
2009 

HH, HH
_NBL

Nein
Ja

Ja
Nein

10 
Nein

-
10 

2007 
2050

EnEV 0
9-30%

0,17
73

2009 
HH, HH

_NBL
Nein

Ja
Ja

Nein
11 

Nein
-

11 
2007 

2050
EnEV 0

9-50%
0,12

76
2009 

HH, HH
_NBL

Nein
Ja

Ja
Nein

13 
Nein

-
8 

2007 
2008

EnEV 0
7

0,45
58

2009 
Sonstig

er 
Massiv

bau
Nein

Ja
Nein

Ja
14 

Nein
-

9 
2007 

2050
EnEV 0

9
0,24

69
2009 

Sonstig
er 

Massiv
bau

Nein
Ja

Nein
Ja

15 
Nein

-
10 

2007 
2050

EnEV 0
9-30%

0,17
73

2009 
Sonstig

er 
Massiv

bau
Nein

Ja
Nein

Ja
16 

Nein
-

11 
2007 

2050
EnEV 0

9-50%
0,12

76
2009 

Sonstig
er 

Massiv
bau

Nein
Ja

Nein
Ja

17 
Nein

-
8 

2007 
2008

EnEV 0
7

0,45
58

2009 
Fachwe

rk
Ja

Nein
Nein

Ja
18 

Nein
-

9 
2007 

2050
EnEV 0

9
0,24

69
2009 

Fachwe
rk

Ja
Nein

Nein
Ja

19 
Nein

-
10 

2007 
2050

EnEV 0
9-30%

0,17
73

2009 
Fachwe

rk
Ja

Nein
Nein

Ja
20 

Nein
-

11 
2007 

2050
EnEV 0

9-50%
0,12

76
2009 

Fachwe
rk

Ja
Nein

Nein
Ja

24 
Ja

1
0 

- 
-

-
1,7

-
-

 - 
Nein

Nein
Nein

Nein
25 

Ja
2

0 
- 

-
-

1,39
-

-
 - 

Nein
Nein

Nein
Nein

26 
Ja

3
0 

- 
-

-
0,86

-
-

 - 
Nein

Nein
Nein

Nein
27 

Ja
4

0 
- 

-
-

1,44
-

-
 - 

Nein
Nein

Nein
Nein

28 
Ja

5
0 

- 
-

-
0,8

-
-

 - 
Nein

Nein
Nein

Nein
29 

Ja
6

0 
- 

-
-

0,68
-

-
 - 

Nein
Nein

Nein
Nein

30 
Ja

7
0 

- 
-

-
0,77

-
-

 - 
Nein

Nein
Nein

Nein
31 

Ja
8

0 
- 

-
-

0,49
-

-
 - 

Nein
Nein

Nein
Nein

32 
Ja

9
0 

- 
-

-
0,45

-
-

 - 
Nein

Nein
Nein

Nein
33 

Ja
10

0 
- 

-
-

0,45
-

-
 - 

Nein
Nein

Nein
Nein

34 
Ja

11
0 

- 
-

-
1,9

-
-

 - 
Nein

Nein
Nein

Nein
35 

Ja
12

0 
- 

-
-

1,7
-

-
 - 

Nein
Nein

Nein
Nein

36 
Ja

13
0 

- 
-

-
1,7

-
-

 - 
Nein

Nein
Nein

Nein
37 

Ja
14

0 
- 

-
-

0,93
-

-
 - 

Nein
Nein

Nein
Nein

38 
Ja

15
0 

- 
-

-
1,44

-
-

 - 
Nein

Nein
Nein

Nein
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ID 
Im Urzu- stand

Fremd
-

schlüss
el 

energe
tische 

Stamm
daten 

Quali- täts- stufe  [-] 
Sanie- rungsja

hr
von [a]

Sanie- rungsja
hr

bis[a]
Orienti

erung 
an

U-Wer
t

[W/ (m² K)
]Investi

ti-
on*[€/

m²]Preis- stand [a] 
Beschr

eibung
Anwen

dbar-
keitFa

ch-
werk

Anwen
dbar-

keitMa
ssiv-

bau
Anwen

dbar-
keitHH

und 
HH_NB

L
Anwen

dbar-
keitRH

bis 
GMH

39 
Ja

16
0 

- 
-

-
1,21

-
-

 - 
Nein

Nein
Nein

Nein
40 

Ja
17

0 
- 

-
-

0,8
-

-
 - 

Nein
Nein

Nein
Nein

41 
Ja

18
0 

- 
-

-
0,68

-
-

 - 
Nein

Nein
Nein

Nein
42 

Ja
19

0 
- 

-
-

0,5
-

-
 - 

Nein
Nein

Nein
Nein

43 
Ja

20
0 

- 
-

-
0,35

-
-

 - 
Nein

Nein
Nein

Nein
44 

Ja
21

0 
- 

-
-

0,35
-

-
 - 

Nein
Nein

Nein
Nein

45 
Ja

22
0 

- 
-

-
1,9

-
-

 - 
Nein

Nein
Nein

Nein
46 

Ja
23

0 
- 

-
-

1,45
-

-
 - 

Nein
Nein

Nein
Nein

47 
Ja

24
0 

- 
-

-
1,64

-
-

 - 
Nein

Nein
Nein

Nein
48 

Ja
25

0 
- 

-
-

1,44
-

-
 - 

Nein
Nein

Nein
Nein

49 
Ja

26
0 

- 
-

-
1,21

-
-

 - 
Nein

Nein
Nein

Nein
50 

Ja
27

0 
- 

-
-

0,74
-

-
- 

Nein
Nein

Nein
Nein

51 
Ja

28
0 

- 
-

-
0,8

-
-

- 
Nein

Nein
Nein

Nein
52 

Ja
29

0 
- 

-
-

0,66
-

-
- 

Nein
Nein

Nein
Nein

53 
Ja

30
0 

- 
-

-
0,28

-
-

- 
Nein

Nein
Nein

Nein
54 

Ja
31

0 
- 

-
-

0,28
-

-
- 

Nein
Nein

Nein
Nein

55 
Ja

32
0 

- 
-

-
0,28

-
-

- 
Nein

Nein
Nein

Nein
56 

Ja
33

0 
- 

-
-

1,21
-

-
- 

Nein
Nein

Nein
Nein

57 
Ja

34
0 

- 
-

-
1,46

-
-

- 
Nein

Nein
Nein

Nein
58 

Ja
35

0 
- 

-
-

1,45
-

-
- 

Nein
Nein

Nein
Nein

59 
Ja

36
0 

- 
-

-
1,45

-
-

- 
Nein

Nein
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A.2 Plausibilisierung der Startbestandserstellung Tabelle 135: Abweichung der Wohnflächen und Wohneinheitenanzahl (inkl. Leerstand) im Jahr 2006 gemäß AWOHM von den vom IWU im Jahr 2007 veröffentlichten Werten differenziert nach Gebäudetyp (ohne Sonderbauten) und Baualtersklasse (eigene Be-rechnung; Datengrundlage für Vergleichswerte: IWU 2007)  Kenn-wert Ge-bäude-typ -1918(Fach-werk) -1918 (Massiv-bau) 1919-1948 1949-1957 1958-1968 1969-1978 1979-1983 1984-1994 1995-2001 2002-2006 Alle

Wohnf
läche EFH 25% 15% 34% 25% 11% -6% -1% -12% -38% -23% 0%RH - 11% 41% 19% 7% 5% 20% -2% -5% -20% 9%MFH 3% 23% 18% 17% 4% 17% -6% 16% -39% 22% 6%GMH - 29% 5% 19% 12% -1% - - - - 13%HH - - - - 21% 7% - - - - 14%

Wohne
inhei-

tenanz
ahl EFH 24% -15% 11% 3% 4% 3% -4% -20% -38% -12% -6%RH - -3% 19% -11% -12% 0% 8% -18% -20% -21% -5%MFH -7% 16% 16% 3% 1% 23% -8% 8% -44% 23% 1%GMH - 24% 0% -1% -1% -4% - - - - 2%HH - - - - 27% 16% - - - - 22%Tabelle 136: Abweichung der Wohnflächen und Wohneinheitenanzahl (inkl. Leerstand) im Jahr 2006 gemäß AWOHM von den vom IWU im Jahr 2007 veröffentlichten Werten differenziert nach Gebäudetyp (nur Sonderbauten) und Baualtersklasse (eigene Berech-nung; Datengrundlage für Vergleichswerte: IWU 2007) Kennwert Gebäudetyp 1946-1960 1961-1969 1970-1980 1981-1985 1986-1990 Alle Wohnfläche MFH_NBL 324% 48% - - - 150%GMH_NBL - - 65% -11% 27% 29%HH_NBL - - -35% 28% - -22%Wohnein-heitenanzahl MFH_NBL 210% 51% - - - 122%GMH_NBL - - 66% -12% 27% 29%HH_NBL - - -37% 50% - -22%  
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A.3 Ergänzung zur Identifizierung „sozialer Brennpunkte“ 

Abbildung 53: Normiertes Heterogenitätsmaß (Summe der Fehlerquadratsummen in-nerhalb von Clustern) in Abhängigkeit von der Clusteranzahl bei der Identifizierung „sozialer Brennpunkte“ für Selbstnutzer im Szenario Staatssicht 11 MA 

Abbildung 54: Normiertes Heterogenitätsmaß (Summe der Fehlerquadratsummen in-nerhalb von Clustern) in Abhängigkeit von der Clusteranzahl bei der Identifizierung „sozialer Brennpunkte“ für Mieter im Szenario Staatssicht 11 MA 
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